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« Es ist zweifellos , dass in der Schweiz das Terrain 

für die Entscheidung der ethisch, hygienisch und national- 
ökonomisch so wichtigen, die Prostitution und die venerischen 
Krankheiten betreffenden Fragen noch zuwenig vorbereitet ist.» 

Dr. Scfamid und Prof. Dr. Jadassohn in ihrem Bericht an 
den schweizerischen Bundesrat über die I. Brüsseler Konferenz 
zur Verhütung der Syphilis etc., Sanitarisch-demographisches 
Wochenbulletin der Schweiz 1900, S. 396. 

Die Wahrheit dieser Worte wird jedem ersichtlich werden, 
der ohne Voreingenommenheit an die Betrachtung der in 
dieser Abhandlung geschilderten Bestrebungen und Kämpfe 
herantritt. 

Die Schrift verfolgt einen doppelten Zweck. 

Einmal will sie jene Bestrebungen und Kämpfe zur un- 
parteiischen Darstellung bringen und so einen Beitrag zur 
Tagesgeschichte liefern über Ereignisse, die an sich schon für 
jeden aufmerksamen Betrachter des Volkslebens des psycho- 
logischen Reizes nicht entbehren und namentlich einen Beitrag 
zur Psychologie der Volksrechte, insonderheit der Initiative, 
bilden. Damit soll zugleich auch die Kenntnis der Prostitutions- 
frage in weitere Kreise verbreitet und so „das Terrain" für 
die „Entscheidung" dieser Frage in etwelchem Masse bearbeitet 
werden. 

Dieser eine Zweck allein hätte indessen zur Publikation 
der tagesgeschichtlichen Studien und Betrachtungen nicht hin- 
gereicht. Dazu war ein weiteres erforderlich, das dringender 
zum Heraustreten in die Öffentlichkeit mahnte: 

Ein Schweizerisches Strafgesetzbuch steht vor der Tür 
und begehrt Einlass in die Bundesgesetzgebung. 

Ein grosser nationaler Fortschritt wird durch dieses Ein- 
heitswerk — das vom Schweizervolk und den Ständen grund- 
sätzlich beschlossen ist — unter allen Umständen verwirklicht 
werden. 
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Das Strafgesetzbuch muss auch Stellung nehmen zur Pro- 
stitutionsfrage ; die Vorentwürfe haben das denn auch getan. 

Hier setzt der zweite, weitere Zweck der vorliegenden 
Abhandlung ein. 

Über Anlage und Einteilung der Schrift geben Einleitung 
und Inhaltsverzeichnis Aufschluss, über die Grundgedanken, 
von denen sie ausgeht, das Schlusswort. Die Darstellung der 
Tagesgeschichte hat, um ihren Zweck erfüllen zu können, 
eingehend sein müssen, und es konnten dabei Erwähnungen 
von Persönlichkeiten nicht unterbleiben, die in diesen Dingen 
in den vordersten Reihen gestanden. Das Lob der Unpartei- 
lichkeit dürfte aber der Berichterstattung nicht vorenthalten 
werden. 

Herzlichen Dank für Mitteilung und Zugänglichmachung 
von Material schulde ich den Herren Dr. Schmid, Direktor des 
eidg. Gesundheitsamtes, in Bern; Kantonsrichter G. Correvon, 
in Lausanne; Stadtrat Welti, in Zürich; Dr. R. Hottinger, in 
Zürich ; E. Picot, vormals Juge ä la Cour de Justice, in Genf, 
jetzt Bundesrichter ; ferner Mitgliedern der Stadtbehörden von 
Bern und Biel. 

Die Arbeit ist vor langem begonnen und nicht in einem 
Guss vollendet worden ; gerade in die Zeit der Bearbeitung 
fielen die wichtigsten Vorgänge auf dem besprochenen Gebiete 
in Deutschland wie in Frankreich. Es sei daher bemerkt, dass 
das Manuskript Ende August 1905 fertiggestellt wurde. 

August Foreis berühmtes Buch über die sexuelle Frage 
konnte keine eingehende Berücksichtigung mehr finden. Übrigens 
ist Foreis Standpunkt in der Prostitutionsfrage bekannt, seine 
Argumentationsweise aber derart, dass eine Verständigung 
oder auch nur eine Diskussion schlechterdings unmöglich ist. 

Lausanne, August 1905. 
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Ferner sei ein- für allemal als Literatur für die ganze Abhand- 
lung zitiert: Dr. JP. Schmid und Prof. Jadassokn, Die Prostitution 
und die venerischen Krankheiten in der Schweiz, und dazu : Bericht 
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Eine Übersicht, die sich aber gänzlich nur auf dem Boden der 
altem Prostitutionsliteratur von Hügel u. s. w. bewegt, gibt Miller^ 
die Prostitution (2. Aufl., J. F. Lehmann 1898). 

Im übrigen ist hier nicht der Ort, die ungeheure Fülle von 
Literatur über Prostitution, die namentlich in den letzten Jahren 
aufgetaucht ist für und wider die Reglementierung, zu zitieren. 
Hervorgehoben sei nur noch das Werk von Blasehko, Hygiene der 
Prostitution und der venerischen Krankheiten. Jena 1900. 

Mannigfache Aufsätze siehe in der unter anderen im Text an- 
geführten Zeitschrift für Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten^ 
Leipzig, Ambrosius Barth, seit 1903. 



Nachträge und Berichtigungen. 

Zu Seite 55 am Schlüsse des ersten Abschnittes: Der Schlusssatz 
stimmt nicht ganz : Angeregt durch das 30jährige Jubiläum der « Fed^ration 
internationale», das im September 1905 in Neuen bürg (Schweiz) stattfand, 
und im Zusammenhang mit einem Gesetzesprojekt Odier zur Unterdrückung 
des Zuhältertwn^ (Abänderung des Gesetzes vom 26. September 1888) — 
scheinen die Genfer Abolitionisten — die « Nationalpartei » an der Spitze — 
die Abolitionsfrage wieder aufrollen zu wollen. Der « Genevois » hat bereits 
dagegen Stellung genommen. 

In diesem Zusammenhang sei über die Genfer Parteiverhältnisse kurz 
bemerkt : 

Die beiden Hauptparteien sind : a) Die <^ Demokraten i>^ die am besten 
als lAberalkonsei'vative bezeichnet werden, die sich aber jene Bezeichnung 
nicht grundlos beilegen, da sie die Einführung von Referendum und Initiative 
durchgesetzt haben. Zu dieser Partei hält die Grosszahl der akademisch 
Gebildeten, ferner der zahlreiche höhere Handelsstand. In kirchlicher 
Beziehung umfasst sie sowohl Angehörige der Nationalkirche als der freidh 
Kirche, ja auch Freidenker. Wirtschaftlich ist sie anti-sozialistisch, 
grösstenteils manchesterlich. 

b) Die Badikalen sind die Nachfolger des Regimes Fazy, aber in 
moderner Fassung; seit Favon ist ein Flügel davon mit Sozialismus ge- 
sättigt oder wenigstens sozialen Reformen im Prinzip nicht abgeneigt. 
Diese Partei hält sich zu der freisinnig-demokratischen Partei der Schweiz, 
von der sie aber manche Fragen, z. B. in Militärsachen und im Zusammen- 
gehen mit den Sozialisten, trennen. Es gehören ihr Reformierte, Katholiken 
und Freidenker an ; sie umfasst, ausser akademisch Gebildeten, viele Handel- 
treibende, Gewerbsleute und Arbeiter. Zu ihr hält meistens die Mehrzahl 
der in Genf zahlreichen Deutschschweizer. 

Um diese grossen Parteien gruppieren sich: Die o^Independenten^y 
d. h. Römisch-katholische, die nunmehr meist mit den Demokraten zu- 
sammengehen; — 

Die Sozialisten, die in der Mehrzahl eine stark anarchistelnde Tendenz 
zeigen. 

Endlich die ganz kleine ^ Nationalpartei » ; sie wird am besten als 
evangelisch-soziale Gruppe bezeichnet. 

Zu Seite 80: Artikel 29 der Zürcher Staatsverfassung vom 18. April 
1869 regelt das «Vorschlagsrecht des Volkes» (der Stimmberechtigten) in 
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der Weise, das8 5000 Stimmberechtigte das Begehren nach Erlaßß, Auf- 
hebung oder Abänderung eines Gesetzes (oder eines verfassungsmässig 
nicht ausschliesslich in die Befugnis des Eantonsrates fallenden Beschlusses) 
stellen dürfen, sei es in Form der einfachen Anregung, sei es in Form 
eines ausgearbeiteten Entwurfes, wobei das Begehren im einen wie im 
andern Falle zu begründen ist. Die Initiative ist vom Eantonsrate zu 
begutachten ; er kann — bei einfacher Anregung — ein Gesetz auf Grund- 
lage derselben ausarbeiten und erst dieses zur Volksabstimmung bringen; 
im übrigen hat die Volksabstimmung über den Gesetzesentwurf zu erfolgen, 
wobei dem Kantonsrat das Recht zusteht, daneben auch einen abgeänderten 
Entwurf vorzulegen. *) 

Zu Seite 85 f.: In der Neu- Ausgabe des zürch. StGB, vom 6. Dez. 
1897, ist die Reihenfolge der Artikel nun folgende : 

Gegenvorschlag § 121 ist nun § 119 

» § 121a » » § 120 

» § 122 » » § 121 

§ 122a » » § 122 

§ 122b » » § 123 

§ 123 » ^ l 124 

» § 123a » » § 125 

p § 123b » » § 126 

» § 123c » » § 127 

» § 123d » » § 128 

» § 123e » » § 129 

Zu Seite 228, am Schlüsse des 3. Ahscttzes: Ein Weg Hesse sich 
endlich auch in Anwendung des Art 23 VE finden, der lautet : « Die Tat, 
die ein Gesetz unter bestimmten Voraussetzungen gebietet, erlaubt oder 
straflos erklärt, ist in diesem Falle kein Verbrechen. » Es bedürfte jedoch 
einer besondern Untersuchung, die hier zu weit führen würde, um zu 
prüfen, ob auf Grund dieses Artikels Ausnahmen zum Bordellverbot sta- 
tuiert werden könnten, und zwar von den Kantonen. 



^) Für das nähere : Sträuli, Kommentar zur Verfassung des eidg. Standes 
Zürich, S. 137 ff. 
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Einleitung. 



Es ist bekannt, dass das Mittelalter darauf verzichtet hat 
— die Unmöglichkeit einsehend — , die Prostitution auszurot- 
ten. Es hat vielmehr die Institution der sogenannten Frauen- 
häuser eingeführt, mit dem ausgesprochenen doppelten Zwecke, 
die Prostitution in gewisse Orte einzudämmen, dadurch die 
Unschuld der ehrbaren Frauen und Mädchen zu behüten, an- 
derseits eine hygienische und sanitarische Kontrolle zu er- 
möglichen. 

Die Reformation war es, die zuerst mit Energie, und zwar 
ausschliesslich vom christlich-religiösen Standpunkte aus, den 
Kampf gegen diese Einrichtung aufnahm (womit nicht gesagt 
sein soll, dass nicht auch die katholische Kirche dann und 
wann gegen die Duldung der Frauenhäuser aufgetreten sei). 
Die grundsätzliche Losung war: Ausrottung der Prostitution. 
Dazu machte auch die ungefähr zur gleichen Zeit heftig auf- 
tretende Syphilis den Frauenhäusern mancherorts den Ga- 
raus 1). 

Vom 17. und namentlich vom 18. Jahrhundert an nahm 
wiederum die Duldung der Prostitution die Oberhand. Speziell 
kam auch wieder die Duldung der jetzt sogenannten öffent- 
lichen Häuser, Toleranzhäuser, Bordelle auf. Seitdem haben 
Verfolgung und Duldung abgewechselt, und es sind hierbei 
im einzelnen noch verschiedene Formen zu unterscheiden. 

Eine Hauptform der Duldung ist die Duldung von öffent- 
lichen Häusern, sowie (beziehungsweise oder) von Ein- 
zeldirnen unter staatlicher Aufsicht, die sogenannte Reglemen- 
tierung. Diese hat den doppelten Zweck, einerseits durch die 
Duldung eines als unausrottbar erkannten Übels in beschränk- 
tem Masse das Eindringen der Prostitution in weitere Kreise, 
in die breiteste Öffentlichkeit und alle Schichten der Gesell- 



*) Vgl. Radeck', «Geschichte der öffentlichen Sittlichkeit», S. 36 ff., der aber 
den Anteil der Reformation an der Bekämpfung der Prostitution nicht genügend 
würdigt. 
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Schaft zu verhüten, anderseits durch die sanitarische Zwangs- 
kontrolle — der die Prostituierten unterworfen sind — die 
Ausbreitung der Geschlechtskrankheiten nach Möglichkeit zu 
verhüten. 

Lange Zeit galt dieses System — als dessen Begründer 
in Frankreich geradezu Napoleon I. gelten darf — als uner 
schütterlich. Die Angriffe dagegen, die nur von kirchlicher 
Seite ausgingen i), waren nirgends anhaltend. 

Da trat von England aus ein neuer Gedanke auf den Plan. 

In England, das bis dahin vollständige Freiheit der Pro- 
stitution — also volle Duldung ohne Reglementierung — ge- 
habt hatte, wurde zur Eindämmung der schrecklichen Ver- 
breitung der venerischen Krankheiten in den Jahren 1864 und 
1866 die sanitätspolizeiliche Reglementierung, vorläufig nur 
für eine bestimmte Anzahl von Hafen- und Garnison-Städten, 
eingeführt durch die sogenannten Contagious deseases acta. 

Gegen diese «Acts» wurde alsbald ein Kreuzzug eröffnet 
— von Frauenseite. Es war M"™® Josefine Butler, die diesen 
« Kreuzzug >, wie sie ihn selbst nannte, organisierte. Im Jahr 
1875 erschien ihre «Stimme in der Wüste», eine Sammlung 
der von ihr in Konferenzen in England und später auch auf 
dem Kontinent gehaltenen Reden. 

Der Erfolg blieb nicht aus. In England wurden 1886 die 
«Acts» wieder abgeschafft. 

Die Bekämpfer der «Acts» hatten zwei Hauptargumente 
gegen diese ins Feld geführt: die persönliche Freiheit der 
Frauenspersonen, also auch der Prostituierten, und die ethi- 
sche Stellung des Staates, der nicht durch Reglementierung 
einen Pakt mit dem Laster schliessen dürfe. Ihr Ziel war 
nicht die Verfolgung oder gänzliche Unterdrückung der Pro- 
stitution, sondern ausschliesslich die Bekämpfung und Ab- 
schaffung der Reglementierung. 

Auf diesem Boden und mit diesen Grundsätzen wurde 
schon im Jahre 1875 die Internationale Föderation zur Be- 
kämpfung der staatlich reglemeiitierten Prostitution gegrün- 
det, die Föderation britannique continentale et generale contre 
la Prostitution patentee, odcM* die Fed4ration aholitioniste in- 
ternationale, 

Sie geht davon aus, dass die Prostitution als solche kein 
Vergehen ist, indem sie nur das moralische Gewissen des Ein- 
zelnen angehe, dass aber die staatliche Reglementierung der 
Prostitution abzuschaffen sei im Interesse der persönlichen 



*) So namentlich Anfang der Fflnfzigerjahre in Berlin, was zur Aufhebung^ 
der Bordelle dortselbst auf ]. Januar 1857 führte. 
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Freiheit der Frauen und in demjenigen der Würde des Staa- 
tes, der Sittlichkeit. Dagegen nimmt sie ferner auf ihr Pro- 
gramm die Bekämpfung der öffentlichen Manifestation der Pro- 
stitution und namentlich diejenige der Kuppelei, soweit sie 
konstatiert werden kann, ohne die Einführung einer neuen 
Form der Sittenpolizei, also insbesondere der Duldung der 
öffentlichen Häuser. Ja, da wo diese — vom Staate geduldet 
und überwacht — bestehen, richtet sich ihr Hauptkampf vor 
allem hiergegen. 

Die Grundsätze der Föderation sprechen sich am deut- 
lichsten in folgendem Paragraph ihrer Statuten aus: 

< Da die Prostitution kein Vergehen im strafrechtlichen 
« Sinne ist, sondern ein Laster, welches nur das eigene Ge- 

< wissen angeht, so erklärt die Föderation, dass die Einmi- 
« schung des Staates auf sittlichem Gebiete sich auf folgende 
« Punkte beschränken müsse, resp. zu beschränken habe: 

« Bestrafung der Unzucht begangen oder versucht mit 
€ Minderjährigen oder Personen, welche nicht im Besitze der 
« normalen Geistes- oder vollen Sinneskräfte sind. 

« Bestrafung der Unzucht, vollzogen oder versucht durch' 
« Gewalt oder List, gegen Personen jeden Alters und jeden 

< Geschlechts. 

« Bestrafung des öffentlichen Verstosses gegen die Scham- 
« haftigkeit. 

« Bestrafung der öffentlichen Aufforderung zur Aus- 
« Schweifung und der Kuppelei und denjenigen ihrer Kund- 
« gehungen, welche konstatiert werden können, ohne unter 
« einer neuen Form das Regime der Sittenpolizei zurück- 
« führen zu wollen. 

« In den Fällen, wo die Kuppelei gesetzlich verfolgt wird, 

< sind diejenigen, welche die Unterhändler bezahlen und von 
« ihrem Gewerbe Nutzen ziehen, als Mitschuldige zu betrachten. 

« Die Föderation erklärt also, dass allen gesetzlichen, die 
« Unzucht betreffenden Bestimmungen Mann und Frau in glei- 
« eher Weise zu unterwerfen sind. » 

(A. Pappritz im « Abolitionist », I. Jahrgang, 1. Heft. 
S. 3 f.) 

Damit ist die Frau in den Kampf gegen die Reglementie- 
rung der Prostitution eingetreten. 

Im Punkte der Bekämpfung der staatlichen Reglementie- 
rung decken sich die Forderungen der Abolitionisten mit den- 
jenigen, die die Prostitution in jeglicher Form (z. B. auch der- 
jenigen der Duldung der Prostitution im eigenen Hause, ohne 
Gewerbsmässigkeit) mit dem Strafgesetze bekämpfen wollen. 
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die dadurch indirekt oder sogar direkt die Prostitution über- 
haupt als solche vernichten wollen, die von uns so genannten 
Pönalisten, die nach ihrer Auffassung auch die Moralisten 
kaf exochen genannt werden können. Sie liefern das Haupt- 
kontingent der in der neuern Zeit überall auftauchenden so- 
genannten Sittlichkeitsvereine, der Vereine «zur Hebung der 
öffentlichen Sittlichkeit»; ja, diese setzen sich an den meisten 
Orten grösstenteils aus ihnen zusammen, während an andern 
Orten auch grundsätzliche Abolitionisten zur Mitgliedschaft 
gehören. 

Zum Abolitionismus bekennt sich dagegen in neuester 
Zeit vorzugsweise alles, was der «Frauenbewegung» huldigt. 
Und noch eine andere, von einer ganz andern Weltanschauung 
als die Moralisten ausgehende Richtung ist im Abolitionismus 
vertreten : jene fortschrittliche Richtung ist im Abolitionismus 
als das zu erstrebende Zukunftsideal ansieht. Namentlich hat 
sich — in Deutschland unter Bebeis Führung — ein grosser 
Teil der Sozialisten zu Grundsätzen bekannt, die sich mit denen 
der Abolitionisten-Föderation decken. Mit einem sehr richti- 
gen Schlagwort haben Flesch und Wertheimer (S. 77) die Abo- 
litionisten bezeichnet als « die Vertreter der Gleichberechti- 
gung des Individuums, auch wo es zur Dirne geworden ist». 

Drei grosse Richtungen stehen also einander gegenüber : 

Die einen — Pönalisten oder Moralisten (deutsche und 
deutschschweizerische Sittlichkeits vereine) — sehen die Auf- 
gabe des Staates darin, die Prostitution in allen ihren Erschei- 
nungen gleich einem Verbrechen oder als solches mit der Härte 
des Strafgesetzes zu verfolgen. Diese Richtung verlangt na- 
mentlich die strengste Verfolgung jeglicher Kuppelei. Gegen 
die Prostituierten selbst bringt sie Haft, Ausweisung u. s. w. 
zur Anwendung. 

Am trefflichsten gelangte dieser Standpunkt zur Darlegung 
in der € Polizeiwissenschaft » von Rob. v. Mohl (3. Aufl., 
II. Bd., S. 622 ff.) 1). Sodann hat A. v. Oettingen ihn in mei- 
sterhafter Weise vertreten. Aus neuester Zeit sei angeführt: 
Roeren, Artikel «Sittenpolizei» im «Staatslexikon» (herausge- 
geben im Auftrage der Görres-Gesellschaft zur Pflege der Wis- 
senschaft im katholischen Deutschland), Bd. V. 

Demgegenüber stehen die Reglementaristen auf dem Stand- 
punkt, nicht unbedingte Verfolgung der Prostitution, sondern 
Eindämmung derselben und möglichste Verhütung der von ihr 
ausgehenden Gefahren, sei Aufgabe des Staates; daneben 



*) Dort auch die Übersicht über die gesamte ältere Literatur. 
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strenge Verfolgung der « Winkelhurerei » und der grössten 
Auswüchse der Prostitution überhaupt. Im einzelnen vertre- 
ten die Reglementaristen entweder das sogenannte Bordell- 
oder Kasernierungssystem, wonach die Prostitution in be- 
stimmte « öffentliche Häuser » verwiesen und konzentriert 
sein soll, oder dasjenige der sogenannten kontrollierten Ein- 
zeldirnen, oder beide Systeme zusammen. Das Hauptkontin- 
gent der Reglementaristen liefern die Ärzte und die Polizei- 
und Verwaltungsbeamten. 

Die Abolitionisten endlich erstreben die Abschaffung der 
Reglementierung und Freigabe der Prostitution, aber unter 
Bekämpfung der Kuppelei und der öffentlichen Verlockung zur 
Unzucht. Eine gewichtige Verstärkung erhält diese Richtung 
in der neuesten Zeit durch den Kampf gegen den Mädchen- 
handel. Doch sei schon hier bemerkt, dass diesem auch von 
reglementaristischer Seite Beachtung geschenkt wird. 

Die Bestrebungen des Abolitionismus, der zum erstenmal 
systematisch und mit mächtigster Agitation die Prostitutions- 
frage in das grosse Publikum getragen hat, haben zum min- 
desten das unbestreitbare Gute gehabt, eine Revision der An- 
schauungen hervorzurufen und die Frage ^uf ein höheres, ver- 
geistigteres Niveau zu stellen. Sie haben aber auch das weitere 
Gute, dass nunmehr in der Deutschen Gesellschaft zur Be- 
käm.pfung der Geschlechtskrankheiten^) sich eine Art Gegen- 
bewegung gebildet hat, die den hygienischen Standpunkt mut- 
voll und unentwegt ebenfalls in voller Öffentlichkeit vertritt 
und so Unendliches zur Aufklärung beizutragen berufen ist. 
^ Zwischen der abolitionistischen Föderation, wie sie in der 
Frauenbewegung vertreten ist, und der genannten Gesellschaft 
scheint sich in Deutschland der Kampf in der nächsten Zeit 
abspielen zu wollen. 

Diese verschiedenen Anschauungen spiegeln sich auch im 
Verhalten des Staates zur Prostitution wieder, und damit in 
der Gesetzgebung und Verwaltung. 

Übersichtlich lassen sich die verschiedenen Systeme, nach 
denen der Staat die Prostitution behandelt, die Stellung des 
Staates zur Prostitution und deren verschiedene Formen fol- 
gendermassen gruppieren; 



») S. u. S. 204 f. 
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a) Legale, 

d. h. mit Wissen und 

Willen des Gesetzes oder 

doch nicht gegen dessen 

Willen bestehende. 


h) Illegale, 
d. h. gegen den Willen 
des Gesetzes bestehende. 


1. Reglementierte (^0- 
lizeilich und sanita- 
risch üherwachte) 
Prostitution. 


Bordellprostitution 
(Frankreich etc. ; Genf, 
früher Zürich). 
Einzelprostitution (nach 
§ 361® des deutschen 
Reichsstrafgesetzes) . 

Das Ziel 
der Beglementaristen. 


Von der Polizei entgegen 
Gesetz geduldete Bor- 
delle (Deutschland 
mancherorts). 


2. Nicht reglementier- 
te (freie) Prostitu- 
tion. 


Vom Gesetz ignorierte 
freie Prostitution (Eng- 
land; von Schweizer- 
kantonen: Waadt, Neu- 
enburg, soweit Bestra- 
fung der Prostitution 
selbst betreffend). 

Überwachte Bordelle be- 
stehen nicht, wohl aber 
können freie bestehen, 
werden jedoch meist 
verfolgt. 

Das Ziel 
der Aholitionisten. 


Vom Gesetz verfolgte 
Prostitution. 

Winkelbordelle, Winkel- 
hurerei überhaupt, 
natürlich als uner- 
wünschte Folge (die 
meisten Schweizerkan- 
tone). 

Das Ziel 
der Pönalisten. 



Auch das kleine Gebiet der Schweiz bietet heute ver- 
schiedene Systeme dar. 

Auf dem Papier vertreten die Mehrzahl der kantonalen 
Strafgesetze den « pönalistischen » Standpunkt. 

Genf und Zürich werden in den folgenden Abschnitten 
besonders behandelt. 

Ebenso werfen wir später einen Blick auf einige andere 
Städte und auf die dortige Behandlung der Prostitution. 



Anhang zur Einleitung : Historische Miszellen. 

Siehe hierzu: M. Bndecky Geschichte der öflFentlichen Sittlichkeit in Deutsch- 
land (1897), IL Kap., Die Prostitution. (S. 25 ff.) 

Max Bauer, Das Geschlechtsleben in der »deutschen Vergangenheit (1902), 
S. 133 ff. 

Die uns zugänglichen Nachrichten über Frauenhäuser in den 
schweizerischen Städten sind spärlich. Wir beschränken uns auf fol- 
gende Notizen: 

Für Oenf siehe die interessante Zusammenstellung in dem unten zu er- 
wähnenden Buche von A. Onillot, S. 2—36. 



i — 



Die Entwicklung in Genf kann danach wie folgt zusammen- 
gefasst werden: Vom Anfang des 15. Jahrhunderts an (erste Nach- 
richt: 1. Oktober 1428) Verordnungen über die Dirnen und die Frauen- 
häuser. Strenge Lokalisierung und Kasernierung. Es wurde eine 
Diruenkönigin, reine du serail public, nach Rücksprache mit dem Bi- 
schof von Nizza, im Jahre 1503 erwählt. Ebenso 1512, nach einge- 
holter Erlaubnis des « Conseil episcopal ». (Guillot, S. 4.) 1535 Ver- 
treibung infolge Krieges. Erst 1555 mit der definitiven Niederlage 
der < Libertins > und dem Siege Calvins strenges Einschreiten gegen 
die Frauenhäuser und jegliche Kuppelei und Unzucht selbst ( « paillar- 
dise»). Geistliches Sittengericht. Von 1796 an — französische Inva- 
sion! — Umsichgreifen der Unzucht und Auftauchen von Bordellen. 
Steter Kampf des Konsistoriums. Das weitere s. u. S. 13 ff. 

1414 verweilte Kaiser Sigismund mit grossem Gefolge in Bern. 
€ Da erliess der Rat in den Frauenhäusern der Stadt den Befehl, ihre 
Insassen sollten alle Herren vom königlichen Hofe freundlich und 
unentgeltlich empfangen, und die Stadt selbst bezahlte die Dirnen an- 
statt des Kaisers», wofür dieser dem Rat öffentlich dankte. (Rudeck, 
S. 33, Bauer, S. 165.) 

In Bern und Zürich trugen die Dirnen rote Käppchen, in Basel 
eine besondere Art Mantel. Vgl. für Zürich ein Ratserkenntnis von 
1313, welches verordnet, « dass ein jeglich Fröwelin, die in offen 
Hüsern sitzend und die Wirtin die sie behaltend, tragen soln, wenn 
sie für die Herberge geht, ein rotes Käppeli auf dem Haupt und soll 
das Käppeli sin zusammengenäht». (Hch. Escher, Die Rechtsver- 
hältnisse, der Einfluss und die Sitten der Frauen, Aarau 1870; Blunt- 
schli, Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und Landschaft Zürich, 
1. Aufl., Bd. I, S. 160.) 

1449 wurde in Zürich ein Zuhälter in der Limmat ersäuft. 
(Bauer, S. 143.) 

Über die Zustände in Lausanne s. Martignier et de Crousaz, 

< Dictionnaire historique >, etc., Art. «Lausanne»: 

« Les moeurs 6taient fort rel&chees en la ville et cite de Lausanne 
des le XII® siecle, aussi bien dans le clerge que dans le peuple. Nous 
lisons dans la «Vie de saint Bernard >, que ce saint, qui etait venu k 
Lausanne au temps de l'öv^que Gut de Merlen, d^pose par le pape 
en 1143 pour ses debordements, deplorait avec amertume les desordres 
dont il avait 6te temoin en cette ville. II se plaignait surtout des dis- 
sensions interminables du clerge et du peuple, des debauches et de la 
fureur du jeu, tant chez les ecclesiastiques que chez les seculiers, des 
moeurs depravees des femmes de toutes les conditions, etc. 

Un siecle apr^s, en 1239, T^vöque St. Boniface, qui avait et6 ap- 
pele (1230) ä occuper le siege ^piscopal, adresse au peuple et au 
clerge de Lausanne une lettre pour leur annoncer son abdication; il 
Signale les memes debordements qui avaient si fort 6mu St-Bernard: 
« J'avais d'abord esp6r6, dit-il, de pourvoir ä mon salut en travail- 

< laut ä celui des ämes qui m'etaient confi^es; mais je n'ai pu ni gu6- 

< rir Babylone, ni rendre la sant6 ä Th^moroisse, dans laquelle 11 n'y 

< a rien de saint depuis la plante des pieds jusqu'au sommet de la töte. 

< Ne voulant donc plus travailler en vain dans une maison de fächerie 

< oü je ne puis ramener la paix, j'ai demand^ k grandes instances mon 

< abdication k monseigneur le pape, qui vient de me l'accorder avec 

< grande difficult^. » 

Dans les si^cles suivants, les moBurs ne s'etaientpas am^liorees; 
les desordres 6taient meme alles en augmentant, si nous en jugeons 
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par les fr^quents r^glements de police qu'on fut oblige de faire contre 
les prostitu^es qui habitaient les petites rues de la Cite-Dessous et 
venaient debaucher les p^lerins jusqu'ä la porte de Notre-Dame. 

En 1398, les Etats de Lausanne durent publier un rdglement 
qui chassa de la Cit6 toutes les femmes debauch^es et les forga d'aller 
demeurer k la rue du Colombier, entre la rue du Pre et les escaliers 
de la Roche. II leur fut d6fendu de porter robe blanche et capuchon 
blanc; afin qu'elles ne fussent pas confondues avec les femmes hon- 
n^tes, elles 6taient oblig^es de porter, comme signe distinctif, en ville 
et k la campagne, une lisiere de draps blanc de la largeur de deux 
doigts sur leur manche. 

Le mal etait si profondement implante que la Reformation, mal- 
gr6 les edits severes des Bernois, fut impuissante k y mettre un 
terme. 

En 1541, il se voyait ä Lausanne, dit Ruchat, < une abbaye, 

< comme on l'appelle dans ce pays, c'est-ä-dire une societe de jeunes 

< gens qui s'assemblaient et faisaient leurs exercices militaires deux 
« fois par an avec toutes sortes d'insolences ; c'^tait un veritable car- 

< naval. Ils couraient tout nus ou masques par la ville, repr^sentant 

< le dieu Bacchus. Ils chantaient des chansons impudiques, dansaient 

< en rond en pleine rue, buvaient et ivrognaient par les rues ou r6- 
« pandaient le vin, et k la fin de leurs divertissements, ils brülaient, 
« au milieu de la rue, le tonneau qu'ils avaient vid6 avec une infinite 

< de Singeries et d*extravagances. Ils prot6geaient tout ouvertement 

< les femmes et les filles de mauvaise vie, et quand on en mettait 
« quelqu'une en prison, ils allaient Ten tirer par force ou bien boire 

< et se divertir avec eile dans la prison. Ils maltraitaient les ministres 
« lorsqu'ils prechaient contre eux et les menagaient. Le Conseil et le 

< Consistoire de Lausanne voyaient tous ces desordres, et, soit par 
« mollesse, par crainte ou par conformit^ de moBurs, ils n'en punis- 

< saient point les auteurs. Le ministre Alexandre les en censura pu- 
« bliquement avec beaucoup de force Tan 1541. Ils en furent choqu^s 
« et lui en firent un proces d'injure. Le procfes fut porte ä Berne 
« devant le Conseil le 2 juillet 1541. Les parties furent accommod^es 
« et les injures enlev6es de. part et d'autre. Mais les d^putös de Beme 

< envoyes au pays pour les appellations au commencement de Tannöe 

< suivante eurent ordre d'assembler ä Lausanne les deux Conseils 
« et de leur reprocher leur n^gligence k r6primer les vices, de les 
« exhorter ä punir les vicieux et k abolir toutes ces momeries et ces 
« insolences, leur remontrant que LL. EE. n'6taient pas accoutum^es 
« k souffrir ces sortes de choses. La deputation n'ayant pas assez 
« op6r6 et les ministres de Lausanne, Pierre Viret et Beat Comte, 

< ayant encore recoiiru k LL. EE., elles abolirent cette abbaye scan- 
« daleuse par un edit, Tan 1544, et condamnörent les associes ä 100 
« 6cus d'or d'amende. > 

Le goüt du plaisir et de la dissipation fut toujours tres vif dans 
la Lausanne episcopale. On profitait de toutes les occasions pour 
banqueter et se röjouir. > Etc. 

Über die Savoyer Epoche in Lausanne spricht sich G. Cor- 

revon (Notice sur le developpement historique du droit p6nal 

dans le canton de Vaud, im Avant-projet de Code p6nal, 1879) 

wie folgt aus: 

La Prostitution n'^tait, para!t-il, pas punie, ou du moins rien 
ne r^tablit. Elle 6tait au contraire r6glement6e, puisque des statuta 
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de la Cour s^culiere de Lausanne, du 5 juin 1398, ordonnaient que 
les femmes de mauvaise vie devront habiter une nie speciale de la 
ville et devront porter un signe particulier sur leurs vetements. Les 
prostituees qui contreviennent k ce r^glement, payent 60 ecus d'amende. 

Ganz anders wurde gegen die Sittlichkeitsvergehen vorgegan- 
gen mit Einführung der Reformation, also unter der bernischen 
Herrschaft. Hier wurden spezielle « Lois consistoriales concernant 
la repression des delits contre les moeurs » erlassen (vgl. G. Corre- 
von, a. a. 0., S. 42 ff.): 

am 15. Dezember 1536 das Reformationsedikt, 

1597 der I. Code consistorial, 

1640 » IL > » 

1739 >IIL > > 

1787 > IV. > > 

Auch in die übrrgen Gesetze gingen Bestimmungen über 
Sittlichkeitsdelikte ein ; so bestimmte speziell der Cotitumier 
et Plaict gener al de Lausanney 1618: 

252. Des macquereaux et mac quer eile s. 

Tous macquereaux et macquerelles seront punis du coUier, au- 
quel publiquement ilz devront estre attachez par l'espace de trois 
heures, en signe d'infamie, et payeront dix florins de ban; et en cas 
qu'ils soyent perseverants en telz mechants actes, iceux seront exilez 
ä perp6tuit6 des terres de nos souverains seigneurs, sauf leur gräce. 

253. Des soustraiseurs. 

Tous ceux qui soustrairont fils, filles de familles, ou serviteurs 
et chambrieres de maison, seront mis en prison et demis de tout hon- 
neurs; et en outre seront aussi bannis des terres de nos souverains 
seigneurs, sauf leur gräce. 

In Winterthur wurde im Jahre 1468 durch Beschluss von Schult- 
heiss und Rat ein Frauenhaus errichtet. Im Jahre 1503 wurde für 
den < Frauenwirt > folgende Eidesformel festgesetzt: 

< Der Frauwenwirt sol schweren unsern Herren von Zürich 
Trüw und Warheit ouch Schultheiss und Räten Boten und Vorboten 
gehorsam ze sind, gemeiner Stadt Nutz zu fürdern und Schaden ze 
wenden, ouch allen Husrat, so er im Hus findet, lassen beliben. Und 
in diesen Eid genommen, kein falsch Spill noch Untrüw ze gestatten, 
imd alles argwenig Gut, so zum Spil oder zu den Frauwen in das 
Hus bracht würde, dessglichen alle Gotzlesterung, wo er das in sinem 
Hus hörte, dessglichen alle ander Unzuchten einem Schultheissen ze 
leiten, ouch kein unsuher Frauwen von der Blateren im Hus nüt ze 
halten; sondern das Frauwenhus alle Samstag ze Nacht, alle 12 Boten 
Abend auch alle Unser Frauwen und ander hochzitlich Abend ze be- 
schliessen und niemand darin ze halten. Darzu so er nüt mehr all- 
hie beliben wollte, nicht abzüchen, dann mit Wüssen eines Ratz und 
den Schulden unschädlich. > 

Übertretungen wurden scharf geahndet. Sie betrafen immer nur 
Frauen, nie Männer; im Jahre 1501 wurde die Frauenwirtin Ursula 
Erni von Stein um ihres diebischen Wesens willen lebenslänglich aus 
der Stadt verbannt; an ihre Stelle kam Apollonia Beck von Strass- 
burg, < ein vollkommenes Tugenbild >. Im Jahre 1493 musste gegen 
geheime Förderung der Unzucht eingeschritten werden. Das Frauen- 
haus wurde um 2 Gulden jährlich verliehen. Die letzte Nachricht 
findet sich im Jahre 1506 vor. (Aus: J. C. Troll, alt Rektor, Ge- 
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schichte der Stadt Winterthur, nach Urkunden bearbeitet. 1844. 
IV. Teil, 2. Hälfte, enthaltend die Sittengeschichte, S. 66 — 69.) 

In Basel 1534 Abschaffung des letzten Frauenhauses. Wurst- 
eisen in seiner Basler Chronik (1765— 1772) schrieb hierüber: «Wider 
das Frauenhaus, zur Lauss genannt, war bisher viel gepredigt, aber 
dennoch unabgetan geblieben. Dieser Zeit war es als eine offene 
Ärgernis und ein Schandfleck für das Evangelium, als ein Verderb- 
nis der Jugend und unleugbare Übertretung der Gesetze Gottes gänz- 
lich aberkannt. Denn obwohl man an andern Orten gerade anfangs 
der Kirchenreformierung dieses unehrbare W^esen abgeschafft, ist 
doch der geraeine Mann in solcher Beredung gestanden, man sollte 
diese Häuser bleiben lassen, um Ehebruch, Jungfrauenschändung und 
Sünden, die nicht zu nennen, zu vermeiden: ja, also im Wahne ge- 
wesen, als wenn sie keine frommen Töchter noch Frauen behalten 
könnten, man behielte denn diese gemeinen Häuser. Es hat aber 
Gott selbst der Stadt Basel hierüber den Weg gewiesen, da dieses 
Jahr die Metzenwirtin zur Lauss jämmerlich erstochen, das andere 
üppige Haus in der Malzgasse vor sechs Jahren durch den entzün- 
deten Pulverturm vom Himmel zerstört worden und Gott selbst das- 
jenige wirken müssen, was der Obrigkeit ziemt. > 

{Rudeck, S. 39.) 

Zuzugeben ist Rudeck und Bauer nach den beigebrachten Do- 
kimienten, dass die Aufhebung der Frauenhäuser im 16. Jahrhundert 
nicht einzig und allein dem Einflüsse der Reformation ziizuschreiben 
ist, sondern dass der materielle Rückgang der Häuser mitwirkte, der 
seinerseits seinfe Hauptursache im orkanartigen Auftreten der Syphi- 
lis hatte. 

Interessant sind die Kriminalstatuten von Bormio, von 1563^): 

Cap. 38. Di non battere le meretrici. 

. . . . e ordinato, che niuna persona debba battere le meretrici, 
che stanno in Bormio, ne rompere le porte delle loro case sotto pena 
di . . . . 

Also obrigkeitlicher Schutz der « meretrice >. 

Cap. 66. Della pena di quelli, che coabiteranno con donne non 
pubbliche. 

Cap. 67. Delli uomini, che tengono publiche meretrici: 

. . . . e ordinato, che il sig. Podestä .... abbino ogni autoritä, 
e potestä di castigare, e condamnare . . . . li uomini congionti in ma- 
trimonio, che tengono pubbliche meretrici, e tante volte siano casti- 
gati, quante saranno ritrovati . .• . 

Im Jahre 1601 hatte sich die eidgenössische Tagsatzung 
mit den fahrenden Weibern zu befassen. Das « Mandat der acht 
Orte betreffend Landstreicher und Bettler >y vom 20. Juli 1601, 
möge hier seinen Abdruck finden. 

«Wir von stett und landen der acht alten Orten loblicher Eid- 
gnosschaft raths-p ottschaften und gesandten, disser zyt uss bevelch 
und vollem gewalt unser aller herren und oberen uff dem tag der 
jarrechnung zu Baden in Ergöuw versampt, thund kunt menigclichem 
of fembar mit disserm brief: alss dann bisshar die starken bättler, 
land-strycher und gardknecht, sampt iren anhangenden huren allent- 
halben in einer Eidgnosschaft und derselben zugethonen stetten und 
f lacken hin und wider getzogen und beherbergt worden, die dann 



>) Zeitschrift fftr schweizerisches Recht, N. F. Bd. XXIV S. 159 ff., speziell 
S. 233 und 246. 
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allerhand diebstal, schand und Unzucht begangen und volbracht, und 
dem gemeinen man gantz beschwärlich tiberlegen, und damit nun sö- 
lich unütz und schädlich Volk uss dem land vertriben und mengclich 
vor inen gesichert werden möge, so habend wir uns gemeinlichen 
dessen berathschlagt und für gut angesechen, das man in allen un- 
seren orten und gemeinen vogtyen, wie ouch in allen unseren zuge- 
wandten stetten und flecken solch schädlich und beschwärlich gesind 
nit passieren noch durchM^andlen lasse, sonder widerumb hindersich 
in ir vatterland wyse, und so sy in etwas Verdachts und argwons 
werind, dieselbigen gefengclichen inziechen, güetlich und pynlich nach 
aller notturft examinieren und befragen, und uff gethone bekanntnus 
sy nach irem verdienen strafen. Dissern unsern rathschlag und not- 
wendig ahsechen wir allen unseren land Vögten in gemeinen unsern 
vogtyen, wie ouch zugewandten stetten und f lacken zugeschriben und 
inen mit ernst bevolchen, das sy demselbigen flyssig obhaltind und 
nachkommind. Und diewyl solche schädliche landstrycher und gard- 
knecht, sampt iren anhangenden huren, welche inen zum diebstal und 
allem übel ursach und anlass gabend, sich in der statt Baden und by 
den bederen meer weder an anderen orten inlassend und durchpas- 
sierend, so will die notturft erforderen, das man dieselbigen daselb- 
steii insonderheit nid dulden, sonder widerumb hindersich in ir vatter- 
land wysen solle. Derwegen innamen und uss uf gelegtem bevelch 
unser herren und oberen ist unser gantz ernstlichs und früntlichs ge- 
sinnen und vermanen an herren Schultheis und räth der statt Baden, 
das dieselbigen by inen in irer statt und by den bederen guete Ord- 
nung gebind und Verschaffung thüegind, das uf söliche starke bättler 
und gardknecht sampt iren by wonenden starken huren ein flyssigs 
uff Sachen gehalten, und sonderlichen das söliche an iren passen nit 
durchgelassen, sonder widerumb hindersich in ir vatterland gewisen 
werdind, und so sölich schädlich und unütz gesind in etwas verdachte 
oder argwons werind, das sy dieselbigen gefengclich inziechen und 
mit allem ernst nach notturft güetlich und pynlich examinieren und 
befragen, und demnach uff beschechne vergicht und bekanntnus inen 
ir verdiente straf wider faren lassind, damit der gemein man in stetten 
und uff dem land und menigclich vor inen gesichert blyben möge, wie 
wir dann inen, den gemelten Schultheis und räthen der statt Baden, 
getruwend, sy disserm unserm notwendigen ansechen flyssig statt thun 
und nachkommen werdind. In urkhund dis briefs, der mit dess from- 
men, erenvesten und wyssen unsers getrüwen, lieben landvogts zu 
Baden in Ergöuw Anthoni Clausers, des raths der statt Zürich, in- 
sigel innamen unser aller besigelt und geben den zwentzigsten tag 
des monats julii von der gepurt Christi gezelt einthusend sechsshun- 
dert und ein jar. > 

(Aus Rechtsquellen des Kantons Aargau. I. Teil, Stadtrechte, 2. Band: Stadt- 
rechte von Baden und Brugg, Nr. 258, S. 261 f. In der < Sammlung schweizerischer 
Kechtsquellen, herausgegehen vom schweizerischen Juristenverein >.) 

Über die Sittenpolizei in den Bädern (zu Baden) findet sich 
daselbst Nr. 145, S. 206, folgende Verordnung vom 15. Oktober 1520: 

«Uff mentag vor sant Gallen tag anno etc. XX^ habent min 
herren ein Schultheis und rat mit den beiden stattknechten, dem Wäch- 
ter und dem bettelvogt geredt von des uffhebens wegens zun bädern 
niden, das si an sambstagen, an unser frowen abent, an den zwölf 
botten abent, an den fronfasten mogent uffnemen, doch so söllent si 
deheinem an si gmach gan noch uff tun, sy wissent dann wol, das er 
ein metzen by im da in habe. Und ob ein priester har gen Baden 
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kerne und ein junckfrowen mit im brechte und ein gemach empfienge, 
den selben söllent si nit uffnemen; ob aber ein priester ein frye 
metzen zu im in sin kamer fürte, den mogent sy uffnemen. Sy söllent 
oueh eren lüten nit in ir kamer noch gemach gan, sy wissent dann 
wol, das er ein metzen by im hette; sy söllent ouch die, so si uff- 
heben, in der Satzung bescheidenlichen halten ie nach gestalt der per- 
sonen und des handeis, und insunders so söllent si kein dietrich mer 
bruchen noch haben. > 

Endlich seien noch mitgeteilt die Bestimmungen der Peinlichen 
Halsgerichtsordnung Kaisers Karl V., der sogenannte Carolina, des 
Strafgesetzbuches des deutschen Reiches vom Jahre 1532, über Kup- 
pelei. Sie lauten: 

Art. 122 mit der Überschrift: «Straff der jhenen so jre ehe- 
weiber oder Kinder durch böses geniess willen williglich zu unkeu- 
schen werken verkauffen. > « Item so jemandt sin eheweib oder kin- 
der, umb eynicherley geniess willen, wie der namen hett, williglich 
zu unehrlichen unkeuschen und schendtlichen werken gebrauchen 
lest, der ist ehrloss, und soll nach vermöge gemeiner rechten ge- 
strafft werden. > 

Art. 123, «Straff der verkuplung und helffen zum ehebruchi: 

< Nach dem zum dickermal, die unverstendigen weibsbilde, und 
zuvor die unschuldigen meydlein, die sunst unverleumbt ehrlich per- 
son sein, durch etliche böse menschen, mann und weiber, böser betrüg- 
licher weiss, damit jn jr junckfrewlich oder frewlich ehr entnommen, zu 
sündtlichen fley schlichen werken gezogen werden, dieselbigen boss- 
hafftigen kupier und küplerin, auch die jhenen so wissentlicher ge- 
verlicher und bosshafftiger weiss jre hewser darzu leihen, oder solches 
in jren hewsern zubeschehen gestatten, sollen nach gelegenheyt der 
Verhandlung und radt der rechtverstendigen, es sei mit Verweisung 
des landts, Stellung inn branger, abschneidung der oren, oder aus- 
hauung mit rutten, oder anderm gestrafft werden. > 

Strafbar war demnach nur die qualifizierte Kuppelei und die 
Verleitung ehrbarer Jungfrauen oder Ehefrauen zur Unzucht mit 
dritten Personen. 



Erster Teil. 
Die Kantone. 



Erster Abschnitt. 

Die abolitionistische Bewegung in Genf bis zur 
Volksabstimmung vom 22. März 1896. 

Hauptwerk: La lutte contre Texploitation et la reglementatioii du 
vice ä Geneve jusqu'au 22 mars 1896, histoire et documents, par 
Alexandre Guillot, pasteur, membre du comite de Tassociation 
abolitioniste genevoise. Geneve, Ch. Eggimann & Cie., 1899. 

Dieses Werk gibt einen ziemlich vollständigen Überblick 
über die zu schildernde Bewegung. Sein Hauptwert besteht in 
den zahlreichen Beilagen, « Documents >. Wir schliessen uns 
im folgenden überall, wo nicht etwas anderes bemerkt ist, mit 
Bezug auf den Gang der Ereignisse der Darstellung Guillots an. 

Siehe femer: Rapport präsente k la sous-commission chargee par le 
departement de justice et de police de s'occuper de la question 
de la Prostitution, par E. Picotf juge k la cour de justice, et 
Louis Bridel, professeur de droit k Tuniversite, k Geneve. 1890. 



Als am 15. April 1798 die Stadt Genf mit dem zuge- 
hörigen Lande der französischen Kepublik einverleibt wurde, 
gingen die Wogen der schrankenlosen Unzucht, genährt durch 
die Ideen und Stürme der Revolutionszeit, hoch. Zu jener 
Zeit scheinen denn auch zum ersten Male seit 1555 eigentliche 
« maisons de d^bauche » aufgetaucht zu sein ^). Es folgte nun 
ein steter Kampf des Konsistoriums gegen die öffentliche 
Unzucht^). Nach und nach, gezwungen durch die Umstände, 
scheinen die staatlichen bezw. städtischen Behörden dazu 
gelangt zu sein, zur Eindämmung der alles überflutenden 



*) Quillot, S. 10. 
') Qnillot, S. 7—35. 
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Unzucht eine polizeiliche Organisation und Keglementierung* 
vorzunehmen; erstmals 1809 findet sich ein Polizeireglement, 
und auf diese Wurzel scheint die Reglementierung der Pro- 
stitution in Genf zurückzugehen. Im Jahr 1817, drei Jahre 
nachdem Genf dem schweizerischen Staatenbund als letzter 
Staat angegliedert worden war, fand eine wichtige Gesetzes- 
änderung statt. Die französische Eroberung hatte Genf auch 
den französischen Code penal gebracht und damit die Kuppelei 
nur dann bestraft, wenn die Unzucht Minderjähriger dadurch 
befördert wurde. 

Durch Gesetz vom 11, Januar 18l7y betreffend die Un- 
sittlichTceitsdelikte, wurde die Kuppelei allgemein zum Delikt 
erhoben (Art. 2 des genannten Gesetzes). Ferner bestimmte 
Art. 3 über die Prostituierten: 

Art. 3 : Toute femme publiquement livr6e h la Prostitution 
pourra, par une simple mesure de police administrative, etre 
arret^e; et sur un ordre du lieutenant de police, eile pourra 
etre renferm^e dans une maison de correction, pour le terme 
d'un mois au plus ; et meme rc^duite au pain et h Teau, pen- 
dant trois jours au plus de chaque semaine de sa di^tention. 
La personne ainsi detenue, aura le droit de se pourvoir par 
requete au Conseil d'Etat, lequel pourra reformer cette mesure, 
ou en abr^ger la dur6e. L'ordre de d^tention qui sera inscrit 
sur le registre d'ecrou, devra rappeler cette facultö. 

Also; Auf der einen Seite Bestrafung jeglicher gewohn- 
heitsmässiger Kuppelei, auf der andern Seite Unterstellung 
der Prostituierten unter die Polizeigewalt. Durch letzteres Mittel 
wurde ganz offenbar eine gewisse beschränkte Duldung an- 
gestrebt; denn schon im Jahre 1819 finden wir eine Bemer- 
kung des Konsistoriums^), dass «l'inspection k laquelle les 
Alles publiques sont soumises peut leur faire croire qu'elles 
sont autorisees ä mener une semblable vie » . Von Jahr zu 
Jahr erneuerten sich die Klagen über die Zügellosigkeit der 
«filles publiques». Am 7. Dezember 1826 und 29. März 1827 
befasste sich das Konsistorium speziell mit der Frage der 
Einschränkung der Prostitution. Die mit dieser Frage betraute 
Kommission, der sich das Kollegium anschloss, sprach sieh 
über den Zweck des Gesetzes von 1817 und die Stellung der 
staatlichen Behörden sowie des Konsistoriums wie folgt aus: 

«Votre commission pense que le but de cette loi genevoise est 
de generaliser pour nous des punitions trop limitees par le Code 
penal fran^ais et qu'ainsi personne ni de Tun ni de l'autre sexe ne 
doit se trouver hors de cette loi commune, que par consequent l'eta- 



») Giiillot, S. 23. 
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blissement des femmes publiques ne doit pas etre autorise sous le 
pretexte que c'est un mal. necessaire. — Cependant les magistrats 
charges d'executer la loi rinterpretent toute autrement en disant que 
les femmes publiques livrees ä la Prostitution sont mises hors de cette 
loi commune pour etre punies ou privilegiees par les magistrats de 
police non pour ce fait de Prostitution publique specific dans la loi, 
mais pour toute autre faute dont la loi ne parle pas. — Alors pour- 
quoi ne pas user de ce pouvoir arbitraire de maniere ä faire cesser 
les plaintes portees au gouvernement meme par les habitants les plus 
respectables de la rue la plus passagere. — Votre commission ne 
croit pas que le venerable Consistoire doive entrer dans les details 
sur de semblables questions, mais seulement demander au Conseil 
d'Etat de faire une enquete sur l'interpretation et l'execution de la loi 
genevoise. » 

Der Staatsrat nahm diesen Bericht günstig auf und 

sicherte möglichste Einschränkung der Skandale zu, indem er 

immerhin streng daran festhielt, dass die Prostitution als 

solche durch das Gesetz von 1817 keineswegs zum Delikt 

gestempelt sei, und dass dieses Gesetz von den staatlichen 

Behörden richtig interpretiert werde. 



Die dem Sonderbundskriege vorausgehenden Wirren der 
Klöster-, Freischaren- und Jesuitenfrage hatten das « alte 
Genf» gestürzt und an die Spitze des Gemeinwesens einen 
Mann nicht vom alten Genfer Schlage, wenngleich einer 
Genfer Familie entsprossen, sondern von französischer Art 
und Erziehung gebracht, ein welterfahrenes, freidenkendes 
Weltkind : James Fazy. Gleichzeitig war auch die Staatsform 
umgewandelt und die Demokratie, zunächst noch die reprä- 
sentative, eingeführt worden, mit der vom Volke am 24. Mai 
1847 angenommenen Verfassung vom 21. April 1847 («Consti- 
tution de la K6publique et Canton de Geneve»). Art. 2 dieser, 
noch heute die Grundlage bildenden Verfassung, die nur 
partiell (allerdings in sehr einschneidender Weise), nie total 
revidiert worden ist, erklärt alle Genfer vor dem Gesetze 
gleich; und Art. 3 garantiert die persönliche Freiheit, Art. 4 
die Unverletzlichkeit des Hausreehts. In Ausführung des 
Art. 155 dieser Verfassung wurde dem Volke ein Verfassungs- 
gesetz über die persönliche Freiheit und die Unverletzlichkeit des 
Hausrechts (Loi Constitutionnelle sur la iibert^ individuelle et sur 
rinviolabilit^ du domicile) vorgelegt und von ihm am 23. April 
1849 angenommen. Art. 19 dieses — nebenbei bemerkt, der Ge- 
währleistung des Bundes nie unterstellten — Verfassungs- 
gesetzes bestimmte: Les lois ordinaires continuent ä c^gler ce 
qui est relatif: 

4'' aux femmes publiquement livrees ä la Prostitution. 
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Hierdurch wurde besonders das Gesetz vom 11. Januar 
1817 bestätigt. 

Während der Sechziger.)' ahre — irren wir nicht, einer 
Zeit grossen, steigenden Wohlstandes für Genf ^) und zugleich 
einer Periode der politischen Umwälzung, die sogar eine 
eidgenössische Intervention zur Folge hatte (1864) — scheint 
es mit der öffentlichen Sittlichkeit, nach den von Ouülot, 
S. 39 ff., beigebrachten Belegen, übel bestellt gewesen zu sein, 
so dass im Jahre 1865 Pfarrer Th. Borel auftrat, und zwar 
speziell auch gegen die « geduldeten Häuser » (maisons de 
tol^rance) und den Mädchenhandel ; zwei Jahre später über- 
mittelte er dem Grossen Rate eine Denkschrift. Diese hatte 
zur Folge, dass die Polizei gegen die Strassenprostitution 
strenger einschritt. In den Jahren 1871 und 1873 trat Pro- 
fessor Hornung gegen die « geduldeten Häuser » und die, wie 
es scheint, brutale Behandlung der administrativ verurteilten 
Frauenspersonen im Namen des gleichen Rechts für alle auf; 
im Jahre 1873 veröffentlichte er eine Denkschrift über «La 
Prostitution ä Genöve au point de vue juridique». 

Am 24. Oktober 1874 gab der Gesetzgeber dem Kanton 
Genf ein neues Sti'afgeselzbuch, Code p6nal du canton de 
Genöve (in Kraft getreten am 30. gl. Mts.). Mit bezug auf 
die Sittlichkeitsdelikte schloss sich dieses Gesetz fast durch- 
gängig dem französischen Code p6nal an, nicht ohne in einigen 
Punkten noch freieren Anschauungen zu huldigen (so ist z. B. 
der Ehebruch ganz straflos gelassen). In den Rahmen unserer 
Betrachtungen fallen folgende Bestimmungen dieses Strafge- 
setzbuches : 

Art. 213. Quiconque aura attente aux moeurs en excitant 
habituellement la d^bauche ou la corruption d'un ou de plu- 
sieurs mineurs de Tun ou de Fautre sexe, sera puni d'un 
emprisonnement de trois mois ä deux ans et d'une amende 
de cinquante francs ä mille francs. 

Si les mineurs sont äges de moins de quatorze ans, la 
peine sera un emprisonnement de deux ans ä cinq ans. 



*) Bevölkerungsbewegung der Stadt: 




Stadt 


Kanton 


1816 . . . 22,300 


25.285 


1850 . . 


. 31,238 


37,704 


1860 . . 


41,753 


54,420 


1870 . . 


. 46,786 


63,519 


1880 . . 


. 50,043 


71,868 


1888 . . 


52,638 


76,765 


1895 : . 


52.043 


81,407 



(Nach dem „Geographischen Lexikon der Schweiz", Artikel „Genf*, Stadt.) 
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Art. 214. Les p^res, m^res, tuteurs, instituteurs ou autres 
personnes chargees de l'öducation ou de la surveillance de 
mineurs de Tun ou de Tautre sexe, ou qui ont autorite sur 
«ux, qui auront excite, favorisö ou facilite la Prostitution ou 
la corruption de ces mineurs seront puni d'un emprisonnement 
de un ä cinq ans. 

Art. 215. Les coupables du d61it mentionnö aux deux 
pröcödents articles seront interdits de toute tuteile et curatelle 
et de toute participation aux conseils de famille, pendant 
deux- ans au moins et quinze ans au plus. 

Si le d61it a 6t6 commis par le päre ou la märe, le cou- 
pable sera, de plus, privö des droits et avantages ä lui ac- 
cordes sur la personne et les biens de l'enfant par le Code 
civil, livre V titre IX, de la puissance paternelle. 

Der Gang der Ereignisse. 

Bald nach Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches, 
anfangs 1875, entfaltete M™® Jos, Butler ihre propagandistische 
Tätigkeit in Genf, und die Folge war, im gleichen Jahre, die 
Gründung des ComiU genevois de la FSdäration hritannique, 
continentale et generale durch Pfarrer Th. Borel. Schon zwei 
Jahre darauf hatte die Stadt Genf die Ehre, der Sitz des 
Kongresses der Föderation zu sein (vom 17. — 23. September 
1877). An diesem Kongress teilte u. a. Polizeidirektor Cu6noud 
mit, dass dank der energischen Tätigkeit der Polizei die 
Zahl der — offiziell bekannten — Prostituierten von 325 im 
Jahre 1869 auf 89 im Jahre 1877 gesunken sei. 

Der Abolitionisten-Kongress hatte keineswegs die Wir- 
kung, die Behörden von der Verwerflichkeit der Reglemen- 
tierung zu überzeugen ; gegenteils scheint er bewirkt zu haben, 
dass eine strengere Kontrolle Platz grifip. 

So wurde im Jahre 1881 ein Polizeireglement erlassen, 
das auch die Einzelprostituierten der* Kontrolle des Justiz- 
und Polizeidepartements und speziell der sanitarischen Unter- 
suchung unterstellte, indem es bestimmte: 

c Toute femme publiquement livree ä la prostitution est 
tenue de se munir d'une carte d'inscription düivr^e par le 
däpartement de justice et police, et de se soumettre aux vi- 
Sites et mesures sanitaires que le d^partement croira devoir 
ordonner. » 

Dieses Reglement stützte sich auf Art. 86 der Verfassung 
von 1847, wonach dem Staatsrat derErlass derPolizeireglemente 
im Rahmen der Gesetze übertragen ist, und auf Art. 385 

Weiss, Prostitutionsfrage. 2 
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Abs. 2 des Strafgesetzbuches von 1874, betreffend die Über- 
tretung der Gesetze und Reglemente über das Eigentum und 
die öffentliche Gesundheit (la salubrite publique). Damit war 
in Genf das System der «Kartenmädchen», der kontrollierten 
Einzelprostituierten, eingeführt. 

Der Staatsrat ging auf diesem Wege, den er als für da& 
Volkswohl notwendig ansah, weiter. Im Oktober 1884 legte 
er dem Grossen Rate zwei GesetzäsentwBrfe vor, den einen, 
«concemant la säcuriU, la salubriti et la commoditi publiques:», 
den andern über « rorganisatlon et la compätence du Bureau de 

salubritä publique». Nach diesen Gesetzesentwürfen wären die 

sanitarischen Untersuchungen der Prostituierten diesem Bureau 

übertragen worden und hätten sie zu dessen Unterhalt, zur 

Deckung der Kosten, wesentlich beitragen sollen. Der Grosse 

Rat ernannte eine Kommission von neun Mitgliedern, an 

deren Spitze Lachenal stand. 

Alsbald erhob sich eine heftige Opposition gegen die 

Entwürfe ; Adressen und Petitionen wurden an den Grossen 

Rat gesandt. Aus Paris wurde T. Fallot, « secrötaire de la 

Ligue fran^aise pour le relävement de la moralite publique »^ 

herbeigerufen (oder kam er zufällig zu jener Zeit nach Genf?),. 

um gegen « die staatliche Reglementierung und Organisation 

des Lasters», und insbesondere gegen die Duldung von 

Bordellen, zu sprechen. Die unmittelbare Folge der Vorträge 

(vom 19. und 20. Oktober 1884) war eine von mehr als 400O 

Frauen an den grossen Rat gerichtete Petition. Wir heben 

aus dieser folgende Stellen, die den Geist, der sie beseelte^ 

treffend wiedergeben, hervor: 

« Les soussignees ne pensent pas que le gouvernement de leur 

< pays, qui est la plus haute expression de la societe, qui represente 

< la nation toute entiere, les citoyennes aussi bien que les citoyens, 
« alt le droit d'intervenir par une reglementation qui devient, de fait^ 
« une complicite dans une oeuvre aussi detestable: il ne devrait en. 

< connaitre que pour röprimer. 

« Elles vous expriment leur ardent desir de voir les autoritea 

< de leur ch6re patrie l'arracher ä un aussi impure contact et fermer 
« les antres de la debauche autorisee. 

« Mais ce qu' elles viennent surtout aujourd'hui vous supplier 
« de faire, c'est de supprimer dans les lois qui sont en deliberation, 

< toutes les dispositions qui, directement ou indirectement, tendraient 
'< ä accorder une sanction legislative k un etat de choses qui a pu 

< exister de fait, mais qui, ä l'honneur de notre pays, n'avait jus- 

< qu'ä present jamais fait Tobjet de dispositions legales. > 

Dieser flammende Protest hatte zur Folge, dass die 
Kommission einstimmig vorschlug, die sanitarische Unter- 
suchung der Prostituierten im Gesetze nicht zu erwähnen,, 
und mit grosser Mehrheit, den Direktor üx, zu besolden. Der 
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so modifizierte Gesetzesentvvurf wurde am 25. Oktober 1884 
vom Grossen Rat in erster und zweiter Lesung angenommen ^), 
in dritter und definitiver am 27. gleichen Monats, letzteres 
trotz einer Adresse von Pfarrer Th. Borel und Th. Audöoud 
im Namen des Genfer Komitees für die Abschaflxmg der 
Sittenpolizei, die am 26. Oktober abgefasst worden war und 
um reifliche Beratung der Frage gebeten hatte ^). 

Aus diesem Gesetze über das Gesundheitsbureau, Loi sur 

Torganisation et la compätence du Bureau de Salubrite publique 
du 27 octobre 1884^), teilen wir folgende Bestimmungen mit: 

Art. 1®'. Le Bureau de Salubrit6 publique rel^ve du 
Departement de Justice et Police, et il est place sous sa 
direction imm^diate. 

Art. 4. Sont soumis au contröle et ä la surveillance du 
Bureau de Salubrite publique: 13** Et, generalement, tout ce 
qui concerne l'hygiäne et la sant6 publiques. 

Art 5. Les mesures speciales de police et de saliibrite 
relatives aux personnes mentionn4es dans Vart, 19, § 4, de 
la Loi constitutionnelle du 23 avril 1849, fönt Vöbjet d'un 
Reglement ddbore par le Conseil d'Etat, 

-Art. 8. Le m^dicin-directeur de la Salubrite publique 
rcQoit un traitement de 8000 fr. 

Art. 9. Le produit des recettes du Bureau de Salubritö 
publique sera verse ä la caisse de police. 

Das in Art. 5 dieses Gesetzes vorgesehene Reglement wurde 
vom Justiz- und Polizeidepartement ausgearbeitet und erhielt 
am 13. Januar 1885 die Sanktion des Staatsrates. Es hat 
folgenden Wortlaut : ^) 

Art. P^. Toutes les femmes publiquement livrees ä la 
Prostitution (femmes en maison et femmes en cartes) sont sou- 
mises ä des visites sanitaires et obligatoires, 

Art. 2. Les visites ont lieu dans un local special que le 
Departement de Justice et Police est autorisS ä louer, et dont 
le loyer est d^falque du produit des recettes du Bureau de 
Salubrite. 

Art. 8, Ces visites doivent avoir lieu au moins tous les 
cinq jours pour cJiaque femme. II est pergu, pour chaque 
visite et par personne, une finance de deux francs. Le pro- 
duit net sera vers4 ä la Caisse de VEtat. 



*) «Journal de Geneve» vom 26. Oktober 1884. 

«) Ottillot, S. 64 ff. 

') « Recueil des lois », etc., tome LXX, p. 837 et suiv. 

•) «Recueil des lois», etc., tome LXXI, p. 3 et suiv. 
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Art. 4. II sera tenu un registre contenant la date de la 
visüe, le nom et le domicüe de I-a femmey la finance pergue 
et les observations du docteur. 

Art. 5. Les visites sont faites par M. le mededn-direc- 
teur du Bureau de Salubrite et par M. le medecin-adjaint. 

Art. 6, Le Departement de Justice et Police est diarge 
de prendre les mesures et les arret^s n^cessaireSy soii en ce 
qui cancerne la manidre dont les visites seront faiteSy soit en 
ce qui concerne leur suite et leur r^sultat. 

Damit war der bisher in praxi geübte Zustand durch 
ein förmliches Reglement festgelegt. Er lässt sich dahin 
zusammenfassen: Duldung von Bordellen wie von Einzel- 
dimen. Unterstellung von beiden Kategorien unter scharfe 
sanitarische Kontrolle ; polizeiliche Überwachung der Bordelle. 

Das System der kontrollierten Einzeldimen wurde in- 
dessen in der Folge abgeschafft, da jene < sich der ärztlichen 
Kontrolle nicht regelmässig unterzogen, häufige Infektionen 
verursachten und vielfach zu öffentlichem Skandal auf der 
Strasse Veranlassung gaben » {Schmid und Jadassohn S. 233). 
Dagegen wurde die Überwachung der Bordelle wie folgt 
geregelt : Die Einschreibung geschieht beim Justiz- und Polizei- 
departement. Jedes Mädchen, das in ein Bordell eintreten 
will, hat sich persönlich bei der Polizei anzumelden; es muss 
— was schon aus der Strafbarkeit der Verkuppelung Minder- 
jähriger folgt — mehrjährig sein und überdies muss es schon 
in einem andern Bordell oder sonst als Prostituierte einge- 
schrieben gewesen sein, worüber ein Zeugnis einer Polizei- 
behörde vorzuweisen ist. In die Bordelle werden also 
reglementsgemäss nur mehrjährige, schon früher in Bordellen 
untergebrachte Prostituierte zugelassen. Beigefügt mag noch 
werden, dass über die polizeiliche Eintragung folgendes 
Protokoll aufgenommen zu werden pflegt: 

c Nous Tavons vivement exhort^e, en lui representant ce 
c que sa r6solution avait d'inmioral, et l'etat de d6gradation 
€ dans lequel eile alla tomber ä jamais, la honte qui re- 
c jaillirait sur eile, etc. ; mais eile a persiste dans son intention 
€ malgrö toutes les offres qui lui ont ^te faites pour Taider 
€ k rentrer dans la bonne voie et k la rapatrier. 

f Ensuite de son refus r^itere, nous lui avons fait signer 

< la presente declaration aprfes lecture faite et lui avoir donne 
€ connaissance des röglements seväres qui r6gissent les maisons 

< de Prostitution. 

« Elle a ete pr6venue que, dans le cas oü eile viendrait 
€ k eprouver des remords et voudrait renoncer ä sa vile pro- 
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« fession, eile aurait toujours le droit de quitter cette maison, 
« vu qu'aucun engagement ni Obligation quelconque ne peuvent 
€ la priver de sa libert^. > 



Das Reglement von 1885 entfachte sofort den Eifer der 
Abolitionisten. Am 13. Mai 1885 wurde eine von 1562 
Stimmberechtigten unterschriebene Protestadresse dem Staats- 
rat übermittelt. Wir entnehmen ihr lediglich den Schluss- 
passus: ^) 

« Sans examiner comment un tel reglement de police peut se 

< concilier avec la Constitution, nous, travailleurs, citoyens suisses, 

< nous protestons, parce que la femme pauvre etant plus expos6e, 

< nous ne voulons pas etre sacrifies, dans une partie de nous-memes 

< par un gouvernement issu de nous. Nous, penseurs degages des 
€ entraves religieuses, nous declarons que la justice, la libertö, la so- 

< lidarite, sont les seules bases possibles des societes humaines; que 
« deux etres he doivent pas etre tr altes diver sement pour la mßme 

< action, et en consequence, nous protestons contre une loi qui, en 
« sacrifiant la miserable, n'est ni humaine, ni republicaine. 

« Nous, enfin, chretiens de toutes denominations, nous nous 
« souvenons des paroles du Christ; nous protestons contre le rel^ve- 
« ment rendu impossible, et nous denions aux viveurs et aux jouis- 
« seurs le droit de faire, imposer, dans leur interet, Tinfamie legale 

< ä leurs complices. 

< Nous tous, citoyens, declarons en outre que Gen^ve a vecu 

< trois siecles glorieux en Ignorant cette odieuse barbarie — devenu 

< aujourd'hui pour TEtat la source d'un impur revenu — et qu'il est 

< temps non de Ugaliser, mais de d^truire ce souvenir de la domi- 
« nation. frangaise. > 

Der Staatsrat ging kurzer Hand zur Tagesordnung über 
unter Hinweis auf Art. 5 des Gesetzes vom 27. Oktober 1884, 
sowie darauf, dass das Reglement lediglich die Sanktionierung 
eines seit langem bestehenden Zustandes und einer bisher 
befolgten Praxis bilde, die im Interesse der öffentlichen Sitt- 
lichkeit und des guten Rufes von Genf eingeschlagen worden sei. 

Die Abolitionisten Hessen sich durch diesen Misserfolg 
nicht einschüchtern, um so w^eniger, als drei Ereignisse, die 
sich in den Jahren 1885 und 1888 abspielten, ihrer Propa- 
ganda neuen Stoff gewährten : Im Jahre 1885 wurde entdeckt, 
dass ein Schüler des College (Gymnasiums) in einem staatlich 
geduldeten Bordell sich eine Geschlechtskrankheit zugezogen 
hatte, und bei diesem Anlasse festgestellt, dass diese Häuser 
nicht sollen von Schülern besucht werden. Das betreffende 
Haus wurde nach Bekanntwerden des Falles vom Polizei- 



*) Onf/iot, S. Gl f. 
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departement geschlossen. — Im Jahre 1888 fanden in zwei 
geduldeten Häusern ein Selbstmord und ein Selbstmordversuch 
statt, die grosse Aufregung verursachten und von den Abo- 
litionisten sofort in Broschüren zum Gegenstand ihrer Pro- 
paganda gemacht wurden. Endlich wurde bekannt, dass (im 
März 1888j ein minderjähriges (16jähriges) Mädchen, Marie L., 
durch Vorweisung der Papiere seiner altern (mehrjährigen) 
Schwester Augustine sich die Einschreibung für ein staatlich ge- 
duldetes Haus verschafft hatte. Auch dieser letzte Fall musste 
zur Propaganda dienen ^). 

Das Komitee des Genfer Abolitionistenbundes benutzte 
die durch die Selbstmorde hervorgerufene Aufregung zu einer 
grossen Massenpetition auf Abschaffung und Unterdrückung 
der öffentlichen Häuser. 21,650 Unterschriften, worunter 
etwas über 5000 von Stimmberechtigten — der Rest rührte 
grösstenteils von Frauen her — fanden sich zusammen, um 
dem Staatsrat dieses Begehren zu stellen. Die f Compagnie des 
Pasteurs de l'Eglise nationale protestante de Genöve » sprach 
dem Komitee ihre Glückwünsche zum Gelingen aus, immerhin 
nicht ohne Vorbehalte, indem sie beifügte: < toutes röserves 
faites pour l'emploi de certains proc6d6s » und betonte, dass 
mit der Unterdrückung der Duldung öffentlicher Häuser das 
Übel noch nicht beseitigt sei. Das cPresbytfere de l'Eglise 
6vang61ique ind^pendante » erklärte dem Komitee, es stehe der 



^) Da er die Art und Weise dieser Propaganda charakterisiert, sei hier 
darüber folgendes mitgeteilt (s. Urteil des Bundesgerichts vom 29. Juni 1889 1. S. 
Ochsenbein c. Petitpierre, «Amtliche Sammlung der bundesgerichtlichen Ent- 
scheide», Bd. XV, Nr. 67, S. 439 ff.): Ein gewisser Ochsenbein veröffentlichte im 
Juli 1888 eine Broschüre mit dem Titel «Un crime. Appel au peuple de Gen^ve > 
und unterzeichnet « Quidam », in dem sich folgende Stellen finden : 

« La fiUe L. fut cependant officiellement inscrite comme prostitu^e. II faut 
« tout dire: Marie n'a ete ni vue, ni interrogee, ni exhort^e. On l'a inscrite sur sa 
« demande, comme dit le formulaire, sans qu'elle ait rien demand^. Elle n'est pas 
« m^me sortie de la maison. La tenanciere est mont^e k l'HOtel de Ville avec les 
« papiers d'Augustine et la chose s'est faite en tÄte ä töte. Entre fonctionnaires 
« on s'aecorde des facilit^s. (Von uns unterstrichen.) 

« Ainsi, M»n« D., prox6n6te offtcielle, a us^ de moyens frauduleux pour ob- 
« tenir Tinscription d'une mineure qu'elle a ensuite excit^e h la döbauche avec la 
< garantie de Tadministration. Elle tombe non seulement sous le coup des arrStes 
« qui prevoient la fermeture de son Etablissement, mais encore sous le coup du 
« Code pEnal. 

« Le fonctionnaire Charge de l'inscription s'est, par complaisance — j'em- 
« ploie un mot poli — rendu complice du forfait. » 

Die sofort eingeleitete Strafuntersuchuug führte zu einer Einstellung des 
Sti-af verfahren 8 gegen Mme d., mit der Begründung, diese habe auf Grund der vor- 
gewiesenen Papiere und der Tatsache^ dass Marie L. schon in drei Prostitutions- 
häusern des Auslandes gelebt hatte, nicht annehmen können, es handle sich um 
eine Minderjährige. Anderseits erhob Petitpierre, der mit der Einschreibung der 
Prostituierten betraute Angestellte des Justiz- und Polizeidepartements, gegren 
den Verfasser der Broschüre Zivilklage auf Entschädigung wegen Kreditschädi- 
gung und ernstlicher Verletzung der persönlichen Verhältnisse (Art. 60 und 55, 
schweizerisches Obligationenrecht), und er siegte in allen drei Instanzen gi'und- 
sätzlich ob. ~ {Gnillot nimmt Seite 92, Anmerkung, auch auf diesen Fall Bezug, 
indem er daran die Bemerkung knüpft, dass, wie der Fall beweise, eine UmgehuDg 
der Gesetze (Reglemenve) möglich sei. 
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Bewegung mit der grössten Sympathie gegenüber und habe 
Gebets Versammlungen zur Unterstützung derselben einberufen. 

Der Staatsrat hatte diese Schritte nicht abgewartet. 
Schon im Juni 1888 hatte das Justiz- und Polizeidepartement 
«ine grosse Kommission, bestehend aus 45 Mitgliedern, bestellt 
zur Untersuchung der Frage der Sittenpolizei und der 
Reglementierung der Prostitution. Ferner hatte es im An- 
schluss an die Selbstmorde eine umfassende Untersuchung 
über alle Verhältnisse der Bordellmädchen veranstaltet. Das 
Ergebnis dieser Untersuchung darf schon hier vorwegge- 
nommen werden: Es besteht darin, dass ein grosser Teil 
der Mädchen mit vollem Bewusstsein und aus lasterhaftem 
Trieb sich in die Bordelle begeben haben; dass ein anderer 
Teil im Momente der Not hineinging; dass sozusagen alle 
bei ihrem Lebenswandel bleiben wollen, ja sich verpflichtet 
fühlen, zu bleiben; dass eine Beraubung der persönlichen 
Freiheit keineswegs stattfindet, (f Aucune n'a profit6 de Toffre 
qui lui avait 6t6 faite de la sortir de la maison oü eile 
^tait; peu de femmes se sont plaintes de leur Situation et du 
traitement qui leur 6tait inflig^», Mcot und Bridel, S. 12 f.) 



Unabhängig hiervon suchten die Behörden noch auf 
anderem Wege die Prostitution zu bekämpfen. Am 26, Sep- 
tember* 1888 nahm der Grosse Rat des Kantons Genf folgendes, 
auf 3. November gleichen Jahres in Kraft tretende Gesetz an: 

Loi pönale concernant les d^lits et contraventions contre 

la morale publique. 

Art. 1®'. Seront punis d'un emprisonnement de trois jours 
ä trois mois et en outre de l'interdiction des droits mention- 
nes ä, Tarticle 12, n*** 1, 2, 3 et 5, du Code p6nal [remplir 
des fonctions, emplois ou Offices publiques ; vote, 61ection, eli- 
gibilitö, jur6, etc., tuteur, etc.] pendant cinq ans au plus, tous 
individus qui tirent habituellement un profit ou leurs moyens 
de vivre du fait d'exciter ou de provoquer dans un lieu pu- 
blic la Prostitution d'autrui. 

Si, ä Taide de suggestions mensongöres, le coupable a 
cherchö ä livrer ä la prostitution des personnes non d6bau- 
ch6es, la peine 6dict6e pourra ßtre 61evee jusqu'ä une annee 
d'emprisonnement, lors meme que le but n'aurait pas 6te 
atteint. 
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Les coupables pourront en outre ßtre dechus des droits 
et avantages ä eux accord6s sur la personne et les biens de 
Tenfant par le titre IX, livre 1" du Code civil. 

Art, 2. Sera punie des arröts de police de im jour ä 
trente jours et d'une amende de un ä cinquante franes: 

a) Toute personne qui, dans un lieu public, aura par pa- 
roles, signes ou gestes, manifestement provoque une ou 
plusieurs personnes ä la döbauche; 

h) toute personne qui aura provoqu6 du scandale sur la 
voie publique ou qui aura tenu en public des propos- 
obscänes. 

Art. 3. Tout tenancier d'un local servant habituellement 
k la Prostitution clandestine sera passible d'une amende de 
50 k 500 franes, des arrets de police de un jour k trente 
jours et des peines prevues k l'article 12 du Code p^nal. 

Art. 4. LorsquMl r^sultera d'un jugement que la Prosti- 
tution clandestine s'exerce dans un Etablissement public quel- 
conque, le Conseil d'Etat pourra en ordonner la fermeture 
imm^diate. 

Art. 5. Le Conseil d'Etat est chargE de faire les rögle- 
ments de police n6cessitEs par Tapplication de la presente loi» 

Les peines prevues dans ces rfeglements seront d'un 
jour k trente jours d'arrets de police et d'un franc k cinq 
Cents franes d'amende. 

En cas de recidive, ces peines seront doubl6es et les- 
contrevenants seront en outre passibles des peines pr6vues 
par l'article 12 du Code pEnal. 

Art. 6. (Comp6tence du tribunal de police.) 

Art. 7. Pour chacune de ces infractions il y aura reci- 
dive 16gale lorsque le contrevenant ou le dölinquant aura d6jk 
Et6 condamnE, pour infraction de meme nature, dans les douze 
mois qui pröcfedent la nouvelle infraction. 

En cas de recidive, le minimum et le maximum de chaque 
peine seront doublEs, 

Dieses Gesetz beschäftigt sich, wie bei näherem Zusehen 
ersichtlich, nur mit einer speziellen Seite der Prostitution : der 
heimlichen Prostitution oder Winkelhurerei, oder Kuppelei 
« an einem öffentlichei^ Ort » (« dans un lieu public »), und 
der provozierenden Strassenprostitution. 

Es ist klar, dass dieses Gesetz die Abolitionisten, die ja 
vor allem die Aufhebung der staatlich geduldeten, wie sie 
sich ausdrückten « patentierten » Prostitutionshäuser verlang- 
ten, in keiner Weise befriedigen konnte. 
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Die Kommission, von der wir oben gesprochen, hatte 
inzwischen eine Subkommission von neun Mitgliedern ein- 
gesetzt. Im Januar 1890 nahm diese drei Berichte entgegen, 
von denen der eine die Beibehaltung des bisherigen Systems 
beantragte, während die zwei andern zum Schlüsse, die öffent- 
lichen Häuser seien zu unterdrücken, gelangte. 

Das Referat von E, Picot und L. Bridel (erstattet im 
Oktober 1889, siehe im Literaturverzeichnis) gelangt im be- 
sondern zu folgenden Schlüssen: 

1® D'ordonner, dans un d^lai de dix-huit mois au maxi- 
mum, la fermeture de toutes les maisons de tol^rance 
existant dans le canton, en prenant les mesures indiqu^es 
plus haut ou d'autres analogues, pour que cette ferme- 
ture ait lieu d'une mani^re successive et graduelle. 

2^ D'instituer un dispensaire libre, ainsi qu'un Service spe- 
cial ä rhöpital pour les soins k donner aux venöriens ; 
ce dernier Service, libre aussi comme le premier. 

3® D'appliquer d'une mani^re stricte et methodique la loi 
du 26 septembre 1888 concernant les dölits et contra- 
ventions contre la morale publique, tant pour emp^cher 
l'exploitation de la Prostitution par des tiers Interesses 
que pom* assurer la döcence sur la voie publique. 

Die Begründung dieser Anträge lässt sich wie folgt zu- 
sammenfassen : 

1. Der hygienische Nutzen der Kontrolle sei zweifelhaft, 
da neben den in den Toleranzhäusern befindlichen allein 
der Untersuchung unterworfenen Dirnen noch etwa eine 
zehnfach grössere Zahl unkontrollierter Dirnen in Genf ihr 
Wesen treibe. Auf den — übrigens bestrittenen — 
sanitarischen Nutzen könne daher nicht abgestellt werden. 

2. Vom Standpunkte der öffentlichen Sittlichkeit aus bilde 
das Bestehen der staatlich geduldeten Prostitutionshäuser 
eine Bedrohung des öffentlichen Gewissens und eine 
Gefahr für die Jugend. 

8. Die Existenz staatlich geduldeter Prostitutionshäuser 
widerspreche nicht nur allen Grundsätzen des gemeinen 
Eechts, sondern den elementarsten Begriffen der Gerech- 
tigkeit und der Freiheit: 

a) Zufolge dieser staatlichen Duldung sei die Verfolgung 
der Kuppelei überhaupt nicht wohl möglich und das 
Gesetz vom 26. September 1888 daher toter Buch- 
stabe geblieben; 
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b) der Schutz der Bordellhalter — denen freilich zuzu- 
geben sei, dass sie sich darauf beschränken, die Pro- 
stitution schon gefallener Mädchen zu organisieren 
— bringe notwendig auch einen Schutz der Kuppelei 
im allgemeinen und damit des Mädchenhandels mit 
sich, wenn auch anerkannt werden müsse, dass die 
Überwachung nach dieser Richtung gut sei und die 
frühern Missbräuche nicht mehr vorkommen; 
cj die Mädchen seien, wenn auch nicht einem physischen, 

so doch einem moralischen Zwang unterworfen; 
d) die Zwangsheilung bedeute einen unzulässigen Ein- 
griff in die persönliche Freiheit der Bordellmädchen. 
4. Der Staat habe nicht nur die sanitarische, sondern auch 
die moralische Seite der Frage zu berücksichtigen, und 
von diesem Standpunkte aus sei die Existenz von staat- 
lich geduldeten Prostitutionshäusern absolut verwerflich. 
Wenn auch die Prostitution als solche nicht ausgerottet 
werden könne, sei doch ihre Kollektiv-Organisation, ihre 
Ausbeutung in Gemeinschaft (c toute Organisation col- 
lective, toute exploitation en commun >) mit Erfolg zu 
bekämpfen. 

Nach mehreren Wechsel vollen Schicksalen — am 2. April 
1891 traten 19 Mitglieder der grossen Kommission aus, weil 
sie fanden, der Chef des Justiz- und Polizeidepartements habe 
sich zu sehr persönlich in die Kommissionen eingemischt — 
und nachdem aufs neue verschiedene Petitionen an den Staats- 
rat gelangt waren, erfolgte in der Sitzung des Grossen Eates 
vom 17. Mai 1893 eine Interpellation der Regierung durch 
Grossrat Berthoud. 

Staatsrat Didier beantwortete die Interpellation in der 
Sitzung vom 30. Mai 1893 dahin (s. Journal de Geneve Nr. 128, 
vom 1. Juni 1893): 

M. Didier repond, au nom du Conseii d'Elat, a rinterpellatioii 
de M. Berthoud au sujet de la Petition de la Sociiii aholitionisie. 
L'orateur iie revient pas sur ce qui s'est passe avant son entree au 
departement. Lorsqu'ii prit possession de ses fonctions, il examina 
les dossiers; son impression preraiere fut plutot favorable au niaiii- 
tien de l'ötat de choses actuel, mais il se declara dans une conver sa- 
li on avec des membres de rassociation abolitioniste, tout pret ä re- 
prendre l'etude de la question. Le Conseii d'Etat hit vivement atta- 
qu.e dans deux brochures ä propos d'un fait special rapporte d'uno 
fa^on romanesque. C'est, du reste, un fait isole dont on ne peut tire»* 
des conclusions d'ensemble sur la question. — M. Didier donne lec- 
ture d'un passage d'une troisieme brochure, Lettre ouverte ä M, le 
directeur de la police centrale, oü le Conseii d'Etat est accuse de se 
faire Tauxiliaire de certains etablissements et contre les termes de H- 
quelle l'orateur proteste vivement. (Applaudissoments.) L'affichage 
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de cette brochure fut interdit parce que le departement estimait qu«- 
ce n'etait pas une lecture bonne k mettre sous les yeux de la jeunesse. 
Cette decision est conforme aux voeux de la Societe contre la littera- 
ture immorale, qui demande Tinterdiction de Taffichage des brochure s 
obscenes et graveleuses et des traiUs sp^ciaux. Un recours forme 
a ce sujet fut rejete par le Tribunal federal i), et le Conseil d'Etat ne 
croit avoir porte aucune atteinte k la liberte de la presse. . . . M. Di- 
dier croit que rassociation abolitioniste est composee de gens bieii 
intentioimes et poursuivant un bon but. Mais il bläme tres vivement 
les moyens qu'ils emploient: brochures repandues a profusion memo 
parmi les jeunes gens, petitions qu'on presente aux 61feves des ecoles, 
reunions qu'on pretend n'^tre accessibles qu'aux adultes, mais oü 
Ton voit assister des jeunes filles de 14 ans, riecours repetes au Tri- 
bunal federal pour mettre le Conseil d'Etat en 6chec, ce qui n'ajou- 
terait rien ä la force des arguments. Tout cela ne peut avoir pour 
effet que de faire ä notre ville une reputation qu'elle ne merite pas. 

Quant au fond, la question reste ouverte. Le Conseil d'Etat n'a 
nullement envie de l'enterrer. II la discutera prochainement. 11 
compte dans son sein des representants des deux opinions. Mais quand 
on Supporte les responsabilites, on ne peut prendre ä la legere des 
mesures aussi delicates que celles qu'on a demandees. 

En terminant, dans une brillante peroraison, M. Didier invit*.' 
les membres de la Societe abolitioniste ä attaquer le mal par sa base 
et ä travailler ä combattre la misere, ä perfectionner l'education po- 
pulaire, ä ameliorer la condition de la femme, k creer des asiles et 
des maisons de correction. Sur ce terrain, le Conseil d'Etat sera tou- 
jours leur allie. 

Aber der Eifer der Abolitionisten Hess sich nicht mehr 
eindämmen; unaufhaltsam folgte Konferenz auf Konferenz, 
strömte Broschüre über Broschüre durch das Land hin in 
alle Familien hinein, überall hin. In einer Konferenz vom 
26. Mai 1893, wobei u. a. ein Redner (Comte) der «Ligue 
fran9aise pour le rel^vement de la moralite publique» auftrat, 
erklärte einer der Führer der Abolitionisten, A. de Meuron, 
vor einer Versammlung von 1500 Personen (nicht «Mann» !), die 
Sache müsse nun vorwärts gehen und wenn es nicht mit « dem 
Staate» sei, dann eben gegen ihn. Damals zuerst wurde der 
Gedanke an eine Volksinitiative ausgesprochen ^). (S. Journal 
de Gendve vom 30. Mai 1893, Nr. 126.) Eine Volksversamm- 
lung zur öflFentlichen Antwort an den Staatsrat fand am 
7. Juni 1893 statt. Im Journal de Genäve vom 10. Juni 1893 
(Nr. 136) ist hierüber zu lesen ^): 

L'assemblee convoquee pour mercredi ä la Salle de la Reforma- 
tion par le Comite abolitioniste a ete aussi nombreuse (1500 per- 
sonn es environ) et aussi enthousiaste que la precedente .... 

M. le pasteur Henri Roehrich a releve la peroraison du dis- 
cours de M. Didier, exhortant les abolitionistes ä lutter contre la 



*) BGE XIX, Nr. 4, S. 20 ff. 

') Die Initiative war durch Verfassungsgesetz vom 6. Juni 1891 eingeführt 
worden. 

» S. auch OniUot, S. 89 ff. 



— 28 — 

misere, cause de la debauche, ä se metlre ä la breche. Ils n'ont pas 
attendu cette invitation. 

M. le professeur Barde ne repondra pas k M. Didier. II desire 
seulement, en qualite de pöre de famille, adresser quelques mots aux 
p6res et aux meres. Des faits recents, sur lesquels il donne des de- 
tails precis qui fönt une profonde impression sur Tauditoire, lui ont 
prouv6 que le Systeme actuel est une cause de demoralisation pour la 
jeunesse, un piege pour les eleves de nos etablissements d'instruction 
publique. L'orateur assure les magistrats de Gen^ve que, s'ils veulent 
marcher en avant, ils seront appuy^s par tout un peuple de p^res et 
de mores qui desirent garder l'honneur et la purete du foyer. 

M. Minod repondant k Tunique passage du discours de M. Di- 
dier, oü ce dernier a aborde le fond de la question, etablit que l'Italie 
n'a pas fait Texperience de Tabolition du Systeme du vice patente. . . 

M. de Meiu'on entreprend ensuite une refutation pied ä pied du 
discours de M. Didier. . . . 

La guerre est declaree entre l'association abolitioniste et le de- 
partement de justice et de police, a-t-on dit au Grand Conseil. L'ora- 
teur montre les causes de cette guerre et regrette que M. Didier 
n'ait fait l'expose de la Situation que depuis son entree au departe- 
ment. II se serait vu force de reconnattre six lettres demeurees sans 
le moindre accuse de reception. . . . 

L'orateur montre que la cause principale de la guerre .... 
c'est la necessite, oü le Systeme met la police de prendre le parti du 
vice patente contre ceux qui Tattaquent. C'est gräce ä son appui que 
les abus les plus invraisemblables se coinmettent. L'orateur cite ici 
des faits qui ont souleve l'indignation de l'assemblee et qui rappellent 
k s'y meprendre la sinistre epoque de la prison pour dettes. . . . Quant 
k la question de l'affichage, l'orateur explique que l'association abo- 
litioniste a voulu savoir jusqu'oü allait son droit. Les abolitionistes 
ont ete accuses aussi de recevoir des enfants dans leurs grandes 
seances publiques. Si ce fait s'est produit, ce sont des enfants amenes 
par leurs parents. 

M. de Meuron dit que le chef du departement a commis dans 
son discours nombre de m^prises, prenant constamment une chose 
pour une autre, une association pour une autre association. II ter- 
mine en refutant eloquemment cet argument applaudi au Grand Con- 
seil, mais dont le public appreciera la valeur: Avant tout, eviter ce 
qui donnerait un mauvais renom k C-leneve, ne pas faire d'agitation 
— le silence par patriotisme. D'autres villes suisses, a dit M. Didier, 
ont une immoralite plus grande que nous, mais les citoyens ont la 
pudeur de se taire. Nous ne voulons pas, repond M. de Meuron, que 
la moralite de Geneve se mesure k ce qu'on pense de nous; «nous 
preferons une Geneve propre dont on dise du mal k une Geneve sale 
dont on dise du bien>. (Tonnerre d'applaudissements.) 

Also der offene Kampf — der Kampf zwischen dem Justiz- 
und Polizeidepartement und den Abolition] sten. 

Der in der Versammlung vom 26. Mai 1893 ausgesprochene 
C Tedanke einer VolJcsinitiative wurde noch im Laufe des gleichen 
Jahres zur Tat: am 12. Dezember 1893 wurde ein definitiver 
Gesetzesentwurf ausgearbeitet, am 27. Januar 1894 erhielt er 
die Genehmigung der Generalversammlung des Abolitionisten- 
bundes. Indessen traten die Initianten erst ein Jahr später, 
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am S.Februar 1895, mit ihren Unterschriftenbogen vor das Volk, 
da inzwischen der Staatsrat eine neue Kommission zur Unter- 
suchung der gegen die Prostitution zu ergreifenden Massregeln 
eingesetzt hatte. Der Gesetzesentwurf ^) hatte folgenden Wortlaut : 

Projet de loi concernant la repression du prox^n^tisme 
et la garantie de la libertä individuelle. 

Ärticle unique. 

L'exploitation de la dibauche est interdite, 

En consdquence: 

P L'artide 213 du Code penal de 1874 ^) est modifie 
comme suit: 

«Quiconque aura attent^ aux mceurs en excitant ou 
favorisant, habituellement ou dans un but interesse, la d6bauche 
ou la corruption d'autruiy sera puni d'un emprisonnement d'un 
mois h un an. 

« Si les personnes d6bauch6es ou corrompues sont mineures, 
la peine sera un emprisonnement de trois mois ä deux ans. 
S'il s'agit de mineurs äges de moins de quinze ans, la peine 
sera un emprisonnement de deux k cinq ans. 

«Dans tous les cas ci-dessus le coupable sera condamne 
en outre k une amende de 50 fr. k 5000 fr.» 

2® Est abroge le § 4 de Varticle 19 de la loi constitu- 
tionnelle du 23 avril 1849 sur la libertS individuelle et sur 
Vinmolabilit^ du domicile^). 

Disposition transitoire ^). 

II est accord6 au Conseil d'Etat un delai de dix-huit mois 
pour proc^der k la fermeture graduelle des maisons de tolerance 
Qxistant dans le canton. 

Das Begleitschreiben, das die Unterschriftenbogen be- 
gleitete, lautete ^) : 

< Notre Systeme de reglementation de la d^bauche, avec les hon- 

< teux etablissements qu'il comporte, a souleve maintes fois dejä, au 
« sein de notre population, de tres vives protestations. 

« A tous les points de vue ii est desirable d'en finir, et le mieux 

< est de poser direetement la question au peuple genevois, qui va ^tre 

< ainsi appele ä user pour la premiere fois de son droit d'initiative. 



*) Nach dem Verfassungsgresetz über die Initiative können 2500 Stimm- 
berechtigte mit motivierter Eingabe entweder einen Gesetzesentwurf dem Grossen 
Rate vorlegen, oder die Ausarbeitung eines Gesetzes oder die Aufbebung oder 
Abänderung eines Gesetzes beantragen. 

') S. o. S. 16. 

•) S. o S. 15. 

•) Fehlt bei Ö/?///oA Siehe aber «Schweizerische Zeitschrift für Straf recht» 
Bd. IX, S. 159. 

»j Oulllot, S. 94 f. 
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< II faut piinir saii.s exception tous ceux qui exploitent la de- 
*. bauche d'autrui. 

<< [1 fallt en finir avec lout ce qui coiistitue cliez nous une sanc- 
: tlon officielle du vice. 

« Vous vouö trouvez cn presence d'un projet parfaitement simple 

< et logique, conforine k ce que Texperience a fait trouver hon chez 
V nos eonfederes. 

« Nous vous engageons chaleureusement k lui donner l'appui 
t. de votre signature, convaincus que c*est pour le bien de notre chere 
X palrie. > 

Die Motive zur Initiative, die dem Grossen Rat gemäss 

Gesetzesvorschrift eingegeben wurden, lauteten: 

« Depuis bien des annces la question des maisons de tolerance 
X se pose devant Topinion publique qui, ä plusieurs reprises, c'est 

< nianifestee en faveur d'une reforme. 

« En 1888 notamment, 5250 electeurs ont demande formellement, 

< par voie de petition, la suppression des maisons patentees. 

« Notre but, en prenant aujourd'hui l'initiative de ce projet, est 

< de mettre l'ensemble du peuple k meme de se prononcer. 

« En introduisant dans notre Code le principe de la repression. 

< du proxenetisme en general, nous comblerons une lacune mainte 
i fois constatee. 

« Si les faits de debauche personnelle et privee ne peuvent tom- 
X ber sous le coup de la loi, il n'en est pas moins certain que qui- 

< conque exploite la debauche d'autrui porte une grave atteinte ä 

< Tordre social et commet un acte delictueux au premier chef. Le 
N< proxenetisme doit donc etre reprime, non seulement k Tegard des 
v< mineurs comme c'est actuellement le cas, mais aussi ä l'egard des 
N< majeurs. 

€ Ce point de vue est celui du Code penal federal. 

« Que ce soit la l'expression des dispositions qui regnent dans 
« toute la Suisse, nous n'en pouvons douter, puisque l'une des deux 
« dernieres villes dans lesquelles existaient des maisons de tolerance, 
« Zürich, vient de supprimer ces etablissements ainsi que toute regle- 

< mentation ^). 

« Geneve est donc le seul Etat de la Confederation qui main- 

< tienne encore ces institutions. 

« Ne vaiit-il pas mieux prendre de notre chef une mesure qui, 

< Sans cela, nous sera certainement imposee ? 



< Nous demandons aussi que la Prostitution ne soit plus recon- 

< nue comme une profession, ni soumise k une legislation speciale, 
;' L'exception dont eile est l'objet dans notre loi constitutionnelle sur 

< la liberte individuelle est plus nuisible que profitable k la sante et 
i ä la moralite publiques. C'est ce qu'ont reconnu tous les cantons 

< eonfederes qui avaient soumis la Prostitution ä un regime d'excep- 

< üon. Ils y ont renonce les uns apres les autres, et le notre est le 
N seul qui ne l'ait pas encore fait rentrer dans le droit commun. 

« Le § 4 de l'article 19 de la loi constitutionnelle du 23 avril 

< 1849 apporte donc une restriction absoliiment injustifiee ä la liberte 



-^ 



*) Ungenau! Das war damals noch nicht der Fall. 
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.< individuelle; en outre, cette restriction va ä fins contraires du mou 

< vement actuel qui cherche k sauvegarder les droits de la femme 
« dans tous les domaines, oü ils sont encore meconnus. 

« Si une categorie de femmes porte atteinte aux interöts de la 

< soci6te, que celle-ci se prot^ge comme eile le fait ä l'egard de tous 
« les delinquants et de tous les criminels, sans leur refuser les ga- 

< ranties accordees ä tous par la loi. 



< Le projet que nous presentons a donc pour but de faire dis- 
« paraitre tout le Systeme de reglementation de la debauche qui am6ne 
:< TEtat ä traiter avec la Prostitution et ä conclure avec eile une sorte 

< de contrat par lequel il la tolere et cherche k lui assurer, sous cer- 

< taines conditions, une garantie officielle. 

« L* ordre et la d^cence public auront tout ä gagner ä cette re- 
K forme. L'Etat est parfaitement arme pour les faire respecter; il suf- 
t fira pour cela de se servir avec persevörance de la loi du 26 sep- 
■< tembre 1888 concernant les delits et contraventions contre la morale 
€ publique ; il ne manque guere ä cette loi que d'etre appliquee, et si 

< la police entreprend une oeuvre d'assainissement que le Grand Con- 

< seil a juge necessaire, eile aura certainement l'appui de tous nos 

< concitoyens. 

« Nous desirons aussi voir prendre les mesures capables de 
a sauvegarder la sante publique et d'assurer largement les soins ne- 

< cessaires non plus seulement k une categorie extremement restreinte 
« de personnes, mais ä tous les malades qui peuvent etre dangereux 

< pour la collectivite. Nous pensons notamment qu'il serait tres utile 

< d'organiser — comme le demandait Tun des rapports soumis ä la 

< commission d'enquete nommee par le Departement de Justice et Po- 
« lice en 1888 — un dispensaire libre dont le Service pourrait etre 

< au besoin assure par le personnel du Bureau de Salubrite. Cette 
■i Institution atteindra certainement une large clientele pour laquelle 

< on ne fait rien actuellement ; mais c'est k condition que les malades 

< y soient traites en malades, non pas en delinquants, et que le se- 

< jour ä l'höpital n'ait pas le caractere d'une detention. Nous sommes 
c convaincus qu'en renongant ä des mesures qui poussent beaucoup 
« plus les gens a se derober qu'ä se faire traiter, on obtiendra de 
« bien meilleurs resultats que par la pratique actuelle, dont Taction 
« est d'ailleurs si restreinte et refficacite tres contestable. 

« C'est donc avec confiance que nous vous soumettons ce projet, 
-< esperant, Monsieur le President et Messieurs, qu'il aura votre as- 

< sentiment et sera soumis au peuple avec votre haute recomman- 

< dation. > 

Wie Guillot zu entnehmen ist, wurde die Unterschriften- 
sammlung in aller Stille durchgeführt und die Initiative schon 
eingereicht, als die gesetzliche Zahl der Unterschriften um 
weniges überschritten war M. Di^ Initiative wurde am 11. Sep- 
tember 1895 dem Grossen Rate eingereicht. Die Unterschriften- 
zahl betrug 2505^). 



*) S. auch einen Brief von A. de Meuron an das «Journal de Gen(jve>, ab- 
gedruckt in dessen Nr. 132, vom 6. Juni 1895, wonach die Unterschriftenbogen da- 
mals den städtischen Behörden übergeben worden waren. 

') « Journal de Genfeve » vom 12. September 1895 (Nr. 216). 
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Aber auch der Gegner der Abolitionisten — der Staats- 
rat — war inzwischen nicht untätig geblieben. Am i. Juni 1895 
legte er dem Grossen Rat folgenden Gesetzesentwurf vor *) : 

Projet de loi concernant les mesures ä prendre 

contra les pro$titu6e$. 

Le Grand Conseil, vu Varticle 19 de la loi Constitution- 
neue du 28 avril 1849 sur la libert4 individuelle, sur la pro- 
Position du Conseil d'Etat decHte ce qui suit: 

Articie unique. Le Conseil d'Etat est autorise ä Mieter 
des r^glements concernant la r4glementation de la Prostitu- 
tion et notamment ä ordonner la Sequestration des prostituees 
encas de maladie et ä pr^voir pour Vinobservation de ces 
rdglements des amendes s'4levant jusqu'ä 1000 francs, et Vin- 
ternement dans une maison de travail jusquä six mois. — 
Le tribunal de police connaitra des contraventions aux dits 
reglements. 

Über die Verhandlungen im Grossen Rat betreffend diesen 

Gesetzesentwurf entnehmen wir dem Journal de Geneve vom 

4. Juni 1895 (Nr. 131) das Folgende 2): 

« Didier : Disons que le projet a ete choisi par le Conseil d'Etat 

< entre 4 avant-projets elabores par les diverses fractions d'une com- 
« mission de 9 membres .... Les conclusions du Conseil d'Etat 
« sont contraires aux vceux des associations abolitionlstes. II a re- 

< cule devant certaines statistiques medieales et n'a pas voulu prendre 

< la responsabilite d'abroger un Systeme qui limite au moins un mal 

< qu'on ne peut songer k supprimer. Les abus dont on s'est plaint 

< de la part de la police n'existent plus. Le departement a conscience 

< de ses devoirs et les remplit avec une grande sollicitude. C'est par 

< l'education, par la creation d'institutions de prevoyence, d'instruc- 
« tion professionnelle, de travail, par les lois sur la protection de 

< l'enfance qu'on luttera efficacement eontre l'immoralite publique. 

« Dans le tour de preconsultation, M. Adov declare que, sur 

< cette grosse question, il n'est pas d'accord avec ses coUegues du 
ü Conseil d'Etat. II ne veut pas discuter les details de la question, 
« etant d'avis que des discussions publiques sur des sujets de ce genre 
« sont mauvaises et dangereuses. Mais il manquerait d'un devoir de 
«: conscience, s'il ne combattait pas un projet qui a pour but de sanc- 

< tionner ä nouveau un etat de choses qu'il consid^re comrae un mal- 
« heur et nne tache pour notre pays. Le röle de l'Etat est de se 
« pr^occuper de la moralite publique, de l'hj^giene morale aussi bien 

< que de riwgiöne physique. A quoi serviront nos efforts pour l'edu- 

< cation et la moralisation de l'eftfance, si nous laissons subsister des 

< etablissements qui sont des causes de demoralisation de la jeimesse ? 
«: Ne donnons pas, nous Etat, l'exemple, non pas de la canalisation, 
« mais de la sanction du vice. 



*) Quilloty S. 103, Anm. 

*) Die Rede Adors s. ausführlicher bei Gnillot, S. 104 f. 
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< M. Etienne Patru aborde dans le sene de M. Ador et fait ob- 

< Server que le projet ne change rien k Tetat actuel des choses. II 

< demande ä la commission de Texammer au point de vue de la liberte 

< individuelle. 

< M. Barde insiste sur les garanties de droit public auxquelles 

< ont droit tous les ressortissants de TEtat, mdme les plus d^chus 

< moralement. 

< M. Fazy consid^re le projet comme contraire au principe de 

< la Separation des pouvoirs, garanti par la Constitution. Le Grand 

< Conseil ne peut donner au Conseil d'Etat Tautorisation de violer 

< les lois existantes. Le projet ne peut 6tre adopt^ sous cette forme. 

« Personne ne demandant plus la parole, le projet est ren- 

< voy^ ä Texamen de MM. Didier, Gampert, Odier, Porte, Privat, 

< Berthoud, Coulin, Favon et Thi^baud. > 



Über das Schicksal der Initiative im Grossen Bat können 
wir uns kurz fassen; es seien folgende Daten angeführt: 

11. Sept. 1895 Entgegennahme der Initiative. 

14. Sept. 1895 Einsetzung einer Kommission zum Studium 

der Frage, wie vorzugehen sei, speziell, weil 
das die erste Volksinitiative war. 

26. Okt. 1895 Vertagung. 
8. Jan. 1896 Debatte über die Initiative und über den Ent- 
wurf des Staatsrates. Auf Antrag eines radi- 
kalen Mitgliedes und entgegen dem Proteste 
der Abolitionisten de Meuron und Bridel wurde 
mit allen gegen sieben Stimmen Verhandlung 
in nicht öffentlicher Sitzung beschlossen, ge- 
stützt auf Art. 116 des Eeglementes ^). Immer- 
hin wurde vor Eäumung der Tribünen — auf 
denen sich auch weibliches Publikum befand — 
der Bericht des Staatsrates durch Staatsrat 
Didier in öffentlicher Sitzung verlesen. In der 
darauf folgenden geheimen Sitzung soll einzig 
der Abolitionist A. de Meuron gesprochen 
haben ; daraufhin wurde eine Kommission er- 
nannt, bestehend aus den Herren: Antoine 
Martin, Ed. Odier (Advokat), Dr. Porte (Arzt), 
Eugene Privat (Advokat), A. de Meuron (von 
Beruf Ingenieur)^), Pierre Coulin, G. Favon 
(Direktor des «Genevois») und Thi^baud. 

*) Ouillot tadelt diesen Beschluss schwer, mit Worten von einer Heftigkeit, 
die unvorteilhaft von seiner sonstigen Haltung abstechen. Favon hatte den An- 
trag auf geheime Beratung unterstützt « dans Tint^rSt de la liberte et de la di^nito 
de la discussion, et pour eviter des curiosit^s malsaines » («Journal de Gen^ve > 
vom 9. Februar, Nr. 7). 

') Der Genevois nannte ihn — wie auch Minod — cagent pay^ par l'^tranger*. 

Weiss, Prostitutionsfrage. 3 
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8. Febr. 1896 Entgegennahme der Referate in öffentlicher 

Sitzung. 

Im Namen der Mehrheit der Kommission erstattete Gross- 
rat Coulin folgendes Referat: 

< La commission k laquelle vous avez renvoye rexamen du 

< projet de loi emanant de 1' initiative populaire, concernant la r^pres- 
€ sion du proxen6tisme et la garantie de la libert6 individuelle, vient 
« aujourd'hui vous rendre compte du mandat que vous lui avez confid. 

€ La commission a eu de longues et nombreuses seances con- 
« sacrees ä l'examen de la delicate et difficile question qui nous oc- 

< cupe. Dans sa grande majoritö, eile a estime qu'il y avait lieu de 
« vous recommander de ne pas accepter le projet de loi du ä l'ini- 
« tiative populaire, qui, du reste, recevra sa Solution definitive de- 
« vant le peuple. 

« II aurait peut-etre ete utile de faire un rapport detaille et 
« complet sur la question, et de vous apporter ici, comme c'est l'usage, 
« le reflet des discussions auxquelles eile a donn6 lieu dans le sein 

< de la commission, mais nous avons pense que l'avantage qui en 
«: serait resulte n'aurait pas compense les inconvenients de la publi- 
« cite de certains d^tails naturalistes et repugnants inherents ä cette 
« question. De meme, Messieurs, que Ton doit confiner dans l'amphi- 
« tfa^ätre d'anatomie le spectacle de certaines maladies qui accablent 
<c Thumanite, de meme, pensons-nous, il convient d'epargner ä une 
« partie de notre population l'attrait malsain que procurerait une 
« etude detaillee et documentee de cet ulcere de la societe qui s'ap- 
« pelle la Prostitution. En agissant ainsi, nous sommes respectueux 
«de la volonte du Grand Conseil qui, lors du tour de preconsulta- 

< tion, a vote ä une tres grande majorite le huis clos de nos delibe- 
« rations. 

. < Donc, en ce qui concerne le fond de la question, nous nous 
« en rapportons completement au rapport remarquable presente par 

< le Conseil d'Etat ^). II serait oiseux de le paraphraser. II suffira 
« de vous dire, Messieurs, que la commission dans sa grande ma- 
« jorite, Sans parti pris et apres avoir examine minutieusement tous les 

< arguments donn^s par les abolitionistes ä l'appui de leur cause, a 
« estime que la suppression de toute reglementation, soit de la sur- 

< veillance que l'Etat exerce sur les maisons de tol^rance, am^nerait 

< des inconvenients plus fächeux et plus nombreux au point de vue 
«de la moralite publique et surtout de l'hygiene, que ne le comporte 
« r^tat actuel. Comme on l'a fort bien dit, TEtat n'est pas profes- 
« seur de morale: il ne saurait exiger des citoyens qu'ils s'abstiennent 
« de tout rapport sexuel en dehors du mariage. II doit envisager son 
« role dans cette question ä un point de vue purement utilitaire, et 
« 6tant donne ce mal gener al et constate qui a nom la Prostitution, 
« il doit faire en sorte qu'il nuise le moins possible k la societe. Pour 
« studier avec discernement cette question et lui donner une Solution 
« conforme ä Tinteret general, il convient de ne jamais perdre de vue 
« ce point capital et qui, selon nous, domine tout le debat, ä savoir 
« que c'öst une collossale erreur de croire que des mesures legales, 
« si severes qu'elles puissent etre, supprimeraient ou meme seule- 
« ment diminueraient la lepre de la Prostitution. 

« Messieurs les deput^s, par votre vote negatif, vous direz au 
« peuple que vous avez examine le projet de loi qui vous est soumis 
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« au plus de votre conscience et que vous avez la conviction que c'est 
« davantage par des mesures preventives que par des mesures r6- 
« pressives qu*on arrivera ä attenuer le mal dont souffre la societe. 

< Et comme le Conseil d*Etat vous direz: ««Unissons nos efforts, 
« magxstrats et citoyens, pour maintenir honnete, prosp^re et res- 
«« pectee de tous, notre chöre petite patrie genevoise. » 

Das Referat der Minderheit, vorgetragen von Grossrat 

Ed, Odier, war bedeutend eingehender. Wir geben auch 

dieses in extenso wieder, unter Weglassung von Ausführungen 

formeller Natur und Anführungen des gesetzlichen Zustandes 

im Auslande: 

< Les signataires de la demande d'initiative poursuivent un 
« double but: 

« 1" la suppression du regime dit de la r^glementation ; 
< 2® rintroduction dans notre Code pönal d'articles permettant de 
poursuivre et de punir le proxönötisme. 

< Ces deux objets devant 6tre necessairement soumis ä la vota- 
« tion populaire, nous n'avons comme lögislature qu'une seule ques- 
« tion ä nous poser .... 

I. 

« Suppression du regime de reglementation. 

« Nul ne peut se flatter de l'espoir d*extirper le fl6au de la 
« Prostitution, c'est un mal endemique de toutes les agglomörations 
€ de Population. 

€ L'Etat a pris vis-a-vis de ce mal des attitudes variees suivant 
« les pays .... 

« A Geneve, nous avons le Systeme des maisons publiques, 

< mais pas celui des filles en cartes. 

< La Prostitution clandestine est chez nous beaucoup plus de- 
« veloppee que Tautre. 

« On a mentionne devant ce Grand Conseil, en 1888, une en- 
€ quete faite par un fonctionnaire du Departement de Justice et Po- 
« lice, il y a quelques annees, laquelle constatait qu'il existait k Ge- 
« neve et dans la banlieue un nombre de locaux servant habituelle- 
«: ment ä la d^bauche en dehors des maisons publiques tolörees et 
« que le personnel feminin qu'abritent ces logements etait tres supe- 
« rieur ä la totalite des femmes inscrites. 

€ Le nombre de ces derni^res tend ä diminuer depuis quelques 
« annees et il convient de rendre ä cet egard a la direction actuelle 
« de la police genevoise ce temoignage qu'elle a cherche dans la me- 
« sure du possible ä restreindre les abus de cette Institution. 

« Nous formulons ici une premiöre Observation, c'est que la 

< reglementation et par consequent l'avantage social qu'on y trouve 
« ne s'etendent qu'ä une faible partie, soit au septieme peut-ötre de 
« la Population feminine qui vit de la Prostitution. 

« L'avantage social que donnerait la reglementation nous est 
« d6peint de la maniöre suivante par ses partisans: 

« En plagant sous la surveillance de Tautorite les maisons de 

< tolerance, nous acquerons le controle de ce qui s'y passe; nous 
« canalisons le vice en l'obligeant ä se plier k des prescriptions assez 
€ BÖveres, nous assainissons la nie en ödictant des röglements stricts 
« pour la sortie des filles publiques, surtout nous am61iorons l'hy- 
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€ giene publique en souniettant les pensionnaires de ces etablisse- 
€ ments ä des visites medicales r6guli6res. 

< Nous reconnaissons volontiers que ring6rence de Tautorite 

< de police dans ces etablissements peut, si la direction superieure 

< est ferme, reprimer eertains abus contre la libert6 individuelle et, 
€ par la Sequestration forc^e de certaines malades, empßcher quel- 

< ques cas d'infection, mais ici se replace notre premi^re observa- 

< tion : ces avantages sont n^cessairement limites ä une petite siu- 
« face du champ occup6 par la Prostitution et, d'autre part, les in- 

< convenients enormes de la reglementation nous paraissent Tempör- 

< ter de beaucoup sur des avantages restreints, qui varient d'ailleiu-s 

< suivant le personnel appele ä s*en occuper. 

« Jusqu'en 1888 le fait d'exciter autrui k la Prostitution pour 
<: en tirer profit ou celui de tenir un local servant habituellement a 
<x la Prostitution clandestine ne tombait k Gen^ve sous le coup d'au- 
« cune disposition legale, nous etions k cet egard dans une Situation 
« k peu pr6s unique en Suisse. Cet etat de choses avait provoqu6 des 
« abus criants contre lesquels a cherche ä r^agir la* loi du 26 sep- 
« tembre 1888 concernant les d61its et contraventions contre la mo- 

< rale publique. Mais cette loi est rest^e ä peu pres ä T^tat de lettre 

< morte, aucune poursuite serieuse n'a ete tent^e contre ceux qui 
« vivent de Texcitation k la d^bauclie d'autrui. 

« Quelles sont les causes de cette inaction? demanderons-nous 
« avec les jurisconsultes qui ont eigne le rapport d'octobre 1889 k la 
- commission consultative. 

« „EUes sont multiples, nous le reconnaissons, disent-ils. La 
^ difficulte de rassembler des preuves süffisantes, la crainte de pro- 
€ voquer le scandale ou de penetrer dans la vie privee de nombreux 

< citoyens peuvent etre invoques avec plusou moins de raison, mais 
« en dehors de ces causes, il en est une autre, c'est le fait que Tad- 
<: ministration tolerant et protegeant Texistence de proxen^tes paten- 
<-^ tes est mal venue k poursuivre et k rechercher chez eertains indi- 
i: vidus des actes qu'elle tolere chez d'autres." 

€ Cela est d'une evidence qui saute aux yeux et nous ne pou- 
« vons que souscrire ä cette conclusion des mtoes jurisconsultes: 

« „L'existence de maisons patentees ä Geneve constitue un en- 
<.. couragement permanent k commettre un des actes les plus odieux 
i dont on puisse se rendre coupable, celui qui consiste k exciter, dans 
« un but de lucre, par ruse, artifice ou promesse d'argent, une femme 
« a se livrer ä la Prostitution et k tirer ainsi un profit de Tincon- 
€ duite d'une tierce personne." 

<c Mais le grand argument des partisans de la reglementation, 
<: c'est la sauvegarde de la sante publique. Supprimez les visites me- 
« dicales que comporte la reglementation et vous verrez Tinfection 
^^ de la maladie se repandre dans la population. Soucieux de la sante 

< publique, nous le sommes autant que nos contradicteurs, et s'il 
« nous etait demontre que la suppression de la reglementation ame- 
« nät necessairement un danger d'aggravation, nous y regarderions 
« ä deux fois avant de recommander cette suppression, bien que Thy- 

< giöne publique d'une population ne soit pas seule k considerer et 

< que l'hygi^ne morale ait aussi son mot ä dire dans la question. 

< Mais ce que nos adversaires ne fönt pas c'est de prouver de 

< fa(;on convaincante l'existence du danger qu'ils redoutent. 

< Vovons les faits. 
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« M. le conseiller d'Etat Stockmar, de Berne, ecrivait le 23 sep- ! 

« tembre 1888 ce qui suit au Departement de Justice et Police de Ge- ! 

« neve: j 

< „Au point de vue hygienique, les resultats de la suppression | 
« des maisons de tol6rance ^) n'ont pas justifie les fächeux prönostics 

< des Partisans de la reglementation. En 1888, le nombre des cas ' 
« des maladies s'est abaisse de 304, moyenne des annees pr^cedentes, i 

< k 209, d'apr^s les rapports officiels; une legere augmentation ne i 

< m'eüt pas surpris, car avant 1888 les femmes en maison se faisaient 
« traiter par les medecins de leurs etablissements. La diminution du 
« tiers dans le nombre des admissions k l'hopital n'en est que plus 

< caracteristique et plus probante." 

< Les experiences faites k Colmar 2) sous le regime de la r6- 

< glementation et aprös la fermeture des maisons de tol^rance sont 

< conformes aux resultats obtenus ä Berne. . . . 

< Consultons maintenant les medecins specialistes. 

< Voici les conclusions du rapport du professeur Stoukowen- 
« koff, professeur de sypbilidologie k l'Universite de Kieff : 

« „La reglementation induit le public en erreur sur Tetat sani- 
« taire de la prostitu^e inscrite et par lä favorise l'extension de la 
« Syphilis. 

< La reglementation paralyse l'instinct qui pousse Tindividu ä 

< se d^fendre lui-meme de- la syphilis, eile contribue ainsi d'une ma- 

< ni^re d6toumee k aggraver l'extension de la maladie. 

< La Prostitution reglement^e concentre d'une part les syphi- 
€ litiques dans ses rangs et d'autre part condamne les femmes saines 

< qui en fönt partie k une rapide infection. Elle devient ainsi Tun 
ü des foyers principaux qui r6pandent la syphilis dans le peuple.** 

« Le professeur Chanfleury s'exprime ainsi sur le meme sujet: 

< „De ce qui prec^de je peux tirer legitimement cette conclu- 
« sion qu'une prostituee publique sUre n'existe pas. On dira peut- 

< ötre que, bien que la visite ne retire pas de la circulation toutes 
« les femmes infectees ou suspectes, c'est cependant un pas dans la 
« bonne direction que d'isoler les plus dangereuses et qu'on protöge 
« ainsi beaucoup de gens qui autrement seraient contamin6s. Ce rai- 
€ sonnement est peut-etre plausible, mais il est sans valeur ici. II est 

< en effet positif que le nombre des clients de la Prostitution s'accrolt ' 

< considerablement d^s que le public sait qu'elle est soumise au con- } 
« tröle. Beaucoup d'hommes que la crainte de la contagion tenait ä 

< Tecart des maisons de tolerance en franchissent alors le seuil et 
« croient pouvoir profiter en toute securite d'une occasion favorable. 

« J'ai bien observe qu'ä la Haye la fr^quentation des maisons 
« publiques s'accrut lorsque le bruit se r6pandit que j'^tais Charge 
« des visites. De cette mani^re la clientMe de la Prostitution ne fai- 
« sait qu'augmenter au lieu de diminuer ä la suite de l'elimination de 
« tant de sujets malsains; Et malgre la visite minutieuse qui 6tait 
« pratiquee .... certain nombre de personnes qui s'etaient abstenues 
« jusque-lä contract^rent des maladies. 

« Toute contagion qui a lieu dans les maisons contrölees par 
« les autorites est une preuve de l'inefficacit^ du Systeme de la vi- 

< Site sanitaire. Elle engage de la mani^re la plus grave la respon- 
« sabilit6 de ceux qui ont ordonnö la visite et de ceux qui Tont faite. 



*) Vgl. hierzu unten S. 132 f. 
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^r . . . Si (lonc on considere toutes ces circonstances, Tinsuffisance 

irremediable de la visite, meme si eile est repet6e tous les jours, la 

<; difficulte de se procurer un personnel competent et les grandes de- 

<5 penses qu'il faudrait faire pour cela, on est amene a eondamner un 

< Systeme qui offre tant d'inconvenients contre des avantages bien 
^ problematiques. Etant admis que la m^thode actuelle ne vaut rien, 

< n'y a-t-il donc aucune autre mani^re de pr6venir le mal que la Pros- 
titution fait ä la sante publique? Certainement la seule abolition de 

<. la Visite officielle n*atteindra pas le but . . . . il faut aller plus loin 

< et interdire completement Tetablissement de maisons publiques de 
<5. debauche.** 

« Si les premisses des partisans de la reglementation ^taient 

< justes, l'experience devrait prouver que ce Systeme maintient la 
<. sante publique ä un niveau sup6rieur dans les pays oü il est appli- 
€ que et y entrave d'une maniere sensible la propagation de ces re- 
<: doutables maladies. La France en particulier, oü la reglementation 
«- est mise en pratique d'une maniere serree, m^thodique, oü on Ta 
' sans cesse perfectionnee, devrait donner d'excellents resultats. II 
'' n'en est rien. Le D"" Mireur, directeur du dispensaire de Marseille, 
« M. Alfred Foumier, le D*" Diday, de Lyon, M. Lecour, chef de la 
« police des moeurs ä Paris, M. G. Berry, auteur d'un projet de loi 
€ presente ä la Chambre des d^putes, tous reglementaristes, cons- 
<L tatent cependant unanimement que les mösures prophylactiques ac- 

< tuelles sont insuff isantes ; le Congr^s medical international de Paris 
«. en 1867, le rapport du D»" Fournier k TAcad^mie de medecine en 

< 1887, le Conseil municipal de Paris le 16 avril 1883, declarent que 
« la reglementation ne donne pas les resultats qu'on en attend et que 

< retat sanitaire de la population va en s'aggravant. II y a plus: 
« nombre d'hommes qui ont fait de cette question une 6tude scienti- 
€ fique approfondie en sont venues ä reconnaitre et k declarer qu'ä 
« leurs yeux la reglementation est une erreur hygienique. 

« Le simple bon sens conduit k la mtoe conclusion. En effet, 

< les maisons de tol^rance constituent des intermediaires fatalement 
« organises pour la transmission d'hommes a hommes des virus mor- 
« bides. Ceux-ci ne se propagent pas uniquement par contagion im- 
« mediate, mais aussi par contagion m^diate et c'est celle que favorise 
« ä un trös haut degre l'organisation actuelle. Le bon sens dit bien 
« haut que de n'appliquer aux hommes aucune mesure de precau- 

< tion quelconque, que les laisser cir euler et agir sans aucun con- 
« tröle lorsqu'ils sont malades, que tenir k la disposition de ces 
« hommes indistinctement sains ou malades des prostitu^es bien con- 
€ trölees, c'est Tun des plus sürs moyens de faire passer de Tun k 
« Tautre le germe de la maladie. Que de temps en temps le medecin 
« retire quelques femmes de la circulation et les envoie k l'höpital, 
<^ c'est de fort peu d'importance, puisqu'elles sont immediatement 
<ä remplac^es. 

€ Les prostitu^es ne sont pas la source unique des maladies 

< qui nous preoccupent; elles ne sont ou les premieres victimes ou 
c les intermediaires inconscients : la preuve en est que la contagion 
« atteint tot ou tard toute fille de maison. 

< Or, la reglementation ne touche que cet intermediaire, tandis 
€ qu'elle fait croire au public masculin qu'elle peut tarir la source 
€ m^me du mal; et comme le public s'imagine que lorsqu'on a 61i- 
€ mine toutes les filles malades, il est garanti contre tout danger 
« d'infection, la reglementation aboutit a rendre la Prostitution plus 
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< facile, plus attrayante, plus süre, c'est-ä-dire en definitive qu'elle 
« augmente et par Ik meme multiplie les atteintes k la sant6 publique. 

< C'est lä la cause essentielle de raceroissement incessant des mala- 
« dies speciales dans les pays reglementes. 

€ Nous pouvons donc affirmer que d'une part, la r^glementa- 

< tion n*a pas reussi k garantir la sant6 publique, que d'autre part, 
« il est admis par beaucoup de specialistes qu'elle facilite la propa- 
« gation des maladies que l'on veut 6viter. ö'est pour nous un pre- 
« mier motif qui nous conduit ä en demander la suppression. 

« Inefficace et meme dangereuse au point de vue hygiönique, 
«: la reglementation a-t-elle une action salutaire sur la moralite pu- 
« blique ? 

< Nous repondrons egalement non ! 

« II nous parait difficile de contester que les maisons de tole- 
« rance constituent une provocation k la d^bauche par la facilite 
€ mtoe qu'elles lui offrent. 

« Öuvertes k toute heure, bien visiblement annoncees, surveil- 
€ lees et controlees, pr^sentant, dans la croyance generale, toutes les 
€ garanties d'hygiene, de diseretion, que Ton peut desirer, elles solli- 
« citent notre jeunesse qui ne cessera jamais de penser que, puisque 
« TEtat reglemente et surveille la debauche, c'est qu'elle est in6vi- 
« table; et de la ä la croire recommandable, il n'y a qu'un pas facile 

< k franchir. Une comparaison rendra plus sensible encore la v6rite 
« de cette affirmation. II existe k Geneve une rue speciale affect^e 
« par la police k la vente des Champignons comestibles. Les mar- 
« chands de cette denröe alimentaire sont astreints k s'installer sur 
€ les trottoirs de la rue du Commerce et Obligos de laisser visiter 

< leur marchandise par un inspecteur officiel delegu6 par le Bureau 
« de Salubrite. C'est une g^ne pour eux, mais ils puisent d'autre part 
« un immense avantage dans la securite que cette inspection inspire 
« au public. Celui-ci, ayant confiance dans la comp6tence de l'auto- 
« rite, achete les yeux fermes, ce qu'il ne ferait pas s'il rencontrait 
« quelque marchand errant dont l'^talage pourrait lui paraltre 
« suspect. 

« II en est de meme, dans l'opinion generale, erronee sur ce 

< point, comme nous l'avons vu, mais persistante, a l'^gard des ga- 

< ranties qu'offre la reglementation par l'Etat. Le commerce de cette 

< marchandise humaine que l'on trouve dans les maisons de tol6rance 
« est soumis k certaines restrictions, k certains frais, ä certaines for- 
« malites genantes, mais les tenanciers de ces Etablissements sont pri- 

< vilegies par le fait du renom de securit6 que leur donne l'officialite 
« de leur entreprise. Combien d'hommes repondant serieusement ä 
€ une interrogation sur ce point pourraient avouer que, laisses ä eux- 
« memes, ils ne seraient pas entres dans une de ces maisons, retenus 

< soit par des consid6rations morales, soit par la crainte des consE- 
« quences. Maisv un soir, en joyeuse compagnie, apres une inspec- 
« tion militaire ou un repas d'etudiants, entralnes par quelque com- 

< pagnon plus experimentE, ne voulant pas paraitre plus saints ou 

< plus niais que d'autres, ils ont suivi leur camarade et ce fut le 

< point de d^part d'une habitude prise. C'est un fait d'exp6rienoe, 

< une loi Economique et morale, que les besoins croissent avec la faci- 

< litE qu'ils ont de se satisfaire. 

« L'offre cr6e la demande et c'est ainsi que la Prostitution clan- 

< destine, celle que rien ne fera disparaitre, non seulement s'ajoute 
<: a la Prostitution surveillee, mais s'augmente elle-meme des Clients 
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< initi^s dans les maisons publiques. II est prouve que la r^glemen- 

< tation döveloppe partout la Prostitution clandestine et avee eile les 
« crimes et les delits contre la morale publique. 

« II est, Selon nous, contraire ä la moralit6 publique que TEtat 

< cree ainsi une position privil6giee ä certains prox6n6tes en donnant 
« k leur Industrie l'appui indirect d'une 6puration m^dicale organi- 

< s^e par lui. 

< L'idee repandue dans la population que nos etablissements 

< sont patentes par TEtat n'est pas faite pour lui donner une haute 
« id6e de la moralite du role de TEtat. 

< Quelques precautions que Ton prenne, les sorties des pen- 
« sionnaires, soit pour se rendre au dispensaire, soit pour la prome- 

< nade, ne passent pas inapergues, et les reflexions que ce spectacle 
« suggöre, ainsi que la vue de certaines exhibitions ä. portee des re- 

< gards des maisons voisines, ne sont pas de nature k relever le ni- 
« veau de la moralite publique. 

< Nous n'aimons pas non plus k voir l'Etat prelever sur un 

< Etablissement, sous forme de r^tribution des visites mödicales, un 

< impöt d'une quinzaine de mille francs, bien que cet argent soit des- 

< tine k la bienfaisance puisqu'il rentre dans la caisse de THospice 

< g^n^ral, ainsi que cela nous a ete declarE par M. le pr^sident du 

< Departement. 

« Nous ne croyons donc pas que la moralite publique puisse 

< b6n6ficier en aucune maniöre de Texistence au sein des quartier s 

< les plus populeux de la ville d' Etablissements dans lesquels, sous 

< une certaine protection de l'Etat, un personnel feminin assez nom- 

< breux est exploite par des industriels sans vergogne qui edifient 
« leur fortune sur la ruine physique et morale de ces malheureuses. 

« C'est ä la suppression de la rEglementation qu'a trait l'ar- 
« ticle 2 du projet du ä l'initiative popidaire. 

< Cet article fait cesser la mise hors du droit commun des pros- 
€ tituEes. 

« II est ä nos yeux inadmissible qu'une categorie de personnes. 
€ qui n'ont commis aucun delit soit privee des droits constitutionnels 

< de notre pays, pour la seule satisfaction des habitues des maisons 

< de tolErance ou pour la facilitE de Tadministration. Actuellement, 

< les prostituees libres, comme tous les autres justiciables, sont au 

< bEnefice de l'article 3 de la Constitution. 

« II n'en est pas de meme pour les femmes de maisoi^, Le fait 
€ de leur reclusion dans un etablissement d'oü elles ne peuvent sor- 

< tir qu'avec le consentement des tenanciers ou l'appui de la police, 

< k laquelle elles ne peuvent d'ailleurs s'adresser en tout temps et ä 
« chaque moment, constitue dejä une restriction de ce droit. 

< Mais le droit k la libertE individuelle n'existe plus pour ces 
€ femmes lorsqu'elles sont malades et envoyEes k l'höpital ; elles sont 

< alors incarcerees pour un temps indefini par une simple dEcision 
« administrative, rendue sans controle et contre laquelle il n'y a pas 
€ de recours possible. 

< Que la loi etablisse nettement ce qui est permis et ce qui ne 

< Test pas ; qu'ensuite les delinquants soient defErEs aux tribunaux 

< avee les garanties accordees ä tous les prevenus; si certaines res- 
« trictions sont commandEes par l'intErEt general, que la loi les ediete 
« encore, mais que Ton cesse de regarder toute une categorie de 
« femmes comme des choses pour lesquelles il n'y a pas de liberte ä 
« garantir. 
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II. 

< Les promoteurs de rinitiative demandent en second lieu que 

< le proxönetisme seit considere comme un delit et reprimö par la loi 
« penale. 

< Actuellement, il n'y a delit que si la provocation ä la d^- 
€ bauche s'adresse k des mineurs, mais Ton ne comprend pas bien 

< pourquoi ce qui est un delit lorsqu'il s'agit de personnes de quinze 
€ k vingt ans que la loi ne protege plus d'une faQon speciale et qui, 

< par consequent, ont le droit de disposer d'elles-mömes, cesserait 
€ d'en etre un lorsque ces personnes ont vingt ans. 

< Le proxen6tisme est un delit en soi, alors mtoe que la 

< Prostitution n'en est pas un, parce qu'il constitue une Organisation 
€ de la Prostitution qui n'intöresse plus seulement Tindividu, mais la 

< soci6te; il en est comme du jeu, qui ne saurait toe interdit k un 
i individu, mais qui ne peut s'organiser en exploitation sans devenir 
« dölictueux. 

< On peut distinguer deux cat6gories parmi les industriels qui 

< se livrent au metier de proxen^tes: 1^ ceux qui se bornent ä exploi- 

< ter la Prostitution de personnes A^}k debauch6es ; 2^ ceux qui se 

< chargent de fournir aux premiers les sujets dont ils ont besoin. Les 

< maisons patent^es ont la pretention d'etre dirigees et exploit^es par 
« des personnes appartenant k la premi^re catögorie; placees sous la 

< surveillance de la police, elles sont censees ne recevoir, k Gen^ve 
« du moins, que des etrangeres majeures ayant dejä sejournö dans 
« d'autres etablissements de m^me espece. 

« Le proxenetisme exerc6 dans ces conditions (dit le memoire 

< de& jurisconsultes dejä cites) peut paraitre, k premiere vue, moins 

< dangereux que celui que nous avons classe dans la seconde cat6- 

< gorie, car il ne semble pas avoir pour consequence d'inviter la 
« jeune femme ä se livrer k l'inconduite, mais seulement de regier 

< cette inconduite, de l'emp^cher de degenerer en scandale et en dan- 

< ger pour la sant6 publique; mais il suffit d'un peu de reflexion 
« pour se rendre compte que les deux genres de proxenetisme sont 

< intimement li6s ; ils ont besoin Tun de Tautre . . . . Si tel proxen^te 

< patente ne se livre pas lui-mtoe ä des actes d'excitation ä la d6- 

< bauche yis-ä-vis de personnnes non encore corrompues, il favorise 

< directement cette excitation k la debauche en recevant et en exploi- 

< tant les personnes qui ont ete lancees par d'autres dans la voie de 

< la Prostitution. 

< La tolerance ou la protection accordees aux proxenetes pa- 

< tentes a comme corollaire necessaire l'indulgence vis-ä-vis de tous 
« les pourvoyeurs de ces industriels; vis-ä-vis de ceux et de Celles 
« dont le metier est d'etre ä Taffüt des femmes isolees, des servantes 

< en quete d'une place, des filles qui sortent de Thöpital, de Celles 

< qu'une premiere faute a obligees ä s'expatrier ou k se cacher, pour 

< chercher k les pousser dans la voie de la Prostitution. 

< Tant que l'Etat, par l'octroi d'autorisations, couvrira en quel- 

< que mesure de sa protection des actes de m^me nature, il sera dans 
« Timpossibilite de donner serieusement la chasse aux individus qui 
« vivent de la Prostitution d'autrui. 

« La loi de 1888 a eu pour but d' armer la police et le Parquet 

< de mani^re k ce qu'ils puissent poursuivre les individus de cette 

< cat6gorie; mais on a oubli6 que parmi eux il y en avait qui exer- 

< ^aient leur metier avec patente de la police, que celle-ci ne pouvait, 
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« Sans accentuer encore la Situation equivoque oü eile est plac6e, 
^ paraitre, en poursuivant les uns, proteger le monopole des autres. 

< La loi de 1888 est donc condamnee ä rester lettre morte aussi 

< longtemps que Tadministration n'aura pas ferme les maisons qui 
s subsistent k Geneve. 

« Cette mesure op6ree, la police et la justice auront les coudees 
«. franches pour poursuivre ceux qui, abusant de la faiblesse et de 
« rinexperience de malheureuses filles sans protection, les poussent 
« dans une voie que souvent elles n'auraient pas choisie si elles 
« n'avaient rencontr6 ceux qui avaient int6r§t ä les y faire entrer et 
<N k les perdre. 

« C'est en s'attaquant non pas k la prostitution, mais au pro- 

< xen^tisme, qu'on pourra realiser un progr^s serieux sur T^tat 
<v actuel. 

« Cette mani^re de voir est admise par bien des Codes. . . . 

< Le Code neuchätelois, Tun des plus recents et des meilleurs 
« de la Suisse, contient des dispositions presque identiques k Celles 

< propos6es par les promoteurs de l'initiative. 

« Le projet de Code p6nal federal Tadmet egalement d'une fagon 
« plus extensive encore, en precisant les cas. 

« Les p^nalites propos6es dans le texte qui nous est soumis ne 
« sont pas fortement augmentees, comme le dit ä tort le rapport du 
« Conseil d*Etat. . . . 

« Les peines prevues contre le proxenetisme au prejudice des 
« majeurs ne sont que la moiti6 de celles actuellement en vigueur. 

« Le reproche d'exagerer les peines ne paralt donc pas fond6. 

« Le rapport du Conseil d'Etat s'effraie encore la difficulte in- 
« extricable dans laquelle on se trouvera lorsqu'il s'agira de cons- 
€ tater le d61it, et il entrevoit la necessite d'une police des moeurs ! 

« Nous ne comprenons pas pourquoi il sera beaucoup plus dif- 

< ficile k Genfeve de dire quand il y a provocation k la d^bauche que 
« cela ne Test chez nos confederes de Bftle ou de Neuch&tel .... 

« Nous comprenons encore moins pourquoi ce d61it est possible 
« k constater lorsque la victime a dix-neuf ans et cesse de Tetre quand, 

< Äg6e de quelques mois de plus, eile a depasse sa vingti^me annee. 

< On n'a jamais, que nous sachions, objecte ä l'article 213 du Code 
€ p6nal qu'il n^cessitait une police des moeurs. 

< L'honorable rapporteur du Conseil d'Etat nous paralt avoir 

< confondu la provocation k la debauche, habituelle ou int^ressee, qui 
c constitue le proxenetisme, avec les faits compris sous le terme de 
« racolage. C'est du racolage que le coup de chapeau, le geste, le 
« signe dont il parle; s'il y a lä, quelque chose de malais6 k d6finir, 
€ ce reproche tombe en premiere ligne sur Tarticle 2 de la loi penale 
« de 1888, lequel punit toute personne qui, dans un lieu public, aura 
€ par paroles, signes ou gestes, manifestement provoqu6 une ou plu- 
« sieurs personnes k la debauche. 

« Si Ton craint de ne pouvoir saisir les faits de proxenetisme 

< qui sauront se dissimuler derri^re quelque apparence legale, nous 
« ferons remarquer que cette difficulte existe bien plus encore avec la 
« loi de 1888 qui punit (art. 3) „le tenancier d'un local servant habi- 
c tuellement k la prostitution clandestine". Cela n'empdche pas qu'on 

< Tapplique de son mieux et, si certains cas reussissent k 6chapper, 

< ce n'est pas une raison pour ne rien punir du tout. Encore une 

< fois, si la difficulte se presente pour les majeurs, eile doit exister 
« actuellement la meme pour les mineurs: et reciproquement, oü Ton 
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« sait aujourd'hui definir la provocation au prejudice des mineurs, il 
c y a aucune raison pour que ce soit plus difficile lorsqu'il s'agit de 
€ majeurs. Si les promoteurs de l'initiative proposent la repression 
« du proxenetisme sans distinction d'ftge, c'est qu'ils estiment que 
€ TEtat doit pouvoir r^primer toute exploitation de la debauche qui 
« tendrait k succeder k celle qu'il autorise et surveiile actuellement. 

< Contrairement k Tavis de l'honorable rapporteur du Conseil 
« d'Etat, ils estiment que les choses pourraient fort bien se passer 

< autrement que dans les villes oü les r^ouvertures clandestines ont 
€ eu lieu; ils disent aussi qu'il y a actuellement k Geneve de ces 
« maisons-lä, qui echappent au controle de l'autorite, qu'elles aussi 
« portent une grave atteinte a la moralite publique et qu'elles aussi 

< doivent disparaltre; mais comment les atteindre tant qu'il y a ä 
« c6te des maisons patentees ? Les lois qui frapperaient celles-lä 
« atteindraient aussi celles-ci, et Ton ne frappe rien. Resultat bizarre: 
« la reglementation qui a pour but de faire passer toute Organisation 
«: de la debauebe sous la surveillance de l'Etat a justement pour effet 

< d'empecher l'Etat d'intervenir la oü on veut eviter sa surveillance. 
€ Avec la repression generale du proxenetisme, tout exploiteur de- 
€ vient un delinquant et l'on sait comment se debarasser de certains 
« etablissements bien connus que l'on est oblige de tolerer actuelle- 
« ment parce qu'on ne saurait punir dans une maison ce que l'on au- 

< torise au numero d'ä cote. 

« Une disposition transitoire autorise le gouvernement ä ne pas 

< appliquer brusquement la nouvelle loi dans tous les cas. 

< S'il y avait des inconvenients serieux d'ordre administratif ä 
« modifier du jour au lendemain l'etat de choses existant, cette dis- 
« Position permettra de les eviter. II nous semble que les maisons 
« publiques pourraient disparaitre graduellement, le d6partement re- 

< fusant simplement de proceder ä de nouvelles inscriptions. On pro- 

< c^dera ainsi par extinction. La minorit^ de la commission ne vous 
« propose pas la suppression de cette mesure qui a motive les cri- 
« tiques du rapport du Conseil d'Etat, puisque le projet doit etre sou- 

< mis au peuple tel qu'il a ete presente par l'initiative, mais eile n'at- 

< tache k cette disposition que peu d'importance. 

€ En resume, Messieurs les deputes, nous croyons que le re- 
« gime legal, de droit commun, auquel les promoteurs de l'initiative 
« entendent ramener la Prostitution serait superieure au regime actuel. 
« L'experience de Tun et de l'autre est actuellement saffisamment 

< faite pour que l'on puisse sans temer it6 mettre fin ä un Systeme 

< bas6 sur des lois d'exception, qui ne vit que de compromis et d'ex- 
« pedients. 

« Nous sommes persuades que le renom de Geneve a tout ä 

< gagner k ce que notre ville soit debarrassöe des maisons de tole- 
«rance; nos autorites veilleront avec le mdme soin qu'aujourd'hui 
« ä ce que la decence de la rue soit maintenue; la loi de 1888 pourra 

< 6tre quelque peu perfectionnee pour devenir plus applicable qu'elle 
« ne Test avec le regime actuel, en s'inspirant des principes enonc^s 

< par le projet de Code p^nal federal, lequel prevoit des mesures 

< analogues ä celles des promoteurs de l'initiative. 

«Au point de vue hygienique, les Services medicaux et hospi- 
€ taliers auront k toe reorganises de mani^re ä mettre ä la portee 
« de tous les malades sans distinction et le plus largement possible 
« les moyens de traitement; lorsque l'höpital ne sera plus une pri- 
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« son pour personne, chacun y viendra au Heu de tout faire pour y 
« 6chapper. Ce sera la meilleure des prophylaxies. 

< Nous vous engageons, Messieurs les d6put6s, k accueillir la- 
< vorablement et k recommander par votre vote le projet de loi issn 
« de Tinitiative populaire. Nous avons la convicüon qu*en agissant 
€ ainsi, vous ferez une oeuvre saine et bonne pour le pays. > 

Hierauf folgte wieder geheime fieratung^). 

15. Februar 1896. Abstimmung. Zunächst wurde geheime 
Abstimmung beschlossen, mit 54 gegen 38 Stimmen (bei zwei 
Enthaltungen*), s. Journal de Gendve vom 16. Februar 1896 
Nr. 40. Mit 66 gegen 31 Stimmen wurde sodann Verwerfung 
der Initiative beschlossen, indem eine zweite Verhandlung 
darüber abgelehnt wurde; folgender Beschluss wurde dem 
Volke gleichzeitig mit der Initiative vom 22. Februar 1896 
zur Abstimmung vorgelegt: 

Le Grand Conseil 

Vu Varticle 4 de la loi constüutionnelle sur le droit 
df initiative du 5 juület 1891 ') et Varticle 6 de la loi orga- 
nique du 28 janvier 1892 ; 

Vu le rnpport de la commisnion du Grand Conseil sur 
le projet de loi de V initiative populaire ; 

Considirant que VEtat a le droit et le devoir de prendre, 
en ce qui concerne la prostitution, les mesures prescrites par 
Vordre public et Vhygthne; 

arrete ce qui suit: 

Article unique, Le projet de loi imand de Vinitiative po- 
pulairej presente au Grand Conseil dans les Sdances des 
11 septembre et ö octobre 1895, est rejetd. 

A. de Meuron hatte erklärt, die im Grossratsbeschlussc 
enthaltenen Erwägungen führen keineswegs zu der Schluss- 
folgerung der Verwerfung der Initiative; auch die Initianten 
sprechen dem Staate das Eecht und die Pflicht, die im Inte- 
resse der öffentlichen Ordnung und Hygiene erforderlichen 
Massnahmen zu ergreifen, nicht ab, sie seien nur Gegner der 
gegenwärtig angewandten Massnahmen. Dem gegenüber hatte 
Fazy erwidert : Er bedaure, in eine Debatte über eine wider- 
liche Frage eintreten zu müssen, die dem Grossen Rat nie 
hätte vorgelegt werden sollen. Aber er unterstütze den An- 
trag des Staatsrates. Der Entwurf der Initianten sollte eine 
ganz andere Überschrift tragen ; denn was sie wollen, sei 

') VgrI. dazu Ouillot, S. 121, wonach A. de Meuron durch Lärm verhindert 
worden sein soll, zu sprechen. 

*) Der Genfer Grosse Rat zählt 100 Mitglieder. 

•) Wonach der Grosse Rat einen auf dem Wege der Volksinitiative vor- 
gelegten Gesetzesentwurf annehmen, abändern oder verwerfen kann. 
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die unumschränkte Freiheit; diese verlangen sie im Namen 
des gleichen Rechtes für alle. Die Ansicht der Mehrheit der 
Versammlung sei dagegen, dass der Staat das Recht zum 
Einschreiten habe, uud das sei in den Erwägungen des Be- 
schlusses ausgesprochen. {Journal de Gendve vom 23. Febr. 
1896, Nr. 46.) 

Zwei Fragen wurden dem Volke vorgelegt: 
r* Question. — Acceptez-vous le projet de loi 6man6 de 
rinitiative populaire concernant la repression du prox4ne- 
tisme et la garantie de la liherU individuelle tel qu'il a 6te 
presente au Grand Conseil dans ses seances du 11 septembre 
et 5 octobre 1895? 

IP Question. — Acceptez-vous Tarröt^ lögislatif du 22 
fövrier 1896 par lequel le Grand Conseil a d6cid6 de pro- 
poser au peuple le rejet du projet de loi ^rnane de Vinitiative 
populaire ? 

Über den nun folgenden fieberhaften Monat der Auf- 
regung und der Agitation pro und contra die Initiative fassen 
wir uns kurz. Es wurde von beiden Seiten gearbeitet mit 
Zeitungsartikeln, Versammlungen (kleineren Stils und Volks- 
versammlungen), zum Schlüsse namentlich mit Aufrufen; von 
Seite der Abolitionisten sodann auch durch massenhafte Ver- 
sendung von Broschüren. 

Geführt wurde der Feldzug für die Initiative vom Signal 
de Gendvej einem damals von Pfarrer Alb. Thomas redigierten 
Blatt ^). Die «Semaine religieuse», das Blatt des evangeli- 
schen Protestantismus, verhielt sich reserviert, brachte aber 
zum Schlüsse zwei Artikel für die Initiative. Das Journal 
de Geneve brachte einen sehr gemässigten, gut gedachten 
Artikel zu gunsten der Initiative, 8 Tage vor dem Abstim- 
mungstag ; die Redaktion war dafür, das Verwaltungskomitee 
jedoch w^ar geteilter Ansicht. Unterstützt wurde die Initiative 
sodann lebhaft vom katholisch-konservativen (klerikalen) 
Courrier de Geneve, — Dagegen wurde die Initiative auf 
das schärfste und meist auf geistreiche, jedenfalls auf ge- 
schickte, die Volksseele genau an ihren schwachen Punkten 
packende Weise bekämpft vom Genevois, dessen Direktor 
Favon sich an die Spitze der Gegner der Abolitionisten stellte. 
Dem radikalen Blatte schloss sich der sozialistische Peuple 
und ebenso das Witzblatt «Le Carillon »^) an. 



*) « Qui n'^tait guere lue que d'une ^lite », wie OnUlot S. 128, sagt. 
«) Teilweise nach OuUlot, S. 128 ff. 
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Von den Versammlungen erwähnen wir solche der Aboli- 
tionisten vom 6., 9., 13., und 16. Januar 1896 (de Meuron), 
17. Februar (Sprecher: Guillot, vor einem zum grossen Teil 
aus Geistlichen bestehenden Auditorium), vom 22. gleichen 
Monats; diejenigen der Gegner der Initiative vom 19. März 
in Carouge (Sprecher : Voirier, Dr. M6gevand, Triquet, Staats- 
rat Moise Vautier); 20. März in Genf (Sprecher: Staatsrat 
Didier, Eug. Privat, Dr. Gosse). 

In den letzten Tagen wuchs die Aufregung derart, dass 
die Abolitionistenversammlungen mancherorts vom Janhagel 
gestört wurden. *) 

Von Aufrufen seien erwähnt: 

Für die Initiative : Ein solcher der Eglise (5vang61ique libre. 

Ein Kollektiv-Aufruf von gemeinnützigen und Frauen- 
vereinen. 

Ein Aufruf von 33 Ärzten, worunter die Professoren 
Schiff, Revilliod und Julliard. 

Folgender Aufruf, unterschrieben von 54 Männern, meist 
Notabilitäten : 

« Votation cantonale du 22 mars 1896. 

« Proclamation. 
« Citoyens ! 

« Vous avez ä voter dimanche 22 mars courant sur un projet 

< de loi du ä. l'initiative populaire, qui supprime le regime de la re- 

< glementation officielle. 

« Avant que vous deposiez vos votes dans Turne electorale, 
« nous tenons ä adresser un dernier et ardent appel ä votre eoeur et 

< k votre conscience. 

< La question que vous avez ä. resoudre n'est pas de Celles sur 

< lesquelles la politique et les partis puissent vous diviser. 

« Elle est essentiellement sociale et liee k l'avenir et au deve- 

< loppement de la famille genevoise. 

« Au point de vue moral, la reglementation est jugee; qui donc 

< oserait la defendre ? 

« C'est, en effet, un contrat conclu entre l'Etat et une categorie 

< d'exploiteurs de la personnalitö humaine, qui, moyennant une pa- 

< tente payee par eux, peuvent offrir k tout homme la facilite et 

< Texemple du vice. 

« Ce negoce autorise par l'Etat est absolument immoral et con- 

< traire k la loi (art. 17 du Code federal des Obligations): „Un con- 

< trat ne peut avoir pour objet une chose impossible, illicite, ou 

< contraire aux bonnes moeurs." 

< C'est un mal public, et l'Etat ne doit pas pouvoir le favo- 
€ riser. 

< Mais, disent les partisans de la reglementation, c*est un mal 

< necessaire, destine k prevenir un plus grand mal. 



') Näheres s. bei Quillot, S. 193 ff. Notixen im < Journal de Genfeve » und der 
«Tribüne», die wir nachgeschlagen, bestätigen Guillots Angaben. 



47 



< La science repond: 

< C'est un foyer de contagion que vous entretenez, et qui at- 

< teint la population dans sa vitalit6 et son d^veloppement. 

< La justice röpond: 
« C'est Tesclavage ou tout au moins la degradation que vous j 

< imposez k la femme, qui devrait ^tre T^gale de rhomme, et du I 

< in^me coup vous abaissez et degradez rhomme lui-mtoe. ' 

< Le patriotisme repond: ' 
« Ce qui fait la patrie, c'est l'amour des citoyens pour les ins- 

€ titutions qui assurent k leurs familles l'hygiene materielle et l'hy- 

< gi^ne morale. 

« Concitoyens ! 

< Rappelez-vous que les victimes de Texploitation reglementee 

< sortent des rangs les plus pauvres du peuple. 

«: Et que Gen^ve est le dernier canton suisse qui ait k rougir 

< de cette institution, triste legs de la domination etrangöre au com- 
« mencement du siecle. 

< Courez donc aux urnes, pour effacer par vos votes cette 
« honte, ce vestige odieux du passö, indigne d*un peuple libre, juste 

< et moral. 

< Et votez : 

« Oui sur la proposition eman^e de Tinitiative populaire. 
<^ Non sur la proposition du Grand Conseil. > 

Gegen die Initiative ^) : 

« Votation du 22 mars 1896. 
« Appel aux electeurs. 
« Chers concitoyens, chers conf6deres ! 
« Vous ötes appeles ä vous prononcer dimanche prochain sur 
« le projet de loi emanant de l'initiative populaire concernant la r6- 
« pression du proxen^tisme et la garantie de la liberte individuelle 
« ainsi que sur l'arr^te legislatif, par lequel le Grand Conseil a d& 
« cide de proposer au peuple le rejet de ce projet de loi. 

« II s'agit d'une question des plus d^licates et qui a une impor- 

< tance capitale pour notre pays. 

« Les soussignes, vous le comprendrez, ne peuvent entrer ici 
« dans tous les details des motifs qui ont engage successivement le 
« Conseil d'Etat, puis le Grand Conseil de notre canton, k rejeter, k 

< une forte majorit6, le projet de loi du k l'initiative d'un certain 
« nombre de citoyens. 

< Tout autant que les promoteurs du projet qui vous est sou- 
« mis, nous avons le souci d'assurer k notre canton les meilleures 
« conditions de moralite possibles et nous reconnaissons k TEtat le 
« droit et le devoir de prendre, en ce qui concerne la Prostitution, les 

< mesures prescrites par 1' ordre public et l'hygiene. 

« Nous sommes en desaccord avec ces citoyens sur les moyens 
« ä employer pour arriver au meilleur resultat. 

« Nous estimons, apr^s un examen approfondi de la question 
« et pour des raisons que nos concitoyens nous approuveront de ne 
« pas enumerer ici, mais basees sur des exp6riences concluantes tant 
« au point de vue de l'hygiene que de l'ordre public et de la morale, 

< qu'il y a lieu de laisser ä l'Etat seul le soin de reglementer tout 
« ce qui a trait ä ce domaine. 

*) Von den Aufrufen für die Initiative sind aus dem Grunde keine weitern 
angeführt, weil alle Argumente schon reichlich im vorhergehenden enthalten sind. 



— 48 — 

< Chers concitoyens ! 

« Ne vous laissez pas seduire par des arguments de sentiment 

< qu'il est facile et, sans doute, agr6able de d6velopper avee quelque 
€ apparence de raison pour quiconque n*est pas au courant de ces 

< questions. 

< Ayez confiance dans rappr6ciation impartiale que la grande 

< majorite de vos mandataires genevois a faite en dehors de tout 

< esprit de parti. 

< Gardez-vous, sur de simples affirmations theoriques partant 

< de personnes bien intentionnees, de porter atteinte au systime de 
« sage röglementation actuellement en vigueur et qui sera, ainsi que 
« c'est la ferme intention du Conseil d'Etat et du Grand Conseil, ame- 

< liore dans ce qu'il peut avoir de d^fectueux. 

< Si teile est votre opinion, venez nombreux ratifier par votre 

< vote la decision prise par le Grand Conseil en acceptant son ar- 

< ret6 16gislatif du 22 f^vrier dernier et en repondant 

« Non 
« au projet de loi emane de l'initiative populaire. 

« Soyez certains qu'en vous pronongant ainsi , vous aurez con- 
« tribuö au maintien de la proprete et de la s6curitede nos rues. 
€ Genöve, le 20 mars 1896. > 

(23 Unterschriften.) 

« A nos concitoyens, 

< Genevois, Confederes, 

< Les rues de notre ville sont parmi les plus decentes et les 

< mieux surveill^es du monde. 

« Notre Population est une de Celles ou les maladies speciales 

< fönt le moins de ravages. 

< Voulez-vous sacrifier T ordre et la sant6 publique au fana- 

< tisme aveugle de quelques pi^tistes? 

« A la veille de TExposition, on cherche k nuire ä Gen^ve, ä 
« la rendre suspecte aux yeux de la Suisse et de Tötranger par de 
« perfides calomnies. 

< On va jusqu'ä oser pretendre qu'il y a chez nous des per- 

< sonnes qui ne jouissent pas de leur enti^re libertö. 

« C'est un mensonge ehont6. 

« Voulez-vous donner raison aux trois Vaudois qui sont ä la 

< töte de ce mouvement antinational ? 

« Si vous leur donniez raison dimanche, l'abominable campagne 

< qui nous d^considere continuera; car ce n'est aujourd'hui qu'rni 

< commencement; ensuite viendront les projets de loi instituant unel 
« police des mceurs. 

« C'est ce que veulent les sectaires abolitionistes ; ils ne le 

< nient pas. 

€ Voulez-vous revenir ä l'epoque des censures ecclesiastiques ? 

< Voulez-vous creer un corps d'agents sp6ciaux qui p6n§trent dans 

< le domicile et la vie priv^e de tous les citoyens, et ne vivent que 
« de scandale et de chantage ? 

«Voulez-vous que l'infecte propagande qui, actuellement, brouille 
€ les menages, sotiille les foyers, blesse Fhonnötete publique, d6tourne 
« les meres de famille et les jeunes filles des voies du respect d'elles- 
« memes, continue et devienne permanente ä Geneve ? 

« Non, n'est-ce pas, citoyens, qui aimez Geneve, qui la voulez 

< respectee, vous que revolte la perfidie et l'indecence ! 
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< Donc, pas d'indifference dimanche ! 

« Que le peuple de Genöve se l^ve en masse contre ses calom- 

< niateurs pour leur donner une legon qui les fasse rentrer sous terra. 

« Sans acception de parti, tous les bons citoyens, debout pour 

< r ordre public, pour le maintien de nos institutions protectrices, 

< pour la verite, pour Thonii^tete, contre les sectaires malfaisants, 

< les aberres et les pecheurs en eau trouble ! 

« Tous ä Turne dimanche, pour r^pondre 

« Non 
« ä la premiere question, 

< Oui 

« a la deuxieme, et pour montrer ainsi que le peuple de Gen^ve est 

< avec ses magistrats et ses deputes, fidöles gardiens de ses int^rets 

< et de son honnexir. 

« Vive Geneve ! Vive la Confederation ! 

« Un groupe de patriotes. > 

« Votation du 22 mars. 
< Electeurs genevois, chers concitoyens, 

< Vous ^tes appeles ä vous prononcer sur un projet de loi qui 
« n'aurait jamais du etre porte devant le peuple genevois. 

« II a ete fait en sa faveur une propagande contre laquelle tous 
« les citoyens soucieux de l'honneur de notre canton et de la mora- 

< Ute publique, ä quelque parti qu'ils appartiennent, protestent avec 
« la derniere Energie. 

« Nous ne voulons pas entrer ici dans les details de cette ques- 

< tion delicate et des raisons serieuses qui nous fönt rejeter le projet 
4: de loi du ä 1' initiative. 

< Remarquez que le Systeme actuel est celui qui offre le plus 

< de garanties pour la sauvegarde de l'hygi^ne et de la moralite pu- 

< bliques. 

« Remarquez que la proprete de la rue est plus grande chez 

< nous qu'ailleurs. 

« Remarquez que ce que Ton vous propose est une grave at- 

< teinte ä la libert6 individuelle et k Tinviolabilit^ du domicile par 

< une loi dangereuse et grosse de menaces au point de vue de la 

< d61ation et du chantage. 

<c Vous ne pouvez rester indifferents ä la campagne qui vient 

< d'etre menee dans notre canton; nous vous conjurons, chers con- 

< citoyens, de venir nombreux au scrutin. 

« Marquez ainsi votre confiance en nos autorit^s et rectifiez 

< Sans h^siter le vote de la presque unanimite du Conseil d'Etat et 

< de plus des deux tiers du Grand Conseil. 

< Nos autorites que vous avez librement elues ont regu de vous 

< le mandat de conserver intacts notre dignite et notre honneur; elles 
« ne failliront pas k leur devoir. 

< Accourez tous aux urnes et repondez energiquement 

< Non 

< ä la question qui vous est pos^e sur le projet de loi du k Tini- 

< tiative. 

« Pas d'abstention ! > 

(21 Unterschriften.) 

Die Abstimmung — die im Temple de la Fusterie statt- 
finden musste, da das Wahlgebäude für die Landesausstellung 
in Anspruch genommen war — ergab folgendes Resultat: 

Weiss, Prostitutioiisfrage. 4 
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CommufiM 



Electeurt 
intorüt 



Proiet de loi 

emane de riniliative 

populaire 



Oui 



Nor 



9B 



Arrdte legal du 

Grand Conseil du 

22 fevrier 1896 



Oui 



Non 



Ville de Genevo 
Aire-la-Ville 
Aiiieres . . 
AvuUy . . . 
Avusy .... 
Bardoiinex . . 
Bellevue . . . 
Bernex . . . 



Carouge . . . 
Cartigny . . . 
Celigny . . . 
(^hancy . . . 
Ch^ne-Bougeries 
Ch^ne-Bourg' . 
Choulex . . . 
CoUey-Bossy 
Collonge-Bellerive 
Cologny . . . 
Confignon . . 
Corsier . . . 
Dardagny . . 
Eaux-Vives . . 
Genthod . . . 

Gy 

Hermance . . 
Jussv .... 
Laconnex . . 
Lancv. • . • 
Meinier . . . 
Mevrin . . . 
Onex ... 
Perly-Certoux . 
Plainpalais . . 
Plan-les-Ouates 
Pregny . . . 
Presinge . . . 
Puplinge . . . 
Russin . . . 
Saconnex (Grand) 
Saconnex (Petit) 
Satigny . 
Soral . . 
Thonex . 
Troinex . 
Vandoeuvres 
Veyrier . 
Vernier 
Versoix . 
Montb.-Grot.-Pilquis 

B^sttltat g^n^ral 



7,593 

46 

172 

55 

123 

143 

70 

211 

790 

101 

Hl 

78 

292 

136 

83 

129 

219 

159 

69 

93 

120 

1,341 

86 

48 

111 

148 

49 

230 

96 

143 

48 

61 

2,214 

169 

108 

76 

68 

55 

133 

790 

219 

82 

138 

77 

115 

154 

171 

294 

2,692 



1,602 
15 
14 
17 
31 
18 
29 
32 

110 
16 
12 
21 
73 
19 
23 
16 
37 
52 
12 
27 
27 

245 
17 
7 
44 
22 
11 
49 
14 
31 
18 
10 

389 
13 
33 
14 
10 
9 
25 

179 
39 
10 
17 
8 
37 
20 
25 
64 

504 



20,659 



4.067 



3,351 
16 
51 
16 

18 
49 
19 
ö8 

500 
33 
30 
23 

100 
58 
20 
53 
52 
43 
23 
19 
30 

560 
26 
22 
30 
53 
19 
81 
42 
42 
15 
29 
1,006 
93 
38 
23 
34 
28 
58 

278 
74 
22 
48 
35 
45 
65 
55 
84 
1,099 



3,279 
15 
47 
15 
17 
48 
19 
49 

503 
32 
30 
22 
98 
56 
19 
50 
36 
44 
23 
19 
32 

547 
25 
21 
28 
47 
14 
81 
37 
42 
14 
29 

991 
94 
38 
23 
33 
25 
56 

276 
70 
21 
46 
33 
38 
64 
53 
80 
1,073 



8,561 



8,352 



1,634 
16 
15 
13 
32 
18 
29 
30 

112 
17 
10 
20 
76 
21 
21 
17 
46 
53 
12 
28 
27 

258 
17 
8 
44 
25 
14 
49 
15 
30 
17 
10 

393 
12 
33 
14 
11 
12 
26 

184 
41 
9 
22 
9 
40 
17 
24 
69 

510 



4,150 



I 
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Kritisches. 

Die stillsten Worte sind es, 
welche den Sturm bringen. 
Gedanken, die anf Tauben- 
füssen kommen, lenken die 
Welt. 

Also sprach Zarathustra. 1 

j 

Es ist interessant, hier den Gründen dieser einzig da- i 

stehenden Volksabstimmung nachzuforschen — einer Volks- 
abstimmung, die die auf Beseitigung der öffentlichen Häuser I 
gerichtete Bewegung zurückgewiesen und damit dieses System 
selber gutgeheissen hat. Die Artikel der Genfer Tagespresse 
und von Genfer Korrespondenten über das Ereignis, die Mit- 
teilungen unseres bisherigen Führers Guillot, endlich eigenes 
Studium der ganzen Bewegung, der verschiedenen Triebfedern, 
die mitgewirkt, haben uns zu folgender Auffassung und zu 
folgenden Betrachtungen geführt : 

Das System der Reglementierung mit besonderer Duldung 
der öffentlichen Häuser wird in Genf seit Jahrzehnten streng 
und folgerichtig gehandhabt. Die Polizeibehörden betrachteten 
es, vom Standpunkte einer gewissen polizeilichen Fürsorge 
für die öffentliche Hygiene sowohl, wie für die Dezenz der 
Strasse ausgehend, als im Interesse der Volksgesundheit und 
Volksmoral liegend, als notwendig, um grösseres Übel zu 
vermeiden; die Ärzte in ihrer übergrossen Mehrzahl stimmten 
gemäss damaligem Stande der Wissenschaft bei ; ja, auch die 
kirchlichen Behörden hatten ihren auf gänzliche Unterdrückung 
und Verfolgung der Prostitution gerichteten Kampf aufgeben 
müssen, schon zur Zeit, als noch «das alte Genf» bestand. 
Das neue, lebenslustige Genf aber, die werdende Gross-Stadt, 
hielt die strafrechtliche Bekämpfung der Prostitution und 
Kuppelei für schlimmer als ihre geregelte Duldung. Daher 
denn auch die Beschränkung der Verfolgung der Kuppelei 
auf die Kuppelei mit Minderjährigen im Strafgesetzbuche von 
1874. Waren so die Behörden der Überzeugung, ihr möglichstes 
und bestes zur Eindämmung des Übels zu tun, so hüllte sich 
die grosse Menge des Volkes in einen quietistischen Optimismus. 

Aus dieser süssen Ruhe wurde die öffentliche Meinung 
aufgeschreckt durch das Auftreten des Abolitionismus. Josefine 
E. Butler Hess ihre «Stimme in der Wüste» erschallen und 
mit ungeheurer Zähigkeit und Tatkraft schritt sie zur Um- 
setzung ihrer Worte in Werke über — das «gute Werk», 
der Kreuzzug begann, mit Trommelschlag und Posaunenstössen 
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rückten die Abolitionisten vor. Ihr Feldzug ging gegen die 
Reglementierung im allgemeinen, aber als besonderes Angriffs- 
ziel, als zunächst niederzulegendes Bollwerk, rückten sie gegen 
die staatlich geduldeten öffentlichen Häuser vor^). Zwei Ge- 
danken waren in den Trägem dieses Feldzuges vereinigt: 
Der Kampf gegen die Unsittlichkeit und der Kampf gegen 
die Sklaverei des weiblichen Geschlechts, gegen dessen Herab- 
würdigung durch das « Einspen^en » in Prostitutionshäusern und 
die Zwangsheilung, sowie durch die ärztliche Kontrolle über- 
haupt. War auch die Gedankenwelt der Träger dieser beiden 
Gedanken bei vielen himmelweit verschieden, so vereinigten 
sie sich doch alle in jenem einen Ziele : der Abschaffung der 
« fluchwürdigen > staatlich geduldeten Bordelle. 

Nicht ohne x\bsicht wurde als Sitz des ersten Abolitionisten- 
Kongresses gerade Genf erwählt. 

Damit wurde das heissblütige, leicht erregbare, seine 
Heimatstadt über alles liebende Genfer Volk zum ersten Mal 
ernstlich aus seinem Quietismus erweckt. 

Es wurde bald klar, dass die Abolitionisten in ihrem Feld- 
zug systematisch und zielbewusst vorgingen. 

Aber sofort erhob sich auch der Widerstand. Durch das 
Gesetz über die Salubritö publique und das darauf folgende 
Reglement des Staatsrates zeigten die Behörden, dass sie den 
bisher befolgten Weg für gut hielten und entschlossen seien, 
weiterhin auf ihm zu verharren. Sie hatten, das muss fest- 
genagelt werden, den Mut, zu ihrer Auffassung zu stehen. 

Es darf ihnen aber auch keineswegs der Vorwurf ge- 
macht werden, sie seien in der Bekämpfung des Übels müssig 
geblieben. Eine vorurteilslose Betrachtung des Ganges der 
Erreignisse muss zu einem andern Resultate führen: Wir 
erinnern nur an das Gesetz vom 26. September 1888 und an 
eine im Jahre 1892 erfolgte Erhöhung des Schutzalters junger 
Mädchen. Aber von einem Preisgeben des von ihnen als gut 
erkannten Systems der Reglementierung wollten sie nichts 
wissen, und so musste es zum Kampfe kommen. 

Bei diesem Kampfe standen auf der einen Seite, der Bei- 
behaltung des bisherigen Systems : die staatlichen Behörden 
in ihrer Eigenschaft als solche, voran der Staatsrat; hinter 
ihnen die grosse Masse des Volkes, sowohl protestantischer 
als christkatholischer oder römischkatholischer Konfession ; im 
besonderen die grosse Mehrzahl der Ärzte. Auch viele strenge 
Christen von der Nationalkirche hielten das alte System für 

*) S. cEine Stimme in der Wüste», von FrKu Joseßne E. Butler. Paris und 
Neuchätel 1876. 
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das geringere Übel; waren doch Aufrufe gegen die Initiative 
von Mitgliedern des Konsistoriums unterschrieben. 

Auf der andern Seite, im Lager der Abolitionisten, zu- 
nächst die Führer: Philanthropen, Doktrinäre, Geistliche; die 
ganze evangelischfreie Kirche, d. h. die „Pietisten", und dazu 
nur ein kleinerer Teil des Volkes, meist aus den höhern 
Klassen. Von den politischen Parteien hatte der «Parti 
national» eine ganz kleine Gruppe, die neben der Vertretung 
streng protestantischer Grundsätze den Abolitionisraus in ihr 
Parteiprogramm aufgenommen hatte, Zuzug nur von einem ^ 
Teil der «Demokraten», d. h. der die «höhere Bourgeoisie» 
bildenden und vertretenden Liberalkonservativen. Die — 
damals noch sehr unbedeutende — Gruppe der Sozialisten 
schloss sich rückhaltlos dem radikalen Führer Favon an ; von 
Radikalen aber hatte kein einziger Initiative oder Aufrufe 
für diese unterschrieben.' 

Zwischen diesen Gruppen nun spielte sich der Kampf ab. 

Auf der einen Seite : das Vertrauen in die Behörden ; der 
Zorn über die zu einem sehr grossen Teil von den Abolitio- 
nisten künstlich geschürte Aufregung, über die Einmischung 
«Fremder» in die Angelegenheiten der lieben Vaterstadt — 
die Führer der Abolitionisten waren zum Teil Waadtländer, 
und nicht ohne Grund wurde ihnen geraten, zuerst vor der 
eigenen Türe zu kehren; das Gefühl, dass die ganze Be- 
wegung etwas künstlich von aussen hergebrachtes sei - man 
sprach von englischem Geld zur Unterstützung der Propa- 
ganda; der Hass gegen die, die Aufregung und Zwist in die 
Familien hineingetragen hatten ; der Zorn über das Auftreten 
von Frauen und die Teilnahme sogar von jungen Mädchen 
an den Abolitionistenversammlungen ; die Furcht vor Über- 
griflPen der Polizei und Eindringen in Privatverhältnisse ; 
die Scheu, dergleichen Fragen in der Öffentlichkeit breitge- 
treten zu sehen ; endlich die Überzeugung, dass zu Unrecht 
als « Sünde » gebrandmarkt werde, was jeder dann und wann 
getan — all' das, verbunden mit gewichtigen materiellen 
Interessen bei einem Teil der Bevölkerung, fand sich auf 
Seite der Gegner der Initiative. 

Dem hatten die Abolitionisten gegenüberzustellen ihren 
heiligen Eifer für die Sache, ihre wissenschaftlichen Gründe, 
die Argumente der Sittlichkeit und zum Teil ihre religiöse, 
pietistische Überzeugung. 

So musste der negative Ausgang als patriotische Tat, die 
Niederlage der Initianten als ein Sieg der freien Gedanken 
erscheinen. Als solcher wurde er dann auch im «Genevois» 
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— dessen Direktor eine begeisterte Ovation dargebracht 
wurde ^) — gefeiert. 

Von dieser Warte aus können wir in dem Resultat kein 
trauriges Ereignis, nichts schlimmes sehen. 

Gewiss ist und bleibt es ein dunkler Fleck, dass in der, 
der Abstimmung vorausgehenden Kampagne, das freie Wort 
der Abolitionisten da und dort verhindert wurde. Auch war 
die Polemik, die der « Genevois >> geführt, zum Teil, für unser 
Gefühl, allzu persönlich. Aber auf der andern Seite darf nicht 
vergessen werden, dass die Abolitionisten systematisch ge- 
hetzt und geschürt hatten, dass sie vor persönlichen Angriffen 
auf Behörden und Beamte, die das von ihnen verpönte System 
vertraten und verkörperten, nicht zurückschreckten, und dass 
besonders die Verbreitung der Broschüren u. s. w. in alle 
Familienkreise hinein das Blut manchen ruhigen Bürgers in 
Wallung brachte. 

Dass die Art und Weise der Propaganda der Abolitio- 
nisten einen grossen Teil, wenn nicht den Hauptteil der 
Schuld am Misserfolg trug, ward allseitig anerkannt*). 

Auch E. Picot spricht von der unglücklichen Propaganda 

(Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, IX, S. 158): 

€ L'eveneraent n'a pas justifie nos esperancos .... — On au- 
« rait tort de deduire de lä que les electeurs genevois sont, dans leur 
« majoriie, favorables au Systeme de police des mceurs qui existe 
« chez eux, mais en matiere electorale il faut compter beaucoup avec 
« l'habilete tactique des meneurs de la campagne; or, tandis que les 
« initiants faisaient preuve d'une rare inexp&ience dans le manie- 
« ment de la päte electorale, leurs adversaires rompus k ce genre de 
« travail persuadaient ä Topinion qu'il s'agissait de combattre une 

< manoeuvre pietiste et de sauver Thygi^ne et la decence publiques 
« menacees par le projet abolitioniste. 

« Le resultat de la votation n'en est pas moins profondement 
« regrettable, puisqu'il a pour effet de consolider un etat de choses 

< qui aurait probablement fini par disparaltre de lui-meme d'ici ä 

< quelques ann^es. » 

Derselbe urteilt über das Gesetz vom 26. September 1888, 

das die geheime Prostitution und die Auswüchse der Strassen- 

prostitution bekämpfen will, folgendermassen : 

« Cette loi . . . . manque de clarte et d'une v6ritable base juri- 
« dique; gene par une Situation de fait qu'il n'a voulu ni condamner 

< ni approuver, le legislateur genevois a cherche un moyen de re- 
c prinior l(?s abus du proxenetisme clandestin, sans vouloir cepen- 
« dant gener l'aetion de la police k l'egard de certains actes toleres 
« par eile ^), » — und ferner *): < . . . . aussi cette loi est-elle restee 
« en quelque sorte lettre morte et n'a pas ^te appliqu6e s6rieuseinent 



») S. GnilJot, S. 224. 

*) S. GnillOt, S. 210, 211-215. 216— 21P. 

») « Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht », Bd. II (1889), S. 55. 

•) Eod. Bd. IX (18%), S 157. 
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< aux proxenetes qui favorisent la Prostitution clandestine, contre 

< lesquels eile etait cependant specialement dirig^e. > 

Seit der Zerschmetterung der Abolitionisten-Initiative ist 
■die Bewegung in Genf, äusserlich wenigstens, zur Ruhe ge- 
kommen, die Frage für einmal erledigt. 

Der Abolitionisten HoflPnung und Sehnsucht ist das künftige 
schweizerische Strafgesetzbuch. ^) 



Zweiter Abschnitt. 



Die Prostitutionsfrage in Zürich. 

Liieratur: Über die Verhältnisse bis zam Jahre 1888 gibt erschöpfende Aus- 
kunft das Gutachten des zürcherischen Sanitätsrates, betitelt : « Die Gefahren der 
Prostitution und ihre gesetzliche Bekämpfung mit besonderer Berücksichtigung 
der zOrcherischen Verhältnisse >^ in Druck erschienen Zürich 1891. Es enthält eine 
Fülle interessanten Materials und eine eingehende Würdigung der schwierigen 
Fragen in Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse, und Berücksichtigung nicht 
nur des sanitär! sehen, sondern auch des volkswirtschaftlichen und ethischen 
Standpunktes. Kleine Irrtümer') beeinträchtigen den Wert der Arbeit nicht. 

Neuestens hat Prof. E. Zürcher (Zürich) im « Archiv für Sozialwissenschaft 
und Sozialpolitik >, Bd. 20, 2. Heft, einen Aufsatz publiziert «Zwei Volksinitiativen 
im Kanton Zürich für und gegen die Abolition >. 

Die übrige Literatur wird an geeigneter Stelle ihren Platz finden. 



Bis zum Strafgesetzbuch vom 24. Oktober 1870 (8. Januar 
1871) war die Kuppelei im Kanton Zürich wie meist ander- 
wärts ein von Amtes wegen zu verfolgendes Delikt; § 144 
des Strafgesetzbuches vom 24. September 1835 definierte als 
Kuppelei die < gewerbsmässige Beförderung der Begehung 
unzüchtiger Handlungen » ; die gewerbsmässige Unzucht als 
solche war nicht unter Strafe gestellt. 

Schon von den Dreissigerjahren an begegnen wir Klagen 
über das Treiben der Dirnen. Sie erstrecken sich, nament- 
lich von Seiten der Landgemeinden, auf die zunehmende Zahl 
der unehelichen Kinder; sodann, speziell von selten des Kirchen- 
rates, auf die erschreckend grosse Zahl der Wirtschaften, 
sowie das Treiben an Maskenbällen (1858). In den Vierziger- 
jahren tauchen dann in Zürich Bordelle auf. Ende der Sechziger- 
jahre hatte sich ihre Zahl bedeutend gemehrt, ohne dass die 
Bevölkerung daran Anstoss genommen hätte, so dass sie auch 
von den Behörden stillschweigend geduldet wurden und un- 
behelligt blieben. 

*) S. hierzu Kachtrag auf S. X. 

") Ungenau sind z. B. die Angaben über Genf auf S. 94 f. 
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Der Benzsche Entwurf eines neuen Strafgesetzbuches^ 
vom Jahr 1866, sah in § 112 die Kuppelei ebenfalls noch 
als von Amtes wegen zu verfolgendes Delikt vor. Dieser 
Entwurf nahm aber auch eine Bestrafung der gewerbsmässigen 
Unzucht als solcher ins Auge: 

§ 111. Weibspersonen, welche gewerbsmässig oder in 
einer Weise, die öffentliches Ärgernis erregt, Unzucht treiben ^ 
werden mit Gefängnis bis zu 6 Monaten bestraft. 

Allein in der Expertenkommission kamen andere An- 
schauungen zur Geltung, und das Resultat war die Streichung- 
der Bestrafung der gewerbsmässigen Unzucht und folgende 
Fassung der Kuppeleiparagraphen im neuen Strafgesebbuch 
vom 24. Oktober 1870/8. Januar 1871 (in Kraft getreten am 
1. Februar 1871): 

§ 121. Wer gewerbsmässig oder aus Eigennutz durch 
seine Vermittlung oder Überredung, oder durch Gewährung 
oder Verschaffung von Gelegenheit der Unzucht Vorschub 
leistet, wird wegen Kuppelei mit Gefängnis, verbunden mit 
Busse, in schweren Fällen mit Arbeitshaus bestraft. 

§ 122. Die Strafe kann in Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
bestehen : 

a) wenn der Kuppler arglistige Kunstgriffe anwendet, um 
der Unzucht Vorschub zu leisten, oder wenn er unbe- 
scholtene Personen zur Gestattung der Unzucht durch 
falsche Vorspiegelungen verleitet; 

b) wenn der Kuppler zu der Person, mit welcher die Un- 
zucht getrieben worden ist, in dem Verhältnisse von 
Eltern zu Kindern, von Vormündern zu Pflegbefohlenen, 
oder von Geistlichen, Erziehern oder Lehrern zu Schü- 
lern oder Zöglingen steht. 

Liegt keiner der angeführten erschwerenden Umstände 
vor, so soll Klage wegen Kuppelei nur auf Verlangen des 
Gemeinderates erhoben werden. Konflikte betreffend die Ver- 
folgung dieses Vergehens zwischen den anklagenden Behörden 
und dem Gemeinderate sind im gewöhnlichen Rekurswege zu 
erledigen. 

Das Schwergewicht ist hierbei auf den Schlusspassus 
des § 122 zu legen: durch diesen wird die gewöhnliche — 
nicht nach lit. a und b qualifizierte — Kuppelei zum An- 
tragsverbrechen gestempelt, und als antragsberechtigt der 
Gemeinderat erklärt. Diese Bestimmung hatte den ausge- 
sprochenen Zweck, die Duldung von Bordellen in das Be- 
finden des Gemeinderates zu legen. Der Gesetzgeber hatte 
den Mut, die faktischen Verhältnisse, wie sie seit langem 
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bestanden, gesetzlich zu fixieren, und die Lüge von einer un- 
n achsichtlichen Verfolgung der Kuppelei preiszugeben. Der 
Kommentator des Gesetzes, eben dessen ursprünglicher Redaktor, 
Benz, gibt uns ^) folgenden Aufschluss darüber, wie diese 
Bestimmung in das Gesetz aufgenommen worden ist, sowie 

über ihren Zweck: 

<c In bezug auf das in der zweiten Kommission aufgenommene 
letzte Lemma spricht sich die Gesetzesrevisionskommission in ihrer 
Weisung vom 5. August 1870 folgendermassen aus: 

Mit bezug aui die Kuppelei wurde nach einlässlicher Beratung 
einer zu diesem Zwecke zusammenberufenen Spezialkommission die 
Ansicht verworfen, diese Materie der polizeilichen, resp. administra- 
tiven Erledigung zu überlassen. Es bleibt also die Kuppelei in allen 
ihren Erscheinungen ein nach dem Strafgesetzbuche zu beurteilendes 
Verbrechen. 

Dagegen soll der bisherige Übelstand, dass entgegen dem be- 
stimmten Wortlaute des Gesetzes, aber der Macht der Verhältnisse 
unterliegend, die amtliche Verfolgung nicht überall gleichmässig statt- 
fand, beseitigt werden. Zu diesem Ende und aus sanitarischen Grün- 
den wird den Gemeindebehörden eine gewisse Kompetenz zur Ord- 
nung dieser Verhältnisse eingeräumt und die amtliche Verfolgung 
hiervon abhängig gemacht (ähnlich wie z. B. bei Ehebruch oder Ent- 
führung nur auf Verlangen des beleidigten Ehegatten, beziehungs- 
weise der Entführten geklagt wird). Die Korrektur dieser Bestim- 
mung, resp. das Mittel, allfällig sich hieraus ergebenden Übelständen 
vorzubeugen, besonders gegenüber einem etwas laxen Gemeinderate, 
liegt in dem den anklagenden Behörden gewahrten Rekursrecht. Fak- 
tisch können sich übrigens diese Bestimmungen nur auf grössere Ge- 
meinwesen beziehen, wo die Macht der Verhältnisse besondere Mass- 
regeln erheischt. 

Auf diesem Wege bleibt einerseits die sittliche Auffassung und 
die den Anschauungen unseres Volkes entsprechende Qualifikation 
solcher Handlungen und Gewerbe gewahrt; anderseits ist ein Mittel 
geboten, ohne Missachtung des Gesetzes sanitarischen Anforderungen 
Rechnung zu tragen, und endlich ist gleichzeitig auch der Regulator 
gegeben, um sittlichen Übelständen und laxer Handhabung der Ge- 
setze ohne weiteres wirksam zu begegnen. > 

Damit war ein klarer Boden geschaffen: den Lokalbe- 
dürfnissen gemäss sollte die Gemeinde-Administrativbehörde 
sich schlüssig machen, ob sie strenge Verfolgung der Kuppelei, 
insbesondere der Bordelle, die bisher schon unbehelligt ge- 
blieben waren, wolle, oder aber sie förmlich dulden wolle 
mit Unterstellung unter sitten- und sanitarisch-polizeiliche 
Kontrolle. 

Zu letzterem Zwecke erliess denn auch das Statthal- 
teramt des Bezirks Zürich an die Gemeindebehörden ^) 



*) In seinem Kommentar, 1. Autlage (Zürich 1871), S. 111. 

') Das Gebiet der Stadt Zürich bestand damals bekanntlich aus den durch- 
aus selbständigen Gemeinden Zürich, Enge, Wiedikon, Aussersihl, Oberstrass, 
Unterstrass, Fluntern, Hottingen, Hirslanden und Riesbach, die letztern 9 die 
gewöhnlich so genannten « Ausgemeinden ». (Dazu noch Wollishofen.) 
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Bestimmungen über die allfällige Duldung von Bordellen. Hier- 
nach sollten die Bordelldirnen einer wöchentlich zweimaligen 
ärztlichen Untersuchung durch den Hausarzt und einer monat- 
lichen Untersuchung durch den Bezirksarzt unterworfen sein, 
und kranke Dirnen in das Spital verbracht werden. Das 
Gutachten des Sanitätsrates bezeichnet diesen Erlass als 
durchaus ungenügend und betont namentlich, dass gegenüber 
dem Mädchenhandel und der Ausbeutung der Bordellmädchen 
nichts geschehen sei. 

Die Opposition blieb nicht lange aus; sie wurde hervor- 
gerufen durch das schamlose Treiben von Dirnen in der Nähe 
von Kirchen und Schulen und die Existenz mehrerer Bordelle 
in einer einzigen Kirchgemeinde (zur Predigern) der (Alt-) 
Stadt Zürich. « Zahlreiche nächtliche Orgien, durch deren 
Lärm die Nachbarschaft aufgeschreckt wurde, nächtliche 
Skandale mit Eindringlingen, Angriffe auf ehrbare Nachbars- 
frauen, welche für Insassen jener Häuser gehalten wurden > 
— das alles wurde vielfach konstatiert. *) Auf Anregung des 
Pfarrers am Prediger kam denn auch schon im Laufe des 
Jahres 1872 eine Petition an den Stadtrat um Aufhebung der 
Bordelle zunächst in der Kirchgemeinde Prediger, dann aber 
auch in der Stadt überhaupt zu stände. « Diese Petition 
stützte sich namentlich auf folgende vier Erwägungen: 

1. Das anliegende Grundeigentum wird entwertet. 

2. Die nächtliche Ruhe in der Umgebung der Bordelle 
wird auf die ärgerlichste Weise gestört. 

3. Die Moral wird für die Gegenwart und Zukunft geschädigt. 

4. Die Stellung des Polizeikorps zu diesen Instituten ist 
eine höchst bedenkliche. > ^) 

Die vom Stadtrat eingesetzte Spezialkommission war den 
Petenten günstig; die städtische Sanitätskommission dagegen 
empfahl: Duldung einzelner Bordelle unter Wahrung aller 
notwendigen sittenpolizeilichen und sanitarischen Kontrollen, 
jedoch nicht in der Nähe von Kirchen, Schulen und öffent- 
lichen Promenaden, und niemals zweier Bordelle in derselben 
Strasse. 

Der Stadtrat aber wagte frisch und froh eine sittliche 
Tat : er beschloss am 14, Juni 1873 Aufhebung der notorischen 
Bordelle und Verfolgung jedes andern bestehenden oder neu 
entstehenden auf begründete Klagen, insbesondere der Nach- 
barschaft hin. Der Beschluss geht im Wortlaut dahin: 



M Gutachten des Sanitätsrates, S. 21. 
= Gutachten des Sanitätsrates, S. 21 f. 
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1. Seien — in Abweichung von dem bisherigen Verfahren 
— die notorischen fünf Bordelle in der Predigergemeinde 
und dasjenige an der Widdergasse sofort aufzuheben. 

2. Auf begründete Klagen, insbesondere der Nachbarschaft 
hin, sei gegen jedes andere bestehende oder neu ent- 
stehende Bordell ebenso zu verfahren. 

3. Der Polizeipräsident ist eingeladen, die erforderlichen 
Einrichtungen zu treffen, resp. vorzuschlagen, welche 
gegenüber dem Prost itutionswesen überhaupt, zur 
Wahrung des öffentlichen Anstandes und zur Hand- 
habung der Sanitätspolizei für Verhütung der Aus- 
breitung der Syphilis geeignet sind. 

4. Den Oberbehörden (Statthalteramt und Polizeidirektion), 
sowie den Ausgemeinden ist von den getroffenen Mass- 
regeln Kenntnis zu geben und Anbahnung von Kon- 
ferenzen behufs einheitlichen Vorgehens in Aussicht zu 
nehmen. 

5. Das Polizeipräsidium ist mit der Ausführung dieses Be- 
schlusses, nötigenfalls unter Zuziehung des Rechtskon- 
sulenten, beauftragt. Dasselbe wird eine kurze Frist 
zur Schliessung der Bordelle ansetzen, sowie dieselben 
mit allen gesetzlich zu Gebote stehenden Mitteln (Aus- 
weisung der Dirnen, Überweisung der Bordellhalter an 
die Gerichte in Anw^endung der §§ 121 und 122 des 
Strafgesetzbuches, Haussuchungen etc.) unterdrücken. 

Der Stadtrat Hess sich hierbei von folgenden Erwägungen 
leiten: 

a) Die Duldung von Bordellen, ihr Stadtbekanntsein 
bedeute eine Trübung der moralischen Anschauungen 
der Bevölkerung und eine Verwirrung der Begriffe 
der Jugend. 
h) Die Poli2eiangestellten geraten durch den ständigen 
obligaten Verkehr mit den Bordellhaltern in intime 
Beziehungen mit diesen und dadurch in Abhängig- 
keit von ihnen. 

c) Die Bekämpfung von Winkelbordellen hätte bei 
Duldung offizieller Bordelle keinen Erfolg. 

d) Die Bordelle bilden eine leichte, bequeme Gelegen- 
heit zur Unzucht für die studierende Jugend etc. 

e) Die auf der Meinung einzelner Ärzte und der 
Tradition beruhende Ansicht von der Wirksamkeit 
der Bordelle als Schutz gegen ansteckende Krank- 
heiten und Verbreitung der Prostitution entbehre 
theoretischer sowohl als sachlicher Begründung. 
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Allein die Sehlussnahme des Stadtrates erweckte sofort 
den Widerstand von ärztlicher Seite, 49 Ärzte der Stadt 
Zürich und Umgebung stellten mit Eingabe vom 30. Dezember 
1873 das Gesuch an den Regierungsrat, diese Behörde möchte 
unter Berücksichtigung der durch die Sehlussnahme des 
Stadtrates von Zürich vom 14. Juni 1873 hervorgerufenen 
Übelstände die geeigneten Massregeln beraten, um eine sitt- 
lich und sanitarisch möglichst schützende Regelung der Prosti- 
tution im Einverständnis mit den betreffenden Gemeinden, 
deren Autonomie in dieser Frage keineswegs bestritten werde, 
anzubahnen, vor allem aus aber dem dringendsten Bedürf- 
nisse, der Wiederaufnahme der ärztlichen Untersuchungen der 
Prostituierten, durch geeignete Verfügung von sich aus zu 
begegnen. Aus der ausführlichen Begründung, die im Gut- 
achten des Sanitätsrates, S. 27 — 31, nachgelesen werden mag, 
sei hier nur hervorgehoben, dass die sittenpolizeiliche Kontrolle 
speziell in der Stadt eine sehr laxe gewesen war. Als 
Quintessenz zitieren wir folgende Ausführung der Eingabe: 

< Weit entfernt davon, die Berechtigung der sittlichen Inter- 
essen irgendwie zu bestreiten, will es den Petenten doch scheinen, 
dass, solange die Moralisten sich darüber noch in den Haaren liegen, 
ob die Duldung der Bordelle in ihren Folgen entsittlichender auf eine 
Bevölkerung einwirke als eine Schliessung derselben, die Ärzte allen 
Grund haben, die sanitarischen Interessen zu gunsten der Duldung 
in die Wagschale zu werfen und mit voller Zustimmung zu dem Mo- 
tiv 3 des stadträtlichen Beschlusses den Grundsatz festzuhalten, dass, 
wenn die Prostitution doch nie ganz uiiterdrückt werden kann, 
dies die Behörde nicht abhalten darf, « wenigstens das Mögliche anzu- 
streben, um dus überwuchernde Übel einzudämmen und die sanitarisch 
gefährlichen Folgen desselben zu vermindern ». Zu diesem Zwecke 
aber könne nichts besseres geschehen, als wenn man die Herde der 
Prostitution und die Prostituierten selbst kenne, um sie polizeilich 
und ärztlich zu überwachen. 

Durch den zitierten Beschluss des Stadtrates Zürich sei ein sol- 
ches Verfahren geradezu unmöglich geworden. Nicht nur sei die be- 
schlossene Aufhebung der Bordelle in der Stadt faktisch eine bloss 
teilweise und illusorische, was allerwärts zugegeben werden müsse; 
die Wirkung jenes Beschlusses sei in der Tat eine viel schlimmere, 
nämlich die, dass sich die Prostitntion vor der Polizei verbirgt, ihr 
Gewerbe aber im geheimen fortbetreibt. Dabei vermeidet sie aller- 
dings nach Möglichkeit irgendwelche Belästigung der Nachbarschaft, 
gewährt aber der Bevölkerung nicht den geringsten Schutz gegen 
die Verbreitung der Syphilis, weil alle sanitarische Überwachung 
dieser Häuser aufgehört hat und jeder Kuppler sich wohl hüten wird, 
erkrankte Dirnen, deren Existenz ja der Polizei verborgen bleiben 
soll, in den Spital abzuliefern. So erkläre sich denn auch, warum 
seit längerer Zeit die weibliche syphilitische Abteilung im Kantons- 
spital beinahe leer, die männliche dagegen fast immer angefüllt sei.> 

Der Sanitätsrat ^ dem diese Eingabe zunächst überwiesen 
wurde, erklärte sich mit derselben vollkommen einverstanden 
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(Gutachten vom 14. Mai 1874). Er betonte die zwei Seiten 
der Frage : die moralische und die sanitarische, und erklärte, 
er nehme den zweiten, den sanitarischen Standpunkt ein und 
wähle von zwei Übeln das geringere. 

Der Erfolg der Eingabe war eine Konferenz zwischen 
den Oberbehörden (Sanitätsdirektion, Polizeidirektion und 
Statthalteramt) einerseits, und den Abgeordneten der Oemeinde- 
rate von Zürich und Ausgemeinden, sowie Winterthur, ander- 
seits, die am 4. September 1874 stattfand. Das Resultat dieser 
Konferenz ist frappant: Alle Beteiligten sprachen sich ener- 
gisch und vollkommen überzeugt für die Duldung von Bor- 
dellen unter gehöriger Aufsicht aus — der Abgeordnete von 
Aussersihl, der beginnenden «Arbeiterstadt», eventuell für 
Konzessionierung — mit Ausnahme des Abgeordneten des 
Stadtrates Zürich. Immerhin legte dieser — man beachte 
dies ! — der Versammlung die Frage vor, wie eine polizei- 
liche und sanitarische Überwachung der Prostitution ohne Bor- 
delle möglich sei. Die Konferenz fasste sodann einstimmig 
den Beschluss, es sei eine Fünfer-Kommission niederzusetzen 
mit der Aufgabe, « beförderlichst ein Eeglement auszuarbeiten, 
über die sanitarische und polizeiliche Überwachung der Bor- 
delle, über die isolierte Prostitution und über den Kampf 
gegen die Venus vulgivaga » . Wie das Gutachten des Sani- 
tätsrates berichtet, ist aber die Kommission nie zusammen- 
getreten. Das Statthalteramt Zürich erliess daher am 5. Juli 
1875 eine «vorläufige Instruktion an die Gemeinderäte von 
Zürich und Umgebung, betreflPend Duldung und Überwachung 
von Bordellen » , nach welcher teils eine regelmässige ärztliche 
Visite, teils auch eine genaue Kontrolle der Bordelle und 
ihrer Insassen durch wöchentlichen Polizeibesuch durchgeführt 
werden sollte. Gegen diese «Instruktion» legte indessen der 
Stadtrat Verwahrung ein mit der Erklärung, an dem Grund- 
satze festhalten zu wollen, «dass gegenüber der Prostitution 
keinerlei Zugeständnisse zu machen seien, sondern dass sie 
in jeder Form als verwerflich und schädlich verfolgt werden 
müsse » . 

Der Stadtrat von Zürich hielt denn auch an seiner Ten- 
denz, die Kuppelei zu verfolgen, fest; aber von einer Unter- 
drückung der Bordelle war keine Eede, und er beschränkte 
sich darauf, dort einzuschreiten, wo laute Klagen erfolgten. 
Das Vorgehen war gelähmt, teils durch die untern Polizei - 
Organe, teils durch das Verhalten der obern Behörden, teils 
durch die Tatsache der offiziellen Duldung der Bordelle in 
den Aussengemeinden von Zürich. Unnach sichtliche Verfolgung 
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wechselte mit Verfolgung nur in den Fällen der Erregung* 
öffentlichen Ärgernisses, oder der Erhebung von Klagen seitens 
Privater. Im Jahre 1879 schlug der Stadtrat zu dem in Be- 
ratung liegenden Gesetz, betreffend Sonntags- und Wirtschafts- 
polizei, Zusätze betreffend Sittenpolizei vor, unter Hinweis auf 
die steigende Frequenz der Bordelle; der Vorschlag ging dahin: 

«§.... Den Gemeinderäten wird mit Rücksicht auf 
die ihnen nach § 64 des Gemeindegesetzes obliegende Hand- 
habung der Sittenpolizei, in Abänderung und Ergänzung der 
bezüglichen Bestimmungen, betreffend die Polizeiübertretungen 
(§ 1044 und 1047 des Gesetzes betreffend Rechtspflege) die 
Befugnis eingeräumt, für die polizeiliche Überwachung der 
Prostitution Vorschriften aufzustellen, deren Übertretung mit 
Polizeiverhaft bis auf 8 Tage geahndet wird. Gegen solche 
Verfügungen des Gemeinderates ist Rekurs an das Statthalter- 
amt und an die Justizdirektion zulässig, jedoch ohne auf- 
schiebende Wirkung (Suspensivkraffc). 

In schwereren Fällen der Übertretung kann die Überweisung' 
an die Gerichte zur Bestrafung wegen Ungehorsams (§760 
Gesetz betreffend Rechtspflege und § 80 Strafgesetzbuch) ver- 
fügt werden, falls dieselbe vorher speziell angedroht worden ist. 

Der Erlass solcher Polizeivorschriften unterliegt der Ge- 
nehmigung des Regierungsrates.» 

Der Vorschlag wurde indes nicht angenommen. 

Im Jahre 1882 (5. Dezember) erliess der Stadtrat eine 
«Verordnung betreffend die Verfolgung der Prostitution im 
Innern von Häusern», die aber nur kurze Zeit angewendet 
wurde. 

Im Jahre 1884 sah sich der Staatsanwalt veranlasst zu 
erklären, dass ihm « die bisherige Praxis der Stadtpolizei, 
resp. des Stadtrates nicht als die richtige Ausführung des den 
Gemeindsbehörden verliehenen Rechtes » erscheine und zu 
« Rechtsungleichheiten » führte. « Entweder konsequent und 
vollständig aufräumen, oder Duldung unter strenger polizei- 
licher Kontrolle und energisches Vorgehen gegen alle nicht 
geduldeten ! » 

Der Stadtrat blieb grundsätzlich auf seinem Standpunkt 
der Bekämpfung der Kuppelei. Im Jahre 1888 schlug erfol- 
gende Ergänzungen des Strafgesetzbuches vor (in Eingabe 
vom 10. Juli): 

«Weibspersonen, welche gewerbsmässig Unzucht treiben, 
oder an öffentlichen Orten Gelegenheit zu Unzucht aufsuchen, 
können von der Gemeindepolizei mit Haftstrafe bis auf 4 Tage 
belegt werden. Im Rückfalle kann die Haftstrafe mit Geneh- 
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migung des Statthalteramtes bis auf acht Tage ausgedehnt 
werden. In wiederholtem Rückfalle kann das Gericht "auf 
Gefängnis bis zu einem Monat erkennen. Die gleichen Strafen 
finden Anwendung auf Beihälter oder Ehemänner, welche das 
Unzuchtsgewerbe der Weibspersonen, bezw. Ehefrauen be- 
günstigen oder Vorteile daraus ziehen. » 

Inzwischen hatte schon die Stimme des Volkes gesprochen. 

Im Juni 1888 gelangten zwei Petitionen an den Re- 
gierungsrat, die eine unterzeichnet von 6570 Männern, die 
andere von 10,960 «Frauen und Jungfrauen», beide gegen 
die Duldung der Bordelle gerichtet. Die Männerpetition 
speziell verlangte unter anderm « Ausmerzung des verhäng- 
nisvollen Schlussatzes des § 122 des Strafgesetzbuches». Die 
Frauen Petition begehrte « die vollständige AbschaflFung aller 
Toleranzhäuser und anderer Schlupfwinkel der gewerbsmässigen 
Unzucht im ganzen Kanton und ganz besonders auch strenge 
Bestrafung der Kuppler und deren Agenten, überhaupt aller 
derjenigen Personen, die der Unzucht Vorschub leisten. » 

Diese Petitionen führten zu dem eingangs dieses Ab- 
schnittes zitierten Gutachten des Sanitätsrates. 

♦ 

Ob es Zufall ist, dass diese Petitionen fast gleichzeitig 
das Licht der Welt erblickten, wie die grosse Genfer 
Massenpetition — s. oben S. 22 — ; ob und welche Bezieh- 
ungen zwischen den Genfer und den Zürcher Petitionären 
bestanden, bleibt für uns in Dunkel gehüllt. Betont sei nur 
hier schon, dass der Ausdruck «Toleranzhäuser», der sich 
in der Zürcher Frauenpetition findet, einen Beigeschmack der 
Entlehnung aus dem französischen hat, dass aber ein aboli- 
tionistisches Komitee als Zweigverein der Internationalen Fö- 
deration in Zürich nicht bestand; die Petitionen gingen aus 
von den Vereinen zur Hebung der Sittlichkeit, die damit zum 
ersten Mal energisch und zielbewusst den Kampf begonnen 
haben ^). 

Die Petitionen mussten aber von langer Hand vorbereitet 
sein, Sie gingen mehr von der Altstadt, wo die Verhältnisse 
ja überhaupt schwierige und ungesunde waren, aus. In den 
Gemeinden mit geduldeten Bordellen waren derartige Klagen 
und Beschwerden wie in der Altstadt nicht vorgekommen^). 



') ZUrcher, S. 311, meint, der Zusammenhang der Gründung der Sittlich- 
keitßvereine mit den kurz vorher entstandenen internationalen Verbänden liege 
auf der Hand. Er teilt mit, die Männerpetition sei von Prof. A. v. Orelli verfasst. 

*) Gutachten des Sanitätsrates, S. 21 f. 
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Allerdings hatte sich auch die Abolitionisten-Föderation 
mit dem Wohle der Stadt Zürich befasst und sich bewogen 
gefunden, auf die Behörden einzuwirken: Mit Sehreiben vom 
29. Mai 1877 machte sie den Stadtrat von Zürich darauf 
aufmerksam, «dass der Staatsrat von Neuenburg dem dortigen 
Kantonsrat gegenüber auch Zürich als eine derjenigen Städte 
bezeichnet habe, in welcher nach Aufhebung der Bordelle 
die Prostitutionsverhältnisse nur noch schlimmer geworden 
seien», und sprach die Hoffnung aus, dass die Behörden der 
Stadt Zürich diese Behauptung zurückweisen werden ^). Der 
Stadtrat glaubte sich durch den oben, S. 62, mitgeteilten Vor- 
schlag zum Sittenpolizeigesetz den Dank der Föderation ver- 
dient zu haben, misskannte jedoch hierbei Ziele und Ten- 
denzen dieses Bundes gänzlich : der Bund wandte sich in 
einem energischen Sehreiben an den Stadtrat gegen dessen 
Theorien, «welche die Konföderation bekämpft, die nun 
empfohlen und, sozusagen, unter ihrem Schutze vorgeführt 
werden » ^). 

Das Gutachten des Sanitätsrates nun kam auf Grund 
der Untersuchung der tatsächlich bestehenden Verhältnisse in 
Zürich, unter Heranziehung einer Vergleichung der Verhält- 
nisse in Städten des In- und Auslandes (namentlich Deutsch- 
lands), und nach eingehender Würdigung der Prostitution vom 
sozialen, polizeilichen und sanitarischen Standpunkte aus — 
wobei ein besonderer Abschnitt der internationalen Föderation 
gewidmet ward^) — zum entschiedenen Schluss, dass die 
Prostitution unter strenger, sanitarischer und sittlicher Kon- 
trolle zu dulden sei. Über die Frage, ob das Bordellsysteni 
oder das System der kontrollierten Einzeldirnen (« Karten- 
mädchen») vorzuziehen sei, spricht sieh das Gutachten nicht 
absolut kategorisch aus. Es stellt auf Seite 148 ff. Vor- 
und Nachteile der beiden Systeme einander gegenüber, und 
diese Ausführungen können dahin zusammengefasst werden : 
1. Die Existenz der Bordelle schliesst zwar die direkte und 
offene Anlockung zur Unzucht aus, bedeutet aber, sofern 
sie geduldet ist, schon an sich eine sittliche Gefahr für 
die Bevölkerung, namentlich für die Jugend. — Dem- 

*) Eod S. 39 f. 

*) Eod. S. 48. 

*) Das Gutachten zerfällt in folgende Hauptabschnitte : Einleitung. — A, Hi- 
storisches. — B. Die Bordelle und ihre Bewohner - C. Die Prostitutionsverhält- 
nisse in Städten des In- und Auslandes. — D. Die soziale Bedeutung der Prosti- 
tution. — E Die staatliche Bekämpfung der Prostitution. — F. Die Prostitution 
im Rechtsstaate. — Q. England und die internationale Liga. — H. Schlussbetrach- 
tung und Nutzanwendungen. 
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gegenüber ist bei der Einzelprostitution die Gefahr der 
Anlockung und Verführung der Jugend und der Un- 
schuld grösser; auch bietet diese die Gefahr des Sich- 
ausbreitens überall hin, in Privathäuser, und damit der 
sittlichen Vergiftung weiter Bevölkerungskreise. Hier 
hätte eine strenge Sittenpolizei einzusetzen. 

2. Das Bordellsystem bietet leichte Gelegenheit zur Aus- 
übung der Unzucht, und ist oft der erste Anlass zur 
Verführung junger Männer. Anderseits reizt erfahrungs- 
gemäss die ausser den Bordellen lebende Prostituierte 
manche Männer weit mehr an. 

3. Die Einzelprostitution bringt die Gefahr des Zuhälter- 
tums mit sich, das Bordellsystem die Gefahr der Aus- 
beutung der Dinien und des Mädchenhandels. 

4. Die Bordelle sind eine Stätte, wo alle Laster und Aus 
Schweifungen getrieben werden. 

5. Die Bordelle üben auf die Bordellmädchen selber einen 
verderblichen Einfluss aus; sie sind fast unrettbar dem 
Sumpfe verfallen, wozu namentlich auch die in den 
Bordellen verübten Trinkgelage mitwirken, wie denn 
überhaupt die Bordellmädchen alle «trinken», ja im 
Interesse des Geschäftes trinken müssen. 

6. Die Bordellmädchen scheinen schon wegen der grösseren 
Frequenz häufiger zu erkranken, als die Einzelprostituierten. 

Speziell für die zürcherischen Verhältnisse fügt das Gut- 
achten noch folgende Erwägungen an: 

1. Die Bordelle gehen erfährungsgemäss überall zurück. 

2. Es bestehe die Gefahr, dass bei Durchführung des Bordell- 
systems die Bordelle sich noch mehr mit deutschen Mädchen 
bevölkern würden, als dies bisher schon der Fall sei. 

3. Bis zur Vereinigung der Ausgemeinden mit der Altstadt 
sei allerdings eine geordnete und wirksame Kontrolle 
der Einzelprostitution nicht denkbar ; daher seien bis 
dahin einzelne Bordelle zu dulden, unter strenger Ver- 
folgung der Winkelbordelle und der Strassenprostitution. 

4. Die Durchführung beider Systeme nebeneinander sei aus 
sittlichen und sanitarischen Gründen nicht ratsam. 

Im übrigen empfahl das Gutachten, soweit es uns hier 
interessiert. Zwangseinschreibung durch Richterspruch und 
Bestrafung durch den Richter; ferner Zwangsheilung der 
kranken Dirnen. 

Die Petitionäre von 1888 Hessen dieses Gutachten nicht 
unbeantwortet; vielmehr veröffentlichte der aus dem Schosse 
d.er Petitionäre hervorgegangene kantonale zürcherische 

Weiss, Prostitutionsfrage. 5 
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Männerverein zur Hebung der Sittlichkeit eine Entgegnung, 
' die unter dem Titel « Die Regelung der Prostitutionsfrage 
mit . besonderer Berücksichtigung zürcherischer Verhältnisse » 
erschien (in 2. Auflage 1892). Diese Entgegnung bezeichnet 
das Gutachten des Sanitätsrates als ein «Plaidoyer zu guns- 
ten der staatlichen, allgemein anerkannten Prostitution, nicht 
als sachlich unparteiisches Gutachten», ein Urteil, dessen 
Überprüfung ruhig dem Entscheide des Lesers anheimgestellt 
werden darf. Die Entgegnung steht auf dem Boden : x Man 
müsste an der Entwicklung der Natur verzweifeln, wenn man 
aus der Geschichte der Prostitution nicht den Schluss ziehen 
dürfte, dass die staatliche Anerkennung und die offizielle Re- 
gulierung verschwinden müssen » (Seite 9). Sie führt sodann 
gegen die Bordelle in eingehender Darstellung die dadurch 
bewirkte Förderung des Mädchenhandels, sowie die Unfreiheit 
der Bordellmädchen ins Feld. Über das Leben der Bor- 
dellmädchen sagt die Entgegnung, im Anschluss an das Gut- 
achten: «Dass sie nach und nach so herunterkommen können, 
dass sie sich im Bordell und mit ihrem Schicksal wohl be- 
finden ist erklärlich, werden sie doch auch in den Häusern 
selbst von hochgestellten Persönlichkeiten besucht und verehrt. 
Allein dies kann kein Grund sein, die Häuser zu dulden und 
den Dirnen ihr trauriges Gewerbe zu gestatten, auch Zucht- 
häusler sehnen sich etwa nach dem Zuchthause zurück, sobald 
sie ihm den Rücken gekehrt!» (S. 15). Als Hauptgefahr der 
staatlichen Duldung der Bordelle bezeichnet die Entgegnung 
sodann den Pakt mit dem Laster und den darin liegenden 
entsittlichenden Einfluss. Die Entgegnung bringt ferner an, 
auch in den Ausgemeinden seien die geduldeten Bordelle für 
manche ein Stein des Anstosses gewesen, sie hätten sich aber 
zu grosser Protektion erfreut, sei doch jahrelang in einer 
dieser Gemeinden sogar der Gemeindepräsident zugleich Bor- 
dellhalter gewesen. Die — günstigen — Berichte der Gesund- 
heitskommissionen der tolerierenden Gemeinden seien nicht 
massgebend. Vom demokratischen Standpunkt aus sei es ganz 
verwerflich, Bordelle in « schlechte » Quartiere zu verlegen. — 
Die Duldung von ärztlich beaufsichtigten Einzelprostituierten 
verwirft die «Entgegnung» im wesentlichen aus folgenden 
Gründen : Die Duldung könne leicht als Autorisation angesehen 
werden ; der darin liegende unsittliche Vertrag untergrabe das 
Ansehen der Polizei; der Staat habe nach dem heutigen 
Stande der ärztlichen Wissenschaft nicht das Recht, einer 
Dirne die Bescheinigung zu geben, sie sei geschlechtlich ge- 
sund ; in der Kontrolle nur der sich der Prostitution ergebenden 
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Frauen, nicht auch der Männer liege eine ungerechte, ungleiche 
Behandlung; die offizielle Duldung würde eine Zunahme des 
Zuhältertums mit sich bringen ; die in andern Städten üblichen 
strengen Vorschriften über die Einzelprostituierten seien im 
demokratischen Staate, in der Schweiz, schon nach Art. 4 BV, 
nicht durchführbar. Sodann verbreitet sich die « Entgegnung » 
über den Wert, bezw. Unwert der ärztlichen Kontrolle und 
über den Beweiswert der Statistik. — Im letzten Kapitel 
stellt der Männerverein zur Hebung der Sittlichkeit ein Pro- 
gramm auf, aus dem hier mitzuteilen ist: 

«I. Der Staat anerkennt die Prostitution, in gewerbs- 
mässiger Art ausgeübt, in keiner Form, bekämpft sie daher 
samt der Kuppelei als Verbrechen, bezw. Vergehen von Amtes 
wegen. Hieraus ergibt sich Änderung des § 122 des Straf- 
gesetzes in dem Sinne, dass die Gemeinden nicht mehr blos 
nach Gutfinden antragstellend in Kuppeleifällen sind, sondern 
dass diese offiziell verfolgt werden. 

II. Die Bordell- und Strassendirnen werden, wie teil- 
weise jetzt schon, aufgegriöen, in den Dirnenarrest gesetzt, 
ausländische und ausserkantonale sodann abgeschoben, Kan- 
tonsbürgerinnen verwarnt, im Rückfalle bestraft und in ein 
Besser angsh aus gebracht, woselbst auch ihre zwangsweise 
Heilung bei Geschlechtskrankheiten stattfindet. Sie werden 
hier zu einem ordentlichen Berufe und sittlichen Lebenswandel 
zurückzubringen gesucht. 

III. Das Wirtschaftsgesetz, welches die Unsittlichkeit 
unabhängig von eventuellen Kuppeleiklagen büsst und mit 
Entzug des Wirtschaftspatentes vorgehen kann, muss noch 
mehr, als es bis jetzt geschehen, gegen Winkel wirtschaften, 
die Kellnerinnen hauptsächlich zu unsittlichen Zwecken halten, 
in Anwendung gebracht werden. Die Oberbehörden müssen 
daher . den bez. Anträgen der Gemeindebehörden mehr ent- 
g-egenkommen, als dies leider geschehen. Auch § 121 des 
Strafgesetzes sollte gegen diese Wirte angewandt werden. 
Die Wirte sollten ausserdem verpflichtet sein, Kindern unter 
16 Jahren ohne Begleitung Erwachsener den Zutritt zu ver- 
weigern, ebenso sollten Kinder in diesem Alter von den 
öffentlichen Tanzbelustigungen fern gehalten werden. 

IV. Von selten der Behörden und Privaten muss man 
dahin wirken, dass die Anwendung des § 208 ^) des Straf- 
gesetzes, sowohl als des § 50 des Obligationenrechts, mehr 

») Lautend: Wer durch Fahrlässigkeit die Verbreitung einer ansteckenden 
Krankheit befördert oder eine gemeingefährliche Schädigung (§§ 206 und 207) ver- 
ursacht hat, soll mit Gefängnis, verbunden mit Busse, welch letztere auch allein 
angewendet werden kann, bestraft werden. 
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bekannt wird und dadurch die Ansteckungen mit Oeschlechts- 
Jcrankheiten, mehr als es geschieht, in zivil- und strafrecht- 
licher Hinsicht verfolgt werden. 

V. Die Heilung geschlechtskranker Personen ist zu er- 
leichtern; diejenigen Fälle, welche der Poliklinik bekannt 
sind, sollen, wenn immer möglich, ins Spital zur gehörigen 
Heilung und zur Verhütung weiterer Ansteckung gewiesen 
werden. Ebenso müssen Vereine dahin wirken, dass die 
Gefahren der Prostitution mehr bekannt werden und dass 
der Meinung entgegengetreten wird, als ob ein sittlicher 
Lebenswandel nicht zugleich auch ein hygienischer sei. Hierzu 
gehört auch der Hinweis auf die schädliche Wirkung des 
übermässigen Alkoholgenusses und die strenge Bestrafung 
aller Anreizungen zur Unzucht durch Bilder, Schriften etc. 

VI. Die Vereine aller Art müssen ferner dahin wirken, 
dass die Mädchen hei der Erziehung nicht als minderwertige 
Geschöpfe im Elternhaus angesehen werden, überhaupt wird 
die grössere Achtung vor dem weiblichen Geschlecht wesent- 
lich versittlichend einwirken. 

Vn. Vorbeugend wirkt ein kantonales Gesetz zum 
Schutze derjenigen Arbeiterinnen und Lehrtöchter, welche 
nicht unter dem Fabrikgesetz stehen. Dringlich sind: 

Gemeinnützige Stellenvermittlungsbureaux mit nötiger 
Kontrolle ; 

Fürsorge für Aufenthaltsorte am Abend und namentlich 
im Winter für Unbemittelte und Alleinstehende. 

Überwachung der unsittlichen Annoncen, Bücher, Bilder 
und Winkelgeschäfte mit unsittlichen Tendenzen, seitens eines 
speziellen Vereins ...» 

Aus der Begründung mag folgendes mitgeteilt sein: 

« Wir gehen dabei von der Erwägung und Erfahrung aus, dass 
kein Staatswesen auf die Dauer gedeihen kann, wenn es die Unzucht 
öffentlich sanktioniert. Es ist unmöglich, eine Lösung zu finden, dass 
geduldete Bordelle oder Einzelprostituierte ohne schwere Schädigung 
des sittlichen Bewusstseins eingeführt werden können. Die grossen 
Mühen, welche durch allerhand Bildungsgelegenheiten vom Staate zur 
Förderung des sittlichen und sittigenden Elementes aufgewandt wer- 
den, sind durch die Zulassung und Beschützung der Prostitution als 
öffentlicher Einrichtung schwer in ihrem Wirken gehemmt. Unsere 
heutigen gesellschaftlichen und kulturellen Zustände überhaupt sind 
ohne die Einehe undenkbar, die demokratische Staatsform verlangt, 
wie keine andere, sittliches Bewusstsein und die Kraft ihrer Bürger. 
Das geduldete Laster wirkt hier direkt wie Gift, da der sittliche Zu- 
stand des seine Gesetze selbst bestimmenden Volkes auf alle Lebens- 
lagen bedeutend rückwirkt. Viele, welche einen Hausstand gründen 
und der bürgerlichen Gesellschaft gut erzogene Mitglieder zuführen 
könnten, werden durch den ausserehelichen Geschlechtsverkehr, durch 
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die unter staatlichem Schutze sich ungeniert bewegende Prostitution 
abgehalten, ihrem besseren Lebenszweck nachzugehen. In Gesell- 
schaft feiler Weiber geben sie sich einem Sinnenrausche hin, der doch 
kein Ersatz für das eheliche Zusammenleben sein kann ! Durch die 
Selbsttäuschung der Staatsärzte, welche die Dirnen mit beglaubigten 
Gesundheitsscheinen dem allgemeinen Gebrauch der Bürger gewisser- 
massen empfehlen, wendet sich auch der Ehemann, besonders wenn 
er noch unter dem Einflüsse alkoholischer Getränke steht, allzu 
sicher dem ausserehelichen Geschlechtsverkehr zu, der ihm durch 
den Staat und seine Diener so leicht gemacht wird. Der Staat unter- 
stützt durch die Duldung also den Ehebruch, der strafrechtlich ver- 
folgt wird. Dass viele Besucher Ehemänner sind, ist im sanitätsrät- 
lichen Bericht verschiedentlich angeführt. In vielen Fällen birgt aber 
dieser Verkehr, selbst aller peinlichste ärztliche Fürsorge vorausge- 
setzt, Krankheiten, welche dann die unschuldigen Frauen und Kin- 
der in traurigster Weise treffen. Nach dem Gutachten des h. Sani- 
tätsrates scheint aber den Männern alles erlaubt zu sein, nur für ihre 
niedrigen Begierden hat der Staat zu sorgen, die Konsequenzen für 
die Familie konunen somit nicht in Betracht 1 ? 

Unsere gut besuchten Lehranstalten, die vielen jungen Kauf- 
leute, unverheiratete Arbeiter, der grosse Fremdenverkehr, sie sollen 
dann wieder zur Begründung der Notwendigkeit staatlicher Duldung 
herbeigezogen werden. Wir verlangen umgekehrt zum Schutze aller 
dieser jungen Leute die Bekämpfung jeglicher staatlichen Duldung. 
Sie sollen nicht durch falsche Massnahmen des Staates irre geleitet 
werden und in jugendlicher Leichtfertigkeit ihr und eventuell ihrer 
Nachkommen Glück mit Unterstützung des Staates verscherzen. Wir 
verlangen den Schutz gerade des guten Rufes von Zürich und seiner 
Anstalten wegen, damit auch die Eltern Zutrauen zu den Behörden 
haben, deren Schutz und nicht deren unsittlichen Massnahmen sie 
ihre Söhne, eventuell auch Töchter anvertrauen. Wohin die Duldung 
führt, das beweisen jene 15jährigen Knaben, die sich zum grössten 
Herzeleid ihrer Eltern vor einigen Jahren in ein Bordell verirrten 
und relegiert wurden, als ihr Treiben an die Öffentlichkeit kam. Wa- 
rum sollten sie den Besuch nicht für erlaubt halten, wenn der Staat 
solche Häuser sozusagen ungehindert offen lässt und durch seinen 
Bezirksarzt „amtliche Visite" in das jedem Besucher zugängliche 
Kontrollbuch eintragen lässt ? 

Was nun auch noch gar die Fremden betrifft, wegen deren wir 
auf die Einführung staatlicher Freudenmädchen Bedacht nehmen soll- 
ten, so können wir wohl sagen, dass wir sehr gern auf die Fremden 
verzichten, die unserer Bordelle wegen die Stadt mit ihrem Besuch 
beehren. Unsere Fremdenindustrie und unsere Verkehrsanstalten be- 
dürfen solcher Beförderungsmittel kaum. » 



Am 9, August 1891 nahm das Volk des Kantons Zürich 
das «Verfassungsgesetz betreffend besondere Bestimmungen 
für Gemeinden mit mehr als zehntausend Einwohnern», und 
das «Gesetz betreffend die Zuteilung der Gemeinden Ausser- 
sihl, Enge, Fluntern, Hirslanden, Hottingen, Oberstrass, Ries- 
bach, Unterstrass, Wiedikon, Wipkingen und Wollishofen an 
die Stadt Zürich», das sogen. Zuteilungs- oder Vereinigungs- 
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gesetZj an. Damit war aus dem Konglomerat der verschie- 
denen um Zürich herum gelegenen Gemeinden die eine Stadt 
Zürich geworden. 

§ 94 des Gesetzes betreffend das Gemeindewesen, vom 
27. Juni 1875, war dadurch nicht geändert worden. Nach 
diesem aber lag den Gemeinderäten ob : 

« 9. Die gesamte Ortspolizei, wohin insbesondere gehören : 
d) die Ausübung der Gesundheitspflege, insbesondere . . . 

durch Vorkehrungen gegen schädliche Krankheiten; 
g) die Handhabung der Sittenpolizei.» 

Nur war jetzt an Stelle der vielen Gemeinderäte der 
vormals selbständigen Gemeinden der eine Stadtrat getreten. 
Ihm stand nun auch das Antragsrecht des § 122, Schlusssatz, 
Strafgesetzbuch zu, in seinen Händen lag die Frage, ob und 
inwieweit die Prostitution zu dulden sei. 

Der Regierungsrat teilte denn auch durch Zuschrift vom 
17. November 1892 dem (neuen) Stadtrate mit, «dass er unterm 
25. Mai 1892 beschlossen habe, auf die Anregungen, welche 
im Jahre 1888 durch eine Männer- und eine Frauenpetition 
betreffend die Prostitutionsfrage gemacht worden waren, zur- 
zeit nicht einzutreten, in der Meinung, dass es angezeigt sei, 
über diesen Gegenstand nun zunächst die neue Behörde der 
vereinigten Stadt zu vernehmen, bezw. deren Stellungnahme 
in der Angelegenheit abzuwarten » . ^) 

Damit trat die Prostitutionsfrage in eine neue Phase ihrer 
Entwicklung, eine Phase, deren Verlauf äusserst interessant ist. 

* ' 

Mit Weisung vom 12. Mai 1893 stellte der Polizeivor- 
stand der Stadt Zürich (Vogelsanger ^) in Ausführung des ihm 
zuteil gewordenen Auftrages der Antragstellung in Sachen 
der Prostitution folgende Anträge an den Stadtrat: 

1. Die Handhabung der Sittenpolizei auf dem Gebiete 
des Prostitutionswesens wird im Sinne der Duldung einer 
beschränkten Anzahl sanitarisch und polizeilich streng kon- 
trollierter öffentlicher Häuser geregelt. 

2. Die Duldung darf nie den Charakter einer Konzes- 
sion an sich tragen ; sie ist abhängig von der Erfüllung der 
dem Bordellinhaber auferlegten Verpflichtungen und übrigen 
polizeilichen Vorschriften ; Übertretungen haben das sofortige 
Verbot des fernem Betriebes mit Überweisung der Pehlbaren 
an die Gerichte zur Folge. 

^) Auszug aus dem Protokoll des Stadtrates vom 4. September 1894, abge- 
druckt in der c Schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht», Bd. VII, S. 477 ff. 
*) Sozialdemokrat. 
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3. Alle von der polizeilichen Duldung ausgenommenen 
öffentlichen Häuser und jede übrige gewerbsmässige Prosti- 
tution, im speziellen die Gassen- und Winkelprostitution unter- 
liegen unnachsichtlich scharfer Verfolgung. 

4. Der Stadtrat gewärtigt über die Ausführung dieser 
Grundsätze eine* SpezialVorlage seitens der Polizeiverwaltung. 

5. Mitteilung an die Vorstände des Gesundheits- und 
Polizeiwesens, das Polizeiinspektorat in 5 Abzügen, den Stadt- 
arzt, den Eegierungsrat, das Statthalteramt, das Bezirks- 
gericht und die Bezirksanwaltschaft Zürich. 

Der Polizeivorstand ging in dieser Weisung davon aus, 
es sei vorderhand die kantonale Mithülfe und speziell eine 
Revision des Strafgesetzbuches ausser Auge zu lassen; Auf- 
gabe der Stadtverwaltung sei es, «die gesetzlichen Verhält- 
nisse unbekümmert um deren allfällige Revisionsbedürftigkeit 
zu nehmen wie sie sind und festzustellen, welcher Art die 
Handhabung sein solle, die der Schlussatz des § 122 des 
StGB künftig auf dem Gebiete der Stadt Zürich zu er- 
fahren hat». Grundsätzlich stellte sich die Weisung auf den 
Standpunkt, die Prostitution sei eine notwendige Begleit- 
erscheinung der privatkapitalistischen Wirtschaftsordnung, 
mehr ein soziales denn ein moralisches Übel. Aus dem ihr 
vom Regierungsrat übermittelten Aktenmaterial hob sie fol- 
gende Stellen hervor, die auch hier, als charakteristisch, 
mitgeteilt sein mögen ^) : 

< In der Eingabe der Bezirksanwaltschaft, datiert 10. Septem- 
ber 1888, finden sich folgende Sätze: 

Die Absicht der Petenten ist ja eine sehr löbliche und anerken- 
nenswerte, aber sie haben unterlassen, den tiefern Ursachen der 
gegenwärtig sehr verbreiteten Prostitution nachzuforschen oder wenig- 
stens anzugeben, wie sie diese beseitigen wollen. Ganz unzweifelhaft ist 
die Prostitution nämlich in der Hauptsache die Folge einerseits der öko- 
nomischen Not einer grossen Zahl weiblicher Personen und ander- 
seits der abnorm teuren Lebensverhältnisse von Zürich, welche einer 
sehr grossen Zahl von Männern die Gründung eines eigenen Haus- 
haltes im richtigen Alter nicht gestatten, besonders nicht mit Töch- 
tern, welche — wie dies leider immer mehr vorkommt — statt einer 
tüchtigen häuslichen Erziehung nur Sinn für Luxus und Vergnügen 
mitbringen. Solange diese Ursachen bestehen bleiben, wird auch die 
Prostitution einen grössern Umfang beibehalten; es sind daher zu- 
nächst jene Ursachen zu entfernen. 

Und in der Eingabe der Gesundheitskommission Hottingen, da- 
tiert 19. Juni 1888, steht zu lesen: 

Die Prostitution ist die Folge des Konfliktes des stärksten ani- 
malischen Triebes mit den gesellschaftlichen Institutionen der Men- 



*) In der « Schwelzerischen Zeitschrift für Strafrecht > findet sich von dieser 
Weisung merkwürdiger Weise nichts, während sonst die meisten auf Bekämpfung 
der Prostitution gerichteten Enqueten und Massnahmen abgedruckt sind. 
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sehen, welche für eine grosse Anzahl eine legale Befriedigung des 
Triebes unmöglich machen. Alle diese Menschen werden dadurch 
zur Verletzung der herrschenden Gesetze des Staates und der Moral 
gedrängt .... Wie die Petenten die ungesetzliche, weil gesetzlich 
unmögliche Befriedigung des stärksten Naturtriebes mit Verbrechen, 
Diebstahl und Mord vergleichen können, ist unbegreiflich. Zur Aus- 
übung der Prostitution gehört nicht nur die Prostituierte, sondern 
immer auch ein mitschuldiger Mann. Jene ist der Verachtung und 
polizeilichen Massregelung preisgegeben, dieser stellt zwar meist das 
Angebot, wird aber unbehelligt gelassen, stammt fast nie aus ver- 
worfenen Kreisen, sondern gehört zu den Besser situierten und steht 
in allgemeiner Achtung . . . . > 

Des weitern bemerkt die Weisung: « Trotz dem Beschlüsse von 
1873 haben wir in der Altstadt noch heute eine ganze Anzahl „nicht 
geduldeter" Bordelle und niemand wird behaupten wollen, dass die 
Sittenzustände im Kreis I besser seien als in den ehemaligen Aus- 
gemeinden, selbst nicht in solchen, die längst eine gewisse Duldung 
der Prostitution praktizierten; ja noch mehr, der Kampf gegen die 
Bordelle hat nicht zu verhindern vermocht, dass Zürich als Mädchen- 
handelstation einen gewissen Ruf erlangt hat. 

Die Unzulänglichkeit dieses Kampfes steht ausser Zweifel; aber 
auch sein Erfolg in sanitarischer Richtung ist von fragwürdigem 
Wert, gleich Null. Es war, nachdem einmal das Prinzip der Nicht- 
duldung aufgestellt worden, nur konsequent, dass die Sittenpolizei 
auf die Wahrung der sanitarischen Interessen kein Gewicht legte; 
wer keine offizielle Tolerierung öffentlicher Häuser und keine Rege- 
lung der Prostitution, sondern ausschliesslich deren Bekämpfung 
will, darf nicht gleichzeitig sich auf eine ärztliche Kontrolle der Pro- 
stituierten einlassen, weil das dann wieder gewissermassen einem 
Paktieren mit dem Laster gliche. Allein mit dieser Konsequenz kön- 
nen mit hundert Schuldigen auch tausend Unschuldige um das höchste 
Gut des Lebens, die Gesundheit, gebracht werden und wir verstehen 
den zürcherischen Sanitätsrat, wenn er in seinem Gutachten („Die 
Gefahren der Prostitution und ihre gesetzliche Bekämpfung", Zürich 
1891) hiergegen Protest einlegt. 

Alle Hochachtung vor dem Standpunkt des strengen Moralisten, 
auch wir verabscheuen, was auf diesem Gebiete zu verabscheuen ist; 
aber eine Behörde hat ihre praktischen Handlungen einem solchen 
Übel gegenüber nicht nach idealen Moralbegriffen, sondern nach den 
einmal vorhandenen Bedürfnissen zu richten. W^ir können nicht 
rechnen mit Menschen, wie wir sie uns wünschen, nicht mit Zustän- 
den, wie sie sein sollten, sondern allein mit Menschen und Zustän- 
den wie sie sind. Das ist ein Axiom, an welchem um so mehr fest- 
zuhalten, als Neu- Zürich kein Landstädtchen, sondern eine werdende 
Grosstadt, ein Verkehrszentrum mit starkem Fremdenztifluss und der 
Sitz von Polytechnikum und Universität mit einer über ein Dutzend 
Hundert zählenden Schar junger Akademiker aus aller Herren Län- 
der ist. 

Die Abolition, welche jede Reglementierung verwirft und den 
Behörden die Berechtigung bestreitet, einzugreifen in das Recht, das 
jedes Weib besitze, über sich zu verfügen, ist nicht haltbar. Sie steht, 
soweit es sich tun die gewerbsmässige Prostitution handelt, im Wider- 
spruch mit den öffentlichen Interessen, speziell mit der sanitarischen 
Prophylaxis. Eine Nicht-Duldung der Prostitution schlankweg da- 
gegen führt nicht zum Ziel, setzt die Sittenpolizei dem Gespötte der 
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Kuppler und Dirnen aus und benimmt der Behörde zum voraus das 
Recht zur Kontrolle, wo diese aus mehrfachen eminent wichtigen 
Gründen unentbehrlich ist. Wenn die Polizei offiziell keine Bordelle 
kennen soll, darf sie auch nicht die ärztliche Untersuchaing der Bor- 
dellinsassen, keinen Spitalzwang für krank befundene Dirnen, keine 
Massregeln zum Schutze der gefallenen Mädchen gegen Ausbeutung, 
keine wirksame Abwehr allen und jeden Mädchen- beziehungsweise 
Sklavenhandels verfügen. Was aber das heissen will, mag nur der 
eine Ausspruch eines hiesigen, hervorragenden Arztes illustrieren: 
durch das polizeiliche Aufgreifen jeder geschlechtskranken Dirne 
werden im Durchschnitt wohl 50 Männer vor Ansteckung geschützt. > 

Aus diesen Gründen erachtete es der Polizeivorstand als zwei- 
fellos, dass Zürich « zum System einer gewissen Duldvmg der Pro- 
stitution mit gleichzeitiger strenger Kontrolle derselben » übergehen 
müsse. Er befinde sich damit in Übereinstimmung mit fast allen 
Crutachten, die bei den regieru/ngsrätUchen Akten liegen. Es frage 
sich daher nur noch, ob Bordelle oder Duldung von Einzelprostitu- 
tion. In dieser Hinsicht spreche sich die Mehrzahl der Gutachten für 
ersteres System aus. Auch der Polizeivorstand erachte dieses Übel 
als das geringere aus folgenden Gründen: < Gegen das System der 
Einzelprostitution spricht die Unmöglichkeit einer nur annähernd 
vollkommenen oder ausreichenden Überwachung und die Gefahr der 
moralischen Verpestung ungezählter Häuser. Die Einschreibung der 
Dirnen ist nicht imstande, auch die regelmässige ärztliche Unter- 
suchung der Kontrollmädchen zu sichern, und die notwendige Bei- 
gabe dieser Einrichtung wäre voraussichtlich ein Anwachsen des 
Louistums mit seinen die öffentliche Sicherheit in hohem Grade ge- 
fährdenden Auswüchsen. Soll die Prostitution eingedämmt und ihrer 
schlinunsten Einflüsse auf die Bevölkerung entkleidet werden, so ist 
vielmehr die energische Bekämpfung aller gewerbsmässigen Gassen- 
und Winkelhurerei nötig ; geduldet kann nur noch werden, was hinter 
den Mauern polizeilich und ärztlich streng kontrollierter öffentlicher 
Häuser ohne Überschreitung der von der Polizei zu genehmigenden 
Bordellregeln sich abspielt. 

Von der Gassenprostitution ist unzertrennlich das Winkelhuren- 
tum und — trotz aller Verbote — die Anlockung; sie ist das Treib- 
beet des Raubdirnenwesens und der Zuhälter; sie demoralisiert fast 
ebensoviele Familien, als sich die Dirnen in Wohnungen einnisten, 
sei es durch den Einfluss auf die Kinder, welche von dem vor sich 
gehenden Treiben bald genug unterrichtet sind, sei es durch die Macht 
des aus dem Prostitutionserlös bezahlten ungewöhnlich hohen Zimmer- 
miete-Zinses ; die Gassenprostitution ist die mächtigste und frucht- 
barste Verpflanzerin der Syphilis. Ihr die Gelegenheit zur unheil- 
vollen Entfaltung dadurch abzuschneiden, dass unter Duldung ein- 
zelner Bordelle gegen die Art des Prostitutionsbetriebes unablässig 
Krieg geführt wird, halten wir für eine zwar schwierige, aber not- 
wendige und verdienstliche Aufgabe der Sittenpolizei. Umgekehrt 
wäre es ein verhängnisvoller Irrtum, aus der Unterdrückung der 
Bordelle bei gleichzeitiger Tolerieraing der Einzelprostitution eine 
Hebung der Sittlichkeit erwarten zu wollen; die Folge wäre nur die 
Zunahme der heimlichen Unzucht und was Schlimmes drum und dran 
hängt. > 

Der Stadtrat besprach die Anträge des Polizeivorstandes 
in einem «allgemeinen Ratschlag» am 16. Januar 1894; er 
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beschloss eine weitere Vorprüfung durch Organe des Gesund- 
heitswesens, sowie Einziehung eines Gutachtens seitens der 
ärztlichen Mitglieder des Gesundheitsrates. Vom Vorstand 
des Gesundheitswesens wurde eine Expertenkommission be- 
stellt aus den Herren: Stadtrat Dr. Leuch, Professor Dr. O. Wyss, 
Dr. U. Schläpfer, Sanitätsrat Dr. Zehnder, Dr. C. von Muralt, 
Sanitätsrat H. von Wyss und Bezirksarzt Dr. Frey. Die erst- 
genannten sechs Mitglieder gelangten in ihrem Gutachten vom 

5. März 1894 zur Empfehlung der kontrollierten Einzel- 
prostitution ; dasjenige von Bezirksarzt Dr. Frey dagegen, vom 

6. Juni 1894, vertrat den Standpunkt der Duldung der kon- 
trollierten kasernierten Prostitution. 

«Mit Weisung vom 31. Juli 1894 gelangte sodann der 
Vorstand des Gesundheitswesens an den Stadtrat und empfahl 
auf Grund der erhobenen Gutachten die Anträge des Polizei- 
vorstandes vom 12. Mai 1893 zur x\nnahme»^). 

Kurz darauf gelangte eine Eingabe von 16 Ärzten der 
Stadt Zürich*) an den Stadtrat, welche dringend die Auf- 
hebung der Bordelle, die Unterdrückung der Einzelprostitution 
und die strenge Bestrafung der Kuppelei empfahl, und die 
Hoffnung aussprach, «dass die Behörde auf keinerlei Kompro- 
misse mit der Prostitution eintritt». Auch dieses hochwichtige 
Aktenstück, das, wie wir gleich sehen werden, eine völlige 
Umwälzung der Anschauungen in den Behörden hervorbrachte, 
soll hier in extenso seinen Platz finden. Es lautet, unter 
Weglassung des Eingangs und des — eben mitgeteilten — 

Schlusses : 

<Vor allem muss als feststehend anerkannt werden, dass die 
staatliche Duldung von Bordellen sowohl als von Einzelprostituier- 
ten vom ethischen und vom rechtlichen Standpunkte aus als verwerf- 
lich verurteilt und somit gerichtet ist. Die Anhänger der staatlichen 
Reglementierung der Prostitution berufen sich einzig noch auf die 
Notwendigkeit der sanitären Kontrolle und glauben an deren schützen- 
den Einfluss. Aber auch dieser letzte Eckstein des alten, morschen 
Gebäudes der staatlich geschützten Prostitution ist unterhöhlt und 
bietet keine genügende Beweiskraft mehr. 

Es ist jedoch notwendig, hierüber vielfach Gesagtes und Be- 
wiesenes in kurzen Zügen zu wiederholen: 

Die geduldeten und vom Staate kontrollierten Bordelle und Ein- 
zeldirnen sind und bleiben trotz der ärztlichen Kontrolle Ansteckungs- 
herde; denn wenn auch viele Fälle von Infektion auf diesem Wege 
entdeckt werden, so gelingt es anderseits nicht und wird nie gelingen, 
dem Publikum Garantien vor Ansteckung zu bieten. 

*) Protokoll vom 4. September 1894. 

') Dr. Ernst. Dr. Marie Heim-Vögtlin, Dr. Friedr. Brunner, Dr. Anna Heer, 
Prof. Dr. A. Forel, Dr. Ad. Frick, Dr. Pestalozzi -Pfy ff er, Dr. C. Rahn, Dr. Ad. 
NüBcheler, Dr. Hirzel-William, Dr. v. Schulthess-Rechberg-Schindler, Dr. Wilh. 
von Muralt, Dr. Häberlin, Prof. Dr. Goll, Dr. J. Oberholzer-Gerber, Jb. Dubs. — 
Zürich mag damals bei zirka 100,000 Einwohner etwa 90 Ärzte gehabt haben. 
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Sobald offizielle Duldung und amtsärztliche Untersuchung ein- 
geführt sind, glaubt sich der Besucher vor Ansteckung gesichert. 
Der Besuch von offiziell geduldeten Häusern oder Einzeldirnen wird 
durch die amtsärztliche Untersuchung in ebensolchem Masse geför- 
dert, wie das Ansehen der ärztlichen Wissenschaft bei der Bevölke- 
rung durch den unausbleiblichen Misserfolg abnehmen muss. Trotz 
der genauesten Untersuchung sachkundiger Ärzte wird oft genug das 
vorhandene Gift nicht entdeckt. Die anatomischen Verhältnisse sind 
derart, dass trotz aller Inspektion und Desinfektion nicht alle Schlupf- 
winkel, in welchen sich das Virus verbirgt, ausfindig und unschäd- 
lich gemacht werden können. Gleich wie das Laster und die Unzucht 
sich in die verborgensten Winkel der Städte zurückzieht, so bleiben 
die syphilitischen und gonorrhoischen Giftstoffe in den unzugäng- 
lichsten anatomischen Falten und Gewebeteilen liegen. Eine Prosti- 
tuierte kann das Gift an sieh haben, ohne krank zu sein oder sicht- 
bar krankhafte Erscheinungen zu zeigen. Das Gift ist da, die Krank- 
heit noch nicht (Ausspruch von Professor Dr. Zweifel. Archiv für 
Gynäkologie. Band 39). Dasselbe gilt vom Manne, der übrigens gar 
nicht kontrolliert wird ; und wenn er auch kontrolliert werden könnte, 
so ist die zuverlässliche Entdeckung des Ansteckungsstoffes gar nicht 
gesichert. — Es gibt bei Lues sowohl als bei der Gonorrhoea ein 
Stadium der Latenz, in welchem die im Körper vorhandene Krank- 
heit schlummert und lange nicht entdeckt, ja nicht einmal vermutet 
werden kann. Der Arzt kann überhaupt keinen zuverlässigen Ge- 
sundheitsschein ausstellen, sondern nur bezeugen, dass er nicht? 
Krankhaftes finde. 

In neuester Zeit wurden freilich durch die Entdeckung der 
Trippermikroben (Gonococcen) manche Fälle von versteckten Tripper- 
erkrankungen ans Tageslicht gezogen, und man baute auf diese 
„Neisser"sche Entdeckung hin das Kontrollsystem (z. B. in Breslau) 
neu auf. Zugegeben, dass Professor Neisser durch seine Entdeckung 
sich grosse Verdienste erworben hat und dass die Handhabung der 
exakten Gonococcenuntersuchung für die Hygieniker von grossem 
bleibendem Wert sein wird, so ist doch anderseits diese mikroskopi- 
sche Arbeit sehr zeitraubend, umständlich und mit grossen Kosten 
verbunden, somit fast unausführbar. Aber auch das sollte nicht in 
die Wagschale fallen, wenn diese Untersuchung wirklich durchschla- 
gend zum Ziele führen würde. Doch ist letzteres nicht der Fall, denn 
je länger desto mehr häufen sich die Fälle in der Literatur, in wel- 
chen die Unzulänglichkeit der Neisserschen Methode betont und nach- 
gewiesen wird, dass trotz gonorrhoischer Erkrankung keine Gono- 
coccen gefunden wurden. Ausserdem gibt die Neissersche Methode 
nur über Trippererkrankungen Aufschluss, lässt aber das ganze Ge- 
biet der Syphüis unberührt, dia Gonococcen mit Syphilis nichts zu 
tun haben. 

Es wäre ein leichtes, das soeben Gesagte durch Zitate aus der 
neuesten Literatur zu bekräftigen ; wir beschränken uns bloss auf die 
Aussage des erfahrenen Hamburger Arztes Dr. Schmalfuss, Ammen- 
iintersuchungsarzt, welcher in seinem jüngsten Bericht (Deutsche 
Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege, Band 25, pag. 
104) sich folgendermassen ausspricht: „Eine Amme anzustellen, ist 
stets mit einem nicht unbedeutenden Risiko verbunden. Kein Arzt, 
auch der erfahrenste nicht, ist in der Lage, eine Garantie für die Ge- 
sundheit der Amme bei ihrer Annahme zu übernehmen, er mag noch 
so genau und wissenschaftlich untersuchen". — Wenn nun dies über 
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Ammen gesagt werden muss, wie viel mehr von Berufsdirnen ! Wo 
ist der gewissenhafte Arzt zu finden, der die Sauberkeit einer Berufs- 
dirne garantieren mag ? Man sollte solche nach jedem Coitus genau 
untersuchen und zwar bis ins kleinste Detail und mikroskopisch. Das 
heisst doch die ganze Sache ad absurdum führen. Ein Bordellarzt 
muss in kurzer Zeit viele Dirnen untersuchen und dadurch allein 
schon wird der Erfolg der Untersuchung illusorisch, selbst wenn wir 
annehmen würden, dass nur die tüchtigsten und gewissenhaftesten 
Ärzte sich zu diesem Geschäfte hergäben. 

Im Juni 1892 kam die Bordellfrage in der medizinischen Gesell- 
schaft von Berlin zur Diskussion und es wurde dieselbe durch zwei 
Sitzungen hindurch sehr einlässlich und sehr allseitig besprochen 
und schliesslich an eine Kommission gewiesen, deren Mitglieder die 
ersten Autoritäten der Medizin waren und vom berühmten Patholo- 
gen Professor Dr. Virchow präsidiert wurde. Es handelte sich um 
die Frage der Wiedereinführung der seit 20 Jahren aufgehobenen 
Bordelle. Die Kommission beschloss und beantragte der Gesellschaft: 
„Die Wiedereinführung der Bordelle in Berlin ist weder vom hygie- 
nischen noch vom moralischen Standpunkte aus zu empfehlen". Die 
medizinische Gesellschaft von Berlin akzeptierte in ihrer Sitzung vom 
20. Juli diesen Kommissionalantrag. Wenn nun eine Stadt von 1J4 
Million Einwohnern es ohne Bordelle machen kann, sollte man an- 
nehmen, dass Zürich mit seinen 100,000 Einwohnern es auch pro- 
bieren dürfte. Freilich hat Berlin noch die Reglementierung der Ein- 
zelprostituierten; aber aus den Verhandlungen der Gesellschaft so- 
wohl als der Kommission ging klar genug hervor, dass die Zahl der 
Geheim-Prostituierten wohl das Zehnfache der Kontrollierten betra- 
gen möchte. Dessenungeachtet war die Gesellschaft der Ärzte Ber- 
lins gegen Wiedereinführung der Bordelle, und zwar aus hygieni- 
schen wie aus moralischen Rücksichten. 

Wie sind denn nun die tatsächlichen Verhältnisse bei uns? Wir 
haben in einzelnen Stadtkreisen geduldete und vom Bezirksarzt kon- 
trollierte Bordelle, daneben existieren aber eine Reihe von andern 
Winkelbordellen, zweifelhaften Wirtschaften, und als Kupplerherde 
gewisse Zigarrenläden, auch feine Cafes und eine Reihe von Einzel - 
dirnen, welche von allen 5 Kreisen her auf den Strichen zirkulieren. 
Überall hat man die Erfahrung gemacht, dass sich die Prostitution 
nicht auf die von oben herab privilegierten Häuser oder Individuen 
konzentrieren und beschränken lasse. Überall ist neben den Staat 
liehen Institutionen die geheime Prostitution tätig, und es ist auch 
in der Tat ein sonderbarer Wahn, wenn man glaubt, das prostitu- 
tionsbedürftige Publikum bedürfe der Wegleitung des Staates ! Mit 
der staatlichen Reglementierung der Bordelle oder einer gewissen An- 
zahl von Dirnen ist das Publikum noch lange nicht reglementiert. 
Letzteres lässt sich in Sachen dieser Art gar nie reglementieren, son- 
dern geht seine eigenen Wege nach eigenen individuellen Trieben. 
Das zeigen unter anderem deutlich genug die Zahlen der unehelichen 
Geburten, welche 1893 für Gross- Zürich 11 — 12 Prozent betragen, im 
Januar 1894 sogar 13 Prozent. Dies sollte doch hinlänglich die Ohn- 
macht der staatlichen Fürsorge für die Prostitution kennzeichnen. 
Anderseits aber hat der Staat mit seinen geduldeten und amtlich kon- 
trollierten Bordellen das zweifelhafte Verdienst, die jungen Leute, 
vorab die Studierenden, sowie die Jungmannschaft unserer Armee, 
die Rekruten, in ihre Institute zu locken, denn die Erfahrung zeigt, 
dass gerade diese die staatlich geduldeten Bordelle aufsuchen, weil 
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sie sich vor Ansteckung sicher glauben, freilich dann aber auch oft 
genug arg getäuscht werden. Der Staat fördert somit dadurch das 
Verderben der jungen Männer. Ist das nicht ähnlich, wie wenn der 
Staat falsche Münze prägen würde ? Es fällt uns von ferne nicht 
ein, dem Staate das Recht und die Pflicht streitig zu machen, die Pro- 
stitution zu sanieren. Im Gegenteil wünschen wir des bestimmtesten, 
dass die ansteckenden Geschlechtskrankheiten derselben strengen 
Kontrolle unterworfen werden, wie die übrigen kontagiösen Krank- 
heiten, z. B. Cholera, Pocken, Scharlach u. s. f.; aber diese Kon- 
trolle soll auf beide Geschlechter ausgedehnt und ohne Kompromiss 
mit Bordellen oder einzelnen Dirnen von den Behörden und ihren 
Organen durchgeführt werden. 

Wir stehen also, wie aus dem Gesagten klar hervorgeht, gar 
nicht auf dem utopischen Standpunkte, dass wir glauben, mit der 
Aufhebung der Bordelle oder mit der Verfolgung der Einzeldirnen 
sei die Prostitution abgeschafft, sondern wir sind von der Fortdauer 
derselben auf unabsehbare Zeit überzeugt; allein anderseits stellen 
wir uns auf den Standpunkt, dass die staatliche Kontrolle keine Ga- 
rantie bieten kann und deshalb der Staat mit dem Laster keinen Kon 
trakt abschliessen darf, sondern einzig und allein mit der Verfolgung 
und Unterdrückung der Unsittlichkeit und mit der Heilung der infi- 
zierten Individuen sich zu befassen hat und der letzteren grössere 
Aufmerksamkeit schenken soll. — Die öffentliche Gesundheitspflege, 
welche eine so grosse Bedeutung erhalten hat und deren wohltuende 
Tätigkeit zu Nutz und Frommen des Volkes allgemein anerkannt ist, 
wird in der Prostitutionssache eine bessere und wirksamere Arbeit 
finden bei aufgehobenen Bordellen, freilich aber auch eine viel schwie- 
rigere und mühsamere, wenn Sittenpolizei und Staatshygiene einan- 
der in die Hände arbeiten müssen. 

Wenn von gewisser Seite her die Behauptung aufgestellt wor- 
den ist, dass mit der Aufhebung der konzessionierten Bordelle die 
Zahl der Winkelbordelle und der Einzeldirnen zugenommen haben, 
so widersprechen solchen Behauptungen die Erfahrungen in Gol- 
mar und in Bern. Ja, wenn sogar gerade Bern von jener Seite 
als Beispiel der Verschlimmerung der Zustände angeführt wird, so 
erlauben wir uns doch, auf das Zeugnis des Herrn Kantonspolizei- 
direktors Stockmar in Bern hinzuweisen, welcher öffentlich erklärt: 
„dass infolge der Unterdrückung der früher geduldeten Bordelle keine 
Schwierigkeiten in polizeilicher und administrativer Hinsicht entstan- 
den seien und dass unnatürliche Verbrechen und Vergehen geschlecht- 
licher Art seither nicht zugenommen haben. Auch die Strassenpro- 
stitution habe nicht zugenommen" i). Freilich gibt Herr Stockmar 
zu, dass die Prostitution nach wie vor existiere, aber nicht zugenom- 
men habe. Jedenfalls befindet sich nach seiner Aussage „die Polizei- 
direktion in einer viel besseren Lage als früher, denn die Polizei- 
direktion ist nun nicht mehr in der peinlichen Lage, Handlungen zu 
begehen, welche das Strafgesetzbuch qualifiziert, um durch Über- 
wachung diese Delikte zu schützen". 

Somit soll die Staatshygiene mit der Sittenpolizei nicht in Kon- 
flikt kommen. Es gehört auch ad absurdum, dass die öffentliche Ge 
Sundheitspflege auf unmoralische Handlungen sich stützen soll. Hy- 
giene und Moral gehen parallel, Hand in Hand, und wenn Hygieniker 
glauben, durch Kompromiss mit dem Delikt die Wohlfahrt des Volkes 



») Vgl. hiezu unten S. 132 f. 
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schützen zu müssen, so nennen wir dies Selbsttäuschung. Man werfe 
einen Blick auf Frankreich, das Land der Reglementierung par ex- 
cellence. Wie steht es dort? Die infektiösen Geschlechtskrankheiten 
gedeihen wie Pflanzen auf reichlichem Humus. Die Bevölkerung 
nimmt ebenso ab, als sie in andern Ländern, z. B. Deutschland, zu- 
nimmt, und die sittlichen Verhältnisse sind minderwertig. Wo Staats- 
hygiene im Widerspruch mit der Moral steht, da ist der Niedergang 
der Gesellschaft angebahnt, und mag es auch gut sein, wenn ein sol- 
ches Staatswesen zu Grunde geht. 

Die öffentliche Gesundheitspflege lässt sich nicht rein somatisch 
aufbauen, so wenig, als Leib und Seele im lebenden Menschen sich 
trennen lassen. Sie greift in das Gebiet der Seele hinüber; die Ver- 
bindung beider ruht in dem Prinzip der öffentlichen Moral. Diese 
Auffassung der sittlich reinen Staatsidee sollte nun aber besonders 
auf republikanischem Boden feste Wurzeln fassen, und sind wir auch 
vollkommen überzeugt, dass ein Appell an das Volk unsere Bestre- 
bungen unterstützen wird. Die individuelle Freiheit, auch die des 
weiblichen Geschlechtes, spricht durchaus gegen die Konzessionie- 
rung der Prostitution in irgend welcher Form, zumal die sogenannte 
garantierende ärztliche Kontrolle als unzulängliche Massregel, als 
Rest eines veralteten Systems, dahinfällt. 

Wenn sich die öffentliche Gesundheitspflege und die Sittenpoli- 
zei von diesen Schlacken abgelöst haben wird, so ist bei edelm Stre- 
ben nach ethischer Staatsidee und bei einheitlichem Zusammenwirken 
von hygienischen und polizeilichen Organen eine Besserung dieser 
Zustände zu erwarten, zumal wenn die Behörden den sittlichen Be- 
strebungen der diesbezüglichen Vereine nicht entgegentreten, sondern 
deren Tätigkeit unterstützen. Auch hier heisst es: Viribus unitis. 
Welch schöne Resultate für das allgemeine Wohl sind nicht in un- 
serm Vaterlande durch gemeinsame Tätigkeit von Behörden und Ver- 
einen gemeinnütziger und philanthropischer Art erreicht worden ! 
Wie verderblich dagegen wirkt es auf das ethische Fühlen und Den- 
ken des Volkes, wenn Vater Staat das Laster duldet, reglementiert, 
mit den Kupplern paktiert und damit der Kuppelei seine Sanktion 
und eine Art von hygienischer Empfehlung gibt ! 

In den einen Fragen unterstützen die Behörden die Schöpfun- 
gen und die Bestrebungen der gemeinnützigen Vereine, in den an- 
dern dagegen liegt der Schwerpunkt der Tätigkeit der Natur der Sache 
nach im Schosse der Behörden selbst, die gemeinnützigen Verbände 
liefern aber zur Ergänzung der staatlichen Aufgaben wertvolle Bei- 
träge. Wenn die Staatshygiene sich von abgenutzten Anschauungen 
abgelöst haben wird und die Bekämpfung der Prostitution von einem 
ideelleren und ethischeren Standpunkt aus an die Hand nimmt, so 
dürften auch die Bestrebungen und die Tätigkeit des Vereins zur He- 
bung der Sittlichkeit dem Staate wertvolle Beiträge liefern, und es 
würde alsdann auch den Sanitätsorganen der Stadt Zürich ein reich- 
liches und mehr Satisfaktion bietendes Arbeitsfeld eröffnet, als die 
unzulängliche Kontrolluntersuchung von geduldeten Bordellen und 
Dirnen. > 

Für den weitern Verlauf der Angelegenheit mag nun das 

Protokoll des Stadtrates vom 4. September 1894 Auskunft 

geben. Es heisst darin : 

« Der Vorstand des Gesundheitswesens spricht sich in der münd- 
lichen Berichterstattung dahin aus, dass, wenn der Stadtrat sich 
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nicht einigen könne entweder auf das System der kasernierten oder 
anf das der Einzelprostitution, er vielleicht einig sei in der grund- 
sätzlichen Bekämpfung beider Arten der Prostitution. Die Ansich- 
ten der Ärzte gehen in der Sache so auseinander, dass ein sicheres 
Urteil nach dieser oder jener Richtung geradezu ausgeschlossen ist 
und die Behörde dadurch auf die Bekämpfung in jeder Form hinge- 
drängt wird. Als notwendiges Mittel zum Erfolge bezeichnet er die 
Verschärfung der betreffenden Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
und beantragt, sich grundsätzlich für Bekämpfung der Prostitution 
in allen ihren Formen zu entscheiden, über das weitere Vorgehen 
jedoch die Anträge des Polizeivorstandes zu gewärtigen. 

Der Polizeivorstand erklärt sich dahin, dass es für ihn nur ein 
„Entweder — oder" gebe: entweder Regelung der Prostitution im 
Sinne der Kasernierung oder grundsätzliche Ablehnung jeder Rege- 
lung. Das System der Kartenmädchen erscheint ihm für Zürich un- 
geeignet; er wird für den Fall, als seinen Anträgen vom 12. Mai 
1893, an welchen er grundsätzlich festhalten muss, seitens des Stadt- 
rates keine Folge gegeben wird, lieber dem Vorschlage auf völlige 
Bekämpfung der Prostitution zustimmen, wenn auch die Schwierig- 
keiten äusserst gross sind und die polizeilichen Kräfte hierfür nicht 
ausreichen. Man wird zunächst tun, was man kann, die Zahl der De- 
tektive vermehren und auf eine Änderung und Verschärfung der Ge- 
setzgebung hin arbeiten. Es wird sodann ein Regulativ für die Ver- 
folgung zu Händen der Polizeiorgane aufzustellen sein. 

In der nun eröffneten Rundfrage wird teils der Regelung durch 
Duldung von Bordellen, teils der Kontrolle der Einzelprostituierten 
der Vorzug gegeben, anderseits aber hervorgehoben, dass es sehr 
fraglich sei, ob, wenn das eine geduldet werde, das andere unter- 
drückt werden könne. Die Bedenken, welche gegen beide Arten der 
Prostitution aus verschiedenen Gesichtvspunkten erhoben werden kön- 
nen und müssen, sind so zahlreich, dass es schwer hält, in der einen 
oder andern Art der Reglementierung das kleinere Übel zu erblicken, 
was für die Bekämpfung auf der ganzen Linie spricht. Wenn einer- 
seits zugegeben werden muss, dass die bestehende Gesetzgebung und 
die Praxis der Gerichte das Vorgehen im Sinne der Bekämpfung er- 
schweren, so ist anderseits zu betonen, dass die Verhältnisse zurzeit 
insofern nicht ungünstig sind, als auch aus ärztlichen Kreisen die 
Aufhebung der Bordelle, die Unterdrückung der Einzelprostitution 
und die strenge Bestrafung der Kuppelei dringend befürwortet wird. 
Die grosse Mehrheit des Publikums, vor allem die gesamte Frauen- 
welt, wird die grundsätzliche Bekämpfung des Lasters begrüssen. 

Einem Übelstande sollte sofort begegnet werden, der Besteue- 
rung der Bordelle als Erwerbsquellen, denn die bezügliche Praxis 
der kantonalen Steuerbehörden hat die strafrechtliche Verfolgung der 
Kuppler jeweilen erschwert. Man wird diesfalls an die Steuerkom- 
mission der Stadt und an die Finanzkommission gelangen müssen. 
Sodann ist auf eine Änderung der Strafgesetzgebung im Sinne der 
Verschärfung und Ergänzung der betreffenden Vorschriften hinzu- 
wirken, was sich wohl rascher und sicherer auf dem Wege der Ini- 
tiative als auf demjenigen der Motion im Kantonsrate erreichen Hesse. 

Der Stadtrat heschliesst: 

1. Der Stadtrat nimmt Umgang von der Reglementierung der 
Prostitution, und zwar sowohl der Bordelle als der Einzelprostitu- 
tion: er stellt sich grundsätzlich auf den Boden der Bekämpfung bei- 
der und beauftragt den Polizeivorstand, über das weitere Vorgehen 
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zui* Durchführung des Beschlusses dem Stadtrate Bericht und Antrag 
vorzulegen. 

2. Dem Regierungsrate wird in Beantwortung seiner Zuschrift 
vom 17. November 1892 und unter Rückstellung der von ihm zur 
Einsicht überlassenen Akten von dem heutigen Beschlüsse durch be- 
sondere Zuschrift Kenntnis gegeben. 

3. An die Steuerkommission der Stadt Zürich wird das Gesuch 
gerichtet, bei der Steuertaxation von Bordellhaltem den Bordellbetrieb 
nicht mehr als Erwerb in Betracht zu ziehen. 

4. Die Finanzkommission des Kantons Zürich wird ersucht, 
durch Weisung an den Steuerkommissär zu bewirken, dass die Bor- 
dellhalter als solche fortan keiner Besteuerung mehr unterliegen. 

5. Der Polizeivorstand wird eingeladen, dem Vorstande des kan- 
tonalen zürcherischen Vereins zur Hebung der Sittlichkeit von dem 
grundsätzlichen Beschlüsse des Stadtrates Kenntnis zu geben, mit 
dem Beifügen, dass zur Durchführung desselben allerdings eine Än- 
derung und Ergänzung des Strafgesetzbuches für notwendig erachtet 
werde und dass hierfür die Ergreifung der Initiative der richtige Weg 
sein dürfte. > 

Die Eingabe der 16 Ärzte hatte ihre Wirkung getan: 
Alles, was bisher an Gutachten eingegangen war, die sani- 
tarischen und hygienischen Gesichtspunkte, die immer und 
immer wieder in den Vordergrund gerückt worden waren, 
mussten den moralischen Bedenken weichen, alle Vernunft- 
gründe sanken dahin vor dem Schlagworte: «Kein Pakt mit 
dem Laster!» Der Zündstoff wurde in das Volk hinausge- 
worfen. Damit beginnt die dritte Phase der Entwicklung. 



Die Kreise, die sich die Bekämpfung der Prostitution in 
jeder Form und besonders die Bekämpfung der Duldung zum 
Ziele gesetzt hatten, zögerten nicht lange. Am 15. Juni 1895 
wurde die Unterschriftensammlung für ein « Initiaiivbegehren 
beireffend Abänderung und Ergänzung des Zürcher Strafgesetz- 
buches vom 8. Januar 1871» an Hand genommen. Neben ver- 
schiedenen hier nicht näher interessierenden Vorschlägen 
wurden folgende Bestimmungen vorgeschlagen : 

§§ 121 und 122 werden abgeändert: 

§ 121. Wer aus Eigennutz durch seine Vermittlung oder Über- 
redung, oder durch Gewährung oder Verschaffung von Gelegenheit 
der Unzucht Vorschub leistet, wird wegen Kuppelei mit Gefängnis?, 
verbunden mit Busse, oder mit Arbeitshaus bestraft. 

§ 121 a. Wer Dirnen hält, um aus ihrer Unzucht Gewinn zu 
ziehen, oder wer Frauenspersonen geschäftsmässig Gelegenheit zur 
Unzucht verschafft, oder wer den unzüchtigen Verkehr mit solchen 
geschäftsmässig vermittelt oder begünstigt, oder wer Frauensper- 
sonen kupplerisch zur Unzucht anwirbt oder verhandelt, wird mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren und mit Geldbusse bis zu Fr. 15,000 be- 
straft. 
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§ 122. Die Strafe ist Zuchthaus nicht unter zwei Jahren: 
<i) Wenn der Kuppler arglistige Kunstgriffe anwendet, um der 
Unzucht Vorschub zu leisten, oder wenn er unbescholtene Per- 
sonen zur Gestattung der Unzucht durch falsche Vorspiege- 
lungen verleitet; 
h) wenn der Kuppler zu der Person, mit welcher die Unzucht 
getrieben worden ist, in dem Verhältnisse von Eltern zu Kin- 
dern, von Vormündern zu Pflegebefohlenen, oder von Geist- 
lichen, Erziehern oder Lehrern zu Schülern oder Zöglingen 
steht. 

§ 122 a. Neu : Wer die gewerbsmässige Unzucht seiner Ehe- 
frau oder einer Zuhälterin aus Eigennutz begünstigt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu 6 Monaten, im Rückfalle mit Arbeitshaus und Entzug 
<ies Aktivbürgerrechtes, bestraft. 

§ 122 b. Neu : Eigentümer oder Vermieter von Wohnräumen, 
welche in letzteren wissentlich Kuppelei oder gewerbsmässige Un- 
zucht dulden, sind mit Geldbusse von Fr. 100 — 1000, im Wiederho- 
lungsfalle überdies mit Gefängnis bis zu 3 Monaten, zu bestrafen. 

§ 123 a. Neu : Wer einer Person öffentlich unzüchtige Zu- 
mutungen macht, oder ihr schamlos nachstellt, ohne dass diese dazu 
Anlass gegeben, ist mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder Geldbusse 
zu bestrafen. 

§ 123 b. Neu : Frauenspersonen, welche öffentlich Ärgernis 
erregen, indem sie sich an öffentlichen Orten zur Unzucht anbieten 
x)der dazu anlocken, werden durch die Gemeindepolizeibehörden mit 
Haftstrafe bis zu 4 Tagen belegt, Kantonsfremde werden ausserdem 
ausgewiesen. Im Wiederholungsfalle kann durch das Gericht bei 
Kantonsbürgerinnen Unterbringung auf Staatskosten in eine Korrek- 
tionsanstalt erkannt werden. 

§ 123 c. Neu : Der Ertrag der aus dem IV. Titel, Verbrechen 
gegen die Sittlichkeit, sich ergebenden Geldbussen wird zur Erzie- 
liung sittlich Gefährdeter und zur Besserung sittlich Verdorbener 
verwendet. 

Mit der Initiative wurde eine kurze Begründung einge- 
reicht, deren wesentliche Ausführungen sich in der nun folgenden 
Begründung der' Unterschriften Sammlung finden. Diese lautet: 

« Unser zürcherisches Strafgesetzbuch ist in mehrfacher Be- 
ziehung lückenhaft, insbesondere bedarf der Abschnitt IV, < Ver- 
brechen gegen die Sittlichkeit >, der Abänderung und Ergänzung, 
ßchon im Jahre 1888 haben 10,800 Frauen und 6445 Männer in Pe- 
titionen an den Regierungsrat einer Verschärfung der Strafbestim- 
mungen gerufen, um der gewerbsmässigen Prostitution und dem Men- 
«chenhandel erfolgreicher beikommen zu können und besseren Schutz 
der Kinder und Schwachen zu schaffen. Seither ist das Bedürfnis 
entsprechender Massregeln nach dieser Richtung noch gestiegen. Der 
Regierungsrat lehnte ein Eingehen vorerst mit Rücksicht darauf ab. 
•dass die Stadtvereinigung bevorstehe, die neue Stadtverwaltung aber 
hauptsächlich in Frage komme. Der engere Stadtrat von Neu-Zürich 
fand, es sei eine erfolgreiche Bekämpfung der bestehenden Misstände 
erst durch Abänderung des Strafgesetzes möglich. 

Unser Initiativbegehren will da, Wo die Auswüchse des moder- 
nen Lebens zum Teil vom Strafgesetze gar nicht oder nur in einer 
Form getroffen werden, die wie ein Hohn auf die Gesetzgebung selber 
-aussieht, die Anwendung der erforderlichen Strafmittel ermöglichen. 

Weiss, Prostitutionsfrage. 6 
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Dem Verbrechen der Kuppelei und der gewerbsmässigen Unzucht, ob 
sie sich in öffentlichen Häusern oder auf der Strasse zeige, soll die 
StÄdt nicht länger mit halbgebundenen Händen zusehen müssen. Man 
müss dem Staat nicht bloss die Pflicht zuerkennen, sondern auch den 
Weg zu kräftiger Abwehr und Bekämpfung des Lasters weisen. Ge- 
wiss ist die blosse Ausgestaltung des Strafrechts hierfür nicht aus- 
reichend, zur Sitten Verbesserung ist noch manches andere erforder- 
lich, aber einem Zweifel unterliegt es nicht, dass, wenn das Straf - 
recht ungenügend bleibt, auf diesem Gebiete überhaupt keine Besse- 
rung erzielt wird. 

§ 121, 121 a, 122. Eine der schlimmsten Sorten von Verbre- 
chern sind die Kuppler, die aus niederer Gewinnsucht die Unzucht 
begünstigen und mit allen nur erdenklichen Künsten unschuldige Ge- 
schöpfe in ihre Netze ziehen. Die Personen selbst werden dabei so 
ausgenutzt, dass ihnen nach monatelangem Dienste meist nur Schul- 
den an den Logisgeber verbleiben. Durch die geographische Lage 
begünstigt, blüht der internationale Menschenhandel in Zürich gross- 
artig, und Hunderte von Mädchen werden alljährlich durch den Han- 
del in Zürich, der nach dem amtlichen Gutachten des Sanitätsrates 
vom Jahre 1890 fünf Vermittlungsbureaux in Zürich hat, vermittelt. 
Ausserdem wird den ankommenden Mädchen und Frauen vom Lande 
oder aus andern Städten schon auf der Fahrt und ebenso am Bahn- 
hofe nachgestellt, von den Annoncen und andern Anziehungsmitteln 
nicht zu reden. Die schlechten Häuser können nur ihre Anziehunge- 
kraft erhalten, wenn sie stetsfort mit ihrem Personale wechseln, wo^ 
durch der Menschenhandel bedingt ist, da sich nicht genugsam frei- 
willige Anmeldungen finden. Die meist mit traurigen Krankheiten 
behafteten Insassen verlassen die Häuser, um ihr schmutziges Ge- 
werbe auf der Strasse auf eigene Rechnung weiter zu betreiben, sie 
tragen ihre ansteckenden Krankheiten auf eine Anzahl Individuen 
über, die ihrerseits diese Pest weiter tragen, und oft müssen Kinder 
und Kindeskinder an den Folgen leiden. Fallen die Dirnen schliess- 
lich durch Erregung öffentlichen Ärgernisses in die Hände der Po- 
lizei, so werden sie als Kranke dem Kantonsspital übergeben und 
dann meist den Heimatgemeinden zugestellt, die ihrerseits wenig genug 
beginnen können. Die Toleranzhäuser üben auf ihre Nachbarschaft 
einen verpestenden Einfluss aus, den nur derjenige recht zu würdi^ 
gen weiss, der die Mittel kennt, welche von den Kupplern zur Ge- 
winnung der nachbarlichen Bewohner angewendet werden. Sogar 
Mittelschüler besuchen die Häuser und den jungen Leuten der Mili- 
tärschulen werden sie oft zum Verderben. Der Fehler der jetzigen 
Paragraphen bestand namentlich darin, dass nach der Revision im 
Jahre 1870 das Kupp 1er eige werbe als Antrags vergehen bezeichnet 
wurde und Bestrafung nur eintrat, wenn der Gemeinderat Klage stellte. 
Nun waren aber die Gemeinderäte nicht alle gleicher Meinung, einige 
Hessen konsequent Bestrafung verlangen, andere nicht. Aus diesem 
Grunde wurden auch von den Gerichten stets die geringsten Strafen 
— Bussen und kurzes Gefängnis — angewandt; es kam sogar vor, 
dass in Wiederholungsfällen eine gelindere Strafe bemessen wurde, 
während der Rückfall bei allen andern Vergehen strafschärfend wirkt. 
Wir möchten daher gleichmässiges Prinzip im ganzen Kanton (wie 
in allen Kantonen der Schweiz, mit Ausnahme von Genf, und wie in 
vielen ausländischen Städten oder Staaten) und strengere Strafen für 
die wirklich schweren Fälle, während die leichteren Fälle im neuen 
Paragraphen 121 berücksichtigt sind. 
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§ 122 a. Eine gefährliche Schmarotzerpflanze, die stets in Be- 
gleit der Prostitution auftritt, ist das Zuhältertum, das sogenannte 
< Louis-Unwesen >. Die verschiedenen Gerichtsverhandlungen haben 
schon ergeben, wessen diese Klasse Leute fähig ist. Nach dem jetzi- 
gen Gesetze bedarf es erst der Ausübung irgend eines anderen Ver- 
brechens, ehe eingeschritten werden kann. Sie sind aber ebensogut 
Kuppler als andere, da sie aus dem Erlös ihr faules Leben unter- 
halten. Häufig geschieht es, dass auswärtige Dirnen, um sich vor 
Verfolgung und Ausweisung zu schützen, einen Schweizerbürger 
heiraten. Kuppler ist in letzterem Falle der Mann ebenfalls. Die Hei- 
matsgemeinden haben dann die eventuellen Folgen später zu tragen. 
Hier wird der vorgeschlagene Paragraph und seine Anwendung 
einigermassen Wandel schaffen können. 

§ 122 b. Zur Erreichung einer guten Rendite wird hier und da 
ein Haus zu unsittlichen Zwecken vom Eigentümer vermietet, der 
sich derart aus der Sache zieht, dass ein sogenannter Strohmann den 
Betrieb übernimmt. Wird der letztere auch nach und nach durch 
wiederholtes Bestrafen veranlasst, wegzugehen, so findet sich bald 
wieder ein neuer und trotz aller Gesetze floriert das Treiben zum 
Ärger und Schaden der ganzen Gegend. 

§ 123 a. Speziell Ausländer, die unsere Sitten nicht genügend 
kennen oder sie nicht zu würdigen verstehen, erlauben sich vielfach 
gegenüber Frauen auf der Strasse Angriffe, die in einem zivilisier- 
ten Staate absolut unstatthaft sind. Fabrikmädchen und Arbeiterin- 
nen, die am Abend aus manchmal etwas entlegenen Geschäftsräumen 
heimkehren, sind den schamlosesten Angriffen konstant ausgesetzt. 
Ehrbare Frauen sollten unangefochten die Strassen passieren können. 

§ 123 b. Gegenwärtig werden die Strassendirnen auf Grund des 
kantonalen Armengesetzes bis zu 4 Tagen in Arrest gebracht und, je 
nachdem sie an einer ansteckenden Krankheit leiden, dem Spital über- 
geben oder nach der Heimatgemeinde abgeschoben. Benanntes Ge- 
setz ist aber veraltet. Es befinden sich sehr viele Kantonsfremde 
darunter, die allerdings abgeschoben werden können, aber in der 
Regel in den nächsten Tagen wieder kommen, wenn nicht eine Haft- 
strafe vorhergegangen ist. Es befindet sich oft arbeitsscheues Gesindel 
unter dieser Art Prostituierten, die auch in anderer Beziehung den 
Behörden mancherlei Anlass zur Verfolgung geben. Gegen die we- 
nigen Kantonsangehörigen, die sich diesem traurigen Lebenswandel 
hingeben, ist der Vorschlag aufgenommen, dass die betreffenden in 
einer Besserungsanstalt untergebracht werden, wie dies auch in den 
Kantonen Bern und Neuenburg geschieht, die in den letzten Jahren 
in der Frage der Regelung der Sittlichkeits Verhältnisse energisch und 
mit Erfolg vorgegangen sind. Der Kanton Neuenburg geht in seinem 
Strafgesetze vom Jahre 1891 (Art. 291) weiter als wir, indem im 
Wiederholungsfalle die Prostituierte, wenn sie Kantonsbürgerin ist, 
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten bestraft und nachher wenigstens 1 
und höchstens 3 Jahre in einer Korrektionsanötalt untergebracht wird. i) 

Die Kosten, welche entstehen, um diese Personen wieder an go- 
regelte Arbeit zu gewöhnen, soll der Staat übernehmen. In der Regel 
ist es nicht der Heimatsort, an welchem die Angehörigen zu Falle 
kamen, und zudem spielen auch häufig soziale Misstände überhaupt 
mit, welche die Unglückliche bestimmten, sich der Unsittlichkeit zu 

*) V. u. Abschnitt „Neuenburg". Die Begi'ünduug erfasst die Tendenz dei- 
ne aenburgischen Gesetzgebung in keiner Weise! 
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ergeben. Die hohen Bussen, welche der § 122 festsetzt, werden ohne- 
dies dem Staate einen Beitrag an die Kosten liefern. 

Die Erfahrungen in den andern Kantonen zeigen uns zur Ge- 
nüge, dass man sehr gut ohne eine gewerbsmässige Prostitution, die 
von Staats wegen geduldet oder doch begünstigt (sie!) wird, aus- 
kommen kann. Sicher ist, dass das sittliche Bewusstsein des Volkes 
empfindlich geschädigt wird, wenn die Gesetzgebung und ihre Hand- 
habung hier laxe Grundsätze befolgt. Jedenfalls kann man vom de- 
mokratischen Staate nicht verlangen, dass er zur Befriedigung der 
Triebe einiger Männer eine grosse Zahl von Frauen jährlich elendig- 
lich zu Grunde gehen lasse und stillschweigend sein Einverständnis 
zu dem Menschenhandel und ähnlichem gebe, das sich stets im Be- 
gleite der geduldeten Prostitution zeigt. 16 zürcherische Ärzte haben, 
abgesehen von andern Spezialisten des In- und Auslandes, zur Ge- 
nüge dar getan, dass ein einigermassen hinreichender Schutz durch 
ärztliche Untersuchungen gar nicht gegeben werden kann und die 
schrecklichste aller ansteckenden Krankheiten — die Syphilis — zur 
Heilung mehrerer Jahre bedarf, ehe man eine Prostituierte als ungefähr- 
lich bezeichnen kann. Wir legen das Gutachten hier bei. Zudem treffen 
alle Bestimmungen, die die Duldung der Prostitution wollen, die Frau 
allein und den für die öffentliche Gesundheit ebenso gefährlichen 
Mann gar nicht. Zum wirklich wirksamen Schutz gegen Syphilis und 
andere ähnliche Krankheiten eignen sich ganz andere Mittel als die 
Duldung der Prostitution, vornehmlich — Warnung des Volkes vor 
deren Gefahren; Gründung von geräumigen Syphilisabteilungen zur 
rechtzeitigen Behandlung solcher Kranken; die durch unsern Initia- 
tivvorschlag gewünschte Entfernung der schlimmsten Versuchungs- 
gelegenheiten. 

Zum Schlüsse sei noch beigefügt, dass der Entwurf zu einem 
eidgenössischen Strafgesetze auf dem gleichen Grundsatze beruht, als 
der oben besprochene Initiativvorschlag. Allein die Zustände, wie 
sie bestehen, können nicht bis zur Zeit des eventuellen Inkrafttretens 
eines eidgenössischen Strafgesetzes bei uns so weiter bestehen, es ist 
Abhülfe dringend nötig. > ^) 

Die Initiative bedeckte sich mit der recht grossen Zahl 
von 16,396 Unterschriften, wovon 16,311 gültig waren. Das 
Begehren wurde dem Kantönsrat am 28. Oktober 1895 einge- 
reicht, und dieser überwies es am gleichen Tage dem Regie- 
rungsrat mit dem Auftrage, nicht nur die in § 14 des Gesetzes 
betreffend das Vorschi agsr echt des Volkes verlangte Verifika- 
tion vorzunehmen, sondern auch über den materiellen Inhalt 
der Initiative Bericht und Antrag beizubringen. 

Mit Beschluss vom 16. November 1895 überwies hierauf 
der Regierungsrat das Initiativbegehren der Direktion der 
Justiz und Polizei zu materieller Behandlung. Diese hielt 
zunächst bei einer Anzahl Verwaltungs- und Gerichtsstellen 
des Kantons und der Bezirke Umfrage betreffend die Wünsch- 
barkeit einer Revision des Strafgesetzes. Von zwanzig Seiten 

V Unter den 51 als Initiativkomitee Unterzeichnenden, finden wir \x. a. 11 
Pfarrer (worunter die Professoren Furrer und Kesselring), 7 Ärzte (darunter die 
Irrenärzte Bleuler und Aug. Forel), 6 Juristen (u. a. Prof. Schneider); ferner den 
damaligen Rektor des Gymnasiums und einige andere Schulmänner. 
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gingen schriftliche Vernehmlassungen ein. Diese «enthielten 

Anträge der verschiedensten Art: während die einen eine 

Revision für überflüssig hielten, empfahlen andere wenigstens 

einige Punkte der Initiative zur Berücksichtigung, und stimmten 

wieder andere der Initiative voll und ganz zu».^) 

« Die Bordellfrage erklärten die meisten Behörden der Land- 
bezirke als eine rein städtische Polizeisache, die Stadtbehörde Winter- 
thur verhielt sich der Aufhebung der Bordelle gegenüber entschieden 
ablehnend. > ^) Auf Wunsch der Justizdirektion wurde dieser sodann 
vom Regierungsrat eine Kommission beigesellt, bestehend aus den 
Herren Oberrichter Kronauer, Staatsanwalt Koller, Strafanstaltsdirek- 
tor Dr. Curti und Prof. Dr. Zürcher. Über die Beratungen dieser 
Kommission berichtet das letztgenannte Mitglied a. a. O. : « Die Kom- 
mission beschloss, dem Regierungsrate zu Händen des Kantonsrates 
einen wesentlich auf Gmndlage der Initiative aufgebauten Gegenvor- 
schlag zu belieben, und sie stellte auch dessen Wortlaut fest. Die 
einfache Ablehnung der Initiative, etwa im Hinblick auf die bevor- 
stehende Vereinheitlichung des Straf rechtes, schien von vornherein 
ausgeschlossen; das Volk will in seinen Abstimmungen grundsätz- 
lich Stellung zu den ihm vorgelegten Fragen nehmen, und zu einer 
grundsätzlichen Bekämpfung der leitenden Ideen der Initiative hätte 
sich die Kommission noch viel weniger entschliessen können. Dabei 
wurde allerdings auch die Frage einer Totalrevision des Strafgesetz- 
buches aufgeworfen, dessen Revisionsbedürftigkeit in verschiedenen 
andern Richtungen nicht wohl in Abrede zu stellen war. Eine even- 
tuelle Anregung ging dahin, den schweizerischen Vorentwurf zur 
Grundlage dieser Revision zu nehmen, wobei die Überarbeitung ledig- 
lich zum Zwecke hätte, den Entwurf den Bedürfnissen eines kanto- 
nalen Strafrechts des Kantons Zürich anzupassen. Der Ausführung 
dieser Anregung stund indessen schon die Kürze der Zeitfrist, wel- 
che Verfassung und Gesetz für die Behandlung von Initiativbegehren 
gesetzt hat, entgegen. > 

Der Regierungsrat schloss sich überall diesen Auffassungen 
an und unterbreitete Initiative und «Gegenvorschlag» mit der 
schon zitierten Weisung vom S.November 1896 dem Kantonsrate. 
Der« Gegenvorschlag^^ lautet, soweit er hier interessiert, wie folgt : 

§ 121, Wer aus Eigennutz durch seine Vermittlung oder 
Überredung, oder durch Gewährung oder Verschaffung von 
Gelegenheit der Unzucht Vorschub leistet, wird wegen Kup- 
pelei mit Gefängnis, verbunden mit Busse, oder mit Arbeits- 
haus bestraft. 

§ 121 a. Wer Dirnen hält, um aus ihrer Unzucht Ge- 
winn zu ziehen, oder wer Frauenspersonen geschäftsmässig 
Gelegenheit zur Unzucht verschafft, oder wer den unzüchtigen 
Verkehr mit solchen geschäftsmässig vermittelt oder begünstigt, 
oder wer Frauenspersonen Jcupplerisch zur Unzucht anwirbt 

*) S. Weisung des Refirierungsrats vom 3. November 1896, der wir hier, neben 
der Darstellung von Zürcher in der Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, Bd. X, 
S. 247 ff., folgen. 

') Zürcher, a. a. O., S. 248. — Es existierten in Winterthur zwei Bordelle; 
keine Strassenprostitution. 
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oder verhandelt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren und 
mit Geldhusse bis zu Fr. 15^000 bestraft, 

§ 122. Die Strafe ist Zuchthaus nicht unter zwei Jahren : 

a) wenn der Kuppler arglistige Kunstgriffe anwendet, um 
der Unzucht Vorschub zu leisten, oder icenn er unbe- 
scholtene Personen zur Gestattung der Unzucht durch 
falsche Vorspiegelungen verleitet ; 

b) wenn der Kuppler zu der Person, mit welcher die Un- 
zucht getrieben worden üt, in dem Verhältnisse von 
Eltern zu Kindern, von Vormündern zu Pflegebefohlenen 
oder von Geistlichen, Erziehern oder Lehrern zu Schü- 
lern oder Zöglingen steht. 

Der letzte Absatz des bisherigen § 122 wird gestrichen. 

§ 122 a. Wer die gewerbsmässige Unzucht seiner Ehefrau 
oder einer Zuhälterin aus Eigennutz begünstigt, tvird mit 
Gefängnis bis zu sechs Monaten, im Rückfalle mit Arbeits- 
haus und Entzug des Aktivbürgerrechts, betraft. 

§ 122 b. Eigentümer oder Vermieter von Wohnräumen, 
welche in letzteren wissentlich Kuppelei oder gewerbsmäßige 
Unzucht dulden, sind mit Geldbusse von Fr. 100 — 1000, im 
Wiederholungsfalle überdies mit Gefängnis bis zu drei Mo- 
naten zu bestrafen. 

§ 123 a. Wer einer Person öffentlich unzüchtige Zu- 
mutungen macht, oder ihr schamlos nachstellt, ohne dass diese 
dazu Anlass gegeben, ist mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
oder Geldbusse zu bestrafen. 

§ 128 b. Frauenspersonen, welche öffentliches Ärgernis 
erregen, indem sie sieh an öffentlichen Orten zur Unzucht 
anbieten oder dazu anlocken, werden durch die Gemeinde- 
polizeibehörden mit Haftstrafe bis zu vier Tagen belegt, Kan- 
tonsfremde werden ausserdem ausgewiesen. Im Wiederholungs- 
fälle kann durch das Gericht bei Kantonsbürgerinnen Unter- 
bringung in eine Korrektionsanstalt erkannt werden. 

Die Weisung enthiolt hierzu folgende kurze Ausführungen: 
« In § 121 ist als Hauptänderung das „gewerbsmässig" weg- 
gelassen, weil betreffend diese und ähnliche Fälle ein neuer Para- 
graph ( § 121 a) geschaffen ist, welcher durch umfassendere Tatbe- 
standsforinulierung und Androhen von schärferen Strafen einschnei- 
dender wirken will. Wir stehen nicht an, diese Tendenz als ganz 
gerechtfertigt durch unsere Zustimmung zu unterstützen. 

Ebenso kommen wir dazu, das Begehren der Initianten, es solle 
der Schlussalz von § 122 ( Straf antrag des Gemeinderates bei Kup- 
pelei) wegfallen, in empfehlendem Sinne zu befürworten. Wir ver- 
hehlen uns dabei keineswegs, welch grosse Tragweite die Weglas- 
sung dieser Bestimmung hat, halten aber dafür, dass den Zuständen, 
wie wir sie in dieser Beziehung bei uns haben, der Krieg werde und 
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mit allen Mitteln gegen das sich immer mehr verbreitende Laster an- 
zukämpfen sei, und zwar ohne dass es zunächst in das Belieben der 
•Gemeindebehörde gestellt sei, einzuschreiten oder nicht, indem man 
damit nur Verschiedenheiten in der Gesetaesan wen düng rufe. Auch 
ein Paktieren mit dem Übel halten wir nicht für am Platze, wenn wir 
auch manche Gründe, die hierfür angeführt werden, als richtig an- 
erkennen. Wirksame Abhülfe und eine Besserung kann nur durch 
tatkräftiges und ausnahmefreies Einschreiten erwirkt werden. Dass 
liierbei die Behörden und namentlich die Polizei einen schweren Stand 
haben werden, ist zwar sicher anzunehmen, soll aber kein Grund 
sein, diese guten Bestrebungen nicht zu unterstützen. Immerhin mag 
beigefügt werden, dass schon in dieser Beziehung allein eine Ver- 
mehrung der Polizei unbedingt erforderlich sein wird. 

Zu § 122 a und b und zu § 123 a haben wir keine weiteren Be- 
merkungen zu machen; wir halten die Aufnahme dieser Bestimmungen, 
namentlich der § 122 b und 123 a zwar für sehr weitgehend, sehen 
uns jedoch zu einem Gegenantrage nicht veranlasst. 

Bei § 123 b beantragen wir Zustimmung, jedoch mit der Modifi- 
kation, dass die Worte „auf Staatskosten" gestrichen werden; es ist 
ja auch der Fall denkbar, dass die betreffende Frauensperson selbst 
Vermögen besitzt; eventuell soll auch die Gemeinde beigezogen wer- 
den können. Im übrigen stimmen wir dem Inhalte zu. 

§ 128 c beantragen wir zu streichen, als nicht hierher gehörig 
und als nicht opportun. 

In Zusammenfassung obiger Ausführungen kommen wir nun 
•dazu, Ihnen zu beantragen, Sie möchten beschliessen : 

1. Es sei das Initiativbegehren dem Volke in abschlägigem Sinne 
zur Abstimmung vorzulegen; 

2. es sei dagegen dem Volke nachstehender Gegenvorschlag zu 
unterbreiten und zur Annahme zu empfehlen. 

W^ir bemerken dabei noch ausdrücklich, dass obiger Antrag 
nicht eine eigentliche Ablehnung des Initiativbegehrens an und für 
sich bedeutet i), indem auch der Gegenvorschlag in den Hauptpimk- 
ten mit demselben übereinstimmt und dasselbe gestützt auf die m der 
Praxis gemachten Erfahrungen nur an einigen Stellen präzisiert und 
modifiziert. » 

Der Kantonsrat überwies in seiner Sitzung vom 16. No- 
vember 1896 das Initiativbegehren nebst Bericht und Antrag 
des Regierungsrates einer vom Bureau zu bestellenden Kom- 
mission von sieben Mitgliedern zur weitern Begutachtung. In 
die Kommission wurden ernannt die Herren: Professor Dr. 
Zürcher, als Präsident, Gerichtspräsident Frei, Stadtrat Müller, 
Pestalozzi-Junghans, Stadtrat Vogelsanger, Dr. Weber, Pfarrer 
IVissmann. Über die weitere Behandlung der Angelegenheit 
im Kantonsrat ist dem gedruckten Protokoll der Kantonsrats- 

Terliandlung-en lediglich folgendes zu entnehmen: 

(20.) Dienstag den 16. Februar 1897. 

« Betreffend das Initiativbegehren von mehr als 5000 Stimm- 
berechtigten für Abänderung und Ergänzung des Strafgesetzbuches 
(die Sittlichkeitsinitiative), beschliesst der Kantonsrat die Behand- 
lung desselben bei geschlossener Tür. » 

») Sehr richtig! 
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(21.) Montag den 22. Februar 1897. 

< Es wird die Frage diskutiert, ob zum Initiativbegehren Iüt 
Abänderung und Ergänzung des Strafgesetzbuches dem Volke ein 
Gegenvorschlag zu machen sei, und in der Sitzung vom 

(22.) Dienstag den 23. Februar 
weiter behandelt. Sie wird bejaht, dann die Detailbehandlung de& 
Kommissionaiantrages vorgenommen und zu Ende geführt. Das Er- 
gebnis geht zur formellen Bereinigung an die Redaktionskommis- 
sion. > 

(23.) Montag den 15. März 1897. 

< Die Vorlage der Redaktionskommission: Gesetz betreffend Ab- 
änderung des Strafgesetzbuches vom 8. Januar 1871 (zweite Abtei- 
lung, IV. Titel: Verbrechen gegen die Sittlichkeit) wird in Behand- 
lung genommen, dann aber mit Rücksicht auf gestellte materielle Ab- 
änderungsanträge an die vorberatende Kommission zurückgewiesen 
mit der Einladung, auf die nächste Sitzung ihre weitern Anträge vor- 
zulegen. > 

(25.) Dienstag den 30. März 1897. 

« Die zweite Vorlage der Redaktionskommission für Abände- 
rung des Strafgesetzbuches, Gegenvorschlag zum bezüglichen Ini- 
tiativbegehren wird erledigt und als ganzes im Sinne von § 49 der Ge- 
schäftsordnung angenommen. Der Regierungsrat wird eingeladen, 
die Volksabstimmung über das Initiativbegehren und diesen Gegen- 
vorschlag anzuordnen und den beleuchtenden Bericht dazu abzu- 
fassen. > 

Die «Neue Zürcher Zeitung» vom 30. März 1897 (Nr. 89, 
IL Abendblatt) wusste zu berichten, dass die Annahme des 
Gegenvorschlags «mit gewaltigem Mehr» erfolgt sei. Aus 
})ersönlicher Mitteilung ist mir bekannt, dass etwa 20 Mit- 
glieder — die meisten aus Winterthur, worunter einige 
Juristen — in der Minderheit waren. 

Über den materiellen Inhalt der Beratung sei nur das 

wenige hervorgehoben, was Zürcher, a. a. 0., mitteilt: 

< Die Neuerung besteht hauptsächlich in der Aufhebung der 
Möglichkeit, welche bisher den Gemeindebehörden eingeräumt war, 
Bordelle zu dulden durch Streichung des zweiten Absatzes im bis- 
herigen § 122. Dieser Standpunkt .... wurde im Kantonsrate nicht 
sehr nachhaltig bekämpft ^), und um der Einwendung zu begegnen, 
dass die Aufhebung der öffentlichen Häuser die Winkel- und Strassen- 
prostitution hervorrufen werde, wurde der frische, fröhliche Kampf 
gegen die Prostitution überhaupt unternommen ( §122b, 123 d). „Qui 
trop embrasse, mal etreint^)." Zu § 121a des „Gegenvorschlages" 
bemerkt Zürcher: „Gegenüber dem Initiativvorschlag sind die Straf- 
androhungen wesentlich ermässigt, sie sind vielleicht dadurch nur 
um so ernsthafter geworden. Mit Recht hat im Rate Herr Otto Lang ^) 
auch darauf hingewiesen, dass durch die Einführung des Gesetzes die 
Kuppelei einen andern Charakter erhalten werde, indem an Stelle des 
Grossbetriebs der Bordelle Fälle treten werden, da Hatisfrauen in der 
äussersten Not des Kampfes um das tägliche Brot der Versuchung eines 



*) Von uns unterstrichen. 

') Man beachte hier schon diesen Ausspruch Zlirchers. 
*) Ein bekanntes sozialistisches Mitglied des Kantonsrates, Oberrichter 
in Zürich. 
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solchen Erwerbes erliegen werden *). Dass die Bekämpfung der Bordelle 

auch Strafandrohungen gegen denjenigen erheischt, der sein Haus 
für die Betreibung eines solchen vermietet, lag klar zu Tage . . . . ; 
dieselben Strafen aber auch für Vermietung von Zimmern an Einzel- 
dirnen, für die blosse Duldung der Unzucht in den eigenen Räumen, 
anzudrohen ( § 122 b), bedeutet eben jenen Schritt zum Kampfe gegen 
jede Prostitution, den die Expertenkommission des Vorentwurfes 2) 
seinerzeit mit guten Gründen abgelehnt hat. In dieser Richtung be- 
wegt sich .... auch § 123 d, der natürlich weit über das hinausgeht, 
was der Vorentwurf ^) in Art. 120 als gröbliche und öffentliche Ver- 
letzung des geschlechtlichen Anstandes bestraft wissen will. > 

Der bereinigte «Gegenvorschlag» vom 30. März 1897 
hatte, soweit er hier in Frage kommt, folgenden Wortlaut: 

§ 121. Wer aus Eigennutz durch seine Vermittlung oder Über- 
redung, oder durch Gewährung oder Verschaffung von Gelegenheit 
der Unzucht Vorschub leistet, wird wegen Kuppelei mit Gefängnis, 
verbunden mit Busse, oder mit Arbeitshaus bestraft. 

§ 121 a. Wer Frauenspersonen hält, um aus ihrer Unzucht Ge- 
winn zu ziehen, wer gewerbsmässig Frauenspersonen Gelegenheit 
zur Unzucht verschafft oder den unzüchtigen Verkehr mit solchen ver- 
mittelt oder begünstigt, ebenso wer Frauenspersonen kupplerisch zu 
Unzuchtszwecken anwirbt oder verhandelt, wird wegen gewerbsmäs- 
siger Kuppelei mit Arbeitshaus und mit Geldbusse bis zu 5000 Fran- 
ken, im Rückfalle mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren und mit Geldbusse 
bis zu 15,000 Franken bestraft. 

§ 122. Die Strafe der Kuppelei ist Zuchthaus : 
a) Wenn der Kuppler arglistige Kunstgriffe anwendet, oder wenn 
er unbescholtene Personen zur Gestattung der Unzucht durch 
falsche Vorspiegelungen anwirbt oder verleitet; 
h) wenn der Kuppler zu der angeworbenen oder verleiteten Per- 
son in dem Verhältnisse von Eltern zu Kindern, von Vormün- 
dern zu Pflegebefohlenen, oder von Geistlichen, Erziehern oder 
Lehrern zu Schülern oder Zöglingen steht. 

§ 122 a. Wer die gewerbsmässige Unzucht seiner Ehefrau oder 
einer Zuhälterin aus Eigennutz begünstigt, wird mit Gefängnis bis 
zu 6 Monaten, im Rückfalle mit Arbeitshaus und Entzug des Aktiv- 
bürgerrechts bestraft. 

§ 122 b. Wer in Räumen, über welche ihm die Verfügung zu- 
steht, gewerbsmässige Kuppelei oder gewerbsmässige Unzucht duldet, 
ist mit Geldbusse von 100 bis 1000 Franken, im Wiederholungsfalle 
überdies mit Gefängnis bis zu 3 Monaten zu bestrafen. 

§ 123. Wer öffentlich unzüchtige Handlungen vornimmt, wer 
solche vor oder mit Kindern begeht, wer zur Verbreitung oder Ver- 
öffentlichung unzüchtiger Schriften, Abbildungen oder Darstellungen 
mitwirkt, wird mit Gefängnis, verbunden mit Busse, bestraft. In schwe- 
reren Fällen kann auch Arbeitshaus verhängt werden. 

(§ 123 a. Wer an einer Person, die sich ihm zur ärztlichen Be- 
handlung oder Untersuchung anvertraut hat, wider ihren Willen eine 
unzüchtige Handlung vornimmt, wird mit Gefängnis, in schwereren 
Fällen mit Arbeitshaus bestraft.) 



*) Von uns unterstrichen. 

') Zu einem eidg. Strafgesetzbuch, 1896. 
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(§ 128 b. Wer widernatürliche l'nzucht treibt oder dazu Vor- 
schub leistet, wird mit Gefängnis, in schwereren Fällen mit Arbeits- 
haus oder Zuchthaus bestraft.) 

§ 123 e. Wer einer Person öffentlich unzüchtige Zumutungen 
macht oder ihr schamlos nachstellt, ohne dass sie dazu Anlass ge- 
geben, ist mit Polizeibusse von 10 bis 100 Franken zu bestrafen. 

§ 123 d. Frauenspersonen, welche sich an öffentlichen Orten 
zur Unzucht anbieten oder dazu anlocken, werden durch Entscheid 
der Gemeindepolizeibehörde mit Haft bis zu 8 Tagen bestraft. 

Überdies kann gegen Ausländerinnen die Ausweisung, gegen 
Kantonsbürgerinnen im Wiederholungsfälle die Unterbringung in eine 
Korrektionsanstalt beantragt werden. Die zuständige Verwaltungb- 
behörde ist in solchen Fällen nicht an die in § 1, lit. a und § 6 des 
Gesetzes betreffend die Errichtung staatlicher Korrektionsanstalten 
vom 4. Mai 1879 aufgestellten Vorschriften gebunden. 

§ 123 e. Ergibt sich anlässlich einer auf Grundlage dieses Titels 
des Strafgesetzbuches erhobenen Untersuchung, dass Eltern die Er- 
ziehung ihrer Kinder nicht länger anvertraut bleiben darf, so ist hier- 
von dem Waisenamte behufs Anordnung weiterer vormundschaftlicher 
Massregeln Kenntnis zu geben. 

Im Falle der Verurteilung kann das Strafgericht den Entzng 
der Elternrechte aussprechen. 

Art. III. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1897 in Kraft. 

Gemäss dem Auftrage des Kantonsrates verfasste der 
Regierungsrat den «beleuchtenden Bericht ^y der auf Ver- 
werfung des Initiativbegehrens und Annahme des «Gegen- 
vorschlags » firing und aus dem wir folgende Stellen mitteilen : 

« Der jetzige § 121 des Strafgesetzes umschreibt die Merkmale 
der Kuppelei und die darauf gesetzten Strafen, wobei kein Unterschied 
gemacht ist, ob die Kuppelei gewerbsmässig oder nur in vereinzelten 
Fällen ausgeübt worden sei. Übereinstimmend wollen Initiative und 
Gegenvorschlag diesen Unterschied im Gesetze mehr hervortreten 
lassen und beantragen daher zunächst Streichung des jetzigen § 121 
und Aufnahme seines Inhaltes in einem neuen § 121, jedoch mit Weg- 
lassimg des Wortes „gewerbsmässig". Sodann soll in § 121 a die ge- 
werbsmässige Unzucht in ihren Formen, insbesondere auch der so 
schmähliche Mädchenhandel getroffen und in Abweichung von § 121 
mit bedeutend verschärften Strafen geahndet werden. 

Nach dem Gegenvorschlage soll auch der jetzige § 122 gestrichen 
werden, beziehungsweise eine neue Fassung erhalten. Derselbe be- 
zeichnet diejenigen Fälle der Unzucht, welche wegen erschwerender 
Umstände nicht anders als mit Zuchthausstrafe, und zwar bis zu 
5 Jahren geahndet werden konnten, und enthält im Schlussatze die 
Bestimmung, dass, wenn keiner der angeführten erschwerenden Um- 
stände vorliege, Klage wegen Kuppelei nur auf Verlangen des Ge- 
meinderates erhoben werden solle. In § 122 des Gegenvorschlages 
werden in den lit. a und b genau dieselben Verhältnisse als erschwe- 
rende Umstände angeführt; dagegen soll die Zuchthausstrafe nicht 
auf 5 Jahre beschränkt bleiben, sondern im Minimum und Maximum 
dem Ermessen des Richters, nach Massgabe der allgemeinen Bestim- 
mungen des Strafgesetzes anheimgegeben sein und ferner soll die Ein- 
schränkung, wie sie bezüglich des Klagerechtes im Schlussatze des 
§ 122 jetzt enthalten ist, wegfallen. Das Initiativbegehren weicht von 
diesen Abänderungsvorschlägen nur insoweit ab, als dasselbe das 
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Mass der Zuchthausstrafe im Minimum auf 2 Jahre ansetzen will, was 
in einzelnen Fällen auch wieder zu grossen Härten und Ungleich- 
heiten führen müsste. Der Wegfall des gemeinderätlichen Klagerechts 
wegen Kuppelei ist sehr zu begrüssen; denn die Erfahrung hat ge- 
zeigt, dass von selten der Gemeinderäte von diesem Rechte in sehr 
verschiedener, meist unzulänglicher Weise und innerhalb der näm- 
lichen Gemeinde oft auch noch in sehr willkürlicher Weise Gebrauch 
gemacht worden ist. Die § 122 a und 122 b enthalten Vorschläge zu 
Erweiterungen des Strafgesetzes, welche zwar, namentlich was den 
§ 122 b anbetrifft, als etwas weitg'eheud ersclieinen inög"en, welche 
aber im Interesse einer wirksamen Bekämpfung der Prostitution doch 
als notwendig erachtet worden sind. Die Initianten machen die näm- 
lichen Vorschläge ; die Fassung des § 122 b des Gegenvorschlages ist 
aber präziser. 

Während das Initiativbegehren den jetzigen § 123 des Straf- 
gesetzes unberührt lässt, soll derselbe nach dem Gegenvorschlage weg- 
fallen und durch einen neuen § 123 ersetzt werden, welcher bestimm- 
ter und unzweideutiger, als es im jetzigen Gesetze der Fall ist, ge- 
wisse Tatbestände umschreibt, die strafrechtlich geahndet werden 
sollen. Auch die § 123 a und § 123 b des Gegenvorschlages enthalten 
Bestimmungen, welche als eine durch die Erfahrung dringend gebo- 
tene Erweiterung unseres Strafgesetzes sehr zu begrüssen sind. Eben- 
so sollen durch die § 123 c und 123 d neue Tatbestände dem Straf- 
gesetz unterstellt werden. Diese letzteren Vorschläge sind als §123a 
und 123 b auch in dem Initiativbegehren enthalten ; allein die Ini- 
tianten wollen den Tatbestand des § 123 a mit Geldbusse oder mit Ge- 
fängnis bis zu 3 Monaten bestrafen, während derselbe nach dem Ge- 
genvorschlage nur mit Polizeibusse von 10 — 100 Franken geahndet 
werden soll. Wir halten diese letztere Strafe für derartige Vergehen 
als vollständig zureichend. Und umgekehrt wollen die Initianten, dass 
beim Tatbestande ihres § 123 b die Gemeindepolizeibehörden nur eine 
Haftstrafe bis zu 4 Tagen sollen aussprechen dürfen, während der 
Gegenvorschlag in § 123 d diese Strafkompetenz der Gemeindebehör- 
den verdoppeln will und es ferner ablehnt, dass Kantonsbürgerinnen 
im Wiederholungsfalle stets auf Staatskosten in einer Korrektions- 
aiistalt versorgt werden sollen. Die Einweisung solcher Personen in 
Korrektionsanstalten soll vielmehr dadurch erleichtert werden, dass 
die Verwaltungsbehörden dieselbe anordnen können, auch wenn die 
in Frage kommenden Personen weder almosengenössig, noch bevor- 
mundet und auch nicht schon vorher verwarnt worden sind. 

Endlich glaubten die vorberatenden Behörden in ihrem Gegen- 
vorschlage auch den § 123 c des Initiativbegehrens als nicht in das 
Strafgesetz gehörend und überhaupt als nicht opportun ablehnen zu 
müssen : dagegen haben sie in § 123 e noch eine Bestimmung aufge- 
nommen, welche die Waisenbehörden und Gerichte in den Stand 
setzen soll, gegen Eltern, welche die Sorge für ihre Kinder und deren 
Erziehung vernachlässigen, rechtzeitig und nachdrücklicher einschrei- 
ten zu können, als dies nach den Bestimmungen des privatrechtlichen 
Gesetzbuches gegenwärtig möglich ist. 

Aus vorstehenden Ausführungen ergibt sich, dass mit dem Ge- 
genvorschlage wie mit der Initiative Änderungen von tiefgehender 
Bedeutung in unser zürcherisches Straf recht eingeführt werden sollen. 
Allein es handelt sich um einen Kampf gegen das Laster und um die 
Beseitigung von Krebsschäden unseres Volkslebens, wobei ein Er- 
folg nur erzielt werden kann, wenn die Axt bei der Wurzel angesetzt 
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wird. Der Staat hat iimsomehr die Pflicht, gegen sokhe Schäden 
Stellung zu nehmen, als für das gesamte Volk gewichtige sanitarische 
Interessen auf dem Spiele stehen. > 

Es stand nun noch der Entscheid des Volkes aus 



Von vornherein war klar, dass sich der Kampf vor dem 
Volke nicht um das ganze Gesetz — das in globo zur Ab- 
stimmung gebracht werden musste — sondern nur um einzelne 
Bestimmungen, nämlich speziell um die §§ über Kuppelei und 
Prostitution, §§ 121, 121a, 122, 122a, 122b, 123c, 123d des 
« Gegenvorschlages » drehen werde. Einzelne Bestimmungen, 
so der Wegfall des Erfordernisses des Antrages bei Notzucht, 
so § 123b über die widernatürliche Unzucht^), der gegenüber 
der früheren Gerichtspraxis, wonach das « Ruchbar werden » 
der widernatürlichen Unzucht als « Erregung öflPentlichen 
Ärgernisses» bestraft wurde, unzweifelhaft einen Fortschritt 
bedeutete, waren von vornherein sozusagen unanfechtbar; 
andere — § 116 a — ihrer elastischen Fassung wegen viel- 
leicht anfechtbar, aber doch so gut gemeint, dass eine Opposi- 
tion dagegen nicht wohl entstehen konnte. Dagegen war der 
Kampf um jene rücksichtslose, scharfe Verfolgung der Prostitu- 
tion und namentlich um die vorgeschlagene Unmöglichkeit der 
Duldung öffentlicher Häuser vorauszusehen. 

Und da sich « Gegenvorschlag » und Initiative in dieser 
Richtung — wie übrigens im ganzen Prinzip — deckten, 
so zogen die Initianten klugerweise ihre Initiative zurück 
und forderten zur Annahme des «Gegenvorschlages» auf. 

Der Kampf verlief, nach löblichem Zürcher Brauch, äusser- 
lich recht ruhig. Auf der Seite der Annahme standen ge- 
schlossen die Vereine zur Hebung der Sittlichkeit; sie ent- 
wickelten eine Propaganda hauptsächlich durch Verbreitung 
einiger Broschüren, speziell von Vorträgen von Professor 
Dr. Alb. Heim über «Das Geschlechtsleben des Menschen» 
und von Professor Dr. Christ über « Sittlichkeit und Sinnlich- 
keit». Für diese Richtung trat auch das Organ der kleinen 
Fraktion der Protestantisch-Konservativen, die « Zürcher Frei- 
tagszeitung», lebhaft ein. Sodann sprach sich die reformierte 
Geistlichkeit aller Richtungen für die Abänderung des Straf- 
gesetzbuches aus, wie auch der Kirchenrat. Ferner forderten 
vor der Abstimmung alle Frauen vereine energisch zur An- 
nahme auf. 



*) Dass diese bei dem scharfen Vorgehen gegen die Unzucht zwischen Per- 
sonen verschiedenen Geschlechts nicht straHos bleiben konnte, schien klar! 
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Neben der « Aufklärung » durch die Schrift befassten sich 

übungsgemäss die Versammlungen der politischen Vereine 

mit der Frage, Diese Versammlungen waren meist gering 

besucht, und gewisses Interesse bietet nur eine Versammlung 

der Delegierten des kantonalen Verbandes zürcherischer Grütli- 

und Arbeitervereine, vom 20. Juni 1897, worüber die « N. Z. Z. » 

vom 22, Juni 1897, Beil. zu Nr. 171, berichtet: 

« Der Referent Bertschinger empfiehlt Verwerfung: Er gibt 
ohne weiteres zu, dass die Initianten es gut meinen, dass sie das 
Laster bekämpfen wollen. Allein mit der Aufhebung der öffentlichen 
Häuser wird das Laster keineswegs beseitigt. — Überall, wo die Bor- 
delle aufgehoben wurden, sind infolgedessen die Zustände verschlim- 
mert worden. Man gebe dem weiblichen Geschlecht einen richtigen 
Minimallohn, verschaffe ihm Gelegenheit, sich Jeder Berufsart widmen 
zu können; verpflichten sich die hohen Damen, welche die Sittlich- 
keit so sehr befürworten, in den Geschäften nichts mehr zu kaufen, 
welche Hungerlöhne bezahlen, dann wirds sicher bessern. Wer sind 
denn die Sünder, welche die Bordelle besuchen? Doch sicher nicht 
die Arbeiter. Die haben kein Geld dazu und der organisierte Arbei- 
ter bleibt solchen Stätten fern, die Moral verbietet (sie!) ihm das. 

Seidel : Darüber sind wir Sozialdemokraten wohl alle einig, 
dass die Prostitution nicht in, sondern hinter den Bordellen ihre Wur- 
zeln hat .... Mit der Aufhebung der Bordelle hört der mit so gros- 
sem Schwang betriebene Mädchenhandel auf. Unrichtig ist leider 
die Behauptung, nur die grossen Herren besuchen die Bordelle. Auch 
die Arbeiter sind Kunden dieser Häuser. Aus sicherer Quelle habe 
ich die Mitteilung, dass die Bordellhalter gerne willens sind, den So- 
zialdemokraten ein paar 1000 Franken zu zahlen, wenn sie auch nur 
eine öffentliche Versammlung veranstalten und gegen Annahme des 
kantonsrätlichen Gegenvorschlages sprechen. Da könnten wir also 
Geld verdienen! Weshalb sollte die Mitteilung unglaubwürdig sein. 
Sie haben ja bereits grosse Summen für ihre Broschüre ^) gewagt. 
Moralische Gründe, die zwingend sind, erfordern, dass wir das Gesetz 
annehmen. Wenn wir uns gegen das Gesetz aussprechen, so kann 
imd wird der Vorwurf aufs neue ertönen: Die alte Geschichte, die 
Sozialdemokraten haben ihren Ruf, dass sie Verächter der Familie 
und Befürworter der freien Liebe, resp. der käuflichen Liebe seien, 
bewährt. Durch Annahme des kantonsrätlichen Gegenvorschlages 
vergeben wir nichts vom sogenannten demokratischen Prinzip. Redner 
beantragt eine langatmige Resolution. 

Mettier spricht ebenfalls mit grosser Wärme für Annahme. So 
naiv ist kein Mensch, dass er glaubt, die Prostitution verschwinde 
vollständig durch Annahme dieses Gesetzes. Allein es gilt ein Stück 
elender, nichtswürdiger Sklaverei abzuschaffen, wie sie scheusslicher 
nicht gedacht werden kann. Weil eine Anzahl sogenannter Frömmler 
die Initiative ergriffen haben, sollen wir dieselbe verwerfen? Nun, 
16,000 Frömmler kann es im Kanton Zürich unmöglich geben und am 
Ende gibts auch bei den Frömmlern noch ein paar brave- Menschen, 
wenn man sie genau untersucht. Putzen wir unsere moralischen Be- 
griffe etwas aus und unterlassen wir, philosophisch-moralische Phra- 



*) S. u. S. 96. 
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sen zu machen und helfen wir nicht mit, ein Gesetz zu Fall zu brin- 
gen, das bessere sittliche Zustände zu schaffen den Zweck hat. 
Mit 27 gegen 21 Stimmen wurde Verwerfung beschlossen.» 

Sodann eine Versammlung dea freuinnigen Kreisvereins I 

vom 24. gleichen Monats («N. Z. Z.», 26. Juni 1897, Nr. 75, 

Morgenblatt) : 

< Zu einem etwas überraschenden Resultate führte die Bespre- 
chung der Sittlichkeitsinitiative. Auf das empfehlende Referat des 
Herrn Regierungsrat Nägeli, der als Hauptzweck des Gesetzes die 
Unterdrückung des Mädchenhandels und der Mädchensklaverei be- 
zeichnet, antwortete Dr. Genhardt ^), der sehr energisch die Ansieht 
verteidigte, das Gesetz werde seinen Zweck nicht erreichen und so- 
wohl die sittlichen als die gesundheitlichen Zustände nur verschlim- 
mern. Die Prostitution sei immer schlauer als ihre Verfolger, und 
am gefährlichsten, wenn sie die verborgensten Schlupfwinkel aufsuche 
und die dichteste Maske vorbinde. Die günstigen Erfahrungen, die 
in einzelnen Städten mit ähnlichen Bestimmungen wie die bei uns ge- 
planten sollen gemacht werden, seien durch neue Erfahningen im 
gegenteiligen Sinne widerlegt. Herr Dr. Conrad Escher 2) tritt für die 
Vorlage ein, man solle einmal die Probe auf das Exempel machen. 
Sechzehn hervorragende Zürcher Ärzte haben in einer Eingabe an 
den Stadtrat die Abschaffung der gegenwärtigen Zustände befürwortet 
imd erklärt, keine Verschlimmerung dadurch zu befürchten. Es sei 
ein Gebot der Menschlichkeit, gegen die Fortdauer der öffentlichen 
Häuser zu wirken; denn wer wisse, welch trauriges und in vielen 
Fällen nicht selbstverschuldetes Los die Mädchen in diesen Häusern 
fuhren, könne sich der Ansicht nicht verschliessen, dass diesen men- 
schenunwürdigen Zuständen ein Ende gemacht werden müsse. Herr 
Hirzel-Burckhardt verliest ein Schreiben der Polizeidirektion Bern, 
die sagt, dass seit Aufhebung der Toleranzhäuser eine erhebliche Bes- 
serung eingetreten sei ^). Dr. Genhardt antwortete, in Mülhausen sei 
letztes Jahr g-erade das Gegenteil konstatiert worden*). Herr Dr. Zup- 
pinger, Rechtsanwalt, erklärt, er sei durch die Ausführungen des 
Herrn Dr. Genhardt überzeugt worden. Nur bed^ure er, dass die 
Ärzte nicht früher zu dieser Frage Stellung genommen hal3en. Nach 
einer kurzen Entgegnung des Herrn Regierungsrat Nägeli wird die 
Diskussion geschlossen. Ein Antrag des Herrn Waisenrat Benninger, 
keine Abstimmung vorzunehmen, wird abgelehnt und mit Zweidrittel- 
mehrheit sodann beschlossen, es sei von einer Gesetzesänderung ab- 
zusehen.'» 

An diese letzterwähnte Versammlung knüpft sich eine Epi- 
sode, die so kennzeichnend ist für die von den Anhängern der Be- 
wegung geübte Kampf weise, dass sie hier, im Interesse der histo- 
rischen Wahrheit, nicht unterdrückt werden darf: Am Vormittag 
nach der Versammlung stattete eine der bekanntesten Führerinnen 
der Frauenbewegung in Zürich einem der Redner, die gegen die 
Bewegung gesprochen hatten, einen Besuch ab, um ihn wegen 
seines negativen Votums zur Rechenschaft zu ziehen ! 



*) Arzt. 

') Jurist. 

') Hierüber s. u. dem Abschnitt «Bern». 

•) S. u. S. 200. 
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Die Ärzte, mit Ausnahme des in obigem Bericht erwähnten 
Dr. Genhardt, schwiegen sich, soweit sie nicht für die Bewegung 
eingetreten waren, aus. Eine Anzahl derselben liess es ge- 
schehen, dass ihr Name auf einen empfehlenden Aufruf ge- 
nommen wurde, der ihnen zugesandt worden war mit der 
Bemerkung, wenn nicht Ablehnung erfolge, werde ihr Name 
auf der Liste figurieren ^) — oflPenbar in Anwendung des 
Grundsatzes «qui taoet consentire videtur». 

Von der Bewegung, die sich Avie ein Strom dahin wälzte, 
wurden auch die mitgerissen, die unmöglich alle im Gegen- 
vorschlage gestellten Begehren gutheissen konnten: an ihrer 
Spitze diejenige Richtung, die zwar die Abschaffung der 
Bordelle unterstützte, aber die Bekämpfung jeglicher Prostitu- 
tion als aussichtslos ansah. Hierher gehörten viele Sozial- 
demokraten — bei denen zwar auch hinsichtlich der Duldung 
öffentlicher Häuser, wie wir gesehen, eine Spaltung vor- 
handen war ; als geistigen Führer dieser Richtung dürfen wir 
wohl Professor Zürcher bezeichnen^). Von ihm sagte die 
«Freitagszeitung» — recht undankbar! — er habe «ohne 
grosse Begeisterung » für die Annahme gesprochen. (Dagegen 
sprach sie vom damaligen Nationalrat und Rechtsanwalt 
L, Forrer mit Bedauern davon, dass er gegen die Annahme 
eingetreten.) 

Von den grossen Zürcher Blättern trat die « Neue Zürcher 
Zeitung » ®) mit folgendem Artikel für die Annahme (des Gegen- 
vorschlags) ein: 

«N. Z. Z.» vom 26. Juni 1897 (Nr. 175, Abendblatt): 
« Wir empfehlen Ablehnung des Initiativvorschlags ( durch Nein 
oder Leerlassen) und Annahme des kantonsrätlichen Gegenvorschlags 
.... Dass der Entscheid nicht leicht ist und dass brave Leute über 
diese heikle Materie in guten Treuen verschiedener Ansicht sein Icön- 
nen, beweisen die widersprechenden Beschlüsse, die von Vereinen 
einer und derselben Parteirichtung gefasst worden sind, je nachdem 
die Referenten Vorteile und Nachteile des Toleranzsystems beurteilt 
hatten. Die Berufung auf medizinische Autoritäten hilft nicht, denn 
diese sind selbst uneins. Angesehene Ärzte haben vom Stadtrat Zü- 
rich mit Unterschrift die Abschaffung des Kasernierungssystems ver- 
langt, die Berliner ärztliche Gesellschaft hat von seiner Wiederein- 
führung abgeraten. Gegen das vor etlichen Jahren veröffentlichte 
Gutachten des kantonalen Sanitätsrates, der sich für Tolerierung aus- 
sprach, führen die Freunde der Sittlichkeitsbewegung eine Stelle aus 
einem spätem Briefe des Herrn Dr. Zehnder an, in welcher dieser, 
der Verfasser eben jenes Gutachtens, die Kasernierung verwirft^). 

^) Laat mündlicher Mitteilung von Ärzten. 

') Vgl. oben S. 88 f. seine Äusserungen. 

') Das Hauptorgan der liberalen oder freisinnigen Partei, zugleich das be- 
deutendste Handelsblatt der deutschen Schweiz. 

*) Das Gutachten ist bekanntlich keineswegs unbedingt für Kasernierung 
eingetreten. 
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Aiiderdeits unterliegt es gar keinem Zweifel, dass sehr gewissenhafte 
und ernste Ärzte mit Besorgnis der Entwicklung entgegensehen, wel- 
che die Folge der vorgeschlagenen Straf rechtsparagraphen sein wird. 
Nicht einmal über die tatsächlichen Erfahrungen, die mit der Aboli- 
tion in verschiedenen Städten gemacht worden sind, ist es möglich, 
ein sicheres Urteil zu gewinnen; die Zeugnisse widersprechen sich. 

Ist es so unmöglich, den Entscheid unter den Schutz ärztlicher 
Autoritäten zu stellen, so folgen wir dem natürlichen Empfinden und 
dem sittlichen Gefühl. Beide sagen uns, dass das Geschäft der Mäd- 
chenhändler und Menschen verkauf er ein verwerfliches ist, das der 
Staat nicht gesetzlich bedrohen und praktisch dulden darf. Das ist 
aber der gegenwärtige Zustand. Die Kuppelei ist auf dem Papier ver- 
boten, und steht tatsächlich unter einer, wohlwollendem Schutze ähn- 
lichen milden Duldung der Obrigkeit, und diese muss sich dafür den 
Vorwurf gefallen lassen, dass sie mit dem Laster paktiere. Das ist 
eine unwürdige Stellung, aus der unsere Behörden selbst, wie Stadt- 
rats- und Regierungsratsbeschlüsse beweisen, sehnlichst herauszu- 
kommen wünschen. 

Die neuen Bestimmungen helfen ihnen dazu, indem sie klar und 
scharf ihre Pflicht vorschreiben. Das Gesetz ist ein ernster Versuch, 
die schlimmsten Auswüchse unseres sexuellen und sozialen Lebens, 
die schändliche Ausbeutung des Lasters zur Bereicherung einzelner 
ehrloser Persönlichkeiten, zu beseitigen. Es enthält ausserdem eine 
Reihe von Bestimmungen, die infolge gewisser Vorkommnisse ener- 
gisch von der Bevölkerung gefordert worden sind. Durch die ganze 
Vorlage geht die Tendenz, den bemitleidenswertesten Teil des weib- 
lichen (leschlechts aus der tiefsten Erniedrigung zu heben. Der Zweck 
ist gut und heilig, und da in Bezug auf die Wirkung die optimisti- 
schen l'rteile der Fachmänner den pessimistischen die Wage halten, 
so lehnen wir zwar die Sittlichkeitsinitiative ab, stimmen aber zum 
Gegenvorschlage des Kantonsrats mit Ja.> 

Die demokratische « Züricher Post », das Organ der stadt- 
zürcherischen Demokraten, dessen Redaktion geteilter Ansicht 
war, brachte vor der Abstimmung einen guten Artikel, der 
auf die Prostitution als soziale Erscheinung und auf die 
Gründe, weshalb dieselbe geduldet und reglementiert werde, 
hinwies, ohne aber einen bestimmten Antrag zu stellen. 

Wie immer enthielt das « Tagblatt der Stadt Zürich > ^) 
vor der Abstimmung eine Fülle von Inseraten für und gegen 
die nun überall sogenannte « Sittlichkeitsinitiative >. Dabei 
musste man die Beobachtung machen, dass die gegnerischen 
Artikel zum grossen Teil aus trüber Quelle stammten. 

Ganz klar war dies von einer Broschüre, die kurz vor 
der Abstimmung überallhin vertragen wurde und derart ge- 
schrieben war, dass ihr Ursprung aus Kreisen von Bordell- 
haltern nicht verborgen bleiben konnte. 

Die Signatur vor dem Kampfe war: Der geschlossene 
Aufmarsch der sich mit Vorliebe « sittlich > nennenden Elemente, 
der Geistlichkeit aller Richtungen und der gesamten Frauen- 

*) Ein reines Annoncenblatt. 
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vereine auf der einen Seite; Lauheit und Verzagtheit bei 
Ärzten und Behörden, die bis dahin das System der Duldung 
als richtig empfohlen hatten; Überlassen des Kampfes an 
die direkt Interessierten, vorab die Bordellhalter, von dieser 
Seite. Dabei darf nicht verschwiegen werden, dass, ebenso 
wie in Genf gesündigt worden ist von selten unlauterer Elemente 
gegen die Abolitionisten, so umgekehrt in Zürich das freie 
Wort den Gegnern der Bewegung äusserst schwer gemacht war. 
Immerhin — das Volk hatte ja seiner Überzeugung mit 
dem Stimmzettel Ausdruck zu geben. ^) 



Bas Resultat der Abstimmung vom 27. Juni 1897 war 
für Freund und Gegner überraschend: 
Bezirk : InitiatiTe GegrenTorschlagr 





Ja 


Nein 


Ja 


Nein 


Zürich 


. 2,893 


9,232 


12,251 


6,856 


AflFoltern . 


441 


351 


1,834 


303 


Horgen 


. 1,206 


1,478 


3,774 


1,169 


Meilen 


638 


673 


2,281 


630 


Hinwil 


. 1,152 


952 


3,969 


872 


Uster . . 


596 


547 


1,946 


498 


Pfäffikon . 


555 


727 


2,559 


489 


Winterthur 


. 1,148 


3,474 


5,176 


2,874«) 


Andelflngen 


540 


498 


2,311 


349 


Bülach 


575 


427 


2,877 


359 


Dielsdorf . 


492 


377 


1,773 


311 




10,236 


18,736 
Stadt: 


40,751 


14,710») 


Vreis 


InitiatiTe 


O^genrorg 
Ja 


ichlag 




Ja 


Nein 


Nein 


I . . 


406 


1679 


2,174 


1368 


II . . 


203 


596 


918 


432 


III . . 


903 


3057 


3,308 


2425 


IV . . 


306 


887 


1,295 


663 


V . . 


1326 


2434 


2,818 


1208 




3144 


8653 


10,513 


6096 



') Dieser Stimmzettel wird in Zürich nicht, wie z. B. in Genf und Lausanne 
Auf dem Stimmlokal ausgefüllt, wo dies ohne irgendwelche Beeinflussung ge- 
schehen kann, sondern der Bürger erhält für jede Abstimmung oder Wahl einen 
Zettel ins Haus und füllt ihn hier aus 

») Winterthur Stadt: 1828 Ja, 1405 Nein. 

*) Bereinigte Ziffer nach Zürcher a. a. O., S. 818. — Die Stimmheteiligung 
l3etrng 74,1 7o. 

Weiss, Prostitutionsfrage. 7 
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Die j^Neue Zürcher Zeitung^ drückte ihre grosse Befrie- 
digung über das Resultat aus und sprach die Hoffnung aus, 
dem Willen folge das Vollbringen, und die sexuelle Moral 
von Stadt und Land werde gehoben, « ohne dass nach den 
Prophezeiungen der Pessimisten schlimme sanitäre Folgen 
sich einstellen oder ein gehässiges und im höchsten Grade 
unsittliches Delatoren- und Denunziantentum unser öffentliches 
•Leben vergifte ». 

Ein besonderes Kränzlein wand die Zeitschrift für Schweiz. 
Recht (N. F. Bd. XVII, S. 455) dem Resultat: «Der Volksab- 
stimmung sah man nicht ohne Bangen entgegen, sie ergab 
aber einen glänzenden Sieg der guten Sache». Auch Hilty 
lobte in seinem politischen Jahrbuch (Bd. XI, S. 533) das 

Zürcher Volk, im Gegensatz zum Genfer Volk: 

« In Zürich wurde im vollen Gegensatz zu Genf vom vorigen 
Jahr, unter der Zustimmung aller sittlich denkenden Menschen der 
Schweiz, ein Gesetz vom Volke angenommen, das dem Bordellwesen, 
das sich in den Städten dieses Kantons auch eingenistet hatte, ein Ende 
macht. Die Bordellhalter mussten mit ihrer menschlichen Ware, so- 
weit dieselbe nicht aus Kantonsangehörigen bestand, innert kurzer 
Frist den Kanton verlassen, und es entstand ein Gefühl von wieder- 
kehrender Reinlichkeit in demselben, nachdem das Gemeinschädlichste 
von aller ünsauberkeit und Ungesundheit, was es überhaupt gibt, 
beseitigt worden ist. Dass damit nicht alles auf einmal anders wird, 
bezweifeln wir nicht, aber es wird doch nicht die Verführung der Ju- 
gend gewerbsmässig imd imter dem Schutz und der Aufsicht einer 
christlichen Obrigkeit betrieben, wie in der Stadt Calvins, die das 
Monogramm Christi in ihrem Wappenschilde führt. > 

Die Besprechung von Zürcher in der Schweiz. Zeitschrift 
für Strafrecht ist schon antecipando angeführt. 

Eine einzige fremde Stimme über das Zürcher Sittlich- 
keitsgesetz ist uns vor Augen gekommen: es ist die des 
Berliner Professors J. Köhler^). Sie ist so interessant und 
für unsere spätem Betrachtungen so wichtig, dass sie hier 
Platz finden möge. Kohler urteilt also (Goltd. Archiv, Bd. 45 

[1897], S. 175 ff.): 

« Ich kann das Gesetz nicht betrachten, ohne mich des Züricher 
Amtsschreibers im „Jürg Jenatsch" zu erinnern, der im Speisezimmer 
des venezianischen Nobile der tizianischen Venus den Kücken kehrt 
mid dabei an seine frühzeitig gestorbene Frau denkt. Diese Denkart 
in allen Ehren ! Aber es gibt auch andere Lebensauffassungen, die 
das Bewusstsein in sich tragen, dass mit kleinen Mitteln, namentlich 
mit kleinbürgerlichen Zuchtmitteln die Menschheit nicht zur Sitthch- 
keit zu bringen ist, sondern durch Erziehung zu höherer Lebensan- 
schauung, und dass gerade manche solche kleinbürgerlichen Zucht- 
mittel und Anstandsstrafen an der Macht der Meüscheimatur, an der 
hirchtbaren Gewalt der Sinne sich brechen werden, so dass es nim 



») K0hletj Über den betriff der Unzucht mit öffentlichem Ärgernis, über 
das Zürcher Sittlichkeitsgesetz. 
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doch besser ist, bis die Menschennatur einst zur Heilung und ästhe- 
tischen Erhebung gelangt, einiges zu tolerieren, anstatt dass durch 
gewaltsame äussere Unterdrückung das Übel ins Innere geworfen 
wird und hier die Menschheit verzehrt. 

In dieser Beziehung hat man gerade in Deutschland und vor 
allem in Berlin Erfahrungen gemacht, die man bei Fassung des neuen 
Zürcher Gesetzes besser hätte verwerten können. Die Strafbarkeit 
jedes Bordellhaltens lässt sich überhaupt nicht durchführen. Die 
Folge ist das Bestehen einer Unzahl schlecht überwachter Unzucht- 
stätten, oft in den bestbevölkerten Teilen der Stadt, eine weitere Folge 
das widrige Verhältnis der sich selbst etablierenden Dirnen mit ihren 
Zuhältern und eine schliessliche Folge das entsetzliche Grassieren, 
der schrecklichsten aller Krankheiten. Dagegen kann man mit all- 
gemeinen Sprüchen nicht aufkommen ; Gesetz und Polizei hat mit dem 
Leben zu rechnen. Eine Ausschliessung einer jeden ausserehelichen 
Beiwohnung erzwingen zu wollen, zeugt von Nichterkennung der 
Menschennatur, imd die Menschheit um gewisser Prinzipien willen 
den grössten Gefahren entgegengehen zu lassen, ist gewiss nicht die 
richtige Behandlung sozialer Probleme. > 

S. 206 : «Im ganzen bietet uns die neue Gesetzgebung über Un- 
zuchtsdelikte lehrreiche Fingerzeige für die Aufgabe des Strafgesetz- 
gebers, dass er nämlich nur einschreiten soll, wenn entweder wesent- 
liche Rechte auf dem Spiele stehen oder Kulturinteressen von einer 
solchen Tragweite, dass ihre Störung die menschliche Gesellschaft 
schwer und unheilvoll trifft; die blosse Äusserung einer unheiligen 
Gesinnung fällt dem Straf richter nicht anheim. 

Aber auch wenn es sich um Störung menschlicher Interessen 
handelt, wird der Gesetzgeber zu berücksichtigen haben, dass dem 
Straf rechte nur Tatbestände von scharfer Ausprägung frommen; denn 
ein dehnbarer Tatbestand, der den Bürger dem (vielleicht durch in- 
dividuelle Auffassung oder durch Zeitströmung) auf Irrwege gelei- 
teten richterlichen Ermessen anheimgibt, stiftet mehr Unheil als Heil. 
Und sodann wird gerade bei derartigen strafbaren Handlungen zu be- 
rücksichtigen sein, ob man nicht durch Gestattung einer strafrecht- 
lichen Untersuchung und durch ein Hineindringen in die intimsten 
Liebensgeheinmisse mehr schadet, als nützt. Dies ist aber ein wich- 
tiger Gesichtspunkt; denn auch die Interessen der Gerechtigkeit im 
Strafrecht sind nur zu erstreben, soweit nicht höhere Güter der Mensch- 
heit ein Veto entgegenrufen. > 

Nach dem Gesetze musste die Schliessung der bisher be- 
standenen öflfentlichen Häuser schon auf den 1. Juli 1897 er- 
folgen. Sie soll rasch und. ohne Schwierigkeit durchgeführt 
worden sein *). 



Hier ist der Ort, den Faden der Erzählung zu unter- 
brechen, und eine Betrachtung anzustellen, die sich ohne 
weiteres jedem aufdrängen muss, der den bisher geschilderten 
Verlauf der Dinge im 1. und im 2. Abschnitt verfolgt hat: eine 
Vergleichung der äbolitionistischen Bewegung in Genf 
mit der SittlichJceitsbewegung in Zürich bis zum 1 . Juli 1897. 

») Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, Band X, S. 470. 
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Woher der fast gleichzeitige Kampf in diesen beiden 
Grosstädten der Schweiz? Warum das so durchaus ver- 
schiedene Resultat? 

Zunächst die Ausgangspunkte an beiden Orten, das zu 
bekämpfende. 

Das zu bekämpfende war an beiden Orten die staatliche 
Duldung der Prostitution in einer bestimmten Form, ihre An- 
erkennung als eines «notwendigen Übels», und speziell die 
Duldung von staatlich anerkannten Bordellen, im weitern aber 
— theoretisch wenigstens — die Reglementierung der Prostitu- 
tion überhaupt, die freilich an beiden Orten de facto nur in 
der Form der Duldung von Bordellen, nicht in der Form der 
reglementierten Einzelprostitution, in die Erscheinung trat. 
An beiden Orten war hierbei die Duldung nach dem Willen 
des Staates bezw. der Gemeinden keine eigentliche Konzession, 
sondern nur eine jederzeit widerrufliche Toleranz, In beiden Ge- 
meinwesen war die Duldung ermöglicht durch gewisse Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches : in Genf dadurch, dass bis 
zur Novelle von 1888 überhaupt die einfache Kuppelei mit 
Mehrjährigen nicht unter Strafe gestellt, in Zürich dadurch, 
dass die Verfolgung der einfachen Kuppelei an den Antrag 
der Gemeinderäte gebunden, also den Gemeinderäten in die 
Hand gegeben war. Damit erschöpft sich aber die Gleichheit 
der Verhältnisse, gegen die anzukämpfen war : die tatsächlich 
gegebenen Verhältnisse, die Ausführung des den gesetzlichen 
Bestimmungen zu Grunde liegenden Gedankens, waren an 
beiden Orten sehr verschieden. In Genf ein einheitlicher 
Wille aller Organe zur strengen Durchführung des einmal als 
gut angenommenen Kasernierungs- oder Lokalisieningssystems, 
namentlich auch, und vor allem, strenge sanitarische Über- 
wachung, Durchführung sanitarischer Untersuchungen von 
Amtes wegen; — in Zürich, in dem Konglomerat von Ge- 
meinden, das bis 1893 bestand, widerstreitende Anschauungen, 
zum Teil sehr lässige sanitarische Kontrolle, und im wesent- 
lichen Überlassung der gesundheitlichen Massregeln an die 
Privattätigkeit der Bordellhalter selber. In Genf ein möglichst 
weitgehender Schutz der Bordellinsassinnen gegen Zwang (die 
Enquete des Staatsrates von 1888 hat es bewiesen), die Ge- 
stattung der mit dem öffentlichen Anstand verträglichen Frei- 
heit, so dass nur von blinden Fanatikern von Sklaverei und 
Freiheitsberaubung gesprochen werden konnte; genaue Kon- 
trolle des Bordellbetriebes nach der Richtung hin, dass die 
Einschreibung Minderjähriger und nicht schon Gesunkener 
und somit wenigstens die schlimmste, verwerflichste Form des 
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Mädchenhandels : die Verlockung Unbescholtener und Minder- 
jähriger ins Bordell, vermieden wurde — in Zürich nichts von 
alledem. Wahrlich, der Unterschiede genug, um das auf den ersten 
Blick und theoretisch gleiche System bei näherem Betrachten 
als etwas gänzlich verschiedenes anzusehen und zu erkennen. 

In beiden Gemeinwesen mussten sich sodann zwei grosse 
Parteien gruppieren: die Gegner der staatlichen Duldung, 
insbesondere von Bordellen, und die Anhänger derselben. In 
beiden Gemeinwesen ist die angreifende Partei aufgebaut auf 
einem sittlichen, ethischen Gedanken. In Zürich haben bis 
gegen den Schluss hin ausschliesslich die Sittlichkeitsvereine 
die Bewegung nicht nur geleitet, sondern sie auch gemacht. 
In Genf zeigten sich neben strengsten Sittlichkeitseiferern 
doctrinärfreiheitliche Denker, die vom Standpunkte der per- 
sönlichen Freiheit aus jegliche Reglementierung der Prostitu- 
tion verwerfen; dieses Element ist in Zürich weit weniger 
hervorgetreten. Auf der gegnerischen, angegriffenen Seite 
finden wir in Genf die Vertreter des Staatswohls, der staat- 
lichen Fürsorge, vorab die Polizei; dazu die grossen Massen. 
In Zürich standen lange die Behörden, mit Ausnahme der 
Stadtzürcherischen (vor der Vereinigung) der Bewegung feind- 
lich, die Masse ihr gleichgültig gegenüber bis zum Umschwung 
auf die Initiative hin. Die Ärzte haben sich, soweit sie nicht 
die Initiative geradezu eingeleitet haben, in Zürich mit 
einer löblichen Ausnahme in Stillschweigen gehüllt; in Genf 
waren sie geteilt, etwa im Verhältnis von Y» Eeglementaristen 
und Ys Abolitionisten ; doch standen eine Anzahl einflussreicher 
Ärzte im vordersten Lager der Reglementaristen. Die poli- 
tischen Parteiverhältnisse haben in Genf eine grosse Rolle 
gespielt, in Zürich keine. Die Kirche war in Genf gespalten ; 
mit aller Kraft ihrer Seele für die Bewegung war die freie 
evangelische Kirche, die die Bewegung als ureigensten Aus- 
druck ihres Geistes empfand; die protestantische National- 
kirche verhielt sich eher zögernd und zurückhaltend. Die 
römisch-katholische Kirche kämpfte zwar in ihrem Blatt 
(« Courrier de Gen^ve ») für die Bewegung, hatte aber ihre 
Massen nicht hinter sich. Die (christ-) katholische Nationalkirche 
seheint keinen grossen Einfluss ausgeübt zu haben. In Zürich 
wirkte die Kirche durchweg, und intensiv, für die Bewegung. 
Die Gegensätze in Genf Hessen sich im letzten Grunde in den 
Gegensatz von «Libertinem» und « Calvinisten » zusammen- 
fassen ; in Zürich war von einem analogen Gegensatz keine Rede. 

Das Ziel war an beiden Orten das eingangs dieser Be- 
trachtimg genannte : die Abschaffung der staatlichen Duldung 



— 102 — 

der Prostitution in der Form der Duldung der Kuppelei. 
Indirekt war damit auch ein Kampf gegen die Prostitution 
überhaupt verbunden ; theoretisch richtete sich der Kampf an 
beiden Orten gegen die Reglementierung y da eben hierin die 
Anerkennung der Prostitution liegt. Dae Mittel zur Erreichung 
des Zieles war hier und dort eine Abänderung des Straf- 
gesetzbucheSj in Genf auch die Aufhebung einer Verfassungs- 
bestimmung ; und zur Handhabung dieses Mittels sollte beider- 
ortß eine Volksinitiative dienen. Dem Entscheide des sou- 
veränen Volkes sollte anheim gestellt werden, ob die Prosti- 
tution weiterhin, speziell in Form des Bordellsystems, staatlich 
zu dulden sei! 

Der Verlauf der Bewegung war, sobald sie einmal in 
das letzte Stadium, das der Volksinitiative, gekommen war, 
an beiden Orten ein gänzlich verschiedener. In Genf stellten 
sich die Behörden in ihrer Mehrheit entschlossen und entschie- 
den der Bewegung entgegen, — in Zürich kapitulierten sie 
ohne weiteres vor ihr. An den Ufern der Rhone entfalteten 
die Abolitionisten eine ungeheure Tätigkeit in einer Unmasse 
von Vorträgen, zu denen sie sich viele fremde Redner ver- 
schrieben, und einer Flut von Broschüren, die von allgemeinen 
Behauptungen strotzten und von nur sehr mangelhafter 
Kenntnis der Genfer Verhältnisse zeugten ; an den Ufern der 
Limmat stellten sich die Initianten und ihre Anhänger weit 
mehr auf den Boden der realen Tatsachen. Dort wurde in 
beissender Satire und scharfem Hohn in Tagesblättern der 
Kampf gegen die Bewegung geführt und diese vorab als 
Bewegung des finstersten, engherzigen Calvinismus gebrand- 
markt; hier verhielten sich die Tagesblätter bis zur letzten 
Stunde kühl und vornehm. Die Gegner der Bewegung in 
Genf können von terroristischen Einschüchterungs versuchen und 
ähnlichen Massregeln nicht freigesprochen werden; in Zürich 
trifft weit eher die Anhänger der Bewegung dieser Vorwurf. 

Alle diese Momente lassen den so entgegengesetzten 
Volksentscheid erklärlich erscheinen. Sie, und damit dieser 
selbst, beruhen jedoch in letzter Line auf einer Verschie- 
denheit des Volkscharakters, der Volksseele. 

Der auf seine Vaterstadt stolze und in dergleichen Dingen 
mehr in französischen Anschauungen aufgewachsene Genfer 
empfand die Bewegung als eine von aussen hereingetragene 
Invasion, und im letzten Grunde als Beschimpfung seiner Insti- 
tutionen; diesem Gefühl konnten sich auch eine ganze Reihe 
ernster Männer nicht verschliessen. In Zürich wuchs die Be- 
wegung mehr aus dem Volke selbst heraus; sie hielt sich 
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namentlich auch in ihren Kampfmitteln mehr an nationale 
Gepflogenheiten und Anschauungen. Hier kam ihr mächtig 
zu Hülfe die Scheu, von natürlichen Dingen natürlich zu 
reden, und die Furcht, «schlechter» scheinen zu können als 
andere. Und sollte nicht auch die Verschiedenheit der Ab- 
stimmungsart — in Genf Ausfüllung des Stimmzettels im 
Stimmlokal, in Zürich im Hause — etwas zum verschiedenen 
Resultat beigetragen haben? Endlich: In Genf übt das zahl- 
reiche dort ansässige französische Element einen der Bewegung 
feindlichen Einfluss aus ; in Zürich war von einem Einfluss der 
zahlreichen ansässigen Deutschen wohl nichts zu sptiren. 



Wer da geglaubt hatte, in Zürich sei nun mit der Ab- 
stimmung vom 27. Juni 1897 die Frage gelöst und Ruhe 
eingekehrt, der täuschte sich. War schon die Minderheit, 
die gegen die Initiative gestimmt hatte, in den Städten Zürich 
lind Winterthur recht bedeutend und musste diese naturge- 
mäss Unzufriedenheit mit den neuen Zuständen empfinden, 
so gab bald die Handhabung der überaus rigorosen Be- 
stimmungen der Strafgesetznovelle Anlass zu immer neuer 
und mächtigerer Unzufriedenheit. Gewiss war es durchaus 
richtig, dass die Behörden rücksichtslos und energisch jeg- 
liche Strassen- und Winkelprostitution zu unterdrücken sich be- 
strebten. Die erstere, die sich anfangs recht keck hervor- 
wagte — hiess es doch in den Dirnenkreisen, namentlich den 
von Süddeutschland hereinströmenden, naiv genug « in Zürich 
sei alles frei "» ^) — keine Kontrolle, keine Reglementierung ! 
— wurde auch in der Tat recht eingeschränkt, wie die An- 
hänger des Systems der öffentlichen Häuser nie anzunehmen 
gewagt hatten. Dagegen erwies sich der Kampf gegen die 
Winkelprostitution als eine Sisyphusarbeit. Was in dieser 
Richtung die Gegner der Initiative von 1897 vorausgesagt 
hatten, sollte sich bald erfüllen. Zwar fehlen uns leider 
Untersuchungen zuständiger Organe darüber — die Behörden 
Tvollen eben einmal ihre Ruhe haben ; aber es ist und 
bleibt wahr: die Prostitution hat sich bald in die Wirt- 
schaften und in die Privathäuser eingenistet. Das sind nicht 
blosse subjektive Vermutungen und Eindrücke, sondern An- 
gaben, die auf Mitteilungen von ganz zuverlässiger Seite 
beruhen. Die Gerichte ihrerseits wurden bald mit einer Un- 
masse von Kuppeleiprozessen in Anspruch genommen, und 



') Mitteilung eines Polizeibeamten. 
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hatten dabei Gelegenheit, die Härten der neuen Gesetzgebung^ 
speziell des § 123, zu erfahren. Auch von daher zeigte sich 
Unzufriedenheit. Diese Unzufriedenheit wurde geschickt ge- 
nährt durch den Umstand, dass eine grosse Anzahl von Not- 
zuchtsfällen, die früher Antragsdelikte waren, nunmehr, al& 
Offizialdelikte, rücksichtslos zur Verfolgung gelangten; doch 
muss zugegeben werden, dass die Zahl der Begehung solcher 
Fälle, wie auch der Unsittlichkeit verübt mit Kindern, über- 
haupt gestiegen ist. Unzufriedenheit bestand endlich mit bezug^ 
auf die sanitarische Seite der Frage. *) 

All dieser gährende Stoff führte in verhältnismässig kurzer 
Zeit zum merkwürdigsten Schauspiele, das die Geschichte der 
Volksrechte bis dahin gezeitigt haben dürfte: zur Initiative 
auf Wiedereinführung der Bordelle oder, kurz gesagt, der 
Mnii-SiWichkeiiS' oder Bordelliniiiaiive vom Jahre 1902/1904. 
Deren Entstehen und Schicksal zu schildern bleibt noch übrig. 



Im Jahre 1902 wurden die zürcherischen Sittlichkeits- 
vereine beunruhigt durch folgendes Schriftstück, für das 

Unterschriften gesammelt wurden: 

< Initiative gegen das Sittlichkeitsgesetz vom Jahre 1897. 

« Die Unterzeichneten begehren hiermit, dass das Sittiichkeits- 
« gesetz vom Jahre 1897 abgeändert wird und die §§ 119, 120, 123 aus 
€ dem zürcherischen Strafgesetzbuch erlöschen, in dem Sinne, dass 
c diese Paragraphen nur für das Begehren der Toleranzhäuser ausser 

< Kraft treten, damit die Toleranzhäuser nicht nur geduldet, sondern 

< durch ein spezielles Geschäfts-Patent staatlich patentiert werden ; 

< ebenso müssen dieselben unter strenger sanitarischer imd polizei- 

< lieber Kontrolle, sowie Schutz stehen ; auch sollen die Insassen die- 

< ser Häuser volle Freizügigkeit haben, sowie es zu wünschen ist, 

< dass diese Toleranzbäuser in Gassen verlegt werden, wo keine An- 

< stössigkeit für die Jugend vorhanden ist, und in verschiedene Kreise 
c der Stadt verteilt werden, sowie in beschränktem Masse auf 10,000 

< Einwohner je eins bewilligt und genehmigt werden soll. 

< Zur Begründung unserer Initiative führen wir folgendes an: 



*) Vergl. hierüber den Versuch von Dr. S. «S'/rÄ»// (Oberrichter) in Winterthur: 
Die Wirkungen der Novelle vom 27. Juni 1897 zum zQrch. Strafgesetzbuche. 
Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht XVI, S. 211 ff. Die Ergebnisse dieser Unter- 
suchung lassen sich in folgendem zusammenfassen: 

1. Eine Verschlechterung der sittlichen Zustände lässt sich aus den ofSzieUen 
Angaben, z. B. über aufgegriffene Dirnen, kaum nachweisen. Die Vermehrung 
der Konkubinate sei wohl, abgesehen vom Bevölkerungszuwachs, auf eine 
strengere Handhabung des Gesetzes zurückzuführen. 

2. Eine Abnahme der Eheschliessungen sei nicht zu verzeichnen, eher das 
Gegenteil. — Die Zahl der unehelichen Geburten sei nicht gestiegen. — Etwas 
vermehrt habe sich die Zahl der Ehescheidungen. 

3. Bez. der Geschlechtskrankheiten ergebe sich eine Abnahme der in den Kan- 
tonsspitälern behandelten. 

4. In strafrechtlicher Beziehung seien die häufigen Bestrafungen Wirkungen 
der strengeren Gesetzgebung. 

Diese an sich richtigen Sätze sind meines Erachtens in keiner Weise schlüssig. 
Es wird da viel zu viel, und zu willkürlich, mit Zahlenmaterial operiert. 
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« Dass Verlangtes von grossem Interesse und Werte für das 

< Volks wohl ist; dass, seitdem die Toleranzhäuser aufgehoben wor- 
c den sind, die Sittlichkeitsverbrechen und Krankheiten in bedeuten- 
€ dem Masse gestiegen und hierunter ebenso die öffentliche Ordnung 

< als Moral leidet, sodass sich durch die gegenwärtigen Zustände das 

< Übel auf der Strasse und in unzähligen sogenannten Unterkunfts- 
« häusern etc. derartig verbreitet hat, dass unsere Initiative zum 
« Schutz der Jugend, unserer künftigen Generation, und der Moral 
« der Gegenwart und Zukunft von grösstem Werte und menschliche 
« Pflicht ist. Auch ist es im Interesse für den Fremdenverkehr \md 
« der reifenden Jugend, dass hier Wandel geschaffen und Ordnung 
« in diese Sache gebracht wird, denn ein Strafgesetz ist weder berech- 

< tigt, noch im stände, ein Naturgesetz unvernünftigerweise zu ver- 

< bieten. Überdies war schon im Jahre 1897 der grösste Teil unserer 
« Herren Ärzte gegen die Aufhebung der kontrollierten Toleranz- 
« häuser, da ihr Bestehen die Sittlichkeitsverbrechen, Krankheiten 
« und Vaterschaftsprozesse bedeutend verminderte und dadurch der 
« Staat und die Gemeinden in finanzieller Beziehung auch weniger in 
« Anspruch genommen wurden. 

< Ebenso können unsere Frauen und Töchter jeden Standes 
« unsere Initiative nur begrüssen, weil dadurch die belästigenden, 
€ ehrverletzenden Zudringlichkeiten, denen sie bei diesen unhaltbaren 
« Zuständen auf allen Wegen ausgesetzt sind, wieder beseitigt wer- 
« den. Zudem ist es auch jeder Mutter erste Pflicht, die Kinder vor 

< bösen Beispielen und bitteren Erfahrungen zu schützen und zu be- 
« wahren. 

€ Gestützt auf vorstehendes Begehren verlangen die Initianten 

< von unserer löblichen Regierung baldigst eine Gesetzes vor läge, die 

< der kantonalen Abstimmung unterworfen werden soll. 

€ Zürich, im Mai 1902. 

< Das Initiativ-Komitee.> 

Das Aktionskomitee des Männervereins zur Hebung der 

Sittlichkeit erliess hiergegen sofort folgende Erklärung, die es 

namentlich auch an die Tagesblätter versandte: 

« Das Aktionskomitee des kantonalen zürcherischen Männer- 
« Vereins zur Hebung der öffentlichen Sittlichkeit hat in seiner letzten 

< Sitzung u. a. auch die seit einiger Zeit anonym herumgebotene Ini- 

< tiative besprochen, • welche unter vollständig falscher Begründung 
€. darauf hinausgeht, für die Wiedereinführung der öffentlichen Häu- 

< ser Stimmen zu sammeln. Das Aktionskomitee des Männervereins 

< möchte daher auf folgendes aufmerksam machen: 

< Seit dem Bestehen der vom Kantonsrate revidierten Artikel 

< des Strafgesetzbuches .... haben sich in Zürich weder in gesund- 

< heitlicher Hinsicht die Zustände verschlimmert, noch haben auch 
« in strafrechtlicher Beziehung die Fälle sich abnorm vermehrt. Das 

< gerade Gegenteil ist der Fall, wie wir zahlenmässig an Hand der 
« offiziellen Zählimgen in unserem letzten Rechenschaftsberichte nach- 
« gewiesen haben. Auch der Hinweis auf die Bedürfnisse des „Frem- 

< denverkehrs" kann uns nicht von der Notwendigkeit überzeugen, 

< die von den Initianten verlangten „staatlichen" Institute einzuführen. 

< Auf Fremde, die nur a\is Anhänglichkeit an die Lasterhöhlen hier 
« bleiben, wollen wir wohl mit der grössern Mehrheit der Bevölke- 

< rung gewiss gerne verzichten. Ebensowenig erscheint es uns vom 
€. Standpunkte unserer höhern Lehranstalten geboten, dem Antrag 
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< irgendwelche Begründung zuzuerkennen, nachdem selbst akademi- 

< sehe Lehrer unbefangen die studierende Jugend vor den Gefahren 
€ der Unsittlichkeit in irgend einer Form wiederholt öffentlich und 

< eindringlichst warnten. Wenn irgend etwas unserer Stadt, seitens 

< der Eltern der uns anvertrauten jungen Leute, Zutrauen bringt, so 

< ist es gewiss, neben der Vorzüglichkeit der Lehranstalten selbst, 

< auch der sittliche Zustand der Stadt und der sittliche Ernst, mit 

< dem unsere Gesetzgebung hierüber wacht. Mag dieser Zustand ein- 

< zelnen persönlich unangenehm oder vom finanziellen Standpunkt 

< aus nicht erwünscht sein, jedenfalls hat die Allgemeinheit keine Ur- 

< Sache, das seit fünf Jahren bestehende Gesetz, das übrigens mit 
« Ausnahme von Genf grundsätzlich mit allen andern kantonalen 
€ Rechten übereinstimmt, im Sinne der anonymen Initianten abzuän- 

< dern, deren persönliche Beweggründe man nicht kennt. 

< Das Komitee hat beschlossen, vorläufig — und zwar im In- 

< teresse der öffentlichen Sittlichkeit — die von den Initianten ge- 

< machten Vorschläge in der Öffentlichkeit nicht weiter zu bekämpfen ; 

< es ist jedoch jederzeit bereit, wenn im Ernst daran gedacht werden 

< wollte, unsere Stadt mit den staatlich sanktionierten, unserer heu- 

< tigen Kultur widerstrebenden öffentlichen Häusern auszustatten, 
« mit allem Nachdruck der Bürgerschaft die traurigen Folgen, welche 

< eine solche Einrichtung mit sich bringt, nochmals klar vor Augen 
« zu legen. Eine erneute Abstimmung in Rat imd Volk fürchten die 

< leitenden Organe des kantonalen Vereins zur Hebimg der öflent- 
« liehen Sittlichkeit, so sehr wir sie an sich bedauern müssen, mit he- 

< zug auf das Endresultat nicht. > 

Von den Tagesblättern warnten u. a. « Grütlianer >^) und 
« Züricher Post » vor der Unterschreibung der Initiative. 

Anders sah dagegen der « Tagwacht »-Redaktor Karl Moor*) 
die Sache an: er sprach in seiner Zeitung vom 3. Juni 1902 
(Nr. 45) vom «Bankrott der Sittlichkeitsheuchelei». 

EinQn Allarmartikel gegen die Initiative brachte die 
(konservative, in Basel erscheinende) « Allgemeine Schweizer 
Zeitung > vom 3. Juni 1902. 

Das Initiativkomitee behielt seine Anonymität bei. Nichts- 
destoweniger kam die erforderliche Zahl der Unterschriften zu- 
sammen : Ende Oktober 1 902 wurde das Initiativbegehren bedeckt 
mit 5470 gültigen Unterschriften dem Regierungsrate eingereicht. 

Der Regierungsrat beschloss unterm 8. April 1903 auf 
den Antrag seiner Justizdirektion, dieses Initiativbegehren sei 
der Volksabstimmung mit ablehnender Begutachtung zu unter- 
breiten, und stellte diesen Antrag an den Kantonsrat, mit einer 
Weisung, deren Begründung im w^esentlichen dahingeht : ') 

« Die Initianten behaupten, dass, „seitdem die Toleranzhäuser 

< aufgehoben worden, die Sittlichkeitsverbrechen und Krankheiten be- 

< deutend gestiegen seien". Angesichts dieser Behauptungen mussten 
« von verschiedenen Amtsstellen Berichte eingeholt werden. 



') Sozialdemokratisch. 

>) Vgl. Zeitschrift für Schweiz. Strafrecht, Bd. XVI, S. 203 ff. 
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« Nach den Ausführungen der Staatsanwaltschaft ergibt sich 
« aus der Kriiiiinalstatistik, dass allerdings die Verurteilungen wegen 

< Sittlichkeitsverbrechen seit 1897 zugenommen haben; allein es läsfet 
« keinen Rückschluss auf die Zahl der begangenen Verbrechen zu, 

< da es sich in früheren Jahren meist um Antragsdelikte handelte, bei 

< denen entweder keine Denunziation erfolgte oder der Strafantrag 
« zurückgezogen wurde. 

«: Die Zahl der wegen Vergehen und Verbrechen überhaupt an- 

< geklagten oder verurteilten Personen ist so wenig wie bei den Sitt- 
« lichkeits verbrechen Jahr um Jahr die gleiche. Nicht nur die ge- 

< setzlichen Strafen, sondern auch die Zunahme der Bevölkerung, Än- 
€ derung in der Zusammensetzung derselben, günstige oder ungün- 

< stige Gewerbeverhältnisse u. s. w. üben einen grossen Einfluss aus. 

< Ein Zeitabschnitt von fünf Jahren ist überhaupt zu kurz, um sichere 
« Schlussfolgerungen zu ermöglichen. 

< Den zweiten Stützpunkt der Initiative bildet die Behauptung, 
« dass unter den jetzigen Rechtszuständen die Geschlechtskrankheiten 
€ in erschreckender Weise zugenommen haben. 

€ Nun ist im Gegenteil nach den Aufzeichnungen der medizini- 
« scheu Poliklinik vom Jahre 1894— 1901 sicher, dass die Zahl der 

< durch dieselbe an Geschlechtskrankheiten Behandelten fast stetig 

< abgenommen hat. Diese Darlegung wird unterstützt durch die An- 

< gaben der Direktion des Kantonsspitals. Im Jahre 1896 wurden im 

< Kantonsspital an Geschlechtskrankheiten 107 männliche und 46 
« weibliche Personen behandelt, im Jahre 1897, zur Zeit, als das an- 

< gefochtene Gesetz in Kraft trat, 79 männliche und 35 weibliche, im 

< Jahre 1902 nur noch 61 männliche und 24 weibliche. 

< Auch der zweite Stützpunkt der Initianten fällt also angesichts 

< dieser Tatsachen dahin. Es kann bloss gesagt werden, dass die an- 

< geführten Aufzeichnungen keinen absoluten Beweis bilden, weil 

< namentlich der Zeitraum, auf welchen sie sich beziehen, zu kurz 

< ist. Aus demselben Grunde könnten aber die Initianten, auch wenn 

< sie im Falle wären, über Zahlen zu verfügen, einen gegenteiligen 
« Beweis nicht erbringen. 

« Ferner ist darauf hinzuweisen, dass die §§ 127 und 128 sich 

< kaum als so unwirksam erwiesen haben, wie die Initianten anneh- 

< men, da ihr Begehren sonst offenbar allgemeine Unterstützung ge- 

< funden haben würde, 

« Indem wir unsern Bericht schliessen, machen wir auf folgen- 

< des aufmerksam: 

« Die früheren Bestimmungen unseres Strafgesetzbuches betref- 

< fend die Verbrechen gegen die Sittlichkeit gaben zu verschiedenen. 

< Ausstellungen Veranlassung. Durch die Novelle von 1897 war man 

< bemüht, Besserung zu schaffen, und lehnte sich dabei an den Ent- 

< wurf eines eidgenössischen Strafgesetzbuches an. 

« Nach der Revision des Artikels 64 der Bundesverfassung in 

< der eidgenössischen Abstimmung vom 13. November 1898 und dem 

< Gange der bezüglichen Vorarbeiten ist nunmehr anzunehmen, dass 

< die Schweiz in verhältnismässig naher Zeit zu einer einheitlichen 

< Straf gesetzgebung gelangen werde. Eine kantonale Sonder gesetz- 

< gebung auf einem ohnehin bestrittenen Gebiete erscheint also, ab- 

< gesehen von dem bereits angeführten, auch aus diesem Grunde nicht 
« angezeigt. » 

Der Kantonsrat seinerseits wies die Sache an eine 
Kommission, deren Präsident wiederum (wie schon bei der 
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Initiative von 1896/1897) Professor Zürcher war. Am 
7. September 1903 erstattete diese Kommission Bericht; die 
« Neue Zürcher Zeitung > vom 8. gleichen Monats (Nr. 249, 
Morgenblatt) referiert über die Diskussion wie folgt: 

Zürcher. « Die Kommission stimmt einstimmig mit dem Regierungs- 

< ablehnende Begutachtimg. In einer Zeit, da man internationale 

< Konventionen gegen den Mädchenhandel anstrebt, kann man nicht 

< die Bestrafung des Mädchenhandels für die Toleranzhäuser aus- 

< schalten. Man kann auf eine solche Initiative auch nicht eintreten 

< in einem Moment, wo die Frage der Gleichberechtigimg der Frau 

< ernsthaft diskutiert wird. Es ist uns nicht nachgewiesen, dass die 

< sittlichen Zustände seit 1897 sich verschlechtert haben, und es ist 

< nicht anzunehmen, dass tlas Zürchervolk seine damals kundge- 

< gebene Ansicht über die Sache geändert habe. Zuzugeben ist aller- 

< dings, dass im Vergleich zu den vorausgegangenen sechs Jahren 

< die Sittlichkeitsverbrechen sich seit 1897 vermehrt haben, ein we- 

< sentlicher Unterschied besteht aber nicht, wenn man auf noch frühere 

< Zeiten zurückgreift. Das alte Regime hat uns vor solchen Verbre- 

< eben auch nicht behütet. In neuerer Zeit sind die Verbrechen gegen 

< das Vermögen zurückgegangen, daher auch das schlechtere pro- 

< zentuale Verhältnis der Sittlichkeitsvergehen, wozu noch kommt, 

< dass die Polizei jetzt in letzterer Beziehung eine ungemein scharfe 
c Tätigkeit entfaltet. Vielleicht hat man sich im Gesetze etwas ver- 

< rannt, indem man sich nicht auf die Bekämpfung der Kuppelei in 
« jeder Form und namentlich der gewerbsmässigen, beschränkte, und 

< vielleicht vergriff die Polizei sich etwa in ihren öffentlichen Ak- 

< tionen. Auch das Argument der Initianten, dass die Geschlechts- 
« krankheiten sich ausgebreitet haben, hält nicht stand, wenigstens 

< die Ausweise des Spitals sagen uns eher das Gegenteil, wenn auch 

< vielleicht eine gewisse Scheu Geschlechtskranker vor dem Spital in 
« Rechnung zu ziehen ist. 

« Stadtrat Welti^) verwahrt sich gegen den Vorwurf, welcher der 

< Polizeihandhabung gemacht worden. Wenn die Kommission einig 

< war in Ablehnung der Initiative, so geschah es nicht, weil die Ver- 

< hältnisse namentlich in der Stadt Zürich durch die Novelle von 1897 
« bessere oder gar ideale geworden wären, die Anspruch auf ewige 
« Aufrechthaltung hätten. Wir werden mit der Zeit doch das System 

< des Gehenlassens fallen lassen und zu einer Reglementierung wie 
« in andern Städten greifen müssen. Die von der Polizei eingebrach- 
« ten Dirnen sind zum grossen Teil geschlechtskrank und man hat 
« nicht einmal die Möglichkeit zu einem Zwang der Heilung. Pesta- 

< lozzi- Junghans *^) glaubt, der Vorredner beurteile die heutigen Zu- 
« stände, wenigstens im Vergleich zu früheren Zeiten, zu pessimi- 

< stisch, ein früherer Polizeivorstand wirkte gerne mit an dem heu- 

< tigen Gesetz, das wenigstens mit bezug auf die auswärtigen Dirnen 
« sehr wirksam gewesen ist. Die Privatprostitution war früher schon 

< da. Die Polizei arbeitet allerdings mit etwelcher Unsicherheit, so- 
« lange sie nicht von den Gerichten kräftiger geschützt wird. Es 

< würde viel bessern, wenn ein paar Vergnügungsetablissementen, 

< resp. ihrer Umgebung, energisch auf den Leib gerückt werden 

< könnte. Wir werden daher studieren müssen, auf Basis der heu- 
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< tigen Gesetzgebung die Abwehr zu vervollkommnen. Dr. Kraft ^) 
« weiss nicht, ob er die Initianten für mehr frivol als naiv halten 

< soll; sie muten dem Staat eine sehr geringe Rolle zu. Das Bordell 

< ist schon dadurch gerichtet, dass es die Mädchen ausbeutet und in 

< der Tat im Zeichen des Mädchenhandels steht. Die sozialdemokra- 
« tische Partei stimmt gegen die Initiative. Dagegen kann man in 

< der Auiffassung der bestehenden Verhältnisse zweierlei Meinung 
« sein, und es wird sich fragen, ob allein mit Strafgesetz und Polizei 
« gegen gewisse Dinge aufzukommen ist, dafür nicht vielmehr die 

< sozialen Verhältnisse mitschuldig sind. Das heutige Gesetz und 
« seine Handhabung trifft zuerst die Ärmsten der Armen, die Volks- 
« gesundheit wird dabei nicht gebessert. Wir sollten die Gefallenen 

< in humanem Sinne behandeln, dann werden sie sich auch behandeln 
« und bessern lassen. Eine wirklich sanitarische Bekämpfung des 

< Übels wäre möglich und die Sozialdemokratie behält sich vor, in 
« dieser Sache bald Anträge zu stellen. 

« Der Rat stimmt der Kommision und dem Regierungsrat, die 

< materiell einig gehen, zu, dem Volke die Ablehnung der Initiative 
« zu empfehlen. Die Weisung an das Volk wird der Regieningsrat 
« erlassen. > 

Die Weisung des Regiernngsrats an das Volk entsprach 
derjenigen an den Kantonsrat und bildete im grossen ganzen 
eine Wiederholung derselben. 

Die Abstimmung wurde auf den 31, Januar 1904 festgesetzt. 



Es ist begreiflieh, dass auch dieses Mal der Abstimmung 
viel Lärm vorausging; nach Zeitungsberichten^) bildete die 
Initiative das ständige Wirtshausgespräch. 

Diese Stimme fand auch in den Versammlungen der poli- 
tischen Vereine und in den zürcherischen Tagesblättern ihren 
Ausdruck. Wenn nun auch manche Stimmen laut wurden, 
die die bestehenden Zustände keineswegs als ideal be- 
zeichneten, so fand doch die Initiative in dieser Form in der 
ÖflFentlichkeit Tceine Unterstützung, Als besonders bemerkenswert 
sei hier zunächst registriert ein Leitartikel des < GrütUaner » : 

< Unsere Stellung zur Bordell-Initiative, über die das Zürcher 

< Volk morgen abzustimmen hat, ist eine durch unsern sozialdemo- 
c kratischen Standpunkt gegebene. 

< Von der Illusion, als ob es heute, in dieser unserer gegen- 
c wärtigen Gesellschaft, möglich sei, die Prostitution so oder anders, 
c geschweige denn auf polizeilichem Wege, aus der Welt zu schaffen 

< oder gar der Unzucht den Garaus zu machen, sind wir als Sozial- 

< demokraten frei. Wir wissen, dass so lange das Geld die Welt re- 

< giert, so lange die Männer, ihre Arbeitskraft, ihr Wissen und Kön- 

< nen gekauft werden können, so lange natürlich auch Weiber um 

< Geld zu haben sind. 



nuar 1904. 
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« Wir wissen aber auch, dass mit der geschlechtlichen Sittlich- 
c keit überhaupt arg Schindlnder getrieben wird in dieser unserer 
c kapitalistischen Gesellschaft, dass, je nachdem es sich um Männer 

< oder um Frauen, um reiche oder arme Leute, um legale oder ille- 
€ gale, ja mehr oder weniger den Schein, den sogenannten guten 

< Schein und Anstand wahrende Verhältnisse zwischen Mann und 
€ Frau handelt, von den gleichen Tugendbolden männlichen und weib- 
c liehen Geschlechtes grundverschieden geurteilt wird, ganz abge- 
c sehen davon, dass man auch da Exempel übergenug kennt von Leu- 
c ten, die öffentlich Wasser predigen und heimlich Wein trinken, um 

< uns parlamentarisch auszudrücken. Und so sehr wir ehrliche, naive, 

< natürliche Unschuld hochachten, so gründlich zuwider ist uns die 
c ganze gemachte Sittlichkeitsmeierei in geschlechtlichen Dingen. * 

< Als Sozialdemokraten wissen wir aber auch, dass das Ver- 
c hältnis der Geschlechter und die Empfindungen, Gedanken und Ur- 

< teile über dasselbe sich mit den Zeiten, mit den Verhältnissen, mit 
€ den sozialen Institutionen ändern. Von ewigen Gesetzen vermögen 
c wir daher auch in diesen Dingen nicht zu reden und stehen schon 
€ darum auf einem prinzipiell andern Standpunkte, als die meisten 

< unserer Zeitgenossen. 

« Sollen wir darum die Dinge gehen lassen, wie sie gehen mö- 

< gen, und dem Kampfe der sich widerstreitenden bürgerlichen Ideen- 
c und Interessenkreise mit verschränkten Armen zusehen in der Über- 
c zeugung, dass dabei nichts Ganzes herauskommt, dass diesem Rech- 
« ten und Ganzen erst dann zum Durchbruch zu verhelfen sein wird, 

< wenn wir sie einmal obenaus geschwungen haben werden? 

« Das können wir gerade als Sozialdemokraten nicht. Denn 

< unser ganzes Tun und Lassen ist nicht auf die Parole abgestellt: 
€ Alles oder nichts ! Im Gegenteil, als moderne, als wissenschaft- 

< liehe, als demokratische Sozialisten im Unterschied vom utopischen 

< Sozialismus unserer Vorgänger knüpfen wir in allen Dingen an 
c das historisch Gegebene, an das tatsächlich Vorhandene als das 

< notwendige Produkt der bisherigen Entwicklung an, um dasselbe 
€ weiter zu entwickeln, das arbeitende Volk aufzuklären und zu sam- 
« mein und so nach und nach, Schritt für Schritt, Stufe um Stufe un- 
« serm Endziele näher zu kommen, der Enttronung des toten Geldes, 
c der Alleinherrschaft der lebendigen Arbeit. 

« Darum nehmen wir auch in diesem kleinen Vorpostengefecht- 
c lein Posto und bekämpfen die Bordell-Initiative. 

« Denn um die Bordelle, um nichts anderes, handelt es sich 
c morgen, ob nun ein paar ehemalige Bordellbesitzer den Anstoss 
c zur Initiative gegeben haben oder nicht. 

< Zwar wissen wir sehr wohl und wollen darum auch nicht 
« unterlassen, dies sofort und mit aller Deutlichkeit offen herauszu- 

< sagen, dass wir xms nicht der Illusion hingeben, mit der Ablehnung 

< der Initiative sei diesen Häusern im Kanton Zürich ein Ende zu 

< machen. Nein, wir wissen ganz genau, dass die ausgepichten Gal- 

< genvögel beiderlei Geschlechts, die sich dem schändlichen Gewerbe 
c der Ausbeutung der Prostituierten hingeben, trotz alledem und alle- 
« dem immer und immer wieder Mittel und Wege finden werden, um 

< dem Willen des Zürcher Volkes eine Nase zu drehen und alten und 
« jungen Lüstlingen das Geld aus dem Sack zu ziehen. 

< Aber um die Frage: Bordelle oder nicht? handelt es sich mor- 
« gen nicht, sondern einzig xmd allein um die: Staatlich anerkannte, 

< staatlich geduldete Bordelle oder nicht? 
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< Und da können wir Sozialdemokraten nicht anders stimmen, 
€ als mit einem ganz entschiedenen Nein. 

« Denn solche geduldete oder gar anerkannte Häuser sind erstens 

< ein Überbleibsel aus einer vergangenen Zeit. Und das Alte zu kon- 
« servieren, ist bekanntlich nicht gerade unsere Spezialität und Lieb- 

< haberei. Wenn sich ein mehr oder weniger „besonnener Fortschritt" 
« dazu entschliessen kann, ist das seine Sache. Wir Sozialdemokra- 
« ten wollen vorwärts, immer vorwärts. 

« Aber die staatlich oder kommunal tolerierten oder anerkann- 
« ten Bordelle sind ausserdem auch nicht bloss Höhlen des Lasters, 

< aller Ausschweifungen, Brutstätten der Vergiftung für die uner- 

< fahrene und schwache Jugend, Seuchen- und Ansteckungsherde ge- 
« schlechtlicher Krankheiten, sondern namentlich auch — und das 
« ist für uns Sozialdemokraten das ausschlaggebende Moment — die 

< Stätten schamlosester Ausbeutung unglücklicher, hülfloser Töchter 

< des Volkes durch geldgierige Hyänen in Menschengestalt. 

< F.ür diese unglücklichen Opfer unserer Zivilisation einzu- 
« stehen, ist unsere, der Sozialdemokraten Pflicht. Mögen andere es 

< mit ihrem Gewissen vereinbaren können, sich von diesen ihren 

< Schwestern kalt und gefühllos abzuwenden, wir Sozialdemokraten 
« können das nicht, deren ganzes Dichten und Trachten darauf ge- 

< richtet sein muss, jeglicher Ausbeutung von Menschen durch Men- 

< sehen entgegenzutreten. 

< Darum muss unsere Parole morgen lauten: Nieder mit der 
« Bordell-Initiative 1 > 

In der « Züricher Post » (Nr. 23, vom 28. Januar) trat 
Z. (Prof. Zürcher) der Initiative entgegen: 

< Unschön in der Form und unschön im Inhalt tritt an uns 
« dieses Initiativbegehren heran. Was das zürcherische Volk in der 

< Abstimmung vom 27. Juni 1897 mit einer gewissen Wärme des 
« Empfindens beschlossen — es standen 40,751 annehmende 14,710 

< verwerfenden Stimmen gegenüber — soll zu einem grossen Teile 

< rückgängig gemacht werden. Was wir beseitigt wissen wollten, 

< dass einzelne verworfene Personen sich bereichern aus mensch- 

< liehen Schwächen, mit Opferung der letzten Spuren von Menschen- 

< tum armer verlassener Geschöpfe mit Menschenantlitz, was wir be- 

< kämpfen wollten, den schamlosen Handel mit diesen rat- und hülf- 

< losen Menschenkindern, das soll wieder dahinfallen zum Vorteile 

< jener Leute, welche sich in heuchlerischer Weise als die berufenen 

< Wächter der Öffentlichen Gesundheit und die Bewahrer der äusse- 

< ren Ordnung ausgeben. Und in verstärkter und verschärfter Form 

< soll ein unantastbares, dem sittlichen Fühlen wie dem Sinne für Ge- 

< rechtigkeit gleich widerliches Privilegium geschaffen werden. Es 

< fehlte nur noch die Kotierung dieser Patente an der Börse. 

« Was soll uns denn nötigen, diesen Kückschritt zu tun? Ist 

< der Hohn gerechtfertigt, dass diejenigen, welche glaubten, für die 

< Gesundung der Volksmoral zu kämpfen, sich gründlich in der Wahl 

< des Mittels vergriffen und statt einen Heilungsprozess einzuleiten, 

< fortschreitende Fäulnis gepflanzt? Gewiss ist zuzugeben, dass der 

< Einlluss des Strafgesetzes vom 27. Juni 1897 auf die Gesundung 

< der Ideen und Verhältnisse ein recht bescheidener war; dazu ist 

< einmal die Zeit der Einwirkung noch zu kurz, und um da einen 

< offensichtlichen, durchgreifenden Wandel zu schaffen, bedarf es ganz 

< anderer Mittel noch als eines Strafgesetzbuches, es erforderte eine 
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< ganze Umwälzimg unserer Unterdrückung und Ausbeutung in 
€ hohem Masse begünstigenden Gesellschaftsverhältnisse. Es sind 

< aber nicht die Verhältnisse allein schuld, auch die Menschen sind 
« schuld daran. Die Niedrigkeit ihres nur selbstsüchtigen Denkens 

< und Fühlens lässt den VoUgenuss des Menschenglücks, soweit wir 

< ein solches der Natur abzuringen vermögen, nicht aufkommen. Aber 
« was wollen wir, wenn die Vorkämpfer rosiger Zukunft den Hass 

< als das notwendige Durchgangsstadium erklären? 

« Grosse, weitfliegende Träume haben sich also nicht erfüllt, 
c sie konnten sich nicht erfüllen. Aber das war wenigstens erreicht, 
c dass wir eine der hässlichsten Erscheinungsformen so ziemlich be- 

< seitigt hatten. Sie wieder einzuführen, dazu könnte uns nur der 

< Nachweis grosser Schädlichkeit des jetzigen Zustandes in andern 

< Richtungen bewegen. 

« Dieser Nachweis ist uns nicht erbracht. Es ist nicht erwie- 

< sen, dass jene Krankheit, welche so vieles Unheil in so manche 
« Familien gebracht und Frauen und kleine Kinder die Fehler des 
«Mannes büssen liess, irgendwie an Verbreitung gewonnen; es ist 

< nicht richtig, dass die Sicherheit der Strasse gelitten, es ist nicht 

< wahr, dass eine Zunahme der Zahl unehelicher Kinder festgestellt 
« sei und die Verkehrtheit der getroffenen Massnahmen erweise. Und 
« wenn man von vielem Skandal und allerlei lichtscheuem Treiben zu 
« erzählen weiss, war das anders vor dem Gesetze von 1897? 

< Es besteht also nirgends eine Nötigung des Rückzuges. Und 
€ wir dürfen ihn nicht antreten. Wir dürfen das nicht preisgeben, 
-< was uns damals nicht etwa ein finsterer weltentfremdeter Zelotis- 

< mus eingegeben, sondern wozu uns ein schöner Zug der Humani- 

< tat hingeführt. Wir können nicht in einer Zeit, da wir der Frau 

< entgegenkommen in ihrem Streben nach Gleichberechtigung mit dem 
« Manne, um des Geschlechtes willen Sklaveninstitute wieder autrich- 
« ten. Es wäre unserer unwürdig, wenn wir uns wieder lossagen 

< wollten von der nun bald ganz Europa umspannenden, auf staatlich 

< beschickten Kongressen gegründeten Organisation des Kampfes 
« gegen den Mädchenhandel. 

« Eine wuchtige Verwerfung der Initiative möge die Erörterung 
« dieser Fragen in der grossen Öffentlichkeit wieder auf recht lange 
€ Zeit zum Schweigen bringen. Das wird nicht ausschliessen, dass 
« Behörden und Wissenschaft den überaus» wichtigen Fragen der Volks- 

< gesundheit und der Volksmoral ihre volle Aufmerksamkeit auch 
« fernerhin zuwenden werden, um Schäden mit den vorhandenen Mit- 

< teln zu bekämpfen oder, wenn es notwendig sein sollte, neue Kampf - 

< mittel zu verlangen, > 

Der «Landbote» (Nr. 25, vom 30. Januar) bekämpfte die 
Initiative namentlich wegen der Verwerflichkeit des Mädchen- 
handels. Er gab zu, dass die Unterdrückung der öffentlichen 
Häuser Nachteile im Gefolge habe ; bestritt aber, dass die Ver- 
hältnisse derart seien, dass die Wieder duldung als das kleinere 
Übel erscheine. 

Im Gegensatze zur früheren Abstimmung liesseu dieses 
Mal auch die Ärzte etwas von sich hören. Die < Nene 
Zürcher Zeitung » berichtet in ihrer Beilage zu Nr. 26 vom 
26. Januar 1904 darüber was folgt: 
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H. « Die sogenannte Sittlichkeitsinitiative vor dem Forum der 

< Ärzte der Stadt Zürich. 

« Es musste das Bestrehen der Vereinsleitnng sein, die Initia- 

< tive in ihrem organischen Zusammenhange, als kleinen aher wich- 

< tigen Teil des grossen und verwickelten Kapitels der Geschlechts- 

< krankheiten und ihrer Bekämpfung zu behandeln, denn nur dann 
« ist ein richtiges Urteil möglich .... 

« Aus den Ausführungen muss hervorgehoben werden, dass die 

< Angelegenheit allerorts das grösste Interesse der Öffentlichkeit er- 

< weckt hat, indem die Grösse der Gefahr allseitig erkannt und zu- 

< gegeben werden musste. Es ist bekannt, dass das genaue Studium 
« der Gefahr' und deren Bekämpfung auf internationalem Boden in 

< Angriff genommen wurde. In den zwei Brüsseler Konferenzen 

< (1899 und 1902) haben die erfahrensten Persönlichkeiten (Ärzte, 

< Hygieniker, Polizeibeamte, Geistliche, Ethiker etc.) ihre Erfah- 

< rungen ausgetauscht und damit ein reichhaltiges Material zusam- 
« mengetragen, wobei zugleich auch die breiten Lücken in dem not- 
« wendigen Rüstzeug zum erfolgreichen Kampfe klar zu Tage traten. 

< . . . . Selbstverständlich konnte nicht in allen wichtigen Fragen 
« Einigkeit erzielt werden, denn schroff stehen sich Abolitionisten, 
«. welche dem Staate das Recht und die Pflicht jeglichen Eingreifens 

< absprechen, und die Reglementaristen gegenüber. Eine Mittelgruppe, 
« welche mit den bestehenden Zuständen rechnet, dabei kein Freund 

< zu weitgehender polizeilicher Gewalten und Kompetenzen ist, glaubt 

< trotzdem, des Zwanges unter gewissen Umständen nicht ganz ent- 
« hehren zu können, nicht etwa lun die Schuldigen der Strafe, son- 

< dem die Kranken der Behandlung zuzuführen. Zu dieser Gruppe 

< gehören zum grossen Teile die Ärzte, welche wissen, mit welchen 
-« Hindernissen die Praxis in der ausreichenden Behandlung der er- 
.« krankten und deshalb gefährlichsten Individuen zu kämpfen hat. 

< In einem Punkte sind alle einig, dass die Toleranzhäuser in der 

< frühem Organisation unhaltbar sind, weil sie die Insassen in eine 

< menschenunwürdige Zwangslage versetzen und dabei trotzdem die 

< von ihnen erwarteten sanitarischen Vorteile nur teilweise bieten. 
« Unannehmbar ist die Initiative auch, weil, wie besonders von an- 
«c derer Seite betont wurde, sie dem verabscheuungswürdigen Mäd- 
« chenhandel neue Anregung bieten musste. 

< Was speziell die Zürcher Verhältnisse anbetrifft, so verfügt 

< man über keine Zahlen, welche über die Zu- oder Abnahme der Er- 

< krankungen in den letzten Jahren Auskunft geben könnten, auch 

< die Erfahrungen der einzelnen Ärzte lassen keinen Schluss zu, wo- 
« bei noch zu betonen ist, dass nach anderweitigen Erfahrungen ziem- 

< lieh bedeutende Schwankungen der Erkrankten vorkommen, so dass 

< die Verwendung statistischer Zahlen mit grosser Vorsicht zu ge- 
« schehen hat. Interessant war der Einblick, welcher von kompeten- 

< ter Seite an Hand der polizeilichen Beobachtungen und Erfahrungen 

< in die heutigen städtischen Verhältnisse geboten wurde. Wer be- 

< käme nicht inniges Mitleid mit den aufgegriffenen Geschöpfen, wel- 
«: che sich zum grossen Teil aus unehelichen, schlecht erzogenen 

< Mädchen rekrutieren, also aus einer Klasse, welche von Geburt an 

< zu den Stiefkindern der Gesellschaft zu rechnen ist und denen die 

< menschliehe Gesellschaft vieles schuldig blieb. Die neuern An- 
«: sichten, dass bei ihnen neben der medizinischen Behandlung die 
«: Erziehung einsetzen muss und dass ausnahmsweise auch die even- 
^ tuelle zwangsweise Unterbringung in solche Heime nicht nur hu- 

WefsSf Prostitutionsfrage. 8 
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« maner, gerechter und auch sanitarisch vernünftiger ist, als die Ka- 

< sernierung nach dem Vorhaben der Initianten, dürften doch bei der 

< Grosszahl der Bevölkerung Eingang finden. In der Ärzteversanim- 

< lung wurde denn auch von keiner Seite zu gunsten der Initiative 

< gesprochen, aber darin waren auch alle einig, dass die heutigen 
« Zustände in Zürich nicht befriedigende seien. Die Anregungen, es 
« seien Volk und Behörden auf die dringende Notwendigkeit eines 

< rationellen Kampfes zum Schutze der Volksgesundheit aufmerksam 
« zu machen, es sei im weitern beim städtischen Gesundheitsamt die 
« statistische Erhebung über den Umfang der Krankheiten anzuregen 

< und die bereitwillige Unterstützung der Ärzte zu offerieren, konn- 

< ten der vorgerückten Zeit wegen nicht mehr diskutiert werden und 
« sollen in einer spätem Sitzung nach dem Volksentscheide neuer- 
« dings zur Behandlung kommen. 

< Wenn es auch einerseits gewiss beklagenswert ist, dass in so 
« kurzen Zwischenräumen Volksabstimmungen über solche Fragen 
« provoziert werden, so hat die Initiative doch hoffentlich den Wert, 
« das öffentliche Interesse neuerdings auf einen heiklen Punkt gelenkt 
« zu haben, wobei die Überzeugung wohl allgemein gewonnen wer- 

< den musste, dass mit der negativen Gesetzgebung der Vergangen- 
« heit nicht alles getan wurde, und dass die öffentliche Aufgabe, schwere 
€ sittliche und hygienische Schäden zu sanieren, immer noch besteht, 
« wobei allerdings nicht etwa polizeiliche Verordnungen die einzigen 
« oder wichtigsten Schritte sein dürfen, sondern wo sie nur soweit 
€ mitwirken sollen, um soziale, sanitarische und erzieherische Grund- 
« Sätze durchzusetzen. » 

Ein eifriger Gegner der Initiative unter den Ärzten war 

Prof. Dr, O. Wyss; er veranstaltete einen Aufruf unter den 

Ärzten, mit der Bitte um Unterschrift, folgenden Inhaltes: 

« Am 31. Januar findet die Abstimmung über die Initiative gegen 
« das Sittlichkeitsgesetz vom Jahre 1897 statt. Sollen die vor sechs 
« Jahren beseitigten mittelalterlichen Einrichtungen der Bordelle wie- 

< der eröffnet, gesetzlich geschützt, ja vom Staate verpachtet werden? 

« Wir bitten unsere Mitbürger, diesem Ansinnen mit Nein ent- 
« gegenzutreten. Denn die genannten Häuser sind überall, wie die 
« Erfahrung lehrt: 1. für viele unerfahrene Jünglinge die erste Ver- 
« anlassung geworden, dass sie moralisch auf Abwege geraten, ja 
« nicht selten gänzlich verkommen sind; 2. der Ort, an dem sich viele 
« gesunde Männer eine ansteckende Krankheit zugezogen haben, und 
« dadurch für ihr ganzes Leben krank geworden sind, und sehr häufig 
«: sich den Keim zu einem frühzeitigen Tod geholt haben; 3. gewöhn- 
« lieh ist dadurch auch Gesundheit, Glück und Existenz ihrer Fa- 
« milie vernichtet und namenloses Elend über Frau und Kinder ge- 
« bracht worden; 4. in diesen Häusern fanden oftmals Verbrecher 
« Unterkommen und entzogen sich dem Arme der Gerechtigkeit; 5. in 
« denselben werden sehr häufig rechtschaffene Töchter gegen ihren 

< Willen und ohne Wissen ihrer Angehörigen ihrer Freiheit beraubt, 
« durch List und Gewalt an Leib und Seele verdorben und für ihr 
« ganzes Leben unglücklich gemacht; 6. diese Häuser sind die Ur- 
« Sache ein-es verabscheuungswürdigen Handels mit jungen Mädchen 
« geworden, die, getäuscht und irregeführt, nach den entferntesten 
« Ländern wie Sklavinnen verkauft werden imd nach kürzerer oder 
« längerer Zeit entehrender Behandlung im grössten Elende zu Grunde 



^v 



— 115 — 

< gehen; 7. diese Häuser werden tiberall zur Quelle unsäglichen Elen- 
« des, ja sie sind ein wahrer Fluch für die Bevölkerung zu Stadt und 
« Land. 

« Darum, werte Mitbürger, bitten wir euch: bleibt der Abstim- 

< mung am nächsten Sonntag nicht fern ! Leget jeder von euch seine 
« Stimmkarte in die Urne ein mit einem entschiedenen Nein ! 

« Stehet ein, stimmberechtigte Bürger des Kantons Zürich, eben- 
« sowohl für eure eigene Ehre, wie auch für diejenige eurer Frauen, 
« eurer Töchter, eurer Schwestern und eurer Mütter ! 

€ Zürich, Januar 1904. » 

Über den Erfolg: dieses Aufrufes berichtet Wyss : 

« .38 konnten sich zu der Zustimmungserklärung nicht entschlies- 

< sen ^). Die meisten begründeten diese Enthaltung dadurch, dass sie 

< mitteilten: die bestehenden Verhältnisse seien unbefriedigend, ja un- 
<c haltbar. 

« Es braucht wohl nicht gesagt zu werden, dass vom Lande nur 
ganz wenige Ärzte sich nicht unserem Aufrufe angeschlossen haben ; 

< dass es namentlich solche, die in der Stadt Zürich und auch in Win- 
^< terthur wohnen, waren, die dies nicht tun zu können glaubten, weil 
« sie die Meinung hatten: der Fortbestand der genannten Häuser 

< würde gewisse fatale soziale Erscheinungen und Vorkommnisse ver- 

< hütet haben, die an gewissen Orten zur Beobachtung kamen. Ein 
« volles Dutzend Ärzte gab gar kein Votum ab: weil sie zu wenig 
« lange in der Praxis seien oder nicht genügende bezügliche Erfah- 
-s rungen besitzen. 

a Also der grösste Teil der nicht zu dem Aufruf stehenden Ärzte 
« zögerte deshalb das zu tun, weil sie die bestehenden Verhältnisse 

< nicht für gut erachten. Das beweist aber nicht unbedingt, dass die 
« W^iedereröffnung der in Frage stehenden Häuser die bestehenden 
« Nachteile beseitigen würde. 

«Aus dem Angeführten geht unzweifelhaft hervor, dass die sehr 
« grosse Mehrzahl der Ärzte, ja nahezu alle, der Ansicht sind, das 
« Sittlichkeitsgesetz von 1897 sei ein Fortschritt gewesen, und es liege 

< kein Grund vor, es wieder abzuschaffen; und wenn auch gewisse 
« unliebsame Erscheinungen namentlich in gewissen Teilen der Stadt 
« Zürich aufgetreten silid, so muss und wird es auch wieder Mittel 
« und Wege geben, durch Gesetze und Verordnungen diesen Schäden 
« der grossen Städte entgegenzuarbeiten. Dass das, wenn die Initia- 
le tive verworfen sein wird, eine sehr wichtige Aufgabe des Staates 

< und der Gemeinden sein wird, zu der die Ärzte gerne bereit sein 
« werden, das ihrige beizutragen, ist die Meinung der Ärzte der Stadt 
« und des Kantons Zürich. » 

Das liberale Zentralko7nitee Hess sich wie folgt vernehmen : 

« Das Initiativbegehren zur Abänderung des Strafgesetzbuches 
« bezweckt die Abschaffung der im Jahre 1897 vom Zürcher Volke 
« mit grossem Mehr angenommenen schärfern Bestimmungen über ge- 
s wisse Sittlichkeitsdelikte. Es will namentlich die Wiedereinführung 

< der sogenannten Toleranzhäuser oder Bordelle. Das Begehren ist 

< in der Form mangelhaft, der Tendenz nach verwerflich. 

« Durch amtliche Erhebungen ist festgestellt, dass die Aufhe- 

< bung der oben bezeichneten Häuser keine der von den Initianten 

< behaupteten schlimmen Folgen gehabt hat: Es hat sich weder eine 
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< Zunahme der Geschlechtskrankheiten, noch der unehelichen Ge- 
« burten konstatieren lassen ; die moralische Reinheit unserer Stras- 
« sen hat nicht abgenommen und die grössere Zahl der Bestrafungen 
« für Sittlichkeitsvergehen rührt eben von den strengeren Strafbestim- 
€ mungen her. 

€ Sollen wir trotzdem zurückkehren zu der staatlichen Duldung 
« und Begünstigung jener Häuser, zwischen denen der abscheuliche 
<: Mädchenhandel, dieser Schandfleck unserer Kultur, geführt wurde? 
<• Soll das Zürcher Volk ja sagen zu der schamlosesten Ausbeutung 
<v armer weiblicher Geschöpfe? Das hiesse Sitte und Menschlichkeit 
<: verleugnen. 

< Was unser Volk vor sechs Jahren aus edeln Motiven beschlos- 
« sen hat, wird es nicht heute rückgängig machen. 

1 Mit dem einmütigen Beschhiss des Kantonsrates empfehlen wir 
« Verwerfung der Initiative. > 

Ähnlich die Geschäftsleitung der Sozialdemokratischen 
Partei des Kantons Zürich : 

« Die sogenannte Sittlichkeitsinitiative führt mit Unrecht diesen 
« Namen. I^nter dem Vorwande, der Moral und Volksgesundheit zu 

< dienen, fordert sie, dass von Staats wegen die Wiedereinführung 

< der Hurenhäuser bewilligt werde. Dadurch wird aber erfahrungs- 
<' gemäss weder die Ansteckungsgefahr für Geschlechtskrankheiten 
<^ vermindert, noch die öffentliche Moral gehoben, noch die Jugend 

< vor Verführung behütet. Also irgend welchen Nutzen brächte die 
<: Initiative dem Volke nicht, wohl aber den beschämenden Zustand, 
'■ dass dadurch das schändlichste aller Ausbeuter ge werbe, dasjenige 

< der Mädchenhändler und Hurenhausbesitzer, eigentlich patentiert 
^ würde. » 

Und der Aufruf des demokratischen Bezirksvereins und 
der demokratischen Stadtvereinigung sagte : « Das Initiativ- 
hegehren betreffend Abänderung der Artikel 119, 120 und 123 
des Strafgesetzbuches entspringt Motiven schändlichster Ge- 
winnsucht, darum stimme hier jedermann Nein>. 

Endlich verbreitete der kantonale zürcherische Männer- 
verein zur Hebung der Sittlichkeit eine Flugschrift gegen die 
Initiative. 

Dem allem hatten die Initianten — von denen nun offen- 
kundig wurde, dass sie direkt Interessierte, nämlich frühere 
Bordellhalter und mit solchen Verbundene, waren — nichts 
entgegenzusetzen als einige Inserate, namentlich im c Tagblatt 
der Stadt Zürich», und ein Flugblatt folgenden Inhalts: 
« An die Stimmberechtigten des Kantons Zürich. 
< Werte Mitbürger ! 

« Vor uns liegt wiederum das Initiativbegehren für die Abän- 
« derung der Paragraphen 119, 120 und 123 des Strafgesetzbuches. 
€ Jeder unbefangene Bürger weiss, wie die Abstimmung von anno 

< 1897 betrieben wurde. So hat mancher seine Stimme in guten Treuen 
€ für Beibehaltung der Toleranzhäuser abgegeben, in Tat und Wahr- 
« heit hat er gegen seinen Willen dagegen gestimmt. Eine Folge der 
c trügerischen Fragestellung. 
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< Das Gesetz wäre demnach „nie" zu stände gekommen, die all- 

< gemeine Verblüffung war gross, als das Resultat der Abstimmung 

< vom 27. Juni 1897 bekannt wurde; aus den verdutzten Gesichtern 
« konnte man deutlich lesen: Ja, so haben wir das nicht gewollt! Die 
« Mehrheit der Stimmberechtigten sind somit auf den Leim geführt 

< worden. 

« Was hat uns nun dieses Gesetz gebracht? Hat es gebracht, 

< was die Gegner der Toleranzhäuser angeführt haben? Nein, von 
« Besserung gar nicht zu reden, ja Zustände, deren wir uns schämen 

< müssen. Eine zuchtlose, unkontrollierbare Strassen-Prostitution mit 
« all ihren verderblichen, gesundheitschädlichen und demoralisieren- 

< den Begleiterscheinungen hat sich in Zürich breit gemacht. 

« Ebenso ist konstatiert, dass seit Aufhebung der Toleranzhäu- 

< ser nahezu 5000 uneheliche Geburten die Stadt Zürich allein zu ver- 
« zeichnen hat. 

« Die Zahlen der Statistik über die Geschlechtskrankheiten, 

< welche von der medizinischen Poliklinik geführt wird, und auf 

< welche der h. Regierungsrat fusst, sollen zurückgegangen sein. Von 
« der chirurgischen und medizinischen Poliklinik, die für sich wieder 

< gesondert sind und wo die schweren und ernsten Fälle zur Behand- 

< lung kommen, sind entweder gar keine Nachforschungen gemacht 

< worden oder sie werden andernfalls einfach verschwiegen. Viele 

< wiederum wenden sich einfach an Privatärzte, um eine verschwie- 
€ gene Heilung zu suchen. Es ist aus dem Gesagten ersichtlich, dass 

< die angeführte Statistik des h. Regierungsrates auf recht schwachen 
c Füssen steht. 

« Wo sind sie, die auf die Dauer ohne körperliches und geisti- 

< ges Unbehagen dem Naturtrieb zu widerstehen vermöchten? 

« Oder wollen wir Onanisten heranziehen? Fort mit der Heu- 

< chelei, man gebe der Vernunft ihr Recht. 

« Wer die reifere Jugend schützen will, lege nächsten Sonntag 

< ein 

« Ja! 

< in die Urne. 

« Ebenso muss der Regierungsrat zugestehen, dass die Zahl 

< der Sittlichkeitsverbrechen seit Aufhebung der Toleranzhäuser zu- 

< genommen hat. Dies ist also Tatsache, und das Wichtigste, blosse 
« Vermutungen beweisen nichts. Diese Tatsachen sucht der Regie- 

< rungsrat dadurch abzuschwächen, dass er sagt, fünf Jahre seien 

< nicht genügend, um einen Schluss aus diesen Tatsachen ziehen zu 

< können. Braucht es etwa zwei Drittel der Bevölkerung, oder soll 
« sogar jede Familie von solchen Verbrechen heimgesucht werden, 
« bevor Ordnung geschaffen wird. 

< Um dieser Gefahr vorzubeugen, ist es moralische Pflicht eines 
« jeden, ein 

« kräftiges Ja 
« zu stimmen. 

« Eine grosse Zahl rechtdenkende Bürger. > 

Aus den Inseraten mögen folgende hier Platz finden : 

« An das Zürcher Volk ! 

« Nächsten Sonntag habt Ihr über eine Initiative abzustimmen, 
« die vom Regierungs- und Kantonsrat einstimmig zur Verwerfung 
« empfohlen wird. 

« Was will die Initiative? 
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< Sie will die seit 1897 im Kanton überall verbotenen schlechten 
<v Häuser wieder einführen und für dieselben Ausnahmen vom Gesetz, 
« d. h. Straflosigkeit für gewisse Verbrechen verlangen. 

Ks Wie ist die Initiative begründet? 

< Mit lauter Unwahrheiten ! Es ist unwahr, dass sich die sitt- 
<K liehen Verhältnisse, soweit sie auf die Schliessung der öffentlichen 

< Häuser zurückgeführt werden können, verschlimmert haben, da- 
« gegen ist wahr, dass die abscheulichen Begleiterscheinungen der 
s. öffentlichen Häuser (nächtliche Ruhestörungen, Angriffe auf ehr- 
<s bare Frauen in der Umgebung u. a. m.) und die schädliche Ein- 
c Wirkung auf die Bevölkerung mit der Schliessung aufhören mussten. 

<v Es ist unwahr, dass wegen des Verbotes die unehelichen Ge- 
€ burten zugenommen haben, das beweist die Statistik von Zürich. 

« Es ist unwahr, dass die Strassenprostitution sich in höherem 
€ Masse zeige — das Gegenteil ist der Fall, das beweisen die Zahlen 
« der Stadtpolizei Zürich. 

<s Es ist unwahr, dass die Geschlechtskrankheiten zugenommen 

< haben. Die Statistiken des Kantonsspitals und der Poliklinik be- 
«. weisen vielmehr eine nicht unbedeutende Abnahme. 

« Es ist unwahr, dass die ärztliche Untersuchung in den öffent- 

< liehen Häusern einen allgemeinen Schutz biete. Sechzehn Ärzte in 
« Zürich haben in einer Eingabe des Bestimmtesten versichert, dass 
« eine ärztliche Aufsicht im vorliegenden Fall niemals Garantie bieten 
« könne. Zahlreiche Autoritäten des Auslandes und medizinische 
« Kongresse haben dies bestätigt. 

« Es ist unwahr, dass infolge der Schliessung der Häuser die 
« Sittlichkeitsverbrechen zugenommen haben. (Siehe die Weisung 

< des Regierungsrates.) 

« Es ist unwahr, dass das Zürcher Volk zu gunsten der Hebung 

< der sogenannten „Fremdenindustrie'*' solche Häuser will. Auf Fremde, 
« die der öffentlichen Häuser wegen zu uns kommen wollen, verzich- 
« ten wir dagegen gern. 

« Die Initiative, von der man bis heute nur weiss, dass ihr Ur- 
€ Sprung bei zwei ehemaligen Inhabern schlechter Häuser zu suchen 
« ist, muss daher als eine leichtfertige, frivole Tat bezeichnet werden. 

« Wenn Ihr nicht wollt, dass eine Anzahl Frauen als minder- 
« wertige Geschöpfe ausser Gesetz gestellt werden; 

« Wenn Ihr nicht wollt, dass ehrbare Frauen in der Umgebung 
« dieser schlechten Häuser gewaltsamen, unehrenhaften Angriffen aus- 
« gesetzt sind, indem man sie mit Dirnen verwechselt; 

« Wenn Ihr nicht wollt, dass die Töchter und Söhne des Volkes 
« in diesen Lasterhöhlen an Körper und Seele zu Grunde gerichtet 
« werden; 

« W^enn Ihr nicht wollt, dass Männer Gelegenheit haben, durch 
« das Laster verführt, sich und ihre Familien in grösste Not zu brin- 
« gen und das Krankheitsgift in ihre Familien zu tragen; 

« W^enn Ihr nicht wollt, dass man zu gunsten einiger Inhaber 
« schlechter Häuser unser Gesetz ändern und für sie ausser Kraft 
« erklären soll, und wenn Ihr nicht wollt, dass diesen der ebenso 
« traurige als reichliche Erwerb leicht gemacht werde; 

« Wenn Ihr nicht wollt, dass der abscheuliche Mädchenhandel, 
« der unabänderlich mit der Duldung und dem Betriebe der Häuser 
€ verbunden ist, wieder aufblühe; 
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«Wenn Ihr nicht wollt, dass der Kanton Zürich in aller Form 
< durch Gesetz das Laster gutheisse und den Angriff auf Anstand 
€ und Sittlichkeit gestatten soll; 

« Wenn Ihr nicht wollt, dass ein Zustand zurückkehre, der 
t eines freien Volkes unwürdig ist, 

« so verwerft die Initiative. 

« Mitbürger ! Gehet zahlreich zur Urne und gebet wie 1897 
« einen deutlichen Fingerzeig, was Ihr über den frechen Angriff auf 
« hohe geistige und materielle Güter des Volkes denkt und schreibt ein- 

« Nein ! 

« Der Vorstand 
< des kantonalen Männer Vereins zur Hebung der Sittlichkeit.» 



« Zur „Anti-Sittlichkeits-Initiative". 

« Unterzeichneter Arbeiter-Verein, 

« in Erwägung: 
« 1. Dass das Zürcher Volk erst im Jahr 1897 seinen Willen be- 
« züglich Beseitigung der „Toleranzhäuser" durch 40,751 Ja 
«gegen 14,710 Nein deutlich genug kundgegeben hat, 

< 2. dass sich seither die sittlichen und gesundheitlichen Verhält- 

« nisse nicht verschlimmert, eher etwas gebessert haben, 

< 3. dass die Verführung der männlichen Jugend durch allgemein 

« bekannte, vom Staate geduldete, patentierte und „beschützte", 

« angeblich vor Ansteckung sichernde Toleranzhäuser viel 

€ grösser wäre, als durch die im Verborgenen schleichende 

« Prostitution, 
« 4. dass diese Häuser den fluchwürdigen Mädchenhandel erfor- 

« dern, dem zumeist Töchter des Arbeiterstandes zum Opfer 

« fallen, 
<<^ 5. dass nach dem Urteil erster medizinischer Autoritäten, wie 

« nach der praktischen Erfahrung ein sittlich reiner Wandel 

« der Gesundheit und Kraft von Leib und Geist nur förder- 

«: lieh ist, 
« 6. dass die Unzucht ein unter allen Umständen zu bekämpfen- 

<j: des, nie aber vom Staat als berechtigt anzuerkennendes und 

« zu schützendes Laster ist, 

< empfiehlt allen Stimmberechtigten und besonders auch den Arbeitern 

< Verwerfung 

< dieser elenden Unsittlichkeits-Initiative. 

« Der evangelisch-soziale Arbeiterverein Zürich. > 

Und für die Initiative : 

« An die Stimmberechtigten ! 

« Es ist für jeden Bürger Pflicht, morgen für die Abänderung 
« des Strafgesetzes der Paragraphen 119, 120, 123 

« Ja zu stimmen. 

« Es ist weder Ort noch Raum, jedem ehrlich denkenden Bürger 
« die demoralisierenden Verhältnisse zu detaillieren; erwähnt seien 
« nur die vielen unehelichen Kinder, die vielen Sittlichkeitsverbrechen 

< von denen Tag für Tag unsere Zeitungen berichten, dazu kommen 
« noch die vielen Vaterschaftsklagen, Ehescheidungen etc.; ebenso 
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< sprechen auch die sanitarischen Gründe gewaltig für Annahme der 

< Ahänderiing des Strafgesetzes. 

< Jeder recht und ehrlich denkende Bürger stimme zu dieser 

< Vorlage 

< Ja! 

« Rechtdenkende Bürger. > 

* 

< Aufruf zur Abstimmung ! 
« Man gebe der 

< Wahrheit die Ehre ! 

< Gegnern der Initiative gegen das Sittlichkeitsgesetz ist es un- 

< möglich, die Prostitution abzuechaffen. Denn so lange das weih- 

< liehe Geschlecht finanziell so schlecht gestellt ist, dass es nur 
« durch strenge Arbeit 1 bis höchstens 2 Franken verdienen kann, 
c wird es zur Prostitution und Winkelunzucht gezüchtet. Denn ein 
« Weib gibt sich erst durch Not der Prostitution preis ! Leider gibt 

< es heute viele hunderte, die sich durch Arbeitsscheu der Winkel- 

< Unzucht widmen, daher ist es nicht mehr wie recht, dass solche 

< unter strenge« sanitarische Kontrolle gestellt werden ; durch diese 
c vielen Arbeitsscheuen leiden viele Unschuldige; diese soll jeder 

< rechtdenkende Bürger schützen, dass sie von den Zudringlichkeiten 

< und gemeinen Zumutungen, denen sie auf allen Wegen ausgesetzt 
« sind, wieder befreit werden. 

« Bürger, welche gegen die zuchtlose Strassenprostitution und 
c Winkelunzucht sind, geben morgen für die Abänderung des Straf- 

< gesetzes ein kräftiges 

< Ja! 

< in die Urne. 

< Einige Arbeiter. » 

< Zur Sittlichkeits-Initiative. 
c Wem es wirklich ernst ist, geordnete sittliche Verhältnisse- 

< wieder einzuführen und die demoralisierenden wieder abzuschaffen, 

< stimme morgen für die Abänderung des Strafgesetzbuches 

« Ja! 
c Jeder unbefangene, rechtlich gesinnte Bürger muss schon 

< längst zur Erkenntnis gelangt sein, dass die gegenwärtige öffent- 

< lieh betriebene Strassen-Prostitution der heranwachsenden Jugend 

< ausserordentlich gefährlich ist, indem sie jährlich Hunderte von 

< Opfern fordert. Unter diesen misslichen Verhältnissen leiden spe- 

< ziell unsere Kellnerinnen, Ladentöchter, Dienstmädchen etc., das- 

< beweisen die vielen unehelichen Kinder, seit Aufhebung der Tole- 
« ranzhäuser fallen nahezu 5000 uneheliche Kinder auf die Stadt Zü- 

< rieh allein. Hier geben uns die Sittlichkeitsapostel keine Auskunft, 

< was gewöhnlich aus diesen armen Kindern wird, denen die nötige 

< Erziehung eines Vaters fehlt, und was aus diesen Mädchen wird, 

< welche von Unholden betört worden sind und jetzt im Elende da- 

< stehen. Daher ist es jedem Bürger von Stadt und Land erste Pflicht, 

< diese Mädchen, welche ihr Brot mit der Hände Arbeit verdienen, 

< vor solchen Gefahren zu schützen und der Vorlage für Abänderung 

< des Strafgesetzbuches morgen mit 

c Ja 

< zu stimmen. 

« Viele stimmfähige Bürger von Stadt und Land. » 
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Das Eesnltat der Abstimmung konnte nach alledem kaum 
zweifelhaft sein : die Initiative trug zu sehr den Stempel ihrer 
Herkunft an sich, die Initianten waren allzu sehr frivol auf eigene 
Faust in den Kampf gezogen, als dass ihnen noch unabhängige 
Elemente hätten folgen können. So konnte ein Eintreten mit 
dem Stimmzettel für die Initiative mehr nur den Charakter einer 
Demonstration gegen den bestehenden Zustand und die unter 
diesem grossgezogene SittlichkeitsschnüflPelei bedeuten. 

Die Beteiligung war sehr gross und ergab folgendes Resultat : 

Initiative gegen das SittlielikeitsgeBetK 



Bezirke 


Ja 


Nein 


Zürich . . 


. . . . 9,833 


12,890 


Affoltem . 


. . . . 240 


2,123 


Morgen . . 


. . . . 1,400 


4,647 


Meilen . . 


. . . . 614 


2,768 


Hinwil . . 


. . . . 831 


5,^41 


Uster . . . 


... 392 


2,955 


Pfäffikon . . 


. . . . 369 


3,209 


Winterthur^) 


. . . . 3,179 


7,368 


Andeltingen 


. . . . 355 


2,905 


Bülach . . 


. . . . 433 


3,590 


Dielsdorf . . 


. . . . 370 


2,167 


Total 


: . . . 18,016 


49,806 


Stadt Zlricli 






Kreis I . . . 


. . . 1,686 


1,632 


» II . . 


... 595 


954 


» III . . 


... 3,940 


3,940 


* IV . . 


... 869 


1,521 


» V . . 


. . . 1,582 


2,973 


Total 


. . . 8,672 


10,382 



Von den Kommentaren zu dieser Abstimmung beglück- 
Tvün sehten der Zürcher Korrespondent der « Basler Nach- 
richten > und die Eedaktion des (protestantisch-konservativen) 
c Berner Taglatt > das Zürcher Volk zu dieser Zerschmetterung 
der Bordellinitiative. 

Etwas anders beurteilte eine Korrespondenz, die in mehreren 
Zeitungen, z. B. in der c Thurgauer Zeitung >, erschien, die Sache: 

« . . . . Kein Bezirk stellte sich an die Seile der Initianten. Die 

< Stadt Zürich verwarf allerdings nur mit kleiner Mehrheit, mit 10,382 

< gegen 8672, der dritte Kreis gab 600 mehr Ja, der erste 54. Gerade 

*) Stadt: 2672 Ja, 2t30 Nein. 
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überraschend kam das freilich nicht; denn in der ^tadt sind die 
Verhältnisse bei dem heute gesetzlichen Stand der Dinge nichts we- 
niger als befriedigende, v.nd ein grosser Teil der Nein fiel nur des- 
wegen, weil es sich nicht lohnte, mit den Initianten zu stimmen, die 
uns nichts Besseres bringen wollten, vielmehr, zum Teil wenigstens, 
sich bestrebten, das Laster direkt materiell auszubeuten. > 

Noch skeptischer lautet eine Zürcher Korrespondenz des 

« St. Galler Stadtanzeiger » vom 4. Februar 1904, aus der 

wir hervorhehon : 

< .... Wenn es möglich wäre, mit Hülfe der Polizei die Pro- 
; stitution auszurotten, so hätten diese Strafvorschriften unbedingt 
. den Anbruch eines Zeitalters absoluter vSittlichkeit für Zürich be- 
. deutet: aber leider ist die Sittenpolizei dem Geschlechtstrieb gegen- 

< über gerade so ohnmächtig, wie die politische den revolutionären 

V Gedanken. Die Toleranzl\äuser verschwanden, dafür nistete sich 
die Prostitution in Winkel wirtschaften, Zigarren- und Ansichts-, 

^, oder richtiger Absichts-Postkartenläden ein. Die Polizei nahm jede 
« Woche ein oder mehrere dieser Nester aus, aber sie vermehrten sich 
« schneller. Vielen dieser Dirnen konnte nichts geschehen, da sie das 

< Gewerbe auf eigene Rechnung trieben und — wenn sie nicht Aus- 
<: länderinnen waren — nicht ausgewiesen werden dürfen. Das 

< Schlimmste aber war, dass dieser Winkelprostitution gegenüber jede 

V hygienische Kontrolle aufhärte. Man hat nun allerdings eine Zu- 

< nähme der CJeschlechtskrankheiten offiziell nicht konstatiert, aber 
« die offiziellen Zahlen geben nur über die Frequenz der medizini- 
«; sehen Poliklinik Aufschluss, nicht über die Fälle der Privatpraxis. 
« Darüber vernimmt man nun freilich andere Informationen, aber die 

< Ärzte sind eben auch Menschen und sind Leute, die von ihrem Be- 
« rufe leben; sie hatten keine Lust, sich dem Strom der Sittlichkeits- 
« bestrebungen offen entgegenzustemmen, um so weniger, als die Ini- 
« tiative, durch welche wieder eine Kontrolle der Prostitution ein- 
« geführt werden sollte, einen Ursprung hatte, der die unreinliche 
«: Sache noch unsauberer machte. 

N< Es war in Zürich offenes Geheimnis, dass hinter den Stroh- 
4. männern der Initiative ehemalige Bordellinhaber und Mädchenhänd- 

< ler standen, denen die Volksgesundheit höchst gleichgültig ist, das 
« edle Geschäft aber um so mehr am Herzen liegt. 

« Keine Partei wollte deshalb der Initiative zu Gevatter stehen, 

< die verlangte, es sollte auf 10,000 Einwohner je ein Toleranzhaus 
« „bewilligf* werden. Regierung, Kantonsrat und Presse waren ein- 
« mutig in der Ablehnung, nur in Inseraten unzweideutigen Ursprungs 
« ^vurde die Initiative verfochten. Ihre Ablehnung war sicher, sie 

< erfolgte denn auch mit noch grösserer Mehrheit als am 27. Juni 1897 
« die Abschaffung der Toleranzhäuser .... In diesem Gesamtresultat 
<: steckt aber ein Detail, das zu denken gibt: die Stadt Zürich lieferte 

< 1897 eine abolitionistische Mehrheit von 4417, diesmal nur noch von 

< -1710 Stimmen. 

« Ähnlich hat sich das Verhältnis in Winterthur verschoben. 
<^. Die Kreise 1 und III der Hauptstadt haben sogar, wenn auch Init 
<: kleiner Mehrheit, die Initiative angenommen. In dieser Verschie- 

< bung der Stimmenzahlen liegt nun zweifellos ein sehr deutliches 
« Zeichen dafür, wie ungünstig man in den am meisten von der Win- 
« kelprostitution heimgesuchten Quartieren über die Abschaffung der 

< Kasernierung denkt. 
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« Und dass man auch in offiziellen Kreisen nicht glaubt, das 
€ Übel mit der Abolition ausgerottet zu haben, dass man insbesondere 

< die hygienischen Nachteile als ernst betrachtet, bewies am Montag 
4 nach der Abstimmung der Kantonsrat, indem er die Regierung ein- 
<: lud, eine Professur und Klinik für Geschlechtskrankheiten zu er- 
« richten. Damit kann schon viel Gutes gewirkt werden, aber gründ- 
« lieh hilft das nicht; solange das Strafgesetz eine ständige Kontrolle 

< der Prostituierten einfach unmöglich macht, wird man den Haupt- 
« herden der venerischen Krankheiten nicht beikommen. Eine„Sitt- 
€ lichkeit" aber, bei der die Volksgesundheit zu Grunde geht, ist eine 
« zweifelhafte Errungenschaft, und deshalb wäre es Pflicht der Ärzte 

< und des Kantonsrates, möglichst bald eine neue vernünftige Rege- 
« lung dieser Verhältnisse vorzuschlagen; die jetzige Winkelprosti- 
€ tution ist ein ärgeres Übel, als je die Toleranzhäuser es waren. » 

Ein gutes Wort scheint uns endlich die « Neue Zürcher 

Zeitung * nach der Abstinimung gesprochen zu haben : 

«Mit 40,564 gegen 14,697 1) Stimmen hat das Zürcher Volk am 
« 27. Juni 1897 die Vorlage des Kantonsrates angenommen, durch 
« die ins Strafgesetzbuch etliche neue Artikel, die sogenannten Sitt- 
« lichkeitsparagraphen, eingefügt wurden. Mit noch stärkerer Mehr- 
■4' heit — 49,598 gegen 18,010 ^) — hat es gestern jene Entscheidung 
« bestätigt und einen Versuch, sie umzustossen, abgewiesen. Das 
« Land hat wiederum wuchtig bekundet, wie ernst und streng es in 
st Sachen der Sittlichkeit denkt. In der Stadt hat sich eine gewisse 

< Verschiebung der Stimmenverhältnisse vollzogen, die darauf schlies- 
« sen lässt, dass die Erfahrungen, die mit dem neuen System gemacht 
«: wurden, nicht von allen günstig beurteilt werden: 1897 waren es 
« 10,513 Ja gegen 6096 Nein; diesmal ist die Zahl der Abolitionisten 
« ein wenig gesunken, auf 10,382, während die Anhänger des Tole- 

< ranzsystems ihre Zahl auf 8672 ansteigen sahen. Die Verschie- 
« bung ist nicht sehr bedeutend, sie darf aber auch nicht unbeachtet 

< gelassen werden. Für einen längern Zeitraum dürften freilich ähn- 
« liehe gesetzgeberische Versuche wie der gestern abgewiesene unter- 

< bleiben. Zumal die Urheber der Initiative sollen sich gesagt sein 
« lassen, dass jeder von ihrer Seite unternommene Vorstoss gegen 
« den heutigen Zustand von vornherein aussichtslos ist. Wenn je 
« einmal eine Revision unserer Sittlichkeitsgesetzgebung ernstlich in 

< Betracht kommen sollte, so müsste die Anregung von uninteressier- 
« ter Seite, Juristen, Ärzten und Richtern ausgehen. Wir hoffen, der 
« Anlass dazu finde sich nicht. > 

Auch die Zeitschriften, die sich mit den Fragen der 
Prostitution befassen, beschäftigten sich mit dieser Abstimmung ; 
der « Abolitionist > natürlich jubelnd (III. Jahrgang, Nr. 3 
und 4) ; die < Zeitschrift für Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten > in Nr. 5 etwas zurückhaltender. 



Sehr charakteristisch ist das Nachspiel, das die Initiative 
am Tage nach der Volksabstimmung im Zürcher Kantonsrate 
hatte. Man höre : 



') Die offizielle Zahl differiert nur ein weniges, s. o. S. 97. 
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< Stadtrat Erismann stellt den Antrag, den Regierungsrat eiii- 
« zuladen, die Frage zu prüfen, ob nicht an der medizinischen Fa- 

< kultät der Hochschule eine besondere Professur für Hautkrankhei- 

< ten und Syphilis, beziehungsweise (Geschlechtskrankheiten einzurioh- 

< ten und derselben eine besondere Abteilung des Kantonsspitals ein- 

< zuräumen sei. Was wir heute davon haben, ist zu viel und zu 

< wenig, namentlich qualitativ. Die Sittlichkeitsinitiative haben Avir 

< nun glücklich hinter uns, damit ist aber die Prostitution nicht ver- 
« seh wunden, sie hat sich nur von der Oberfläche zurückgezogen 

< und es gehören mehr als bloss polizeiliche Massnahmen dazu, das 

< Übel auszurotten. Spezialisten behaupten, es gebe eine sehr grosse 
« Zahl von Geschlechtskranken. Von 787 in der Stadt Zürich vom 

< 1. Januar 1902 bis 30. Juni 1903 aufgegriffenen Dirnen wTirden 39 

< Prozent geschlechtskrank erfunden und nur ein kleiner Teil der- 
« selben konnte ärztlich und klinisch behandelt, resp. geheilt werden. 
« Auch die Hautkrankheiten bedürfen einer grösseren Beachtung. 
« Bern hat schon seit vielen Jahren eine besondere Klinik für Haut- 

< krankheiten und Syphilis mit je weilen 50 und mehr Zuhörern, Lau- 

< sänne und Genf besitzen dafür ebenfalls eigene Professoren und 
« Kliniken,* ebenso die meisten deutschen Hochschulen. Der Regie- 
« rungsrat soll darüber eventuell nicht bloss das Gutachten der Pro- 
« fessoren einholen, sondern auch der praktischen Ärzte. Prof. Zur- 
« eher unterstützt den Vorredner lebhaft; auch die seinerzeitige Kom- 
« mission für die Sittlichkeitsinitiative verschluss sich einem ähnlichen 
€ Gedankengange nicht. Wir haben im Strafgesetz Bestimmungen 

< gegen vorsätzliche und fahrlässige Verbreitung ansteckender Krank- 

< heiten. Erziehungsdirektor Locher nimmt den Antrag Erismann 

< entgegen. Vielleicht wäre derselbe richtiger beim Budget ergangen, 
«: die Abstimmung vom 31. Januar aber wird dafür die richtige Basis 

< sein. Die Stadt Zürich sollte freilich auch einmal ernst machen mit 

< Aufhebung gewisser Häuser, die in aller Munde sind. Pflilger kon^ 
« statiert, dass die Geschlechtskrankheiten zu den infektiösen gehören 
« und er meint, es sollten die Ärzte allgemein angefragt werden, wie 
« sie sich den Kampf gegen diö Geschlechtskrankheiten denken. 

< Stadtrat Welti behauptet, dass polizeilich und strafrechtlich das 

< Übel nicht genügend abgegraben werden könne, die sanitarische 

< Behandlung hat hinzuzukommen. Die Machtmittel der Polizei schon 

< gegenüber den Dirnen sind sehr beschränkte, in die Häuser einzu- 

< dringen hat sie kein Recht. Die Polizei der Stadt Zürich tut ihr 

< möglichstes. Dr. Kraft meint auch, zu grossen Resultaten w^erde 
« man nicht gelangen, solange man nicht dazu komme, die Geschlechts- 

< krankheiten wie andere infektiöse Krankheiten einer möglichst all- 
c gemeinen Behandlung zuzuführen. Mit dem Strafgesetz soll man 
«: sehr vorsichtig umgehen, es war die Gesetzgebung von 1897 eben 

< doch ein Fehler. Die Prostitution wird nicht wirksam zu bekämp- 

< fen sein, solange man den Kampf meint mit dem Strafgesetz führen 

< zu können. Dr. Schmid hat dieselbe Überzeugung, der Schwer- 
« punkt liegt in der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. Prof. 
« Schneider meint dagegen, die Ärzte seien doch nicht Denunzianten, 

< und Gerichte und Behörden animieren sie nicht zur Verletzung des 

< Ärztegeheimnisses. Auch Wolf weiss nicht, was aus dem Straf- 

< gesetz zu entfernen wäre, die Prostitution steht ja nicht unter Strafe, 
« sondern nur die Kuppelei. Dr. Kraft hält daran fest, dass das 

< Strafgesetz in praxi eben doch auf eine Verfolgung der Prostitution 
« hinauslaufe. Der Antrag von Dr. Erismann wurde schliesslich 

< ohne Opposition gutgeheissen. > 
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Die eben genannte « Zeitschrift für Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten > bezeichnete die Annahme des Antrags 
Erismann als das einzig gute, was die Initiative gebracht 
habe. 

Wir kehren zurück zum oben abgedruckten Wort der 
« Neuen Zürcher Zeitung > und sagen : Mit der Ablehnung 
dieser Initiative ist die Prostitutionsfrage in Zürich in keiner 
Weise endgültig entschieden. 

* * 

Als Resultat des zweimaligen Kampfes in Zürich be- 
zeichnen wir an Hand dessen, was bei der zweiten Ab- 
Stimmung in die Öffentlichkeit gedrungen und auf Grund 
zuverlässiger Mitteilungen und Beobachtungen: 

1. Das nächste Ziel des «Sittlichkeitsgesetzes», die 
Unterdrückung der Bordelle, ist erreicht und konnte durch- 
geführt werden durch strenge Handhabung der gesetzlichen 
Bestimmungen; die staatliche Reglementierung ist abgeschafft. 

2. Dieses Ziel ist indessen erreicht worden unter Zu- 

♦ 

nähme der geheimen Winkelprostitution, die sich als unaus- 
rottbar erwiesen hat. 

3. Hand in Hand mit der Bekämpfung jeglicher Kuppelei 
geht eine unerträglich werdende Sittlichkeitsschnüffelei ^), an- 
geregt und unterhalten durch die Sittlichkeits vereine, die zu 
vielfachen Übergriffen der Polizei und Eingriffen in das 
heiligste des Privatlebens führt. Dies ist eine notwendige Folge 
der bestehenden strengen Gesetzgebung und deren Anwendung. 

4. In gesundheitlicher Beziehung scheinen die offiziellen Zah- 
len zwar eher eine Besserung anzudeuten. Sie sind aber in 
keiner Weise beweisbildend, indem entgegen dem frühern 
Zustande kein Spitalzwang für aufgegriffene Dirnen besteht 
und die Zahl der in Privatbehandlung befindlichen oder der 
sich gar nicht behandeln lassenden Geschlechtskranken nicht 
bekannt ist. Es geht doch aus den Äusserungen von medi- 
zinischer Seite hervor, dass der gegenwärtige Zustand, hygienisch 
genommen, unhaltbar ist. 

5. Ob eine Zunahme derjenigen Sittlichkeits verbrechen statt- 
gefunden hat, die nicht erst im «Sittlichkeitsgesetz» neu ge- 
regelt und zum Teil erst neu unter Strafe gestellt worden 

*) Vergleiche hierzu die Beratung des Geschäftsberichtes des Stadtrates 
für 1903 im Grossen Stadtrat, Sitzung vom 17. Dezember 1904, wo sich der Re- 
ferent (Rechtsanwalt Dr. A. Keller) dahin ausdrückte : „Es müssen hinter den 
3391 Rapporten sehr viele Sittlichkeitsdenunziationen stecken, an denen nichts 
war. Die Polizei ist auf diesem Gebiet offenbar sehr eifrig. Natürlich will die 
Kommission ihren braven Eifer nicht dämpfen, sie fragt sich nur, ob die Polizei 
dazu auch noch Augen für anderes behalte." („Neue Z. Z." Nr. .352, v. 19. Dezember 
1904, Morgenblatt.) Dazu viele gravierende, private Mitteilungen. 
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sind, ist zweifelhaft; es gilt in dieser Beziehung das in der 
regierungsrätlichen Weisung zur Anti-Sittlichkeits-Initiative g-e- 
sagte. Dagegen ist eine Zunahme der vorübergehenden « wilden - 
Verhältnisse unbestreitbar zu konstatieren. 

6. Über indirekte Folgen des bestehenden Zustande», 
hinsichtlich ausserehelicher Vaterschaften, Eingehung von 
Ehen u. s. w. ein Urteil abzugeben, erscheint noch verfrüht^). 



Dritter Abschnitt. 

Übrige Kantone. 

Vorbemerkung, In den übrigen Kantonen spielt die 
Prostitutionsfrage im allgemeinen gar keine oder eine höchst 
imtergeordnete Rolle. Hinsichtlich der Strafbestimmungen ist 
auf das oben, Seite 16, mitgeteilte zu verweisen. Verurtei- 
lungen wegen Kuppelei, in den Kantonen, die die einfache 
Unzucht bestrafen, auch wegen solcher, kommen überall vor ; 
allein eine wirkliche, «Prostitutionsfrage» hat sich nirgends 
gebildet, auch nicht im Kanton Baselstadt, wo Kuppeleiver- 
bot herrscht, wo aber der Dirnenzuzug aus den angrenzenden 
deutschen Landesgegenden, namentlich aus dem Elsass, recht 
gross ist. Nur drei Kantone geben zu besonderer Behandlung 
Anlass: es sind das Bern, Neuenbürg und Waadt. 

I. Die Prostitutionsfrage im Kanton Bern. 

Das derzeit geltende Strafgesetzbuch für den Kanton 
Bern vom 30. Januar 1866 bedroht sow^ohl die gewerbsmäs- 
sige Unzucht als auch die gewerbsmässige Kuppelei mit Strafe 
in folgenden Bestimmungen: 

Art. 164. Weibspersonen, welche gewerbsmässig Unzucht 
treiben, werden mit Gefängnis bis zu 60 Tagen oder mit 
Korrektionshaus bis zu 8 Monaten bestraft. 

Art. 168. Wer gewerbsmässig die Unzucht von Personen 
des einen oder des andern Geschlechts begünstigt, wird mit 
Gefängnis von 14 bis zu 60 Tagen oder mit Korrektionshaus 
bis zu 8 Monaten, womit Geldbusse bis zu 500 Franken 
verbunden werden kann, bestraft. 

(Absatz 2 zeichnet trügerische Vorgaben aus.) 



») S. den Versuch bei Zürcher a. a. O. S. 329 flF. 
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Die Klagen über mangelhafte Anwendung und Unwirk- 
samkeit dieser Bestimmungen reichen weit zurück^). 

Das ^Memorial des Gemeinderates der Stadt Bern an den 
tit. Regierungsrat des Kantons Bern zur Verständigung über 
die gegen das Prostitutionsunwesen zu ergreifenden Mass- 
nahmen», vom 17, März 1873, dient uns als Quelle. 

In diesem Memorial geht der Gemeinderat (Präsident : 
von Büren; Stadtschreiber: Wyss) davon aus, dass die na- 
mentlich seit Ende der Fünfzigerjahre zu konstatierende Über- 
handnähme der gewerbsmässigen Unzucht auf zwei Faktoren 
zurückzuführen sei: auf die Schwächung der Stellung der 
Stadtpolizei gegenüber dem Staate, und auf die laxe Gerichts- 



*) Zitiert sei das charakteristische — anonyme — Schriftchen: «Üher die 
Zunahme der Verbrechen und der Demoralisation unter der Herrschaft des Ra- 
dikalismus, insbesondere im Kanton Bern.» Ohne Jahreszahl, vermutlich aus dem 
Anfang der Sechzigerjahre. Vgl. folgenden Passus : 

«Wir haben endlich hier noch des ernstesten, schrecklichsten und wahr- 
scheinlich verbreitesten Lasters, der Unkenschheit , zu erwähnen. 

Zu jeder Zeit war Bern in dieser Beziehung schlecht beleumdet und wir möch- 
ten in diesem Punkte den Radikalismus nicht ungerechterweise anklagen. Kann 
man uns in der Schweizergeschichte irgend eine Zeitepoche anführen, in welcher 
die Heiligkeit der Ehe offener von Männern mit Füssen getreten wurde, die ver- 
möge ihrer hohen Stellung ganz besonders dem Volke mit gutem Beispiel voran- 
gehen sollten? Wie viele Skandale haben uns die letzten Jahre gebracht! Wie 
viele bekannte Maitressen, wie viele offenkundige Ehebruchsfälle ! Die Flut hat 
allmählig Gesetze und Verordnungen wider die Unkeuschheit weggeschwemmt. 
Die Stadt, so ganz dt/r modernen Strömung hingegeben, verspürte bald auch die 
Folgen davon. Das Übel nahm in der Weise überhand, die „edelmütigen und 
hingebenden Mädchen", wie sie ein einstiger Magistrat der Eidgenossenschaft 
nannte, wurden so schamlos und dem Publikum so lästig, dass die Kirchenvor- 
stände der drei Kirchgemeinden der Hauptstadt sich veranlasst sahen, im Verein 
Vorstellungen an die Behörden zu richten. Ihre Beschwerde stützte sich auf ein 
Verzeichnis von beiläufig fünfzig Bade-, Keller-, Pinteuwirtschaften und Privat- 
häusern, die notorisch als Prostitutionsorte bekannt sind, und auf eine beinahe 
ebenso grosse Zahl von Konkubinaten. Die Behörden erkannten unter diesen 
Umständen die Ausdehnung des Übels und die Notwendigkeit der Handhabung 
einer strengeren Polizei. Leider genügte der gute Wille in einer so schwierigen Ange- 
legenheit nicht. Nichts Ernsthaftes wird und kann geschehen, wie wir sehen werden, 
auch wenn es den energischen Anzeigen und Reklamationen der ehrbaren Leute der 
Brunngasse gelungen ist, die öffentlichen Dirnen, welche ihnen zur Last fielen, zu ent- 
fernen. DasÜbelhatweiter um sich gegriffen und mit dem angewendeten Verfahren 
^elangtmanamEnde nur dazu, die Prostitution in ein eigenes Quartier zu konzen- 
trieren. Sollen wir nun noch von den Gefahren sprechen, welche Lehrlinge. Arbeiter, 
Mägde, junge Leute aller Stände, besonders junge Mädchen aus den armen Klassen, 
die oft von ihren entarteten Müttern preisgegeben und verkauft werden, ausgesetzt 
sind? Sollen wir von dem reden, was im Gefolge unserer glänzenden Volksfeste einher- 
schreitet, wie da der Patriotismus, nachdem er sich erhitzt hat, an den schlimmsten 
Orten sich herumtreibt und dann in zynischer Weise darüber klagt, dass die Ver- 
gnügungen so teuer zu stehen kommen ? Sollen wir von dem üblen Einflüsse 
sprechen, den die Stadt Bern in dieser Beziehung auf die jungen Militärs, die 
aus allen Teilen des Kantons kommen, ausgeübt bat ? Die Gefahr wäre fürwahr 
für sie weniger gross, wenn sie in den Krieg gesandt würden ! Wie viele kehren 
heim mit verhärtetem Gewissen und bringen die Korruption nach den entlegensten 
Weilern und Höfen ; wie viele kommen wieder unter das väterliche Dach mit 
Keimen scheusslicher Krankheiten. Wie viele Haushaltungen werden gestört und 
dem Ruin zugeführt ! Wie viele Verbrechen entstehen, wie viele Opfer müssen 
fallen auf der mit Blumen bestreuten, aber mörderischen Strasse des Lasters ! 
Die Hälfte der Verbrechen, so hat uns ein kompetenter Beamte versichert, hat 
ihren Ursprung an dieser vergifteten Quelle. Doch genug von diesem traurigen 
Gegenstände, den wir nicht ohne Besorgnis berührt haben ; denn hier ist der 
empfindlichste Punkt, und wenn unsere Schrift da und dort den Zorn erregen 
sollte, so ist es deshalb, weil sie dieses Meisterwerk des schlechten Geistes anzu- 
tasten gewagt hat.» 
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praxis und Rechtssprechung (u. a. Freisprechung zweier no 
torischer Bordellwirte ; Bestrafung von Polizeibediensteten 
wegen Hausrechtsverletzung, « wenn sie sich veranlasst sahen, 
in ein notorisches Bordell zu Handhabung von Polizei und 
Ordnung einzutreten, oder etwa im Hausgang eine bereits 
unter der Laube auf der Lauer ertappte und dann entwischte 
Dirne abzufassen u. dgl. mehr»). 

Das Memorial bezog sich auf eine Eingabe eines zum 
Zwecke der Bekämpfung der Misstände im Prostitutions- 
wesen eingesetzten Komitees (des sogen. Schlüsselkomitees). 
Dieses Komitee hatte, gestützt auf eine Versammlung, folgende 
Vorschläge eingereicht : 

a) Überweisung der Strafuntersuchungen in Fällen der 
gewerbsmässigen Unzucht an den Polizeirichter, statt, 
wie bisher, an das Amtsgericht (zwecks Durchführung 
eines rascheren Verfahrens) ; 

h) Beifügung eines Vorbehaltes zu Art. 164 Strafgesetzbuch 
(bezw. dann auch zu Art. 168), dahingehend, dass 
gegen die gewerbsmässige Unzucht und die Platzgeberei 
nur dann strafrechtlich eingeschritten werde, wenn die 
betreffenden sich den polizeilichen Anordnungen in 
dieser Beziehung nicht unterziehen wollen, bezw. den- 
selben zuwiderhandeln. 

Diese Abänderung sollte die sogen. «Regulierung» der 
Prostitution ermöglichen. (Sie steht also im diametralen 
Gegensatz zu den Bestrebungen der Abolitionisten.) 

Der G^meinderat stimmte im Memorial dem ersten Vor- 
schlage des Schlüsselkomitees bei, nicht dagegen dem zweiten. 
Da uns dieser zweite Punkt im besondern interessiert, lassen 
wir die Begründung des Memorials hier wörtlich folgen — 
es ist aus ihr auch der Entwicklungsgang bis dorthin ersicht- 
lich. Der Gemeinderat führte aus: 

« Der Gemeinderat glaubt, so viel an ihm, ein Vorgehen in die- 
sem Sinne nicht beantragen zu können und zwar aus folgenden! 
Grunde : 

« Abgesehen von der immerhin wichtigen Frage, ob eine der- 
artige Modifikation für den anzustrebenden Zweck wirklicli nötig 
und ob damit nicht eher eine Schwächung der Kepressionsbestim- 
mungen herbeigeführt werde? — muss der Gemeinderat dafür halten, 
es sei die Frage der Aufnahme eines solchen Vorbehalts im Strafge- 
setz bereits eine vom Grossen Rat selbst endgültig erledigte Sache, 
auf welche man nicht wohl zurückkommen könne. Es sei daher eine 
Spezialabänderung der fraglichen Artikel auf dem Wege der Gesetz- 
gebung nach der Lage der Dinge nicht wohl ausführbar, um so 
weniger als jetzt eine solche Abänderung eines bestehenden Gesetzes 
auch der Volksabstimmung unterbreitet werden müsste. 
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« Wir haben in dieser Beziehung darauf hinzuweisen^ dass bei 
der zweiten Beratung des Strafgesetzbuches noch ein Autrag 
und zwar von selten des Redaktors des Gesetzesentwurfes — Herrn 
Oberrichter Burri — gestellt wurde, welcher gerade die Beifügung 
des nämlichen Vorbehalts bezweckte, indem derselbe zu Art. 164 nach 
dem Worte „werden" die Worte beizufügen vorschlug: 

„polizeiliche Anordnungen vorbehalten auf Antrag der Po- 
„lizeibehörde" 
und damit im Zusammenhang zu Art. 168 (Platzgeberei) nach dem 
W^orte „wird" — die Worte: „auf Antrag der Polizeibehörde". 

€ Das Motiv dieses Antrages war eben das jetzt auch wieder 
geltend gemachte, nämlich der Polizeibehörde eine gewisse Regulie- 
rung der Prostitution gesetzlich zu ermöglichen. 

« Allein dieser Antrag fand im Grossen Rat Widerstand und in 
der Abstimmung wurde der also vorgeschlagene Vorbehalt zu Art. 164 
ausdrücklich verworfen, dagegen die doch damit im Zusammenhang 
stehende zu Art. 168 beantragte Einschaltung merkwürdigerweise an- 
genommen. 

« Dieser letztere im Jahr 1866 wirklich beschlossene und im ge- 
druckten Gesetzbuch auch aufgenommene Zusatz zu Art. 168 gab in- 
des bald — weil aus seinem Zusammenhang gerissen — zu verschie- 
denen irrigen Auffassungen Anlass, weshalb — auf gestellte Motio- 
nen hin — schliesslich auch dieser Vorbehalt durch das Interpreta- 
tionsdekret vom 13. März 1868 ausdrücklich vom Grossen Rate ge- 
strichen wurde. 

€ Also durch zwei nach einlässlichen Debatten gefasste Be- 
schlüsse und im völligen Bewusstsein der ratio legis hat der Gesetz- 
geber seinen Willen ausgesprochen, dass in diesen betreffenden Ge- 
setzesartikeln kein derartiger Vorbehalt aufgenommen werden solle. 

« Auch den im Bericht unserer Sanitätskommission vorgeschla- 
genen Ausweg der Erlassung eines Spezialdekretes durch den Gros- 
sen Rat, in welchem dem Regierungsrat die Ermächtigung erteilt 
Avürde, „für Ortschaften, in welchen die öffentliche Wohlfahrt es ge- 
bietet, Ortspolizeireglemente zu sanktionieren, welche die Anwend- 
barkeit des Art. 164 (und 168) des Strafgesetzbuches beschränken" 
— könnte der Gemeinderat nicht befürworten, weil er es für inkon- 
stitutionell halten muss, durch ein blosses grossrätliches Dekret 
Änderungen oder Abweichungen in bestehenden Gesetzen einzufüh- 
ren. Die Abänderung eines Gesetzes darf nur durch ein vorschrifts- 
gemäss erlassenes späteres Gesetz geschehen. Ein Gesetz muss aber 
der Volksabstimmung unterworfen werden. » 

Dagegen schlug der Gemeinderat den Erlass eines Orts- 
polizeigesetzes vor, sowie eine Verständigung mit den Kan- 
tonalbehörden. Über die uns besonders interessierende 
Frage der «Repression und Regulierung des Prostitutions- 
unwesens » führt das Memorial aus : 

« Dass auf dem Wege der blossen Schärfung der Strafgesetze 
und der Polizei allein, d. h. auf dem Wege der blossen Repression, 
die Prostitution niemals vollständig unterdrückt und aufgehoben, dass 
auch dem Unheil, welches sie in einem Lande oder einer Stadt stiftet, 
damit allein nicht genügend gesteuert werden kann — ist ein fest- 
stehender Erfahrungssatz. 

Weiss, Prostitutionsfrage. 9 
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« Dass die Prostitution als ein erbliches Gebrechen der mensch- 
lichen Gesellschaft so alt ist, beinahe wie diese Gesellschaft selbst, so- 
weit zurück nachzuweisen ist, als es grössere Zentren der mensch- 
lichen Bevölkerungen, d. h. namentlich „Städte", gegeben hat; dass 
das Altertum so gut wie die neuere Welt in Mittelalter und Neuzeit 
sich mit diesem Gebrechen und Übel vielfach zu befassen hatte, braucht 
der weiteren Erörterung hier nicht. Viele Schriften von kompetenten 
Sachverständigen, Staatsrechtslehrern, Kriminalisten, Polizisten und 
Medizinern sind darüber erschienen und doch ist die Frage noclk 
immer nicht als vollständig gelöst zu betrachten: 

< Welche Massregeln für die Eindämmung und Unschädlich- 
machung der Prostitution die imbedingt besten seien? 

< Die verschiedenen Systeme haben ihre eifrigen Verfechter und 
ihre ebenso eifrigen Gegner. 

« Es wird dem Gemeinderat von Bern deshalb nicht zugemutet 
werden, dass er die allein richtige Lösung zu bringen habe, zu brin- 
gen vermöge. 

< Wir haben uns deshalb hier vorderhand nur mit den verschie- 
denen Anregungen zu befassen, welche über das in Sachen Vorzu- 
kehrende gefallen sind, und der weitern Verständigung muss vorbe- 
halten bleiben, das Erreichbare, das Mögliche und das Zweckmässig- 
ste zu finden. Es muss aber an die Spitze gestellt werden der Satz: 

« „Keine Regulierung ohne gleichzeitige Möglichkeit der ener- 
gischen Repression." 

< Mit der Repression muss die Eindämmung und die Lokalisie- 
rung der als Übel anerkannten, aber nicht zu vertilgenden Prostitu- 
tion in der Weise angestrebt werden, wie es das hiervor angeführte 
regierungsrätliche Reskript bezeichnet. 

< Und was sodann unter der sogenannten „Regulierung" ver- 
standen werden soll, darüber wird eben auch eine genaue Erörterung 
und Einigung zwischen den beidseitigen Behörden stattfinden müssen. 

« Jedenfalls ist darunter keineswegs irgend welche Gutheissung 
oder behördliche Sanktion des schlimmen Gewerbes zu verstehen, son- 
dern hauptsächlich die Anwendung solcher Vorkehren, die zur mög- 
lichsten Unschädlichmachung der Prostitution in sittlicher und sani- 
tarischer Beziehung führen. 

< Die Vorstellung der Schlüssel-Versammlung gibt über eine 
solche Regulierung einige Andeutungen, kommt aber dabei zum 
Schluss, dass auch sie sich nicht anmasse: 

« „in dieser ebenso ernsten als schwierigen Sache den Stein 

der Weisen entdeckt zu haben." 

« Allein schon diese Andeutungen sind in der Bevölkerung miss- 
verstanden worden, indem daraufhin eine mit zahlreichen Unterschrif- 
ten versehene „Erklärung" an den Gemeinderat gelangte, in welcher 
die betreffenden unter Hinweisung auf die vorgenannte Petition sich 
veranlasst sahen: 

« „entschieden gegen die allfällige Errichtung öffentlicher 

Häuser, sowie gegen irgend welche Patentierung öffentlicher 

Dirnen zu protestieren." — 

< Das Schlüsselkomitee in seinem Schreiben vom 5. November 
1872 erläuterte sich hierauf dahin: 

« „dass seine frühere Eingabe weder die Errichtung von 
neuen öffentlichen Häusern noch die Ausstellung von Karten 
speziell verlange." 



n 
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« „Was die Eingabe anstrebe, das sei die polizeiliche Ein- 
schränkung der tolerierten Dirnen und ihre regelmässige ärzt- 
liche Untersuchung." 

« Man sieht hieraus schon, wie die Ansichten auch über diese 
Frage auseinandergehen. 

« Die Sanitätskommission in ihrem Bericht umgeht ebenfalls die 
nähere Erörterung und bestimmte Beantwortung der „sehr schwierig 
zu lösenden Frage, in welcher Weise für unsere Gemeinde die Regu- 
lierung der Prostitution angestrebt werden solle?" und beschränkt 
sich darauf, von ihrem Standpunkt aus den Gegenstand in sanit ari- 
scher Beziehung zu beleuchten. 

« Das System der polizeilichen Einrichtung und Konzessionie- 
rung öffentlicher Häuser — wie dasselbe bis 1828 hier eingeführt 
war, dann aber vom Kleinen Rat aufgehoben wurde — ist nach allem, 
was dem Gemeinderat darüber bekannt geworden, der Anschauungs- 
weise unserer Bevölkerung vollständig zuwider und der Gemeinderat 
teilt auch seinerseits diese Anschauungsweise. Durch die Fassung 
der betreffenden Artikel des Strafgesetzbuches ist übrigens dieses Sy- 
stem direkt ausgeschlossen, der Gesetzgeber hat sich ebenfalls da- 
gegen ausgesprochen; es muss daher von demselben Umgang genom- 
men werden. 

< Allein zwischen Konzessionierung und Patentierung öffent- 
licher Häuser und gar nichts — wie dies bis jetzt der Fall war — 
scheint doch noch ein ziemlich weites Feld zu sein, auf welchem Mass- 
nahmen gefunden werden dürften, das Übel der Proslitution in Hin- 
sicht auf ihre schlimmen Einflüsse sowohl auf die öffentliche Sitte 
imd Anstand, auf die Sittlichkeit überhaupt, als auch in Hinsicht auf 
die Gesundheit der Bevölkerung in die gebührenden Schranken ein- 
zudämmen und möglichst unschädlich zu machen. 

« Über alle diese Fragen tut aber offenbar eine eingehende Ver- 
ständigung not. » 

Die Eingabe scheint zu einer Art Duldung und Eegle- 
mentierung der Prostitution geführt zu haben. Dem — oben 
im II. Abschnitt verwendeten — Gutachten des zürcherischen 
Sanitätsrates entnehmen wir nämlich die Angabe: Trotz 
Art. 168 bernischen StGB hatte sich seit einer Reihe von 
Jahren bei einzelnen Polizeibehörden (Bern, Biel) die Tendenz 
einer wenigstens teilweisen Duldung und Reglementierung der 
Kuppelei und Prostitution geltend gemacht. «Aus den amt- 
lichen Erhebungen ging hervor, dass der erste Versuch einer 
Reglementierung aus dem Jahre 1877 datiere. Damals be- 
standen sechs « geduldete » Häuser — von welchen zwei seit- 
her eingegangen sind — unter sittenpolizeilicher und sani- 
tarischer Kontrolle, welche zugleich als « Logierhäuser » hohe 
Einkommensteuern bezahlten. Gegen die Gassenprostitution 
wurde im Jahre 1885 durch eine Verordnung gegen den 
«Strichgang» vom Geraeinderat vorgegangen ». (S. u. S. 133.) 

Auch hier setzte die abolitionistische und Sittlichkeits- 
bewegung ein und störte die idyllische Ruhe der Reglemen- 
taristen : 
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Unterm 22. April 1887 gelangte der bernische Zweig des 
internationalen Komitees des « Frauen Vereins zur Hebung cler 
öffentlichen Sittlichkeit» mittelst einer mit 3254 Unterschriften 
versehenen Petition an den Regierungsrat des Inhalts: <l Es 
möchten die in Bern gesetzwidrig bestehenden Prostitution s- 
häuser unterdrückt werden». 

Die kantonale Polizeidirektion (Eeg.-Rat Stockmar) be- 
gutachtete diese Petition in empfehlendem Sinne, und der 
Regierungsrat beschloss unter dem 29. Februar 1888 « die 
unverzügliche Aufhebung dieser Häuser»*). 

Der Zürcher Sanitätsrat bemerkt über diese Schlussnahme : 
« Ob diese Massregel von einem günstigem und nachhaltigem 
Erfolg begleitet war als im Jahre 1873 dieselbe Massreg-el 
in Zürich, darüber liegen Berichte aus amtlicher Quelle nicht 
vor. Indessen existieren, wie wir von anderer zuverlässiger 
Seite erfahren, die Bordelle nach wie vor fort, nur vermeiden 
sie jedes öffentliche Aufsehen. Zugleich hat aber damit jede 
amtliche Kontrolle über die ärztliche Untersuchung in diesen 
Häusern aufgehört. » 

Was der zürcherische Sanitätsrat hier im Jahre 1891 
über die Fortexistenz der Bordelle in Bern gesagt hat, gilt 
vollauf auch heute noch. Das darf als notorisch bezeichnet 
werden, schon deshalb, weil die Bekämpfer der Duldung der 
Prostitution, speziell der Bordelle, in ihren Organen, besonders 
dem «Berner Tagblatt», dem Organ der stadtbemisch-kon- 
servativen Partei, genügend für Hervorhebung der bestehenden 
Zustände sorgen.^) 

Über die gegenwärtige Stellung der Polizei zu den Bor- 
dellen ist uns folgende amtliche Auskunft erteilt worden : *) 
<: Eine eigentliche Duldung der Bordelle seitens der Polizeibe- 
hörde findet hier nicht statt. Es existieren allerdings schon seit Jah- 
ren und so auch gegenwärtig noch 10 solcher Häuser, gegen welche 
wir fori gesetzt auf dem Wege von Haussuchungen vorgehen. Die Ge- 
richtsverhandlungen werden aber gewöhnlich in die Länge gezogen 
und enden in den meisten Fällen mit einem freisprechenden Urteil, 
da eben der gesetzliche Beweis selten erbracht werden kann .... Alle 
verhafteten Dirnen werden ärztlich untersucht und wenn geschlechts- 
krank, in Spitalpflege verbracht. Geschlechtskrankheiten bei solchen 
Dirnen kommen zwar nur selten vor, da die Inhaber verrufener Häu- 
ser selber eine ärztliche Kontrolle ausüben lassen. Die Staatsanwalt- 
schaft von Bern hat sich in letzter Zeit zur Aufgabe gemacht, die in 
dem sehr bevölkerten Stadtteil, Metzgergasse, befindlichen Bordelle, 
woselbst 5 solche sind, gänzlich auszurotten, indem er bei den fort- 
gesetzten Haussuchungen nicht nur die betroffenen Dirnen, sondern 

^) Gutachten des zürch. Sanitätsrats, S. 93: Stooss, Grundzöpre, II. S. 247. 
') Bezeichnend ist ein « Ein Sittenbild aus der Bundesstadt » betitelter 
Artikel in der «Allgemeine Schweizer Zeitung» vom 20. Juni 1902 (Nr. 291). 
») Im August 1901. 
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auch die Bordellinhaber verhaften und das Haus schliessen lässt. Ob 
dieses Verfahren nun zu dem gewünschten Ziel führt, wird die Zu- 
kunft lehren. 

« Die in gering bevölkerten, abgelegenen Stadtteilen befindlichen 
Bordelle belästigen wir weniger, indem wir zu der Überzeugung ge- 
kommen sind, dass erstens die gänzliche Ausrottung* derselben ein 
Ding der Unmöglichkeit ist und zweitens zu befürchten ist, dass die 
Sittlichkeitsverbrechen eher zunehmen würden. » 

Der Bericht Schmid und Jadansohn führt ausserdem 
(Sanit.-demograph. BulL, 1900,8. 223) Verordnungen der Städte 
Bern — vom 8. Juli 1885 — und Thun — vom 22. Oktober 
1890 — «gegen das Herumstreichen liederlicher Weibsper- 
sonen » an, die hauptsächlich den Zweck haben, « die Pro- 
vokation zur Unzucht auf öflFentlicher Strasse zu unter- 
drücken». Die Verordnungen lauten in ihren wesentlichen 
Bestimmungen: 

« § 1. Weibspersonen, welche darauf ausgehen, in den Lauben, 
Gassen, Strassen oder Promenaden durch Worte, Zeichen oder sonst 
auffallendes Benehmen Mannspersonen zur Unzucht zu verlocken, 
sind dem Polizei-Inspektor zu ver zeigen und von demselben zu ver- 
warnen. 

« § 2. Wiederholt auf solchem Herumstreichen betroffene Dirnen 
sind in Arrest zu setzen und mit Gefangenschaft bis zu drei Tagen, 
womit Busse bis zu 200 Franken verbunden werden kann, zu be- 
strafen. 

« § 3. Der Polizei-Inspektor eröffnet denselben eine angemes- 
sene Strafe und vollzieht dieselbe sofort, insofern sie sich unterziehen. 
Ist dieses nicht der Fall, so findet Zuführung an den Regierungs- 
statthalter und Überweisung der Akten an denselben zu Händen des 
Polizeirichters statt. 

« Wenn eine Dirne überwiesen wird, so ist den Akten jeweilen 
ein Straf auszug beizufügen. 

« § 4. Landes- und kantonsfremde Dirnen, welche keine Schrif- 
ten deponiert haben, sind nach ausgestandener Strafe an den Regie- 
rungsstatthalter zum Zwecke des Heimtransportes, respektive der po- 
lizeilichen Ausschaffung zu überweisen. 

« § 5. Die eingebrachten Dirnen sind ärztlich zu untersuchen 
und, wenn geschlechtskrank, in Spitalpflege zu verbringen. 

« § 6. Der Polizei-Inspektor führt über die verwarnten und ein- 
gebrachten Dirnen eine Kontrolle,^ aus welcher das Personale der- 
selben, der Zeitpunkt ihrer Verwarnung oder Festnahme, der Name 
der Polizisten, die Strafe, sowie ob dieselben geschlechtskrank waren 
oder dem Richter überwiesen wurden, ersichtlich ist. 

« § 7.. Auf Personen, welche das Strichgehen gemäss § 1 durch 
Wachestehen oder in anderer Weise begünstigen, finden die in § 2 an- 
gedrohten Straf bestimmungen ebenfalls Anwendung. 

« § 8. In betreff solcher Personen, gegen welche wiederholt 
wegen der in dieser Verordnung erwähnten Vergehen disziplinarisch 
eingeschritten werden musste, kann der Antrag auf Versetzung in 
eine Arbeitsanstalt, gestützt auf Art. 4, 2. Alinea, des Gesetzes vom 
11. Mai 1884, auf dem Administrativwege gestellt werden. » 
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Ganz gleich, wie in Bern, verhält es sich bezüglich der 
Bordelle in Biel ^), nur mit dem Unterschied, dass unseres 
Wissens in dieser — an der Grenze des deutschen und des fran- 
zösischen Sprachgebiets liegenden — industriell sehr regen 
Stadt sich bis dahin noch keine abolitionistische oder Sittlich- 
keitsbewegung geregt hat. Über die Verhältnisse in Biel ist uns 

von geschätzter Seite folgende offizielle Auskunft erteilt worden : *) 

« Die Aufsicht über die Bordelle steht der Stadtpolizei und der 
Kantonspolizei zu, die natürlich und zwar hauptsächlich die Stadt- 
polizei, gestützt auf Art. 168, Anzeigen machen, denn es existiert in 
Biel eine Duldung der Häuser durch die Polizei nicht. Die Bordell- 
halter werden dann bestraft mit Busse und Gefangenschaft. Die Stra- 
fen rotten aber die Bordelle bekanntlich nicht aus. Die Gemeinde- 
behörden, sowie das Regierungsstatthalteramt sind der Ansicht, die 
Bordelle seien immer noch besser als der Strichgang und die Unzucht 
auf der Strasse und in den Privathäusern, wie dies in andern Städten 
existiert. 

« Der Beschluss des bernischen Regierungsrates war nur für 
Bern gefasst worden und hatte in Biel keine Gültigkeit. In Bern 
waren die öffentlichen Häuser von der Polizei geduldet, während man 
in Biel stets strafte, wenn man nach § 168 Kuppelei beweisen konnte. 

«: Wir haben gegenwärtig 5 Bordelle, von denen die Polizei 
gfaiau weiss, dass sie existieren. Von Zeit zu Zeit finden Haus- 
suchungen statt, die aber nur hin und wieder zu einem positiven 
Resultate führen. 

« Eine amtliche Kontrolle sanitarischer und polizeilicher Natui- 
findet nicht statt, weil uns die gesetzlichen Anhaltspunkte zu einer 
solchen fehlen 

< Ob viele Geschlechtskrankheiten vorkommen, ist sehr schwer 
zu sagen, da deren Behandlung ja fast immer privat ist und im Spi- 
tal zu Biel nur ganz ausnahmsweise solche Krankheiten behandelt 
werden. Die Dirnen werden durch einen Arzt wöchentlich unter- 
sucht; diese Untersuchung beruht aber auf dem freien Willen der 
Bordellhalter selbst. 

« Man ist hier ziemlich allgemein der Ansicht, dass ein richtig 
beaufsichtigtes Bordell besser sei, als die Unzucht auf der Strasse 
und in den Privathäusern. Leider ist unsere Aufsicht eine ganz 
mangelhafte und werden wir kaum je zu einem vernünftigen Gesetz 
kommen, da ein solches ja vom Volke nicht angenommen würde. 

« Auf dem Boden der Gemeindeordnung aber können wir auch 
nichts machen, da uns die genügende Gemeinde-Autonomie eben fehlt.i 

In speziell kriminal-statistischer Beziehung mag hier mit- 
geteilt sein, dass Verurteilungen wegen Kuppelei im Amts- 
bezirk Biel stattfanden: 
1898 1899 1900 1901 1902 1903 1904 bis August 
13 11 3 

Ferner eine grössere Anzahl Venirteilungen wegen ge- 
werbsmässiger Unzucht (Aufenthalt in Bordellen und Strichgang). 

^) Der in der Amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Schweiz. 
Bundesgerichts, von 1898, Band XXIV, II. Teil, unter Nr. 99 (S. 862 ff.) abgedruckte 
Fall eines Bordellverkaufes betrifft ein Haus in Biel. 

') Im August 1904. 
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Solche Zustände sind nicht wünschenswert. Abgesehen 
von der Gefahr, die derartige nicht amtlich kontrollierte Bor- 
delle unstreitig in sanitarischer Beziehung mit sich bringen ^), 
ist ihr moralischer Einfluss ganz gleich gefährlich, wie der- 
jenige kontrollierter Bordelle; und sie sind namentlich des- 
halb gefährlich, weil keine Kontrolle hinsichtlich des Ein- und 
Austrittes der Dirnen stattfindet. Der Betrieb derartiger 
Häuser fördert allerdings den Mädchenhandel und die Aus- 
beutung der Insassinnen in ganz anderer Weise als derjenige 
der Bordelle in Genf. 

Diese Seite der Frage scheint uns bei den amtlichen Or- 
ganen nicht genügend Beachtung zu finden. Im übrigen sind 
charakteristisch die Freisprechungen durch die Gerichte und 
die Überzeugung der Polizeibehörde, dass der Kampf gegen 
die Bordelle eine Sisyphusarbeit sei und dass ihr Fortbestehen 
zur Minderung der Sittlichkeitsverbrechen beitrage. 

Diese amtlichen Berichte, speziell derjenige von Bern, 
sind um so wichtiger als seinerzeit, wie wir wissen, bei der 
Zürcher Sittlichkeitscampagne fortwährend mit dem guten 
Sittlichkeitszustand in Bern, nach «Aufhebung» der Bordelle 
im Jahre 1888, argumentiert wurde — ein Argument, das 
schlankweg auf unwahren oder doch unrichtigen tatsächlichen 
Behauptungen beruhte. Aber die Stimme derer, die den wahren 
Sachverhalt kannten, verhallte ungehört, und vielen war ja 
mit der Abschaffung der amtlichen Kontrolle das hauptsäch- 
lichste Ärgernis beseitigt, so dass sie wohl in guten Treuen an- 
nehmen konnten, eigentliche «Bordelle» existierten nicht mehr. 



IL Die Prostitutionsfrage im Kanton Neuenburg. 
Das neuenburgische Strafgesetzbuch vom 12. Februar 1891. 

Quelle: Bulletin du Grand Conseil de la R^publique et Canton de Neuchätel, 
5inie volume: Bulletin concemant le Code p^nal. Neuchätel 1890. Enthält die 
Beratungen des Grossen Rates über den Gesetzesentwurf, in den Sitzungen vom 
21. Mai 1890 und 11. und 12. Februar 1891, mit folgenden Beilagen : A. dem Gesetzes- 
entwurf vom 6. März 1889 ; B. Expose des motifs hierzu, vom 11. April 1890; C. Rap- 
port de la Commission legislative sur le projet de Code p^nal, mit den Abän- 
deruDgsanträgen. 

Eine der interessantesten Bewegungen, die zugleich eine der 
sympathischsten ist, hat der Kanton Neuenburg durchgemacht. 

Das Strafgesetzbuch von 1855 — die erste Kodifikation 
des Strafrechts in diesem Lande, in dem bis dahin die Const. 
Crim. Carolina in gemilderter Form subsidiär in Geltung 

^) Der Gesundheitszustand der in den Bordellen befindlichen Dirnen scheint 
zwar nach der Auskunft von Bern (oben S. 132) günstig zu sein. 
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gestanden war ^) — bestrafte in Art. 146 die gewohnheitsmässige 
Kuppelei (auch Avenn nicht aus Eigennutz oder Gewinnsucht 
begangen), und hob als qualifizierte Kuppelei diejenige der 
Eltern oder Vormünder u. dgl. hervor. 

Über die gewerbsmässige Unzucht bestimmte sodann 
Art. 147 : Quiconque se livrera k la Prostitution, sera 
puni de quinze jours ä six mois d'emprisonnement. 

Diese Bestimmungen scheinen jede Möglichkeit irgend 
einer Duldung der Prostitution völlig auszuschliessen. In 
Tat und Wahrheit war auch hier die Macht der Verhältnisse, 
in Verbindung mit den damals herrschenden Anschauungen, 
stärker als der papierene Buchstabe des Gesetzes : Wir lassen 
der Berichterstattung der Grossratskommission hierüber das 
Wort 2) : 

« Depuis la Promulgation du code actuel, qui punissait la Pros- 
titution simple aussi bien que Texcitation habituelle ä la debauche, 
nous avons vecu sous un regime plein d'inconsequences et d'equi- 
voques. Des faits que la loi reprimait et qu'elle considerait comme 
delictueux etaient toleres par Tadministration, et la justice etait des- 
armee en face de leurs auteurs. Jusqu'en 1877, cette inaction de Tau- 
torite avait au moins pour eile le silence, on pourrait presque dire 
la complicite de l'opinion. II s'etait forme comme un accord tacite, ä 
ce sujet, entre les pouvoirs publice et le peuple. Sans aller jusqu'ä 
proclamer la mise hors la loi des maisons de tolerance et de leur 
personnel et sans les sousmettre, comme l'avaient fait plusieurs pays, 
k une reglementation exceptionnelle, on leur appliquait bien, en rea- 
lite, le regime de la prostitution reglementee. Ces etablissements etaient 
non seulement toleres, mais soumis k une surveillance speciale de 
Tadministration et visites regulierement par un ou plusieurs m6de- 
cins. Mais en 1878, k l'occasion d'un petitionnement qui demandait 
au Grand Conseil de decreter leur suppression, celui-ci decida qu*il 
n'existait pas, dans notre cahton, de regime d'exception pour les eta- 
blissements en question et qu'ils etaient soumis au droit commun. 

< Voici le texte du decret, vote le 25 mars 1878: • 

« Le Grand Conseil de la Republique et Canton de Neuchätel; 

< Vu une Petition de 1500 citoyens de La Chaux-de-Fonds, de- 
mandant la fermeture des maisons de prostitution qui existent dans 
cette localite; 

« Considerant que le fait denonce par les petitionnaires est au 
nombre des infractrons prevues et reprimees par le Code penal et dont 
la repression appartient legalement aux tribunaux; 

< Entendu les rapports du Conseil d'Etat et de la Commission 
legislative ; 

« Sur la proposition du Conseil d'Etat, 

« decrete: 

« Qu'il renvoie les Interesses ä se conf ormer ,ii la loi et ä se pour- 
voir regulierement aupres de l'autorite judiciäire'comp^tente. 



*) S. Bulletin, S. 141, und die Diskussion über diese Äusserung der Motive 
auf S. 673 ff. 

') Bulletin, S. 544 ff. 
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< Ce decret aurait du etre i'arret de mort des maisons de tol6- 
rance. Chose curieuse, il n'en a rien ete. Les maisons de tolerance 
ont continue ä subsister malgre cette decision de Tautorite legislative, 
cn vertu de la fiction legale qu'elles constituaient maintenant des do- 
iiüciles prives. Nous croyons pouvoir affirmer que, depuis ce mo- 
iiient, le canton de Neuchätel a vecu, ä ce point de vue, sous le plus 
inauvais des regiraes. En effet, d'un cote, on laissait subsister les 
maisons de tolerance avec tous leurs inconvenients, tandis que, d'un 
autre cote, on n'en retirait plus, au point de vue de la sante publique 
qu'on voulait essentiellement proteger, aucun des avantages qui ne 
peuvent etre obtenus que d'une reglementation severe, sans compter 
qu'on portait ainsi au prestige de la loi une atteinte deplorable en la 
montrant impuissante, enervee et sans force. > 

Dieses kurze Expose hat uns gleichzeitig über den 
früheren Zustand, über eine Bewegung für Abschaffung der 
Prostitutionshäuser in La Chaux-de-Fonds ^) und den tatsächlich 
negativen Erfolg dieser Bewegung so unterrichtet, dass dem 
nichts beizufügen ist; bemerkt sei nur, dass die Kommission 
den Nagel auf den Kopf trifft, wenn sie den Zustand seit 1878 
als den denkbar schlechtesten bezeichnet. 



Der mit der Ausarbeitung eines neuen Strafgesetzbuches 
(infolge einer Motion vom 6. März 1884) betraute Gesetzgeber 
hatte zu den Fragen der Bestrafung der Prostitution und der 
Kuppelei, in letzterer Hinsicht namentlich auch zur Frage der 
weitern Duldung der Bordelle (die einzig für La Chaux-de-Fonds 
in Betracht kam), Stellung zu nehmen. Er hat es in sehr 
interessanter und aufrichtiger Weise getan, ausgehend von 
auf wissenschaftlicher Erkenntnis des gesellschaftlichen Lebens 
beruhenden Grundsätzen und in vorsichtiger Abwägung der 
Bedürfnisse des Gemeinwesens, für die sein Werk bestimmt 
war. Lassen wir in der nachfolgenden geschichtlichen Dar- 
stellung möglichst den Gesetzgeber selbst zu Worte kommen. 

Jene beiden Hauptfragen wurden richtigerweise schon 
vom Schöpfer des Entwurfes, dem Vorsteher des Justizdepar- 
tements, Staatsrat Cornaz ^) getrennt behandelt. Sein Entwurf, 
vom 5. März 1889, bestimmte zunächst über die Behandlung 
der Prostitution als solcher in 

Art, 291: La femme qui fait metier de la prostitution 
et qui se livre ä des prov)Ocatio7is sur la voie publique ou 
dans un Heu public sera, pour la premiere infraction sig- 
nal4e conduite ä la prefecture et admonestde. 



*) über diese abolitionistische Bewegung s. auch Butler, Kreuzzug, S. 122 flf. 
') Dem nachmaligen Bundesrichter. 
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JEn cas de nouveüe infraction eile sera condamnee ä 
Vemprisonnement jusqu'ä six moiH, Si In femme est Neuchdte- 
loise Vinternement d'un an au moins et de trois ans au pluSy 
dans une maison de travail et de correction, pourra remplucer 
Vemprisonnement. 

La poursuite pour le ddit de prostitution n'a Heu que 
sur la d2nonciation de Vautorite de police. 

Hierzu bemerken die Motive *) : 

< Le projet veut regier la question de la prostitution, qui n'a 
Jamals 6t6 resolue dans notre canton. La femme qui se livre ä la de- 
bauche et m6ne une conduite immorale ne commet pas un delit dans 
le sens l^gal de ce mot. La femme qui fait mutier de sa prostitution 
ne peut pas non plus ßtre poursuivie. Elle ne le sera que si eile 
trouble T ordre public en provoquant les passants sur la voie publi- 
que. Meme dans ce cas, la poursuite n'a lieu que sur la denonciation 
de Tautorite de police, parce que nous contestons k de simples parti- 
culiers ou k des soci^tes le droit de s'arroger le role et les attribu- 
tions d'un justicier. II ne faudra plus venir dire que la police ne fait 
pas son devoir; ses fonctions seront nettement determinees. On ne 
pourra plus pretendre qu'elle protege le vice. 

< La question de la prostitution a donne lieu, dans notre pays 
comme ailleurs, k beaucoup d'efforts genereux, mais aussi k beaucoup 
de declamations et de vertueuses indignations. Les personnes qui, de- 
daignant ces faciles succöe, ont voulu p6n6trer le sujet plus k fond, 
ont pu se convaincre que c'est un des c6t6s de la question sociale et 
non point le plus facile k r^soudre. Sur vingt prostituees prises au 
hasard, le plus grand nombre a 6te pouss6 k cette triste existence 
par la mis^e, la faim, l'abandon d'un mari ou d'un amant. Celles 
qui s'y jettent par goüt, par un simple penchant lascif, ou froidement 
pour gagner de l'argent, sont Texception. Si elles avaient vecu dans 
un autre milieu, si leur enfance avait ete mieux surveillee, si elles 
n' avaient pas eu de mauvais exemples sous les yeux, de mauvaises 
lectures qui leur ont de bonne heure perverti Timagination, si elles 
n'avaient pas ^te exposees sans protection aux suggestions des pour- 
voyeuses et des matrones qui savent corrompre les jeunes filles en 
flattant leur amour de la toilette, elles aairaient probablement r^ussi 
ä rester honnötes, elles se seraient mariees et seraient devenues de 
bonnes mores de famille. 

< Tant que nos conditions sociales rester ont ce qu' elles sont, 
tant que les besoins de la vie rendront le mariage plus difficile, il 
faudra subir la prostitution comme un mal inevitable. II faudra 
chercher k relever la prostitu^e de son abjection, lui tömoigner 
de Tint^r^t, lui apprendre ä travailler et lui procurer du travail, 
plutöt que de songer ä la punir. C'est une grosse t&che, souvent re- 
butante, mais vraiment digne de ceux qui ont v6ritablement au coeur 
le d6sir du bien. 

€ Les id^es sur ces questions qui touchent ä la moralite dans 
ses rapports avec le droit sont encore singulierement confuses. II 
n'y a pas si longtemps qu'un honorable pasteur 6crivait au Departe- 
ment de Justice pour lui demander si la fomication n'etait pas un 



*) Bulletin, S. 297 ff. 



— 139 — 

dclit. C'etait k Toccasion de deux personnes qui, vivant en concu- 
binage, ctaient d'un mauvais exemple dans sa paroisse. Le departe- 
ment a du lui r^pondre que nous vivions sous Tempire des lois ci- 
viles, reglant les relations de la soci6te civile, et qu'il n'avait pas cte 
possible de les calquer sur les divins preceptes de la religion. Les 
nolions du droit moderne ont de la peine ä penetrer certains esprits.> 

Art. 292 sodann stellte folgende gegen die Kuppelei 
gerichtete Straf bestimmung auf: 

Quiconqtie pour satisfaire les passions d'autrui, aura 
attenU aux ma&urs en excitant, favorisant ou facilitant (urspr. 
hahituellement) la ddbauche ou la corruption des personnes de 
Vun ou de Vautre sexe, sera puni de la reclusion jusqu'ä deux 
ans et de Vamendejusqu'ä 5000 francs, La r^clusion pourra 
etre port^e jusqu'ä quatre ans et ramende jusquä 10,000 
francs, si les personnes corrompues ou prostitut4es sont agies 
de moins de vingt ans, ou si des femmes honnetes ont äte 
conduites, ä leur insu, par ceux qui fönt mutier d'exploiter 
la ddbauche dans un Heu de prostifution, 

(Art. 293, Ausweisung.) 

Bemerkenswert gegenüber dem frühern Strafgesetzbuch 

ist hier einmal die Unterdrückung des Tatbestandsmerkmals 

der « Gewohnheitsmässigkeit » (durch Streichung des Wortes 

«hahituellement», das im Vorentwurf enthalten war). Diese 

Unterdrückung erfolgte durch den Schöpfer des Entwurfes 

selbst auf Grund einer Adresse der « Fed^ration en faveur 

de la moralit6 publique » , einer Gesellschaft von Damen in 

La Chaux-de-Fonds. In zweiter Linie ist bemerkenswert die 

Strafverschärfung. Die Motive sprechen sich darüber wie 

folgt aus ^) : 

« Les penalites de l'article 292 contre l'excitation k la d6bauche 
sont une aggravation de Celles du code actuel. La peine peeuniaire 
est surtout beaucoup plus forte, et c'est bien juste. Ces personnes 
qui s'enrichissent de la debauche de pauvres filles sont en Situation 
du payer. La police a dejä pris depuis quelques annees des mesures 
do protection en faveur des mineures. Nous pensons qu'elle devra 
perseverer dans cette voie. Ici, l'activit^ des comites pourra lui venir 
officacement en aide. > 

Die beiden angeführten Stellen der Motive zeigen uns 
den hohen und freien Standpunkt, auf den der Schöpfer des 
Entwurfes sich gestellt: Betrachtung der Prostitution als soziale 
Erscheinung, scharfe Unterscheidung zwischen der Immoralität 
und dem deliktischen Charakter (und damit der Strafbarkeit) der 
Prostitution: Annahme eines Deliktes nur dann, wenn die 
öffentliche Ordnung durch die Prostituierten öffentlich gestört 
wird; endlich kategorische Ablehnung des Denunziantentums. 



*) Bunetin, S. 2^9 f. 
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Die Grossratskommission, an die der Entwurf gelangte*), 
zeigte sich des Werkes würdig. Den Art. 292 des Entwurfes 
nahm sie unverändert an. Mit bezug auf Art. 291 dagegen 
zeitigte die Diskussion im Schosse der Kommission eine inte- 
ressante Abänderung des Entwurfes. Betrachten wir zunächst 
das Schicksal dieses Art, 291. 

Mit dem Entwurf geht die Kommission davon aus, dass 
die Prostitution als solche nicht strafbar sein solle. Ihre 
Auffassung der Prostitution fasst sie in folgenden Worten 
zusammen ^) : 

« II etait reserve ä la societ^ moderne de faire de la Prostitu- 
tion un vice et de poursuivre de son mepris, mais non toutefois de 
son dedain — ce qui aurait peut-etre mieux valu — les femmes qui 
eil vivent. L'augmentation croissante de la population, les difficultes 
de la vie, l'amour du plaisir et de la sensualite, les raffinements de 
la civilisation, les habitudes d'oisivete et de luxe, Tinsuffisance des 
salaires, ont pousse ä une progression effrayante de la Prostitution, 
qui est devenue aujourd'hui un fait social de la plus haute gravite. 
La sante, la moralite, la vigueur, la virilite des peuples, sont mises 
par eile en peril. Elle a pris place, ä cöte de l'alcoolisnie, comme 
une des principales questions sociales dont la Solution s'impose ä 
bref delai, et eile fait, en ce moment, l'objet des meditations de tous 
ceux qui s'interessent au bien public. 

« Mais il serait inutile de se dissimuler que la Prostitution est 
d'autant plus difficile k combattre qu'elle repose sur une veritable loi 
naturelle. La nature, en effet, dans son desir intense de vivre, n'a 
rien neglige pour assurer son ^ternit^. Elle pousse de tout son pou- 
voir, par I'acte generateur, ä la procreation de nouveaux etres et ä 
la perpetuite de I'espece. 

« Dans le monde vegetal, dans le monde animal, chez les peuples 
a Tetat d'enfance, le rapprochement des sexes s'op^re, suivant cette 
loi naturelle, avec la plus absolue liberte. Mais plus une societe s'af- 
fine et se civilise, plus les Conventions sociales, les usages, les mceurs, 
les lois tendent ä modifier l'etat de nature. Ce qui n'etait que Tobeis- 
sance k une loi naturelle, devient un acte reprehensible et defendu 
par la morale s'il ne s'accomplit pas dans certaines conditions prea- 
lablement determinees. Ainsi, partout oü r6gne la monogamie, Tacte 
sexuel accompli en dehors du mariage est envisage comme immoral. 

« Or, dans une societe aussi compliquee que la nötre, il n'est 
malheureusement pas donne ä tout honime — car c'est ici que nous 
entrevoyons le veritable remede — de pouvoir se marier ä Theiu^e 
voulue par la nature. Entre Tage de la puberte et celui oü la Posi- 
tion qu'il s'est faite dans le monde lui permet de prendre femme et 
de se oreer un foyer, le jeune homme ne peut donner satisfaction ä 
ses besoins sexuels qu'en violant les Conventions sociales. Le rap- 



') Bestellt aus den HH. Jeanhenry, Alfred; Lambelet, Emile; Berthoud. 
Jean; Grandjean, Ulma; Du Pasquier. Alphonse: Matthey-Doret, Ernest; Soguel, 
Fröd^ric; Bonjour, Clement- Alex. ; Dubols, Jules- Auguste; Renaud, Gustave; 
Jeanneret, Paul. 

») Bulletin, S. 527 ff. 
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prochement des sexes, qui se präsente comme un besoin physique*) 
plus ou moins imp6rieux, suivant les temper aments, ne peut alorg se 
produire que dans des eonditions anormales. La Prostitution, qui n' est 
pas l'obeissance pure et simple k la loi naturelle du rapprochement 
des sexes, mais un produit artificiel de la civilisation, est nee de ces 
eirconstances. La femme, voyant l'empire que, par ce cote, eile ex^r- 
gait sur Thomme, s'est fait payer ses Services. Au lieu de s'aban- 
donner, eile s'est vendue. Or, du jour oü certaines femmes ne se sont 
plus donnees, mais vendues, le rappr.ochement des sexes a cesse d'ötre 
pour elles l'obeissance ä une loi naturelle, il est devenu une v6ri- 
table Industrie, un moyen de vivre et m§me de s'enrichir. 

€ A partir de ce moment, la prostituee s'est degagee de la femme, 
dont l'homme est devenu doublement le tributaire. La Prostitution a 
fini par avoir sa source dans la misere et l'insuffisance du salaire 
feminin. La question des moeurs vient de se perdre ainsi, comme l'affir- 
mait, il n'y a pas longtemps, M. le professeur Ch. Secr^tan, dans la 
question economique, dans la question d'existence. Et, dans les com- 
plications grandisssantes de notre societe, avec ses besoins toujours 
nouveaux et ses exigences croissantes, il s'est trouve des gens pour 
se livrer ä l'exploitation systematique de la misere de la femme et 
des faiblesses sexuelles de l'homme. La Prostitution s'est organisee, 
perfectionnee, affinee, et eile a marche k la conquete du monde. Ello 
est aujourd'hui reconnue par la plupart des Etats, qui l'envisagent 
comme une Institution sociale indispensable aux exigences de la santo 
publique. A force de vivre avec eile, en contact pour ainsi dire per- 
manent, la societe a fini par la tenir reellement pour „un mal neces- 
saire". Nous ajoutons que la science medicale a contribue puissam- 
nicnt k ce resultat, en montrant les dangers que faisaient courir k la 
sante des populations ces rapprochements sexuels anormaux, et en 
insistant pour que des mesures energiques vinssent arreter le deve- 
loppement des maladies contagieuses terribles que peut engendrer 
l'acte sexuel. 

«: On a cru pouvoir remedier au mal en endiguant la Prostitu- 
tion, puisqu'on ne pouvait la detruire, et, sur le preavis du corp.« 
mödical, on a cree la maison de tolerance. Celle-ci est devenue, dans 
toutes les agglomerations un peu importantes, une veritable Institu- 
tion de l'Etat, protegee et surveillee par la police, envisagee comme 
le seul remede prophylactique serieux contre les maladies veneriennes, 
signalee ä la jeunesse comme un asile sur a tous les points de vue 
et destinee, dans l'esprit de ses promoteurs, k faire disparaitre la 
Prostitution clandestine et tous les maux qu'elle entralne apres eile. 

« Mais, aujourd'hui, une reaction se produit qui conteste ä cette 
theorie sa raison d'etre, sa legitimite et ses resultats. Le monde me- 
dical lui-meme est actuellement profondement divise sur ce point, et 
des medecins du plus grand merite, qui ont fait de l'etude des mala- 
dies veneriennes leur specialite, affirment que la Prostitution r6gle- 
mentee est plus funeste ä la sante qu'un regime de iiberte. Ainsi le 
seul terrain solide sur lequel tout l'echafaudage de la reglementation 
etait eleve, celui qui donnait pour base a l'institution de la maison 
de tolerance les exigences de la sante publique, croule lamentable- 
inent. A cela est venue s'ajouter l'impossibilite de donner une defi- 



« *) Nous savons que quelques auteurs pretendent que l'acte sexuel n'est pas 
indispensable a l'organisme et qu'U est, en outre, facilement r^pres^ible. Mals 
cette opinion est condamnee d'une maniere absolue par tous les physiologi&tes, et 
nous ne pensons pas qu'il soit possible de s'y arreter.» 
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jiition juridique du delit de Prostitution. „Nul ne sait oü eile com- 
mence, dit mi memoire de la Fidiration en faveur de la moraliU 
publique, que nous avons sous les yeux, encore moins oü eile finit; 
c'est une af faire d*appr6ciation qui est toute du domaine moral." Si 
bien qu'au point de vue medical, aussi bien qu'au point de vne juri- 
dique, les anciennes notions sont de plus en plus abandonnees et re- 
connues insuffisantes. > 

Auch die in diesem Passus erwähnte Eingabe der « Fide- 
ration en faveur de la moraliU publique » war mit dem 
Entwürfe darüber einig, dass die Prostitution als solche nicht 
Delikt sein solle, dass vielmehr lediglich das « racolage » 
(Strichgang und Provokationen in der Öffentlichkeit) zu be- 
strafen sei. Dagegen trennte sie sich vom Entwürfe Cornaz 
darin, dass sie, getreu ihren Prinzipien der gleichen (ge- 
schlechtlichen) Moral für beide Geschlechter, die Strafbarkeit 
des « racolage » nicht auf das weibliche Geschlecht beschränken 
wollte. Sie schlug der Kommission, unter eingehender Be- 
gründung, folgende Fassung des Art. 291 vor^): 

« Les personnes qui, dans un lieu public, provoquent une ou 
plusieurs personnes ä la debauche, d'une maniöre manifeste et scan- 
daleuse, par paroles, signes ou gestes, seront, pour la premiere in- 
fraction signalee, conduites k la prefecture et admonestees. 

« En cas de nouvelle infraction, elles seront condamnees k Tem- 
prisonnement jusqu'ä six mois. 

« Si le coupable est une femme neuchäteloise, rinternement d'un 
an au moins et de trois ans au plus dans une maison de travail et 
de correction pourra remplacer l'emprisonnement. 

« La poursuite n'a lieu que sur la denonciation de l'autorite de 
poliee. > 

Zur Begründung führte die Eingabe der F6d6ration an^): 

« II est incontestable — nous l'avons dit — qu'en pratique l'ar- 
ticle sur le racolage atteindra presque toujours des prostituees, et 
nieme il atteindra sans doute un plus grand nombre de prostituees 
qu'un article visant directement la Prostitution. Vous jugerez cer- 
tainement que c'est lä precisement une raison pour ne pas inscrire 
dans notre code une mesure qu'aucune necessite ne justifie. 

€ En resum6, puisque nous voulons pimir le racolage, visons 
le racolage, simplement, directement, sans faire intervenir d'autres 
considerations qui sont contraires k la justice ou privees de toute 
clarte au point de vue juridique: c'est lä le seul moyen de faire une 
loi raorale et utile. 

< Ceci dit, il nous est impossible de ne pas faire observer que 
le racolage lui-meme est plus difficile k d^finir et meme k concevoir 
avec clarte qu'on n'imagine communement. II nous paratt essentiel 
d'eviter ici, nous n'osons pas dire tout ä fait, mais autant que pos- 
sible, l'arbitraire et les abus. La question du racolage a souleve de 
grandes discussion§ et a donne lieu k des etudes fort interessantes. 
On admet generalement que cet acte doit revetir certaines formes pour 
(lovenir delictueux. Un ou deux exemples feront mieux comprendre 



>) Bulletin, 8. 637. 
») BuHetin, S. 537 f. 
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ce que nous entendonsr Unefemme, en circulant sur la voie publique, 
se contente de jeter k iin homme ce regard particulier dont le eens 
est bien compris des initi^s, mais n'occasionne aucun scandale. Faut- 
il la trainer devant les tribunaux, et y a-t-il \k r^ellement un fait qui 
tombe sous le coup de la loi? Nous ne le pensons pas. — De meme, 
si eile adresse convenablement la parole k un passant et lui demande, 
par exemple, l'heure, ou son chemin, dans l'espoir plus ou moins 
chimerique que son interlocuteur lui fera des propositions. Y a-t-il 
lä quelque chose d'assez concret pour motiver une intervention judi- 
ciaire? Nous ne le pensons pas. — Et cependant c'est du racolage ! 
Entre la licence absolue et la repression violente et arbitraire, il y a 
un juste milieu. Ce qu'il Importe avant tout de sauvegarder, c'est le 
droit que nous avons tous de circuler sur la voie publique sans §tre 
Tobjet de provocations directes, sans que Tattention des tiers soit at- 
tiree sur nous d'une fagon blessante; c'est le droit qu'ont nos femmes 
et nos enfants de circuler sans avoir sous les yeux un spectacle re- 
voltant ou sans etre eux-memes l'objet d'inconvenantes sollicitations. 
« Nous estimons, en consequence, qu'il y a lieu de restreindre 
et de preciser le sens de la provocation, en y ajoutant, par exemple, 
les qualifications de manifeste et de scandaleuse i). » 

Zwischen diesem Gegenvorschlag und dem Entwürfe 
Cornaz hatte die Kommission sich zu entscheiden. 

Sie war, wie sie uns berichtet, nicht einstimmig und 
eine lange Diskussion entspann sich über diese Frage. Die 
Berichterstattung fasst die verschiedenen Anschauungen dahin 
zusammen *) : 

< Les uns disaient: Nous considerons egalement la Prostitution 
comme un vice et non pas comme un delit. Le projet la met sur le 
meme pied que le jeu et l'ivrognerie, qui sont egalement des vices et 
qui ne deviennent des actes punissables, c'est-ä-dire des delits, que 
lorsqu'ils sont l'occasion d'un desordre ou d'un scandale public. 
Nous n'avons pas la pretention de faire un code de morale, une loi 
mosal'que ou hindoue, mais un Code penal qui n'embrasse que les 
actes qui portent atteinte, sous une forme ou sous une autre, ä 1' ordre 
public, cette premiere et fondamentale condition d'existence des so- 
ci6tes. Nous reprimons la prostitution qui s'etale dans les rues et fait 
scandale; nous n'allons pas la rechercher lorsqu'elle s'exerce dans 
des domiciles priv6s sans manifester sa presence par aucun signe 
exterieur, visible pour le public. "^ 

« D'un autre cöte, nous n'admettons pas qu'il soit possible de 
confondre, dans ce domaine, 1' homme et la femme, et d'arriver k cette 
autonomie des deux sexes, basee sur leur egalite morale, que semble 
poursuivre la Fidiration. Les deux sexes ont ici, de par la volonte 
de la nature elle-meme, des obligations et des devoirs tres differents. 
Li'homme — auquel la nature a donne, dans ce domaine intersexuel, 
le röle d'agresseur — qui poursuit une femme ne viole pas les de- 
voirs de son sexe comme la femme qui s'offre k la d^bauche. Cette 
confusion est artificielle, contraire k 1' ordre naturel des faits, et un 
texte legislatif qui tendrait ä la sanctionner s© heurterait, dans son 



*) Diese Eingabe unterscheidet sich in ihrem weisen Masshalten sehr vor- 
teilhaft von den analogen Vorschlägen, die wir hei der Sittlichkeitscampagne in 
Zürich gefunden und die zu den §§ 127 und 128 zürch. StGB geführt haben. 
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applicalion, ä des difficultes insurmontables. D'ailleurs, ajoutait-on, 
le.s aetes indecents ou orduriers que Thomme se permettrait sur la 
voie publique ne resteraient pa» pour autant impunis. II y a dans le 
Code une serie de dispositions qui pourraient leur etre appliquees. 
depuis Celles qui visent l'excitation ä la debauche, ^'il s'agissait d'un 
acte de niaquerellage proprement dit, en passant par l'outrage public 
ä la pudeur, pour aboutir ä l'injure qui resulterait, dans ce cas, de 
simples propositions malhonnetes, de gestes plus ou moins lascifs oii 
obscenes ou de propos orduriers. 

<c Les autres repondaient: La difference des sexes, au point de 
vue du droit p6nal, est une notion surannee qui jure avec Tensemble 
de l'ceuvre si moderne et si progressive qui nous est presentee. La 
distinetion entre l'homme et la femme est un vieux prejug6. L'homme, 
qui accoste outrageusement une honnete femme dans la nie, merito 
la meme fletrissure et la meme penalite que la femme qui provoquc 
l'homme ä Taccomplissement de Taete sexuel. II ne faut pas trop se 
laisser effrayer par les difficultes pratiques que presentera l'appli- 
eation du nouveau Systeme, s'il est adopte. Le juge ne confondra 
Jamals certaines inconsequences de jeunes gens en goguette avec Tou- 
trage qui resulte d'une provocation expresse et positive. Si, apres 
cela, Toutrage est certain, quel que soit d'ailleurs son auteur, 11 n'y 
ii aucune raison d'etre indulgent ä son egard. II faut savoir mettre 
un frein aux insolences d'individus qui, apr^s des libations trop pro- 
longees, s'attaquent h toutes les femmes qu'ils rencontrent sur leur 
chemin. » 

Die Kommission entschied sich für die zweite AufPassung, 
«ilso für die Gleichstellung der Geschlechter; ja, sie ging 
sogar noch etwas weiter als der Vorschlag der Fed6ration, 
indem sie die fakultative Unterbringung in ein Arbeits- und 
Korrektionshaus allgemein für neuenburgische Staatsangehö- 
rige, nicht nur für neuenburgische Frauenspersonen vorsah: 
Ihr Art. 291 war so gefasst^)^): 

« Toute personne qui se livre ä des provocations dis- 
« honnetes sur la voie publique ou dans un lieu public sera, 
apour la. premiere infraction signaUe, conduite ä la pre- 
«fecture et admonesUe. 

«En cas de nouvelle infraction, eile sera condamnie ä 
« remprisonnernent jusqu'ä six mois. Si la personne est neu- 
« chäteloise, Vinternement d'un an au moins et de trois ans au 
kplus, dans une maison de travail et de correction, pourra 
« remplacer V emprisonnement, 

«La poursuite n'a lieu que sur la denonciation de 
«Vautoriti de police,y> 

Die Kommission verhehlte sich nicht, dass ein derartiger 
Vorschlag für Neuenburg, das noch das napoleonische Verbot 



*) Bulletin. S. 541. 

*) Bei Stooss, Grnndzüge, II, S. 262, ist Art. 291 merkwürdigerweise unrichtig 
wiedergegeben, indem in Absatz 2 statt « la personne » steht : « la femme ». 
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<ier Vaterschaftsklage besitzt, eine grosse, wichtige Neuerung 

bedeute. Sie bemerkt in ihrer Berichterstattung ^) : 

« Nous souhaitons que la d^cision hardie de votre Conunission 
ne se brise pas, dans la pratique, contre les difficult^s r^sidtant des 
liabitudes inveter^es et des pr^juges du public. Et nous comptons, 
pour eviter tous les eaueils seines le long de la route, sur Tapplica- 
tion intelligente du dernier alinea de Tarticle 291, qui confie k, Tau- 
torite de police seule le soin de denoncer des infractions de cette ca- 
t^gorie ä la justice. C'est la soupape de sürete qui nous engage, per- 
-sonnellement, k reconunander cette disposition au Grand Conseil. En 
laissant au premier venu le droit de nantir de faits semblables Tau- 
torite judiciaire, on s'exposait ä voir grossir le scandale et entralner 
la justice, soir la piste d'habiles maitres chanteurs, dans des voies 
tout ä fait regrettables. La police saura op6rer, avec le tact et le dis- 
cernement necessaires, un triage pr61iminaire absolximent indispen- 
sable, et n'ordonnera la poursuite qu'ä bon escient. C'est au moins 
lä notre esperance, et, nous pensons pouvoir dire bientot, notre cer- 
titude. > 

Betreffend Art. 292 sodann stellte sich die Kommission 
mit Entschiedenheit auf den Standpunkt, dass der von ihr 
geschilderte (von uns oben S. 137 wiedergegebene) Zustand 
des Widerspruches zwischen Gesetz und Praxis verschwinden 
müsse. Sie erklärte mit bezug auf die Abschaffung der 
Toleranzhäuser, d. h. der einzigen Form der Reglementierung, 

die ihr überhaupt in Frage zu kommen schien *) ; 

€ Le moment nous parait venu d' operer ici une reforme profonde 
et radicale. Nous savons qu'il r^pugne ä notre peuple de voir la loi 
sanctionner des etablissements qui sont non seulement des sentines d'im- 
nioralite, mais des foyers d'infection venerienne d*autant plus dan- 
gereux que Tadministration s'en desinteresse et qu'ils sont absolu- 
ment livres ä eux-memes. Au sein de grandes agglomerations, dans 
les ports de mer et dans les villes de garnison des grands pays qui 
nous entourent, la Prostitution reglementee peut s'imposer — et en- 
core n'est-il pas bien sür qu'on ne perde ä ce jeu — au nom des in- 
terets superieoirs de la sante, de la securite et de la moralit^ pu- 
bliques. Dans un petit pays comme le notre, ces exigences et ces ne- 
cessites d' ordre public sont infiniment moins imperieuses. > 

Mit ebensolcher Deutlichkeit aber wünschte die Kommission 
das Verschwinden der tatsächlich noch existierenden Häuser ^) : 
« Mais si nous declarons vouloir renoncer ä la Prostitution 
reglementee, ce ne peut pas etre pour tolerer la prostitution publi- 
quement exploit^e dans des etablissements ad hoc, sans aucune ga- 
rantie, sans aucun controle et sans aucune surveillance. Sinon nous 
devrions effacer du nouveau code le delit de proxenetisme comme 
nous avons efface celui de prostitution. Le fait que nous maintenons, 
en aggravant les penalites qui le frappent, le d61it d'excitation ä la 
debauche, nous impose le devoir logique de supprimer les maisons 
de tolerance qui existent encore dans notre canton. A moins de main- 
tenir, en effet, entre l'^tat de fait et l'^tat de droit un antagonisme 

») Bulletin, S. 642. 
*) Bulletin, S. 546. 
») Bulletin, S. 546 f. 

Weiss, Prostitutionsfrage. 10 
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eclatant, c'est 14, nous semble-t-il, une coneequence forcee et ineluc- 
table. On peut avoir des opinions diverses sur Tutilit^ des maisons 
de tol^rance et les Services qu'elles peuvent rendre k la sante publique, 
nmis il ne peut y avoir qu*une opinion en presence des textes dont le 
Conseil d'Etat nous propose Tadoption, et, cette opinion, c'est celle- 
ci: l'existence des maisons de debauche est absolument incompatible 
avec Tesprit et la lettre de la loi, et Celles qui existent encore sont 
fatalement eondamnees k disparaitre. > 

Die Kommission zeigte denn auch zugleich den Weg an, 

der zur Schliessung der öffentlichen Häuser führen müsse ^) : 
« A la suite de la decision prise, le 22 novembre 1888 2), par le 
Grand Conseil . . . . un des demiers actes de l'auteur de ce rap- 
port . . . . a ete de prevenir les tenanciers et les proprietaires 
des maisons de tolerance de La Chaux-de-Fonds, que la Promul- 
gation du nouveau Code penal serait certainement le Signal de la sup- 
pression de leur industrie, et de les inviter k prendre leurs mesures 
en consequence. Quoique le Code penal actuel et le dernier deeret 
du Grand Conseil missent aux mains du parquet les moyens d'agir 
imm^diatement, nous avons pense qu'il 6tait necessaire, dans une es- 
pece aussi delicate, de fonder l'action de la justice sur la loi nou- 
veMe, Emanation plus moderne, plus elevee, plus adequate de la vo- 
lonte nationale, plutot que sur des textes vieillis et tombes en com- 
pl^te desuetttde. Nous avions ete engage d'autant plus ä suivre cette 
procedure, qu'en vertu de l'article 117 du code encore aujourd'hui 
en vigueur, qui punit la prostitution simple, il aurait fallu, en cas 
do poursuite, traduire devant les tribunaux non seulement les tenan- 
ciers des maisons de debauche, mais toutes les filles ou femmes qui 
s'y trouvaient en qualite de prostituees. 

« Aujourd'hui, la Situation est donc parfaitement nette. Le jour 
de la Promulgation du nouveau code, le parquet adresser a aux pro- 
prietaires et tenanciers des maisons en question, qui lui ont dejä ete 
nominativement designes, sur sa demande, par la prefeeture de La 
Chaux-de-Fonds, une mise en demeure d'avoir k cesser Texploitation 
de leur industrie et k donner ä leurs immeubles une autre destina- 
tion, cela dans *le delai d'un ou de deux mois. Autant que nous pou- 
vons personnellement en juger par les declarations que les interes- 
ses nous ont faites, cette mise en demeure sera immediatement suivie 
d'effet, et il n'y aura probablement aucun reealcitrant. S'il y en avait, 
une poursuite pourrait etre immediatement ordonnee contre le tenan- 
cier, et, au besoin, le proprietaire de Timmeuble. Quant aux prosti- 
tuees qui s'y trouveraient, elles seraient, sur leur demande, ou ren- 
voyees dans leur famille, ou reconduites ä la frontiere, ou laissees 
purement et simplement libres de leurs faits et gestes. Le racolagc 
etant seul vise dans le nouveau code, aucune poursuite ne pourrait 
etre dirigee contre elles, puisqu'elles n'auraient commis aucun acte 
delictueux. Les tribunaux n'auraient ä statuer que sur le sort des 
proxenetes, et, comme ceux-ci, düment avertis, ne pourraient alle- 
guer äucune excuse, leur condamnation serait certaine ^). > 

Ihren allgemeinen Standpunkt in dieser Frage endlich 

legte die Kommission in folgenden schönen Warten dar*)r 



*) Bunetin, S. 549—551. 

*) Die ich nicht gefunden habe. 

•) Die Aufhebung soH sich in der vorgesehenen Welse vollzogen baben. 

•) BuUetin, S. 551—553. 
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< Est-ce a dire, mainteuaut, qu'en abolissant les maisons de to- 
lerance on aura, du meme coup, aboli la Prostitution? Ce serait folie 
que d'attendre un pareil r^sultat de cette mesure. La Prostitution pu- 
blique se transformera en Prostitution clandestine, voilä tout. Celle-ci 
fera-t-elle moins de ra vages, au point de vue de la corruption dea 
mceurs et des atteintes portees ä ia sante publique, que Tautre? Toute 
la question est lä. Et l'avenir seul nous dira si nous avons choisi la 
bonne voie en repoussant le Systeme de la * prostitiution publique et 
reglement6e pour adopter le regime de la liberte. 

« Mais ce que nous avons le devoir d'affirmer ici, c'est que deux 
considerations dominent ce debat et fönt pencher la balance en faveur 
de la seconde alternative. En mettant en harmonie l'etat de fait et 
Tetat de droit, nous faisons une ceuvre reellement d^mocratique. La 
contradiction qüi a subsiste jusqu'ici, dans notre canton, en matiere 
de police des mceurs, ne pouvait qu'etre funeste k la formation d'un 
solide et loyal esprit public. Pour le republicain, Tobeissance aux 
lois est le plus sacre des devoirs, car la loi est non seulement la ma- 
nifestation la plus elevee de la pensee et de la conscienee nationales, 
eile est encore le seul frein qui puisse etre oppose aux mauvaises 
passions et aux instincts pervers et antisociaux de l'individu. En 
outre, il est difficile d'admettre qu'il rentre dans la mission de l'Etat, 
qui apparait comme Texpression superieure d'une societe organisee, 
de favoriser rimmoralite. En patentant les maisons de debauche, l'Etat 
donne un mauvais exemple aux individus; il reduit et diminue volon- 
tairement la part d'influence bienfaisante qu'il est appel6 ä exercer 
sui- les masses; il laisse planer un doute sur l'honnßtete de ses in- 
tentions et la moralite de ses actes. Vienne le jour oü, par la voix 
de ses hommes d'Etat ou les decisions de ses pouvoirs publics, le 
peuple soit appele k faire un grand effort pour s'elever ä un ideal 
superieur, il ne faut pas risquer de voir cette initiative gen^reuse et 
feconde se heurter au scepticismei ou ä l'incredulit^ des citoyens. 
Mieux vaut encore, selon nous, dans une societe politique, que l'Etat 
reste pur de toute compr Omission de cet ordre, meme au prix de 
quelques avautages materiels dont il ne faudrait pas, d'ailleurs, ^'exa- 
gerer les merites, plutöt que de pactiser avec le vice. C'est, nous 
semble-t-il, la verit6 republicaine et democratique. > 

Über das Schicksal dieses Gesetzesentwurfes nur wenige 
Worte: Nach kurzer Generaldebatte und einer kleinen Spezial- 
diskussion über einen hier nicht interessierenden Punkt wurde 
der Entwurf am 12. Februar 1892 en bloc einstimmig ange- 
nommen. 



Wie urteilen wir über dieses Gesetz? 

Es kann zunächst nicht als ein Sieg der unbedingten 
Pönalisten und Moralisten ä I'outrance bezeichnet werden ; 
denn es schafft ja die « prostitution-delit » ausdrücklich ab, und 
die Anschauungen, die den Gesetzgeber dazu geführt haben, 
liegen weit ab von jener Vermengung des stafbaren mit dem 
unmoralischen, der wir anderorts immer und überall begegnet 
sind* 
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Wohl aber bedeutet es zweifellos einen Sieg der aboli- 
tionistischen Prinzipien, einmal, indem es die «gleiche Moral 
für beide Geschlechter» gesetzlich festsetzt (in Art. 291), so- 
dann darin, dass es die Kuppelei in jeder Form streng und 
unnachsichtlich bekämpft (man beachte in dieser Hinsicht den 
Wegfall der Tatbestandsmerkmale der Gewohnheitsmässigkeit 
und des Eigennutzes .oder der Gewinnsucht). Zwar wäre 
eine reglementierte Einzelprostitution auf Grund des Art. 291 
keineswegs ausgeschlossen, ja der Schlussatz dieses Artikels, 
das Antragsrecht der Polizeibehörde, könnte, für sich allein 
betrachtet, gerade zu der Meinung verleiten, es habe damit 
eine Eeglementierung von Einzelprostituierten vorbehalten 
werden wollen (man denke an den heute viel umstrittenen 
§ 361, ZiflP. 6, des deutschen RStGB!). Die unnachsieht- 
liche Bekämpfung der Kuppelei schliesst jedoch einen solchen 
Gedanken aus; und in den Absichten des Gesetzgebers (wo- 
rauf freilich durch den das Gesetz auslegenden Richter nicht 
entscheidend abgestellt werden darf, die aber uns hier 
interessieren) lag er ganz offenbar nicht. Die reglementierte 
Einzelprostitution scheint auch überhaupt, worauf noch zurück- 
zukommen sein wird, zu den schweizerischen Anschauungen 
im allgemeinen nicht zu passen. Art. 292 gibt übrigens zu 
dem Bedenken Anlass, ob er nach den eigenen vom Gesetz- 
geber entwickelten Ansichten über die Strafwürdigkeit der 
Prostitution nicht zu weit gehe : denn indirekt wird durch die 
Bestrafung jeglicher Kuppelei, auch der nicht gewohnheits- 
mässig oder aus Eigennutz begangenen, praktisch die Aus- 
übung der Prostitution nahezu verunmöglicht, was mit den 
Ausführungen des Gesetzgebers über das Wesen und die Ur- 
sachen der Prostitution nicht ganz übereinstimmen dürfte. 
Ungehindert wäre nach dem Gesetz eigentlich nur die Aus- 
übung der Prostitution in einer der Prostituierten nicht nur 
zur Miete, sondern zu Eigentum gehörenden Wohnung ; denn 
der Vermieter von Wohnungen an Prostituierte fällt doch 
jedenfalls unter die Strafbestimmungen (unter das «favoriser» 
und «faciliter»), ebenso vielleicht das auch nur einmalige 
Dulden eines unzüchtigen Verkehrs im Miethause. Nach dieser 
Richtung geht ja das neuenburgische Strafgesetz sogar weiter, 
als die Genfer Initianten gehen wollten. (Vgl. S. 29.) 

Welches ist nun der Erfolg des neuen Zustandes, zumal 
der Abschaffung der Bordelle? 

Darüber steht uns nichts weiteres zu Gebote als die An- 
gabe im Berichte Schmid und Ja(}assohn, dass die Zustände 
in gesundheitlicher Hinsicht unbefriedigend, ja unhaltbar seien. 
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Welches auch der Erfolg sei, so wird man doch dem 
neuenburglschen Gesetzgeber das Zeugnis nicht versagen 
dürfen, dass er mit Entschiedenheit, die zugleich mit weiser 
Mässigung gepaart war, an das Problem herangetreten ist, 
dass ferner jedes peinliche Debattieren und jedes Unterdrücken 
der Meinung anderer vermieden worden ist — und das ist 
es, was uns dieses Kapitel unserer Überschau so sympathisch 
macht. 



III. Der Kanton Waadt. 

Das waadtländische Strafgesetzbuch datiert vom 18. Februar 
1843, weist also schon ein ehrwürdiges Alter auf^). 

Es enthielt in seiner ursprünglichen Fassung eine Be- 
strafung sowohl der Prostitution als solcher, wie auch der 
Kuppelei, in folgenden Artikeln: 

ÄTi, 197 : La prostituee est punie par une r^clusion qui ne 
peut exender six mois. 

Si eile est etrang^e, la poursuite ne peut acoir lieu 
que sur la d4nondation du prefet. 

Art, 198 : Celui qui favorise la debauche, soit en corrompant 
des jeunes gens de Vun ou de Vautre sexe, soit en 
fadlitant un commerce honteux, est puni par une amende 
de 50 ä 500 francs, et par une reclusion de six mois 
ä deux ans, 

Uamende est de 100 ä 800 fr., et la reclusion d'un 
ä quatre ans, si le dMit est commis par le pere, par la 
m^re ou par un autre ascendant, par le tuteur, par le 
mattre ou par teile autre personne charg^e de la sur- 
veillance de la personne dont la ddbauche a 4te exdt^e 
ou facilitee. 

Si le coupable est un ascendant, la privation ä vie 
des droits de la puissance paternelle est prononc^e 
contre lui. 

Dans les cas pr^us au präsent article, le d^linquant 
peut, en outre, suivant les circonstances, Stre puni par 
Vinterdiction pendant di^ ans de la facult^ de tenir 
un itablissement de bains, de pinte, d'auberge, de caf4, 
de restaurant ou autre sembläble. 



*) Bis dabin war das helvetische StGB das hauptsächlichste Strafgesetz 
g^ewesen. 
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Art. 195 bestraft überdies «celui qui outrage publiquement 
les moBurs par des propos ou par des actions obsc^nes. » 

Auch über die Anwendung und den Wert dieser Gesetzes- 
bestimmungen steht uns authentisches Material zu Gebot. 

Im Jahre 1874 bestellte der waadtländische Staatsrat 
eine Kommission für Revision des Strafgesetzbuches ^). Diese 
Kommission beendigte im Februar 1877 ihre Arbeit und reichte 
sie unter dem Datum des 8. April 1879 dem Staatsrat ein, 
begleitet von einer «Notice sur le d^veloppement historique 
du droit p6nal dans le canton de Vaud» und dem «Resume 
des Proc^s-verbaux des s6ances de la commission legislative » , 
beides verfasst vom Sekretär, G^ Correvon*). 

Diese Kommission nun hatte auch Stellung zu nehmen 
zur Frage der Prostitution. 

Sie tat dies, indem sie an Stelle des Art. 197 folgende 
Bestimmung vorschlug : 

Art. 211 : La prostitu^e, qui confrevient aux reglements 
de police,' est punie d'un internement dans une colonie agri- 
cole et industrielle qui n'excede pas cinq ans, ou d'uue re- 
clu^ion qui ne depasse pas un an. 

Si eile est dtrangire, la poursuite ne peut avoir lieu que 
sur la denonciation du prefet, 

Art, 212 gab sodann eine schärfere Begriffsbestimmung 
der Kuppelei, mit Beifügung der Worte «d'autrui» nach «la 
d^bauche», deren Fehlen im Strafgesetzbuch Anlass zu Kontro- 
versen gegeben hatte, und unter Hervorhebung verschiedener 
qualifizierter Tatbestände. 

Mit Art. 211 beschritt also die Kommission mutig und 
keck den Weg einer Reglementierung der Prostitution. Welche 
Gründe führten sie dazu? Lassen wir auch hier dem Gesetz- 
geber selber das Wort. Die Kommission führt aus'*): 

< L*art. 211 traite de la Prostitution. 

« Ce sujet auquel se rattaclient les questions les plus impor- 
tantes de morale, d'hygiene et de sürete publique, etait certainement 
un des points les plus d^licats dont la Commission ait eu ä s'oecu- 
per. Mais comme, ä plusieurs reprises, cette question a 6t6 soulevee 
dans le canton et que le Grand Conseil lui-m^me a decide, dans sa 
scancc du 31 aoüt 1875, de la renvoyer specialement ä T^tude de la 
Commission chargee de la revision du Code penal, celle-ci n'a pu se 
dispenser d'examiner s'il n'y avait pas lieu de modifier la redaction 
de l'art. 197 actuel, qui punit tonte femme qui se livre k la Prostitu- 
tion. Apres de nombreuscs discussions et aprös avoir examine cette 

*) Bestehend ays den HH. Staatsrat Beritey, Chef des Justiz- und Polizei- 
departements ; Kantonsrichter Verey ; Gerichtspräsident Dumar ; Advokat und 
GrosBrsit Andrd : O. Correvon, Advokat und Staatsanwaltssubstitut (heute Ober- 
richter); letzterer als Sekretär. 

•) Alles im Druck Lausanne, Vincent, 1879. ^ Vgl. oben S., 8 f. 

») S. 125 ff. 
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<juestion sous toutes 8cs faces, ia Commission est arriv^e k Tid^e 
qu'il etait juete, et dans Tintöröt möme du pays, de modifier ki rMac- 
tion de eet art. 197 et de ne punir que la prostitu^e qui contrevient 
aiix reglements de pollce. 

« L'on comprendra sans peine que nous ne puissions pae indi- 
qaer ici tous les motifs qui ont ete invoqu^s ä l'appui de ce change- 
ment. Ce serait entrer dans de longs d^veloppemente que nous devons 
d'autant plus eviter qu'il est certains c6t6s du sujet en discussion que 
nous ne voyons aucune utilit^ k aborder ici, renvoyant aux proces- 
verbaux eux-memes de la Commission sur cette question. Nous nous 
bornerons ä mentionner les considerations principales qui ont engag6 
celle-ci k admettre la redaction de i'art. 211 du projet. 

< Consideree uniquement au point de vue moral et au point de 
vue religieux, la question de la Prostitution paratt simple. La Pros- 
titution est un grand mal; eile est condamnee par les enseignements 
de TEglise, par les pr^ceptes de l'Evangile qui nous apprend k lutter 
<;ontre les passions, k vivre chastement. Donc la Prostitution doit 6tre 
punie severcment, et c'est bien ainsi que certaines l^gißlations, sp6- 
cialement Celles issues d'un mouvement religieux intense, ont con^ju 
ce d^lit. Mais aujourd'hui pouvons-nous continuer k envisager cette 
question essentiellement k ce point de vue? Non, car ce ne serait pas 
tenir compte de notre etat social actuel. Aussi, abandonnant le terrain 
de la theorie morale exclusive, la Commission s'est demand6 si la 
Prostitution presentait bien les caracteires d'un delit et eile a r^solu 
cette question negativement. S'il y a immoralite, y a-t-il violation de 
droits? Quels intSrets leeent les celibataires qui se prostituent? Et si 
c'est tm d^lit, pourquoi ne pas punir l'homme et reserver uniquement 
les rigueurs de la loi pour la femme. II y a dans cette conception 
quelque chose de si injuste que ce seul motif doit engager k ne pas 
pers^verer dans le sysfemc du code actuel. 

< Mais, dit-on, si des considerations de necessit6 sociale ont en- 
gag^ depuis le commencement du siecle le legislateur vaudois k ne 
plus punir les hommes qui se livrent aux prostituees, il est bon qu'üne 
Disposition existe dans nos lois punissant celles-ci, car c'est im moyen 
de reprimer ie scandale et les desordres auxquels la Prostitution peut 
donner lieu. 

€ Cette objection n'a pas, aux yeux de la Commission, une va- 
leur absoiue, car ce Systeme presente les plus graves inconvönients, 
eil ce qu'il offre un danger au point de vue de la sant^ publique et 
qu'il donne lieu ä i'arbitraire. Du moment qu'il n'existe aucune r6gl6- 
mentation de ia prostitution, la police des moBurs et la surveillance 
des prostituees dependent entierement du bon plaisir des agents de 
police, et l'on peut se demander si parfois il ne doit pas resulter de 
ce fait de serieux inconv6nients. II en est de memo des razzias que, 
dans un but d'hygi^ne publique, la police ordonne parfois, dans cer- 
taines villes du canton, contre des prostituees, pour les soumettre ä 
une Visite m^dicale. II y a dans ce mode de proceder un arbitraire 
contraire ä toutes nos lois qui garantissent la liberte individuelle, et 
qu'il est de notre dignite de faire cesser. Un fait qui s'est pass6 il y 
a quelque temps k Lausanne prouve d'une mani^e evidente les im- 
menses dangers du Systeme suivi jusqu'ä maintenant dans le canton 
pour la police des moeurs. 

« Un membre a insist6 sur le fait que les dispositions de nos 
Codes suisses qui röpriment d'ime maniöre absoiue la prostitution ne 
sont plus applicables et ne sont plus appliquees, dans les centres de 
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Population du moins. Ces articles lont sans doute bien dans nos lois^ 
et un ^tranger qui lirait nos codes pourrait dtre singuli^rement sur- 
prifi de T^tat moral de nos populations. Mais qu'il y a parfois loin 
de cette th^orie penale k la realite ! Nos lois sur cette matiere ne 
sont donc trop souvent qu'une hypocrisie qui ne fait que nous dis- 
cr^diter et donner le change sur Tetat de nos mceurs. Et si, du moinSr 
il en resultait quelque bien ! Mais non, nous habituons ainsi nos con- 
citoyens ä voir les lois pönales ne recevoir aucune application, et 
cela est un mal, alors surtout que la prohibition absolue de la Pros- 
titution empSche de prendre des mesures d'hygi^'ne publique, qui se- 
raient cependant tr6s utiles dans beaucoup de cas. 

c Mais si tous les membres de la Commission se sont prononcea 
en faveur de la r^glementation de la prostitution, ils ont ete unanimes 
pour d^clarer qu*ils redouteraient la fondation de maisons de tole- 
rance dans le canton. La crSation de pareils etablissements entrai- 
nerait, dans leur opinion, des cons6quences d^sastreuses, qui seraient 
beaucoup moins graves en se bomant k tol6rer la prostitution indi- 
viduelle, dans les limites des r^glements de police. Ainsi, si, d'un 
c6t6, la modification apportee k Tart. 197 permettait de reglementer 
la Prostitution, de Tautre, le code continuerait ä f rapper tous les in- 
term^diaires de la debauche, de m^me que, pour le jeu, le projet se 
bome ä frapper ceux-lä. seuls qui favorisent cette passion dans un 
but de lucre. 

< Quant aux reglements k appliquer, la Commission ne les a 
pas discut^s, ayant estime qu'elle n'avait aucune mission pour les 
^laborer. Du reste, eile est d'avis que ces röglements devraient etre 
faits plutöt par les autorites communales de chaque localite du can- 
ton oü le besoin s'en fera sentir, ces rö^lements devant ^tre naturel- 
lement soumis ä Tapprobation du Conseil d*Etat. 

< Enfin, il nous sera permis, pour mieux faire saisir Tesprit 
dans lequel a 6te r6dig6 l'art. 211, de transcrire ici les thdses sui- 
yantes qui ont regu la complöte approbation des cinq membres de la 
Commission: 

< 1^ La Prostitution, quoique immorale en elle-meme et exer- 
qaat surtout une influence d^moralisante, ne presente pas les carac- 
teres d'un d61it; 

< 2^ Si eile est encore consid^ree dans nos lois actuelles comme 
un delit, il faut Tattribuer k Tinfluence des lois consistoriales severe» 
des sifecles pass6s, lois qui ne sont plus de notre epoque; 

< 3^ Actuellement, l'art. 197, qui punit d'une maniöre absolue 
toute prostitu6e, est inapplique et inapplicable, au moins dans les 
centres de population; 

« 4^ Le Systeme actuel est donc deplorable, en ce qu'il donne 
aux populations le mauvais exemple de dispositions pönales non ap- 
pliquees ; 

€ 5^ Ce Systeme presente en outre les graves inconvenients sui- 
vants : 

a) II remet toute la police des mceurs et la surveillance des pros- 

tituees aux agents de police subalternes; 
h) II emp^che une reglementation bien entendue de la Prostitu- 
tion, dans les villes du moins; 
c) Enfin et surtout, il est defectueux, au point de vue de l'hy- 
gi^ne publique, en ce sens qu'il ne permet pas de prendre des 
mesures preventives pour diminuer, autant que faire se peut, 
certaines maladies qui causent un grand mal k la societe; 
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« 6" La Commission est egalement unanime pour deconseiller 
la fondation de maisons de tol^rance qui, dans son opinion, ne se 
justifieiit pas dans le canton et pourraient lui porter le plus grand 
pr^jTidice, la Commission entendant qne tons les jntermediaires, tons 
ceux qui favorisent la debauche en vue de lucre, soient punis öomme 
par le passe; 

« 7" Elle recommande par contre la reglementation de la Pros- 
titution par le moyen de l'inscription des prostituees, qui devraient 
etre soumises ä des visites medicales. » 

Zweierlei ist an den Ausführungen der Kommission be- 
sonders bemerkenswert: Die Zurückführung der Strafbarkeit 
der Prostitution auf die strengen kirchlichen (Konsistorial-) 
Gesetze — womit nur die Gesetze nach der Reformation ge- 
meint sein können — (These 2), und das unumwundene Ge- 
ständnis, dass die Bestrafung der Prostitution bis dahin nur 
auf dem Papier gestanden habe, verbunden mit der eindring- 
lichen Warnung vor Gesetzesbestimmungen, die nicht befolgt 
werden und nicht befolgt werden können (Thesen 3 und 4). 
Interessant sind auch die allgemeinen Ausführungen über die 
Stellung beider Geschlechter; von Bedeutung ist endlich die 
Einstimmigkeit der Kommission: sowohl in der Frage der 
Reglementierung, als auch in der Ablehnung der Kasemierung. 
In letzterer Beziehung ist indessen dem Sitzungsprotokoll eine 
gewisse Einschränkung zu entnehmen. Ein Mitglied der Kom- 
mission hatte nämlich erklärt, es wäre im Prinzip eher für die 
Gestattung von Toleranzhäusern ; es führte dabei folgendes aus 
— und diese Ausführungen verdienen volle Aufmerksamkeit — : 

< II ne faut pas se faire un effet illusoire sur les consequences 
qu'entrainerait necessairement la reglementation des prostituees. Les 
filles tolerees se r6uniront, par la force des choses,^ dans certaines 
maisons, qui seront bientot connues et deviendront ainsi de veritables 
petites maisons de tol6ranee. Ainsi on aura l'inconvenient de pareils 
etablissements, sans en avoir les avantages, c'est-ä-dire la surveil- 
lance de la police sur ces maisons et des inspections des agents et 
des medecins. > 

Dieses Mitglied schloss sich aber später der Auffassung 
der Mehrheit an. Das gleiche Mitglied hatte vorgeschlagen, 
dass die Eeglementierung Sache der Gemeindebehörde sein solle. 

Ein anderes Mitglied hatte den Antrag gestellt^), im 
allgemeinen eine Bestrafung der gewerbsmässigen Unzucht 
beizubehalten, aber folgenden Vorbehalt zu machen: 

« Sont toutefois reservees les dispositions exceptionnelles que 
le Conseil d'Etat devra statuer, au point de vue de la sante publique, 
pour les centres de populations, dispositions qui ne seront appliquees 
que sur la demande expresse des autorites communales. > 



*) Procfes-Verb., II, p. G9, 593 et suiv. 
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Zur Begi-ündung dieses individualisierenden Vorschlags 

führte das Kommissionsraitglied aus: 

« II faut, en effet, le reconnaitre: La question de la Prostitu- 
tion n'est pas une de celles que Ton peut resoudre d'iiiie maniere 
absolue. Teile mesitre qui convient parfaitement ä Lausanne ou dans 
nne autre ville, serait totalement inadmissible ponr nos villages, car 
si la presence dans une ville de prostituees ne cause actueilement 
pas de scandale, il n*en est pas de mtoe dans nos villages oü il ne 
peut etre question dans aucune maniere de reglementer la Prostitu- 
tion. > 

Das gleiche Mitglied präzisierte seine Ansicht über 

Toleranzhäuser in Lausanne dahin: 

« Une maison de tolerance k Lausanne entrainerait .... des 
consequences desastreuses qui sont beaucoup moins ä redouter en se 
bornant ä tolerer la Prostitution des femmes en cartes. Beaucoup de 
jeunes gens qui redoutent d'accoster des filles courant les nies ou de 
se rendre chez elles — se laissent plus facilement entrainer k prendre 
des habitudes de libertinage par le fait qu'ils peuvent se rendre en 
cornpagnie dans tes maisons, et qu'ainsi ils se donnent mutuellement le 
triste courage de faire le premier pas dans la voie du vice. Dans 
une ville comme Lausanne, qui est le rendez-vous d'une nombreuse 
jeunesse studieuse, les inconvenients seraient enormes, et la seule 
annonce que dans notre ville il existe de pareilles maisons aurait 
pour consequence certaine — de faire diminuer le nombre des eleves 
de nos etablissements publics. > 

Später schlug dasselbe Mitglied eine dem (modifizierten) 
§ 361, Z. 6, des deutschen Strafgesetzbuches analoge Fassung 
vor. 

Die Kommission entschied sich jedoch mit drei Stimmen 
gegen eine für die oben mitgeteilte Lösung. Das ausschlag- 
gebende Schlussvotum für diesen Antrag lautete nach dem 

Protokoll 1) : 

« Du moment que nous sommes d'accord pour reconnaitre que 
la Prostitution ne presente pas les caracteres d*im delit, il est certes 
illogique de continuer ä la punir. — D'un autre cote, il faut bien se 
representer que si nous n'obligeons pas les communes ä faire des 
reglements sur cette matiere, il n'en est aucune qui voudra donner 
Texemple en elaborant de pareils röglements. Nous resterions donc 
dans la meme Situation que maintenant, et ce n'est pas cela que nous 
voulons, des changements paraissant necessaires. — II ne faut pas 
s'exagerer du reste les consequences de la redaction proposee. Les 
communes soient villes dans lesquelles se trouvent des prostituees 
connues feront seules des reglements. Quant aux villages, la pra- 
tique prouve qu'en general on n'y Signale pas la presence de prosti- 
tuees. Et si, par exception, il se passer ait dans certains villages ou 
hameaux des faits de Prostitution qui fassent scandale, ce qui peut 
^tre le cas dans les villages autour des villes, les autorites de ces 
villages en seront quittes pour adopter un reglement. > 

Die Bestimmung über Kuppelei, die die Kommisssion 
vorschlug, lautete: 



*) II, S. 597, 
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Celui qui favoi^ise la d^bauche d'autruiy sott en corroni 
jpant des mineurs de Vun ou de Vautre sexe, soit en facili- 
tantun commerce honteux, est puni d'une r^cliision qui n'excdde 
pas deux ans et d'une amende qui ne d^passe pas 1000 fr. 

La memepeine est applicable ä celui qui admet, fait ou 
tente de faire admettre des mineurs, avec ou sans leur con- 
sentem^ent, dans des maisons de prostüution ou de d^bauche. 

Le maücimum de la rddusion et de V amende est double, si le 
delit est commispar un ascendant, par le futeur, par le maitre ou 
par teile autre personne spicialement chargee de la surveillance 
de la personne dont la debauche a ete excitee ou facilüde. 

Si le coupable est un ascendant, la privation ä vie des 
droits de la puissance pdternelle est prononc4e contre lui. 

Dans les cas prious au present article, le dilinquant 
peuty en outre, etre puni par Vinterdictiony pendant dix ans, 
de la facult^ de tenir un Etablissement de bains, de pinte, 
d'auberge, d'hdtel, de cafä, de restaurant ou autre semblable. 

Hiezu nur die eine Bemerkung: Die Kommission hielt 
«lue Bestimmung wie Absatz 2 für nötig, mit der Motivierung : 
« Des faits qui se sont passes dans ie canton ces derni^res 
ann^es justifient cette adjonction. » 

Das Schicksal des Strafgesetz-Entwurfes — der von 
fielen Seiten grosse Anerkennung fand — ist bald erzählt: 
Im Herbst 1882 wurde er dem Grossen Rate vorgelegt und 
dieser setzte eine Kommission ein. Hier versank der Ent- 
^wurf in einen Dornröschenschlaf. Nach mündlicher Mitteilung 
sollen politische und persönliche Motive das verschuldet haben. 

Von einer Reglementation konnte daher auch keine Rede 
mehr sein. 



Dagegen kam im Jahre 1896 eine kleine Gesetzesänderung, 

-die in unser Gebiet einschläßft, zu stände. 

In der Sitzung vom 23. November 1893 reichte der Deputierte 
Näf eine Motion anf Revision verschiedener Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuches, speziell der Artikel 196 (litterature immorale), 195 und 
197 (outrage public aux moBurs), 198 (proxenetisme), 200 (äge de 
protection de la jeune fille) ein. Der Grosse Rat fasste auf den Be- 
richt seiner Kommission im Jahre 1894 den Beschluss, die Motion 
dem Staatsrat zur Berichterstattung zu überweisen, « en priant cette 
autorite d^etudier, au sujet de la proetitutioriy quelles mesures 
pourraient Hre prises en vue de protiger la sant^ publique ^) ». 

Der Staatsrat setzte hierauf (unter dem 14. Mai 1896) eine Ex- 
pertenkommission ein mit der Aufgabe, eine ganz erschöpfende Er- 
hebung über den gegenwärtigen Zustand der Prostitution im Kanton 
Waadt zu machen und Vorschläge über die Mittel zu deren wirksamer 

') Von uns unterstrichen. 
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Bekämpfung einzureichen (< de faire une enquete tr^s complöte sur 
r^tat actuel de la Prostitution dans le canton de Vaud et de lui trans- 
mettre des propositions sur les moyens de la combattre le plus effi- 
cacement possible >). 

Die Botschaft des Staatsrates zum sofort zu erwähnenden Ge- 
setzesentwurfe teilt über die Arbeit dieser Kommission mit: 

< Cette commission consultative se mit imm6diatement k Toeuvre 
et adressa au Conseil d'Etat un rapport concluant k la revision des 
artlcles 195, 197, 198, 199 et 200 du Code p^nal. 

c Elle 8^ est prononcie ä Vunanimitd contre V^tahlissement 
de maisons de toUrance ^). 

< Enfin, eile a 6mis une s^rie de voeux au sujet des mesures hy- 
gi^niques k prendre pour combattre les ravages que peut causer la 
Prostitution. > 

Auf Grund dieser Berichterstattung legte der Staatsrat mit Bot- 
schaft vom August 1896 dem Grossen Rat einen Gesetzesentwurf 
über die Abänderung der Artikel 195, 197, 198, 199 und 200 des 
Strafgesetzbuches vor. In unsere Materie schlägt ein: 

1. Die Unterdrückung der Worte « et de la Prostitution > im 
1. Kapitel des III. Titels; 

2. die Axifhebung der Strafbarkeit der Prostitution als solcher 
und Einschränkung der Strafbarkeit auf die einzelnen Mani- 
festationen, < raccrochage ou racolage >, « provocation k la 
debauche > ; Beifügung eines Alineas die Zuhälter betreffend ; 

3. die schärfere Begriffsbestimmung des Artikels 198; 

4. Art. 198 bis: L*autorite de police peut expulser les personnes 
non vaudoises dont la conduite est contraire aux bonnes moeurs. 

Interessant ist folgender Passus aus einer Rede Ed. Secr^tans 
( Bulletin, automne 1896, p. 236): 

< Je vous rappeile l'origine de la loi: T^motion qui a ete ap- 
portSe dans cette salle k la nouvelle que la ville de Lausanne ^tait 
devenue une sentine oü la sant6 publique! n'etait plus en securite. 
Vous avez invite le Conseil d'Etat k prendre des mesures. Le renom 
de Lausanne eu a päti. Dans de röcentes diftcussions ä Geneve*) on a 
cit6 Lausanne comme un modfele de ce qu'il ne faut pas faire. Rien 
ne serait plus pr6judiciable ä Lausanne que si un tel renom venait ä 
se repandre. — Je me häte de dire que cela est totalement faux. On 
a beaucoup exagere, et heureusement. La prostitution k Lausanne est 
reduite k sa plus simple expression. Ce sont des vices qui ne peuvent 
pas etre absolument supprim^s. Mais la ville de Lausanne est plus 
propre que beaucoup d'autres villes. La police est tres vigilante. > 

Bemerkenswert ist auch ein Passus aus dem Bericht des Kom- 
missionsreferenten, Dubuis: 

« La Prostitution en elle-möme n'est pas un d^lit, les juristes 
sont d'accord sur ce point; partant, ce n'est donc pas la prostitution 
comme teile qu'il faut punir .... mais ce sont les manifestations exte- 
rieures: le raccrochage et le racolage .... II faut observer cepen- 
dant que, dans les villes, des dispositions penales seules seront en- 
core dans bien des cas insuffisantes sans Taction de la police; d'autre 
part, il Importe que cette action soit pond6r6e, refl6chie, pour ne pas 
voir se reproduire des faits regrettables. — II y a dans cette ques- 
tion un cote administratif sur lequel il y a lieu d'attirer T attention 
de qui de droit; c'est dans les röglements administratifs qu'on doit 

') Von uns unterstrichen. 
*) S. u. S. 160, Anm. 2. 
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trouver des dispositions speciales ä cet effet et dans des directione 
precises donnees par Tautorite de police. » 

Der vom Staatsrat vorgeschlagene Artikel 198 Ms (siehe S. 156) 
wurde auf Antrag der Kommission, dem sich der Staatsrat anschloss, 
verworfen. 

Im übrigen wurde, soweit die Gesetzesänderung uns hier 
überhaupt interessiert, der Entwurf des Staatsrates im wesent- 
lichen unverändert angenommen, mit den einzigen Abände- 
rungen in Art. 197, dass die Worte: « et habitueliement » bei- 
gefügt, das dritte Alinea, den Zuhälter betreffend, gestrichen, 
weil in Art. 198 enthalten, wurden. So kam die Loi du 
20 novembre 1896 modifiant les articles 195, 197, 198, 199 
et 200 du Code p4nal zu stände ^). Charakteristisch ist für 
diese gesetzgeberische Arbeit zunächst der Umstand, dass in 
der Kapitelüberschrift, die bis dahin gelautet hatte c De 
l'attentat public aux mceurs et de la Prostitution » dieser 
zweite Teil (c et de la Prostitution ») unterdrückt wurde. 
Nach Art. 1 des Gesetzes in Übereinstimmung mit der Auf- 
fassung des Entwurfes von 1879 sollte die Prostitution nicht 
mehr als Delikt angesehen sein. Favey gibt ^) die Auffassung 
der leitenden Kreise wie folgt wieder: 

« L'art. 197 du code punissait la Prostitution en elle-m^me; 
on comprend sans qu'il soit n^cessaire d'insister les difficultes d'ap- 
plication et Tarbitraire resultant de cette disposition. La commission 
legislative etait partie de l'idee que la Prostitution ne constituait point 
iin delit, mais qu'il fallait atteindre les manifestations publiques et 
exterieures de la Prostitution, le racolage; sans s'attacher ä la ques- 
tion d'habitude qui n'a rien a faire avec le scandale cause; le Grand 
Conseil, au contraire, a introduit dans la definition du d^lit la notion 
de rhabitude. > 

Der neue Art. 197 lautet: 

La femme qui se livre puhliquement et häbituellement ä 
des provocations ayant un but deshonnite ou immoral est 
punie par une reclusion n'excedant pas six mois ou par 
l'internement dans une colonie agricole et industrielle pour 
un temps qui ne peut etre moindre de six mois ni excSder 
trois ans, 

Le tribunal prononcera, en outre, la privation generale 
des droits civiques pour cinq ans au maximum, et, s'il y a 
lieu, la privation des droits resultant de la puissance pater- 
nelle pour une meme dur^e. 

Diese Fassung entspricht insofern in keiner Weise den 
abolitionistischen Grundsätzen, als sie ein nur von Personen 



*) S. den Text dieses Gesetzes in Zeitschrift für Schweiz. Strafrecht, X, 
S. 267 f. 

») Zeitschrift für Schweiz. Recht» X, S. 256. 
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weiblichen Geschlechta begehbares Spezialdelikt enthält. In- 
dessen ist die Gleichstellung beider Geschlechter, soweit sie 
gerechtfertigt ist, durch den allgemeinen Art. 195, der den 
«outrage publique aux mceurs » bestraft (strenger als das 
Strafgesetzbuch) genügend gewahrt. 

Der Kuppeleiparagraph wurde schärfer gefasst, mit Rück- 
sicht auf die schon früher bestandene Kontroverse über den 
Sinn des Art. 198y StGB. Dieser Artikel lautet nunmehr. 

Celui qui sciemment profite de la dibauche d'autnii, 
faulte, favorise ou sotUient la dibauche d'autruij est puni 
par une amende n'exc^dant pas müle francs au maximum 
et par une rielusion de trois ans au plus. 

Le maximum de la peine peut etre doubU si le coupable 
est un ascendantf le mariy le tuteur, le maitre au teile autre 
personne exergant une surveillance ou une antorit4 sur la 
personne dont la d4bauche lui a profite ou dont la d^bauche 
a et6 favorisee. 

Le tribunal prononce, en outre, la privation generale 
des droits civiques pour cinq ans au maximum. Si le cou- 
pable est un ascendant, la privation ä vie des droits de la 
puissance paternelle peut etre prononcde contre lui. 

Dans les cas prevus au präsent artiele, le dilinquant 
peut, en outre, suivant les circonstances, etre puni par 
Vinterdiction n'exc4dant pas dix ans de la faculte de tenir 
un etablissement de bains, de pinte, dfauberge, de cafe, de 
restaurant ou autre semblable. 

Das im Kanton Waadt bestehende System kann danach 
folgendermassen charakterisiert werden: 

Bestrafung nicht etwa der Prostitution an sich, sondern 
gewisser mit ihr verbundener äusserer Erscheinungen, speziell 
des « racolage » ; Bestrafung der Kuppelei, zu deren Tatbe- 
standsmerkmal aber Eigennutz gehört (« qui sciemment profite »), 

Eine Reglementierung in Form der Kasernierung ist da- 
durch völlig ausgeschlossen, sie ist auch noch nie versucht 
worden. 

Wohl aber wäre eine Reglementierung der Einzelprosti- 
tution auf Grund dieser Gesetzesbestimmungen nicht unmög- 
lich. In Tat und Wahrheit existiert eine solche nicht* Ein 
Versuch, sie in Lausanne einzuführen, soll ^) daran gescheitert 
sein, dass er von sozialistischer Seite als Eingriff in die 



*) Nach mündlicher Mitteilung. 
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persönliche Freiheit betrachtet wurde '). Nach dieser Richtung' 
bedeutet der Zustand in der Waadt, in Lausanne speziell, 
einen völligen Sieg der abolitionis tischen Ideen. 

Nur wenige Worte mögen diesen Zustand kennzeichnen ^), 
Er wird von zuständigei» Seite wie folgt geschildert: 

Die Prostitution ist frei in bezug auf die Übertragung 
der sie bergenden Ansteckungskeime ^), frei auch hinsichtlich 
Wohnungnahme und allein damit zusammenhängenden. Infolge- 
dessen Eindringen der Prostitution in die Bevölkerung, speziell 
die ärmeren Stadtteile. Mit ihr verbunden ein höchst gefähr- 
liches Zuhältertum. In letzterer Beziehung erweist ^ sich 
der neue Art. 198, der doch auch speziell das Zuhältertum 
im Auge hat (Favey a. a. O.), als tatsächlich wenig wirksam. 



*) Nach der Enquete von Dr. Schmid (sanitrrrisch-demographfeches Wochen- 
bulletfn i900, S. 233 f.) soll in Lausanne bia 17. Juni 1898 eine halbamtliche ärzt- 
liche Kontrolle, der sich eine gewisse Zahl von Prostituierten freiwillig" unter- 
\rarf, bestanden haben, sie soll dann aber unter jenem Datum als ungesetzlich 
aufgehoben worden sein. 

') Nicht uniateressant ist ein« Stimmte aus der «Feuille d' Avis de Lausanne» 
vom 23. Mai 190.%. die bemerkenswerterweise unwidersprochen geblieben ist. Es 
heisst da: 

La propret^ de la rue. 

QKi noos demande dlns^rer la lettre suivante qui discute uiie question delieate 
sur laquelle il n'est peut-ßtre pas inutile d'attircr parfais l'attention: 

«Monsieur 
« Permettea-moi de parier dans votre Journal d'un triste fait qui me prt^occupe 
depuis quelque temps dejä. 

• II a'agit du fl^au de la pi'ostitution. 

« Depals 1« eomtmencement du printemps — 9a n'a jamais ^t^ aussi flagrant 
que maintenant — des douzaines de ces malhcureuses cr^atures, qu'on appelle 
en argot des horizontales^ inondent les rues et les promenades de notre belle 
ville de Lausanne. 

• C'est vraiment revoltant de voir ces «dames» aller ä la chasse dans nos plus 
belies promenades, proroquant les hommes, m^me quand ils sont en soci^t^ de 
lears epouses ou de leurs enfants, et occasionnant parfois de veritables scandales 
pablics. 

« Demandez, par exemple, aux avocats de la Suisse allemande qui viennent 
plaider devant le Tribunal f^d^ral, quelle Impression ils emportent des moeurs 
de notre ville? 

« Des Dames honnStes se revoltent et m'assurent qu'il leur sera bientöt impos- 
sible de se promener seules en ville, tellement le nombre toujours croissant des- 
femmes publiqnes a gäte les moeurs de certains messieurs etrangers, si nombreux 
dans notre ville. 

• II existe bien des articies 195 et 197 du Code penal. 

« Mais il paraitrait que ces dispositions sont inefficaces. 

« S'il eat impossible de supprlmer ce fl^au — et il va sans dire qu'on ne peut 
pas le snpprimer d'un jour k l'autre — qu'on prenne au moins des mesures ener- 
giques pour sauvegarder la propret6 de la rue et des maisona et quartiers oü le 
mal ne a'e»t pas encore repandu. 

» Un ami de Lausanne. » 

Dieser Artikel ist gewiss nicht frei von Übertreibungen. Es muss auch 
anerkannt werden, dass die Polizei von Zeit zu Zeit einen löblichen Eifer ent- 
■wickelt; aber sie ist zu machtlos. 

•) Dr. Schmid a. a. O. : * Dagegen (d. h. im Gegensatz zu Genf, wo man mit 
dem Erfolg der Reglementierung wohl zufrieden ist) ist" man in andern Städten 
(Lausanne. La Chaux-de-Fonds) mit der blossen Unterstellung der Prostitution 
unter das kantonale Strafgesetz und dem Mangel jeglicher Reglementierung nicht 
zufrieden und hält den aktuellen Zustand für unhaltbar ». 
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Und bis auf Grund des Art 197 eingeschritten wird (und 
eingeschritten werden kann!), braucht es ganz gröbliehe 
Provokationen ^)*). 



') EineVerurteilung von neunDirnen der «Mercerie», einer speziellen Dirnen- 
gasse Lausannes, auf Grund des Art. 197, fand am 7. Juni 1904 durch das Polizei- 
gericht von Lausanne statt. 

Die Antwort der Zuhälter dieserWelber war dieVergiftung mehrerer forellen- 
führender Flüsse im Jorat. (Nach Zeitungsnachrichten.) 

Nach gütiger Mitteilung der Gerichtsschreiberei des Polizeigerichts des 
Bezirks Lausanne fanden Verurteilungen statt: 

Auf Grund des Art. 197 Art. 198 

1903 4 27 

1904 bis SO. Juni 2 20 

*) Bei der Genfer abolitionistischen Campagne war — wie auch Secretan im 
waadtländischen Grossen Rat hervorgehoben hatte — ein Hauptargument der 
Gegner der Initiative der Hinweis auf Lausanne. Ouillot berichtet darüber : 

« Et Lausanne ? Que de fois nous entendimes cette objection au cours de la 
lutte ! Quelles descriptions on nous faisait du chef-lieu du canton de Vaud sous 
le rapport de la propret^ de la rue et des moeurs publiques ! [Vffl. hierzu fol- 
genden Passus aus einem — oben S. 47 nicht abgedruckten ^ Aufruf gegen die 
Genfer Abolitionisten-Initiative: «Quant ä la moralit^, ä la propret6 de la rue, 
que les abolitionnistes qui sont men^s par des Vaudois aillant voir ä Lausanne ; 
iU y pourront observer les beaux effets de leur Systeme. Tous ceux qui ont eu 
Toccasion de s^journer daus cette ville, d^clarent que la Prostitution s'y ^tend 
comme une l^pre, et qu'on ne peut pas y faire un pas sans ßtre accost^. La 
soci^t^ vaudoise de m^decine, effray^e, a tenu plusieurs s^ances ä huis clos, poar 
d^lib^rer sur la Situation, et M. le conseiller d'Etat Virieux, charg^ du d^parte- 
ment vaudois de justice et police, a d^clar^ ä M. Didier qu'il admirait et enviait 
la propret^ de nos rues, et qu'il regrettait que les circonstances ne lui permissent 
pas Tapplication de notre syst&me. •] Nous r^pondions ä peu prfes ceci : 

lo Vous exag^rez, pour les besoins de votre cause, T^tat de la ville conf^d^ree 
qui, k supposer mßme que ses trottoirs soient moins bien gardös que les nötres, 
ce qui est possible, n'est absolument pas ce que vous dites. 

2» Si r^tat de Lausanne est ä certains ^gards fAcheux^ cela vient de deux 
causes: la premi^re c'est que le code nepr^voH pas de dispositions speciales 
contre le prox^n^tisme [das ist ganz falsch!]; la seconde c'est qu'il punit Ja 
prostituäe en tant que prostitu^e, ce qui est ä la fois une ii^ustice, une in^galite 
flagrante entre les sexes, et une impossibilit^, et pas seulement les nrovocations 
ä la Prostitution, qui seules, aux yeux de l'Etat, dbivent etre consideröes comme 
d^lictueuses. 

M. le prof^sseur Herzen, de Lausanne, flt justice des all^gations exag^rees 
concernant Lausanne dans une lettre en date du 14 mars 1896: 

eher Monsieur, 

Vous me demandez ce qu'il y a de vrai dans les affirmations relatives ä la 
« malpropret6 de la rue » ä Lausanne. — • 

Ces affirmations se rapportent ä une periode penible par laquelle nous avons 
passe Imm^diatement apr^s la fondation de l'Universit^, il y a quatre ou cinq ans. 

Lausaune a alors et^ envahie par un grand nombre de prostitu^es de tous 
pays, et les maladies sp^cifiques ont consid^rablement augment^. Les antoHt^s 
s'en sont ^mues, ainsi que le corps m^dical; on a commenc^ par expulser les 
^'trang^res, et on a pris, pour les indig^nes, les mesures actuellement en vigueur. 
Ces mesures, qui excluent totalement les maisons de tol^rance, l'inscription et la 
Visite obligatoire, sont expos^es en quelques mots dans la nouvelle edition de 
ma Conference (Science et Moralit^), qui vient de paraftre. Depuis, les rues de 
Lausanne sont aussi «propres» que Celles de n'importe quelle autre ville. D'ail- 
leurs, quelle diff^rence voulez-vous que cela fasse, si un dixi^me environ des 

ftrostitu^es est euferm«^ dans des maisons ou ne Test pas? Quant aux maladies, 
es m^decins vaudois sont unanimes ä constater que dans ces derni^res annees 
elles ont consid^rablement diminuä. > (Guillot S. 162 f.) 

Wie weit der letzte Passus aus dem Briefe Herzen heute noch zutrifft, ist uns 
unbekannt. Im übrigen aber muss auch Guillot (mit Herzen) zugeben, dass die 
Zustände in Lausanne bedenklich waren. Die zwei von Guillot angeführten 
Gründe sind teils unrichtig — der Code p^nal enthielt schon damals Bestimmungen 
^cgen Kuppelei, wie wir gesehen — teils in keiner Weise schlüssig. 



Zweiter Teil. 

Die Vorarbeiten zum eidgenössischen 

Strafgesetzbuch. 



I. Geschichtliches bis zum Vorentwurf von 1896« 

Im Jahre 1889 betraute das eidg. Justiz- und Polizei- 
departement, veranlasst durch einen Nationalratsbeschluss be- 
treffend Strafrechtseinheit, Professor Carl Stooss in Bern mit 
den Vorarbeiten für ein eidg. Strafgesetzbuch. 

Alsbald bemächtigten sich die Kreise, die sich speziell 
mit den Sittlichkeitsverbrechen befassen, der Sache : 

In seiner Sitzung vom 24. November 1890 fasste der 

Zürcher- Verein zur Hebung der Sittlichkeit den Beschluss: 

< Da man den einzelnen Kantonen nicht beikommen kann, und 
eine eidgenössische Strafgesetzgebnng in Aussicht steht, soll man von 
einer Kommission ein Gutachten ausarbeiten lassen, das sich speziell 
über die Sittlichkeitsverbrechen verbreitet, und es nach Bern senden, 
damit es als Vorarbeit verwendet werden kann i). > 



Ein « Comit6 international des Dames de la F6d6ration » 
reichte mit Eingabe vom 6. Februar 1892 einen Gesetzesent- 
wurf betreffend die sexuellen Vergehen, mit Motiven, ein*). 
Aus diesem Gesetzesentwurf interessieren uns hier die Ai'tikel : 

22, 25, 26. 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35. 

< Art. 22. Quiconque commet un outrage public aux mceuxs, par 
des actes ou des propos obscfenes, est ptmi de Femprisonnement jue- 
qu'ä six mois et de Tarnende jusqu'ä 500 fr. 



*) Schweiz. Zeitschrift ffir StrafVecht, III, S, 587. 

') Unterzeichnet haben diese Eingabe : 1. das internationale Komitee der 
JDamen des Frauenbundes, sowie die Komitees von Neuenburg, Waadt, Ohaux-de- 
Fonds, Locie, Ponts-de-Martel ; i, der kantonale Zürcher Verein zur Hebung der 
Sittlichkeit ; 8. le Comit^ de vigilance et de moralitä puplique de la Ohaux-de- 
Fonds ; i. der Bemer Männerverein zur Hebung der öffentlichen Sittlichkeit ; 
5. le Comit4 de l'Association abolitioniste genevoise ; 6. Ic Comit^ des Soci^t63 
pour le reUvement moral ; 7. le Comit^ des arrirantes ä la gare ä Oenfeve ; 8. le 
Comitä de vigilance du Locle ; 9. le Comit^ de l'oeuvre des arrivantes ä la gare 
k Lausanne ; 10. le Comit^ de TAssociation de patronage de Vevey. DerGesetzes- 
entwurf ist bei Stooss im Anhang zu den Grundzügen, Bd. II, abgedruckt. 

Weiss, Prostitutionsfrage. 11 
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< Dans les cas de peu de gravite, les arr^ts jusqu'ä quinze 
jours et Tamende jusqu'ä 100 fr. peuvent ^tre prononc^s. » 

< Art. 25. L*annonce, dans les feuilles publiques, de publica- 
tions ou d'images obsc^nes, ou d'objets destin^s & des usages ob- 
sc^es, ainsi que la vente en gros de pareilles publications, Images 
ou objets, sont punies de remprisonnement jiisqu*ä trois mois et de 
ramende jusqu'ä 3000 fr. 

< La poursuite s'exerce k la fois contre Tauteur de rannonce 
et contre T^diteur du Journal, quand ce demier avait le moyen de ve- 
rifier le but obseöne de la publicit^ & laquelle il s'est pr6t6. 

< Art. 26, Toute fenune qui, par une publicite dont le sens ou- 
trage les moeurs publiques, ou par une declaration faite aux auto- 
rit6s, rend sa Prostitution notoire, est punie de remprisonnement jus- 
qu'ä six mois. 

< Art. 27. Quiconque, publiquement et d'une mani^re scanda- 
leuse, provoque manifestement, par paroles, par signes ou par gestes, 
ufte ou plusieiirs personnes k la debauche, est, pour la premiere in- 
fractlon, admoneste par le tribunal. 

« A la seconde infraction, la peine est les arrets jusqu'ä un mois. 

« En cas de recidive ulterieure, Tintemement jusqu'ä trois ans 
dans une maison de travail et de correction ou Temprisonnement 
peuvent 6tre prononces. 

< II y a r6cidive legale, au sens du pr^öent article, quand le 
coupable a subi une condamnation dans Fannie qui pr6cMe la nou- 
volle infraction. 

< Art. 28. Sont punis, comme souteneurs, de Tinternement Jus- 
qu'ä deux ans dans une maison de travail et de correction et de la 
privation des droits civiques jusqu'ä cinq ans, tous individus qui 
vivent en contact habituel avec la Prostitution et tirent d'une ou plu- 
sieurs prostitu^es un profit materiel. 

< Art. 29. Se rend coupable de proxen6tisme: 

« 1^ Quiconque, pour satisfaire lesi passions d'autrui, excite, 
favorise ou facilite la debauche ou la corruption de personnes de Tim 
ou de Tautre sexe, ou, dans un but int6ress6, sert d'intermediaire 
entre l'offre et la demande de Prostitution; 

« 2^ Quiconque met temporairement ä la disposition de per- 
sonnes de Tun ou de Tautre sexe, pour y exercer la debauche venale, 
un local qui ne peut pas toe consid^rö comme leur domicile fixe; 

« 3" Quiconque tient un caf6, cabaret, auberge, magasin ou com- 
merce et fournit sciemment ä son personnel l'occasion de se prostituer. 

< Art. 30. Le proxen6tisme est puni de la reclusion jusqu'& trois 
ans et de Tarnende jusqu'ä 5000 fr. 

< Le tribunal prononcera en outre Tinterdiction d'exercer, pen* 
dant dix ans au moins, les mutier s de cabaretier, cafetier, hötelier, 
restaurateur, logeur en gami, ainsi que la profession que le cou- 
pable aura pu transformer en moyen de prox6netisme. 

< Art. 31. La reclusion pourra toe port6e jusqu'ä cinq ans et 
Tamende jusqu'ä 10,000 fr., si les personnes corrompues ou prosti- 
tuees etaient mineures, ou si elles ont 6te attirees ou retenues dans 
la Prostitution, soit k Taide d'assertions mensong^res, soit k l'aide 
de moyens ou manoeuvres ayant un caractöre frauduleux, ou bien si 
des femmes honn^tes ont 6t6 attirees dans la Prostitution par le pro- 



— 163 — 



xenete ou ses agents, ou bien s'il est stabil que le d^linquant exerce 
le prox^n^tisme d'iine mani^re habituelle. 

< Art. 32. Le prox6ii6tisme tombe sous le coup des articles 29, 
30 et 31, quand mtoe les faits de d^bauche, de corruption ou de Pros- 
titution qui permettent de consid6rer le d^lit comme consomme, au- 
raient eu lieu en dehors du territoire de la Conf6d6ration, pourvu 
que ce territoire ait 6t6 utilis^ pour Tun quelconque des actes pr6- 
paratoires. 

< Art. 33. Les peines port6es aux articles 27, 28, 29 et 31 sont 
Sans pr6judice du droit qu'a Tautorit^ administrative d'expulser les 
personnes ^trang^res dont la conduite est contraire aux bonnes moeurs. 

€ Art. 34. Est puni de la r^clusion jusqu'ä. quatre ans et de 
Tarnende jusqu'ä 4000 fr., quiconque, k Taide de moyens, assertions 
ou promesses mensongers ou frauduleux, ou bien dans un but de d6- 
bauche, lors m^me que ce but n'aurait pas ^t6 atteint, aura d^cid^ ou 
fait d^cider une femme A quitter le lieu de son «domicile. 

< Art. 35. La poursuite aura lieu meme dans les cas suivants : 

< 1® Si la femme a ete attir^e de Ttoanger en Suisse; 

< 2® Si la feiüme a ete attiree de Suisse k Tötranger ; 

< 3® Si la femme a 6t6 attiree d*une localit6 etrang^e ä une 
autre localitS etrang^re, pourvu que la victime ait traverse une partie 
quelconque du territoire suisse et que le d^linquant ait 6te mis en 
arrestation sur ce territoire. II n'y aura cependant pas lieu k pour- 
suites si Textradition du d^linquant est r^clam^e par le pays sur le 
territoire duquel Tinfraction a et6 commise. 

< Le tout sous r^serve des trait^s qui pourraient §tre conclus 
pour la r^pression internationale du prox^n^tisme. > 

Im September 1893 richtete der Zürcher Frauenbund 
zur Hebung der Sittlichkeit an den schweizerischer Bundes- 
rat «zu Händen der Kommission zur Prüfung des Entwurfes 
eines Schweiz. Strafgesetzbuches » eine Eingabe, in der folgende 
Postnlate enthalten sind: 

< 1. Der Schutz der Jugend beiderlei Geschlechts soll bis zum 
Eintritt ins volljährige! Alter ausgedehnt werden. 

2. Eltern, Vormünder und andere mit der Erziehung von Kin- 
dern betraute Personen sollen mit allen Mitteln daran verhindert 
werden, diese Kinder verwahrlosen zu lassen oder gar dieselben zu 
Spekulationszwecken der Unsittlichkeit dienstbar zu machen. Auf 
solche Vergehen soll strenge Strafe gesetzt und den betreffenden 
Eltern die elterliche Vormundschaft und das Erziehungsrecht ihrer 
Kinder entzogen werden. 

3. Alle Delikte gegen die Sittlichkeit sollen von Amts wegen 
verfolgt und nicht als blosse Antragsvergehen behandelt werden, ins- 
besondere da, wo die Damnifikaten unter Vormundschaft stehen oder 
sonst wegen mangelnder Reife nicht im stände sind, ihre Rechte 
selber zu wahren. In folgenden Fällen ganz besonders soll von Amts 
wegen eingeschritten werden: 

a) Bei Kuppelei, ohne dass es einer Verwaltungsbehörde freige- 
stellt sein darf, die Fehlbaren zur Strafe zu ziehen oder nicht ; 

h) wenn Arbeitgeber, Fabrft:- und Dienstherren oder andere Per- 
sonen, die zu den betreffenden Minderjährigen in einem Au- 
toritätsverhältnis stehen, ihre Autorität dazu missbrauchen. 
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dieselben zur Unsittlichkeit zu gebrauchen oder zu verleiten. 
Es sollte in solchen Fällen ein möglichst hohes Strahuass an- 
gesetzt werden. 

4. Kuppelei soll nie mit Gefängnis, sondern stets mit Arbeit s- 
haus, in schweren Fällen oder in Rückfällen mit Zuchthaus bestraft 
werden. Als Strafschärfungsgrund soll es ferner angesehen werden, 

a) wenn die Kuppelei unter dem Deckmantel eines ehrbaren Be- 
rufes betrieben und dadurch der Jugend und Unerfahrenheit 
eine desto gefährlichere Falle gestellt wird; 

b) wenn Reklamen in Zeitungen gesetzt werden, vermittelst wel- 
cher unsittliche Gewerbe Leute anzulocken suchen; 

c) Hauseigentümer, welche wissentlich Kupplern oder solchen 
Personen, die gewerbsmässige Unzucht treiben, Wohnungen 
oder Zimmer vermieten; Mieter, welche in Aftermiete und um 
möglichst grossen Nutzen aus ihren Lokalitäten zu ziehen, 
liederliche Frauenspersonen logieren, sind den Kupplern gleich- 
zustellen und zu bestrafen. Mehr noch als die Begünstigung 
von Raub und Diebstahl ist eine derartige Begünstigung ge- 
meingefährlich ; 

(1) Zuhälter, welche mit lasterhaften Frauenspersonen zusammen 
leben und dieselben ausbeuten, sind ebenfalls wie Kuppler zu 
behandeln und dementsprechend zu bestrafen. 

5. Provokation auf den Strassen, gehe dieselbe von weiblichen 
oder männlichen Individuen aus, ist strenge zu verfolgen und zu be- 
strafen. Die Überhandnähme der Unsittlichkeit zeigt sich in dieser 
Richtung auf die der Bevölkerung lästigste und verletzendste Weise. 
Es ist nicht gerechtfertigt, dass die öffentliche Verleitung zur Un- 
zucht, auch wenn ihr nicht Folge gegeben wird, straflos ausgehe. 

6. Die Internierung oder der Entzug der persönlichen Freiheit 
zu Zwecken der Unzucht soll als erschwerendes Moment der Kuppe- 
lei angesehen werden. Ebenso die Versendung von Mädchen zu ge- 
werbsmässiger Unzucht. Dem Mädchenhandel soll auf alle Weise 
entgegengearbeitet werden. Können Kuppler, welche auf Mädchen- 
fang ausgehen, ertappt und überführt werden (auch wenn der Beginn 
des Vergehens in ein anderes Land fällt), so soll der Verbrecher, 
resp. die Verbrecherin dennoch mit Zuchthaus bestraft werden. 

7. Mädchen mit lasterhaften Anlagen und solche Minorenne, 
welche (im Einverständnis mit Kupplern) sich gewerbsmässiger Un- 
zucht hingeben, sollen einer, Erziehungs- oder Korrektionsanstalt 
übergeben werden dürfen. 

8. Herstellung, Ausstellung und Verkauf unsittlicher Bilder, 
Drucksachen und Gegenstände soll mit strenger Strafe belegt wer- 
den. In diese Kategorie der Strafe gehört auch die Anpreisung un- 
sittlicher Drucksachen, Bilder und Gegenstände durch die Tages- 
blätter, und es sind in solchen Fällen sowohl die Inserenten als auch 
die Verleger der betreffenden Zeitungen strafbar. 

Diesen Wünschen haben wir nur noch die Bitte beizufügen, bei 
der Nennung des Strafmasses für obgenannte Vergehen ein möglichst 
hohes Minimum anzusetzen, damit es dem Richter nicht anheimgestellt 
sei, eine zu geringe Strafe anzusetzen bei Verbrechen, welche eine 
viel nachdrücklichere verdienten i). > 

Die Begründung mag man af a. O. nachlesen. 



») S. Zeitschrift für Schweiz. Strafrecht, Bd. VI, S. 442 ff. 
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Mit Datum vom 1, August 1894 erschien der aVoreniwurf 
mit Motiven » ^). 

Er enthielt über die einschlägige Materie im Titel « Ver- 
brechen gegen die geschlechtliche Sittlichkeit und Freiheit» 
(«D^lits contre la pudeur et la libert6 sexuelles») die im 
Anhang, sub 1, abgedruckten Bestimmungen. 

Die Motive sprachen sich über diese Bestimmungen folgen- 
dermassen aus : 

Art. 104. 

Mädchenhandel. 

Unter den kupplerischen Handlungen zeichnet sich der Mäd- 
chenhandel durch seine Schändlichkeit und Gefährlichkeit besonders 
aus. Der Täter behandelt die Frauensperson gleich einer Ware und 
übernimmt es, für öffentliche Häuser oder für Private Mädchen zu 
liefern. Demgemäss wirbt er Mädchen ziir Unzucht an und lässt sich 
für die „Lieferung" bezahlen. Dieser Handel wird namentlich inter- 
national betrieben. Es gibt Agenten, welche die Schweiz für aus- 
ländische Dirnenhäuser bereisen und darauf ausgehen, Mädchen für 
ihre Zwecke zu gewinnen. Die Straf gesetzgebung ist gegenüber die- 
sen raffinierten Menschenhändlern machtlos, wenn sie die gewöhn- 
lichen Bestimmimgen über Kuppelei gegen sie anwendet. Daher wurde 
in Art. 104 ein besonderer Tatbestand gebildet. Des Mädchenhandels 
macht sich schuldig, wer eine Frauensperson zur Unzucht kupple- 
risch anwirbt oder verhandelt. Der geschäftsmässige Mädchenhandel, 
der die Regel bildet, wird ausgezeichnet. Das Verbrechen ist straf- 
bar, auch wenn es im Ausland von Ausländern begangen wird. 

Art. 105. 
Verkuppelung von Minderjährigen. 

Als Kuppelei werden folgende an Minderjährigen begangene 
Handlungen angesehen: 

Das Überliefern an eine Person zur Unzucht; 

das Verbringen an einen Ort oder das Festhalten an einem Orte, 
wo die Minderjährige der Unzucht preisgegeben ist. 

Der Tatbestand der Kuppelei setzt nicht voraus, dass die Un- 
zucht vollzogen wird; denn das Wesen der Kuppelei erschöpft sich 
darin, eine Sachlage herzustellen, durch welche die Ausübung der 
Unzucht möglich wird. Ob es zu einem Unzuchtsakte kommt, ist für 
das Verschulden des Kupplers regelmässig nicht von Bedeutung. Die 
Verkuppelung minderjähriger Pflegebefohlener wird als schwerer 
Fall behandelt. 

Art. 106. 

Kuppelei. 

Die Verkuppelung Mehrjähriger setzt den nämlichen Tatbe- 
stand voraus, überdies aber die Anwendung von List, Drohung oder 
(Gewalt, sofern nicht Geschäftsmässigkeit vorliegt. 



^)Der allgemeine Teil war in seiner I.Fassung schon im August und Sep- 
tember 1893 erschienen und inl. Lesung von der vom eidg. Justizdepartement einge- 
setzten Kommission durchberaten worden. 
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Art. 107. 

Gtoschäftsmftssige Kuppelei. 

Für die geschäftsmässige Kuppelei fallen namentlich folgende 
geschäftsmäseige Handlungen in Betracht: 

Das Halten von Dirnen; 

das Gelegenheitmachen; 

das Vermitteln; 

das Begünstigen der Unzucht von Bediensteten oder Wohnungs- 
genossen. 

Auch hier ist der Vollzug von Unzuchtsakten nicht Tatbestands- 
merkmal. Die Tatsache, dass jemand Dirnen hält, um aus ihrer 
Unzucht Gewinn zu ziehen, erfüllt den Tatbestand der geschäftsmäs- 
sigen Kuppelei. Finden sich also in einem Hause Dirnen, welche von 
einer Person gehalten werden, und ergibt sich aus den Umständen, 
dass die Person die Unzucht der Dirnen gewinnsüchtig ausbeuten 
wollte, so ist ihre Schuld festgestellt. Wie bei Wucher und aus den 
nämlichen Gründen wird Zuchthaus alternativ mit Geldstrafe ange- 
droht. Dabei wird der Betrag einer Jahresmiete als untere Grenze 
für die Geldstrafe bestimmt, da die Höhe der Jahresmiete einen Schluss 
auf den Umfang des Betriebes und damit des Verschuldens gestattet. 
Rückfällige Kuppler sollen zu Zuchthaus verurteilt werden. 

Die Duldung von Kuppelei durch den Hauseigentümer wird 
als selbständiges Verbrechen behandelt und mit Geldstrafe belegt. 
Auch hier bildet der Betrag der Jahresmiete die untere Grenze. 

Das Geld, das den Kantonen aus diesen Geldstrafen zufällt, 
sollen sie für die Erziehung sittlich gefährdeter und zur Rettung sitt- 
lich verdorbener Mädchen verwenden. 

Der Entwurf strebt somit die Aufhebung der Bordelle an und 
macht der Duldung derselben ein Ende. Wenn auch die Frauenzim- 
mer in Bordellen sich in der Mehrzahl verhältnismässig wohl fühlen 
mögen, so ist doch ihr sittlicher und meist auch ihr körperlicher Ruin 
gewiss. Das Bordellmädchen büsst seine geschlechtliche Freiheit voll- 
ständig ein. Ohne Wahl muss sie sich jedem preisgeben, den ihr der 
Kuppler zuführt, und wehe ihr, wenn sie sich weigert. Die in den 
Bordellen geübte Unzucht untef-scheidet sich dem Wesen nach oft 
kaum von der Notzucht. Die Dirne gehorcht der Not und nicht dem 
eigenen Triebe ! 

Um den Anforderungen seiner Kunden zu genügen, ist der 
Bordellhalter auf einen ständigen Wechsel des Personals angewiesen. 
Er bestrebt sich, für sein Geschäft Mädchen zu gewinnen, die noch 
nicht die Spuren ihres schändlichen Gewerbes tragen, also verhält- 
nismässig unverdorbene Frauenzimmer. Dadurch wird das Bordell 
zu einer ständigen Gefahr für unerfahrene, unbemittelte, genussüch- 
tige Frauenzimmer. Auch der sittliche Einfluss des Bordells auf die 
Männer, die es besuchen, fällt für den Gesetzgeber in Betracht. Zu 
gunsten der Toleranz werden jedoch hygienische Gesichtspunkte gel- 
tend gemacht. Durch die Kasernierung der Unzucht wird eine ärzt- 
liche Kontrolle der Frauenzimmer möglich, während die Vereinzelung 
des Unzuchtsbetriebes keine Überwachung gestattet und die gesund- 
heitliche Gefahr sich allgemein ausbreitet. Von diesem Gesichtspunkte 
aus w^ürde es sich rechtfertigen, den Betrieb eines nach den Vor- 
schriften der Gesundheitspolizei geführten Bordells zu gestatten, da- 
gegen die vereinzelte gewerbsmässige Unzucht streng zu bestrafen. 
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Allein eine solche Regelung empört die sittlichen Anschauungen Un- 
seres Volkes; die gegenwärtigen Erfahrungen lehren üherdies, dass 
die Unterdrückung einzeln geübter gewerbsmässiger Unzucht auch 
da nicht möglich ist, wo öffentliche Häuser geduldet werden, so na- 
mentlich in Genf. Im Interesse der öffentlichen Gesundheit wird es 
aber geboten sein, die ansteckenden Geschlechtskrankheiten den näm- 
lichen Massregeln zu unterwerfen wie andere gefährliche ansteckende 
Krankheiten und besondere Spitäler für syphilitisch Erkrankte ein- 
zurichten. 

Art. 108. 

Kupplerisohe Ausbeutung der Ehefirau, Tochter oder 

Grosstochter. 

Die Ehe und das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern, 
Grosseltem und Enkeln wird auf die schamloseste und unnatürlichste 
Art verletzt, wenn der Ehemann seine Frau, die Eltern oder Gross- 
oltern ihr Kind oder Grosskind aus Eigennutz zur Unzucht anhalten 
oder die Unzucht der Frau oder des Kindes aus Eigennutz begünsti- 
gen. Diese verächtliche und niederträchtige Ausbeutung darf nicht 
lediglich der sittlichen Missbilligung überlassen werden. Ein Gatte, 
Eltern und Grosseltem, die so weit gesunken sind, dass sie auf die 
Unzucht derer, die ihnen die Nächsten und Liebsten sein sollten, ge- 
winnsüchtig spekulieren, erröten nicht mehr; sie setzen sich über das 
Urteil der öffentlichen Meinung frech hinweg. Der Staat darf ein sol- 
ches Attentat auf die Ehe und die Familie, diese wichtigsten Grund- 
lagen des Staates und der Gesellschaft, nicht dulden und ist verpflich- 
tet, die Ehefrau und die Kinder und Grosskinder eines Ruchlosen 
gegen solche niedrige Ausbeutung auch strafrechtlich zu schützen. 
Daher wird für diese Handlungen Zuchthausstrafe angedroht. 

Art. 109. 
ÖfTentUches Ankünden einer Gelegenheit zur Unzucht. 

Die Reklame, die auf allen Gebieten des geschäftlichen Lebens 
eine ungeahnte Ausdehnung gewonnen hat, wird auch von Geschäf- 
ten, welche die Unzucht eigennützig ausbeuten, in weitgehender Weise 
benützt. In der Eingabe, die der Zürcher Frauenbund zur Hebung 
der Sittlichkeit dem Bundesrat zu Händen der Expertenkommission 
einreichte (Zeitschrift für Schweizer Straf recht, 6. Jahrg., S. 442 ff.)^)» 
-wird auf die Anzeige einer bordellmässigen Badeanstalt hingewiesen, 
die sich allwöchentlich mit Fettschrift im Zürcher Tagblatt ankündige 
und Abonnements zu ermässigten Preisen ausschreibe. Ist das nicht 
schamlose Provokation, wie sie von Gesetzes wegen nicht geduldet 
werden sollte? fragen die Zürcher Frauen. Wer die schweizerischen 
Zeitungen durchgeht, wird namentlich in den städtischen Anzeige- 
blättern eine grosse Zahl von Inseraten finden, welche in erkenn- 
barer Weise den Zweck verfolgen, zur Unzucht anzulocken. Gegen 
diese Art von Ankündigungen richtet sich der Art. 109: Wer öffent- 
lich auf eine Gelegenheit zur Unzucht aufmerksam macht, wird mit 
Geldstrafe von 50 his 5000 Franken oder mit Gefängnis bestraft. 
Allein nicht nur diejenigen, die solche Ankündigungen veröffentlichen 
lassen, sondern auch die Zeitungsverleger und ihr Personal, die sie 
veröffentlichen, sind strafwürdig. Das soll ihnen durch eine Straf- 
bestimmung zum Bewusstsein gebracht werden. Wer zur Veröffent- 
lichung oder zur Verbreitung solcher Mitteilungen wissentlich oder 

>) Oben S. 1C3 f. 
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fahrlässig mitwirkt, wird mit Geldstraf e von 50 his 1000 Franker»^ 
bestraft. Es richtet sich also die Strafandrohung nur gegen diejeni- 
gen, welche zu der Verbreitung wissentlich oder aus pflichtioidriger 
Urtachtsamkeit mitwirken, und das sind nicht die Setzer und Maschi-^ 
nenarbeiter, sondern die Personen, die über die Aufnahme von An- 
zeigen im einzelnen Fall zu entscheiden hatten und denen eine Prü- 
fungspflicht oblag. Bei der gegenwärtigen Einrichtung des Insera- 
tenwesens trägt namentlich auch das Personal der Annoncenexpedi- 
tionen häufig eine Mitschuld. 

Art. 110. 

Gewerbsmässige Unzucht. 

Das Bestreben, Personen, die sich eines Verbrechens schuldig 
gemacht haben, damit zu entschuldigen, dass sie als Opfer der Ver- 
hältnisse hingestellt werden, kann nicht scharf genug zurückgewie- 
sen werden. Denn jedes Verbrechen setzt voraus, dass der Täter sich 
in Verhältnissen befand, welche ihm das, was er durch das Verbre- 
chen bezweckte, als wünschenswert erscheinen Hessen. Er soll sich 
aber durch das Bewusstsein, dass er damit eine Schlechtigkeit begeht 
oder einem staatlichen Gebote zuwiderhandelt, von der unerlaubten 
Befriedigung seiner Wünsche abhalten lassen. Bei der gewerbsmäs- 
sigen Unzucht liegen die Verhältnisse anders. Ein Frauenzimmer, 
das durch Verführung oder eigenen Leichtsinn sittlich gesunken ist^ 
das auf sich selbst angewiesen ist,, dem die Eltern oder Verwandten, 
keine moralische Stütze bieten, das wenig oder nichts gelernt hat und 
für keinen Beruf tüchtig ist, wird mit fast unwiderstehlicher Gewalt 
dem Laster zugeführt und dazu angetrieben, sich durch Unzucht zu 
erhalten. Und wenn sie sich der gewerbsmässigen Unzucht einmal 
hingegeben hat, so richtet ihr Leben eine beinahe unübersteigliche 
Schranke auf, die sie von einem anständigen und rechtschaffenen Le- 
ben scheidet. Durch kurze Freiheitsstrafen oder durch Geldstrafen 
wird hier nichts erreicht, wenn die Verhältnisse dieselben bleiben. 
Diese Verhältnisse werden aber durch den Makel einer Bestrafung: 
wegen gewerbsmässiger Unzucht und durch eine Schmälerung der 
Geldmittel noch schwieriger. Aus diesen Erwägungen begnügt sich 
der Entwurf damit, ein Frauenzimmer zu bestrafen, das sich öffent- 
lich zur Unzucht anbietet oder das sich gegen Geld preisgibt und 
dadurch Araernin erregt. Von der Strafe darf erwartet werden, dass- 
sie das öffentliche Auftreten der Prostitution bedeutend einschränkt 
und das traurigste Gewerbe des Weibes in die Verborgenheit zurück- 
drängt. Mehr kann von der /Siraf gesetzgebung nicht geleistet werden, 
wohl aber von der sozialen Gesetzgebung und der Tätigkeit gemein- 
nütziger Liebe. 

Eine der schändlichsten Begleiterscheinungen der gewerbs- 
mässigen Unzucht, die sie der Kuppelei nähert, ist das sogenannte 
Louistum. Der Zürcher Frauenbund charakterisiert diese Drohnen 
der Prostitution treffend so: (Folgt Ausführung.) 

Gegen das Zuhälterwesen richtet sich folgende Strafbestim- 
mung: Der Mann, der die gewerbsmässige Unzucht einer Zuhälte- 
rin aus Eigennutz begünstigt, wird mit Gefängnis iiicht unter drei 
Monaten bestraft. Es dürfte in Erwägung zu ziehen sein, ob nicht 
auch Zuchthausstrafe zugelassen werden soll. 
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Art. 111. 

Uxurttohtige Zumutung und Kaohstellung. 

Zur Begründung einer Strafbestimmung gegen unzüchtige Zu- 
mutungen und Nachstellungen führt der Zürcher Frauenbund folgende 
Tatsachen an: (Folgen dieselben.) 

Die Bestimmung richtet sich nur gegen Zumutungen und Nachstel- 
lungen, zu welchen die Person, welche den Gegenstand derselben 
bildet, keinen Anlass gegeben hat, damit wird seine Anwendung auf 
Fälle ausgeschlossen, die sich nicht als ein Eingriff in die geschlecht- 
liche Freiheit einer Person darstellen und die lediglich als Verletzung 
des geschlechtlichen Anstandes in Betracht fallen. 

Art. 112. 

Öffentliche Verletzung des gesohlechtliolien Anstandes. 

Die Bestimmung: Wer den geschlechtlichen Anstand öffent- 
lich grob verletzt y wird mit Geldstrafe bis zu 5000 Franken oder 
mit Gefängnis bestraft, schliesst sich an die Fassung des französi- 
schen Strafgesetzbuches an, das in Art. 330 mit Strafe bedroht: Toute 
per sonne qui aura commis un outrage public ä la pudeur. Manche 
kantonale Gesetzbücher setzen voraus, dass die Handlung öffentliches 
Ärgernis erregt; allein jede öffentliche Verletzung des geschlecht- 
lichen Anstandes ist geeignet, Ärgernis zu erregen. Der Beisatz ist 
daher überflüssig. „Grundzüge" II, S. 250 ff 

In dieser Gestalt »wurde der Vorentwurf am 10. Januar 
1895 der Expertenkommission vorgelegt^). 

Er erlitt jedoch sofort ein vollständiges Fiasko insofern, 
als infolge verschiedener Kritiken über Unklarheit der Tat- 
bestände u. 8. w. — auf Antrag des Redaktors selber — 
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beschlossen wurde, den Entwurf in den Bestimmungen über die 
Sittlichkeitsdelikte an den Redaktor zur Umarbeitung zurück- 
zuweisen. 

Im April 1895 fand die Beratung der neuen Vorlage 
statt. In dieser kurzen Zeit hatte der Redaktor seinen Ent- 
wurf insofern umgearbeitet, als eine schärfere Systematik aus- 
geführt und die Terminologie einheitlich gestaltet ward. Dazu 
aber hatte er auch im übrigen materielle Änderungen vor- 
genommen: Einzelne unzüchtige Handlungen, die sich nicht 
als Angriff auf die geschlechtliche Freiheit darstellen, so ins- 
besondere die gewerbsmässige Unzucht und die nicht gewalt- 
same widernatürliche Unzucht^), waren nunmehr straflos ge- 
lassen. (S. Anhang II.) 

Bei der Beratung der Kommission (im April 1895) machte vor- 
ab Correvon darauf aufmerksam, dass Art. 110 des ursprünglichen 
Entwurfes betreffend die gewerbsmässige Unzucht im revidierten Ent- 
wurf gestrichen sei; er wünschte, dass sich die Kommission über die 
Frage ausspreche, ob die gewerbsmässige Unzucht als solche zu be- 
strafen sei. Cornaz sprach sich hierauf dahin aus, die gewerbsmäs- 
sige Unzucht solle nur dann bestraft werden, wenn ihre Ausübung 
öffentliches Ärgernis errege und die Polizeibehörde Anzeigeerstatter). 
Siooas wies auf die Bestinmaung des Art. 225 hin. Ein Antrag, die 
gewerbsmässige Unzucht als solche zu bestraf en, wurde von keiner 
Seite gestellt ^). 

Über die Verhandlungen betreffend Kuppelei — Art. 114 und 115 
des revidierten Entwurfes — berichtet das Kommissionsprotokoll 
folgendes ^) : 

ad Art. 114: «Dass der bestraft wird, der ein Bordell hält, 
wird von mehreren Rednern (Cornaz, David, Hürbin, Müller) aus- 
drücklich gebilligt und von der Kommission ohne Widerspruch ge- 
nehmigt. 

Gautier beantragt Wiederaufnahme des im ursprünglichen Ent- 
wurf (Art. 110, AI. 2) enthaltenen Zusatzes: Le souteneur qui, pour 
en tirer un profit personnel, favorisera la Prostitution habituelle d'une 
fille .... 

Stooss glaubt, dass der Zuhälter durch die Worte in AI. 3 des 
Art. 114 „oder Gelegenheit verschafft" getroffen wird, widersetzt sich 
aber dem Antrage Gautier nicht. 

Müller findet die deutsche Redaktion der in Frage stehenden 
Bestimmung: „Der Mann, der die gewerbsmässige Unzucht einer Zu- 
hälterin aus Eigennutz begünstigt", nicht glücklich: Gemeint ist doch 
offenbar der Zuhälter. 

In betreff des dritten Alineas bemerkt Müller, dasselbe könne 
dadurch umgangen^ werden, dass der Kuppler nicht mit dem Frauen- 
zimmer verhandelt, sondern dem Manne, der mit demselben Unzucht 
treiben will, Platz gibt. 



*) Für die Bestrafang der letztem hatten sich zwar die Motive zum 
ursprüngrlichen Art. 115 in sehr kategorischer Weise ausgesprochen. Von dieser 
Sinnesänderung des Redaktors sei nur ganz en passant Notiz genommen. 

*) S. oben S. 144, die Regelung in Neuenburg. 

•) Verhandlungen, II S. 193. 

•) Eod. S. 194 ff. 
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Stooss ist bereit, Alinea 3 allgemeiner zu fassen. 

Gretener wünscht darüber Anfschluss, ob das Vermieten von 
Zimmern an Prostituierte zu erhöhtem Preise unter das „Platzgeben" 
fällt: Ich nehme an, dass es der Sinn des Entwurfes ist, durch Be- 
strafung der gewinnsüchtigen Kuppelei in jeder Form die Prostitu- 
tion tatsächlich aus der Welt zu schaffen. In diesem Falle wäre auch 
eine Stellung der Dirnen unter Polizeiaufsicht und ein Deliktstatbe- 
stand nach Analogie von § 361, Ziffer 6, des deutschen Strafgesetz- 
buches ausgeschlossen. 

Der Vorsitzende : Es muss in der Tat klargestellt werden, ob 
derjenige strafbar ist, der an eine Dirne eine Wohnung vermietet. Die 
Bordelle wollen wir abschaffen; wir sind aber darüber einig, dass 
wir die Prostitution nicht abschaffen können. Es wird also auch 
unter der Herrschaft des zukünftigen schweizerischen Strafgesetz- 
buches Dirnen geben und diese werden irgendwo wohnen müssen. 
Ich denke, die blosse Tatsache des Vermietens einer Wohnung an 
eine Prostituierte sollte zum Tatbestand der Kuppelei nicht genügen. 

David teilt diese Ansicht: Nach dem Basler Strafgesetzbuch ist 
das Vermieten von Wohnungen an Dirnen zu erhöhtem Preise straf- 
bar. Allein die Prostitution ist dadurch nur auf dem Papier unter- 
diiickt worden. In Wirklichkeit besteht sie fort, namentlich auf den 
Strassen und in den öffentlichen Anlagen, wobei dann oft Zuhälter 
Wache stehen. Ein solcher Zustand kann nicht befriedigen ^). 

Stooss : Man könnte, wie dies schon der ursprüngliche Entwurf 
vorsieht, nur die geschäftsmässige Kuppelei mit Strafe bedrohen. 
Dann würde derjenige, der, wenn auch aus Gewinnsucht, doch nur 
gelegentlich zur Unzucht Platz gibt, nicht strafbar sein. 

Cornaz schlägt folgende Fassung des dritten Alineas vor: „Ce- 
lui qui dans un but de lucre fait mutier de foumir des locaux pour 
rexereice de la Prostitution sera puni de l'emprisonnement d'un mois. 
au moins". — Die Worte „oder Gelegenheit verschafft" beantragt 
Comaz zu streichen: Diese Worte sind zu vag. Will man einen jeden 
bestrafen, der aus Gewinnsucht eine Adresse gibt, z. B. den Portier 
eines Hotels, der dies gegenüber dem Gaste tut? 

Stooss bekämpft den Abänderungsantrag Cornaz : Wenn jemand, 
z. B. ei» Dienstmann, einer Dirne geschäftsmässig Kunden zuführt, 
so soll er bestraft werden. 

Gretener und David glauben, Alinea 3 werde trotz Einschrän- 
kung des Tatbestandes auf die geschäftsmässige Begehung auch auf 
das blosse Vermieten einer Wohnung an eine Prostituierte zu erhöh- 
tem Preise Anwendung finden. 

Der Vorsitzende schlägt vor, den Verfasser des Entwurfes zu 
ersuchen, das dritte Alinea des Art. 114 so zu fassen, dass der Ge- 
danke, dass das blosse Vermieten einer Wohnung an eine Prosti- 
tuierte nicht strafbar sein soll, klar zum Ausdruck gelangt. 

Dieser Vorschlag wird zum Beschluss erhoben. 

Der Antrag Cornaz auf Streichung der Worte „oder Gelegen- 
heit verschafft" bleibt in Minderheit. 

Hinsichtlich der Strafe wird der Verfasser des Entwurfes auf 
Anregung von David und Hürhin beauftragt, für Alinea 3 das Straf- 
ndnimum, sowie auch die Rückfall strafe zu ermässigen. 

In betreff des letzten Alineas beantragt David Streichung: Die 
allgemeinen Bestimmungen über die Gehülfenschaft genügen hier; es 



^) Sehr beachtenswert! 
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scheint mir nicht gerechtfertigt, dass der Kuppler stets mit Freiheits- 
strafe, und der Vermieter, der oft nicht weniger schuld ist, dagegen 
stets hloss mit Geldbusse bestraft werden soll. 

Siooss: Das letzte Alinea fällt nicht mit der Gehtilfenhandlung 
zusammen, sondern enthält einen weiteren Tatbestand. Macht sieh 
der Vermieter der Beihülfe zur Kuppelei schuldig, so soll er auch 
nach den Bestimmungen über die Beihülfe bestraft werden. 

In der Abstimmung bleibt der Antrag David in Minderheit. > 

Ad Art. 115 : < Auf Anregung von Correvon wird der Ver- 
fasser des Entwurfs ersucht, die Redaktion so zu fassen, dass der 
Täter, der die Frauensperson im Auslande der Unzucht überliefert 
hat, zweifellos unter die Strafbestimmung fällt. Im übrigen wird der 
Artikel unverändert angenommen. > 

Zu einer längeren Diskussion gab Art. 116 Anlass, den Comaz 
zu streichen beantragte ^): < Das eigennützige Motiv ist schwer nach- 
zuweisen; oder ist es schon dann als vorhanden anzunehmen, wenn 
die Frau, die Tochter aus dem Gelde, das sie von ihrem Liebhaber 
erhält, die Kosten ihrer Toilette bestreitet? Der Begriff des Duldens 
ist zu elastisch. Welche Mittel hat der Gatte, der Vater, um zu ver- 
hindern, dass die Frau, die Tochter Unzucht treibt? Die Verhält- 
niese, welche der Entwurf normiert, kommen auch in den höhern Ge- 
sellschaftsklassen vor; in diesen Fällen würde der Artikel kaum an- 
gewendet werden; dann wäre aber die Gleichheit vor dem Gesetze 
verletzt. > Es wurde jedoch, namentlich auf Voten Zürcher y Müller 
und Stooss hin, Beibehaltung beschlossen; Stooss sprach dabei spe- 
ziell gegen einen Antrag Perrier, das Wort „tolerer" durch „en- 
courager" zu ersetzen. 

Mitgeteilt sei endlich noch die Diskussion über Art. 119: 

« Gabuzzi beantragt Streichung der Worte „öffentlich auf eine 
Gelegenheit zur Unzucht aufmerksam macht": Dieser Teil des Ar- 
tikels ist zu vag. Nach demselben ist auch strafbar, wer in einer 
Wirtschaft einem Freund die Adresse einer Diriie nennt. 

David bemerkt, es sei offenbar der Sinn der Bestimmung, dass 
sich die Gelegenheit zur Unzucht am Orte der öffentlichen Anzeige 
befinden müsse. 

Müller : Im Anzeiger für die Stadt Bern sind öfters «inserate 
erschienen, wonach eine ehrbare Witwe einen gütigen Herrn um ein 
Darlehen bittet. Die Nachforschungen der, Polizei haben ergeben, 
dass diese Inserate fast immer von Dirnen herrühren. Die Dirne» 
die ein solches Inserat aufgibt, fällt zweifellos und mit Recht unter 
Art. 119. Wie steht es aber mit der Administration des Blattes? Ich 
setze voraus, dass zum Tatbestand Kenntnis des unzüchtigen Cha- 
rakters der Anzeige gehört, frage mich aber, ob dies nicht ausdrück- 
lich gesagt sein sollte. 

Stooss glaubt, dass die Bestimmung des allgemeinen Teils des 
Entwurfs genügt, wonach ausser den gesetzlich bestimmten Fällen 
nur strafbar ist, wer ein Verbrechen vorsätzlich begeht. Gegenüber 
dem Antrage Gabuzzi hält er an Art. 119 in seinem ganzen Um- 
fange fest. 

Ahstimmung : Der Antrag Gabuzzi wird mit 8 Stimmen abge- 
lehnt. > 



*) Man beachte den grossen Unterschied zwischen der I. Fassung, Art. 108, 
die eigennützige Ausbeutung fordert, und der revidierten! Über den Grund dieser 
Änderung findet sich in den Verhandlungen kein Wort des Redaktors 1 
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Eine neue Diskussion über die Prostitutionsfrage fand 
in der Kommissionssitzung vom 24, Juli 1895 bei Beratung 
des Art, 225 statt. Sie ist die interessanteste^) und soll 
daher in extenso Platz finden. 

üGretener bemerkt: In ihrer letzten Tagung hat die Kommission 
beschlossen, die gewerbsmässige Unzucht als solche nicht mit Strafe 
zu bedrohen. Sie hat femer beschlossen, dass zwar das Halten eines 
Bordells, nicht aber das blosse Vermieten von Zimmern an Prosti- 
tuierte bestraft werden soll. Die Folge dieses Beschlusses wird offen- 
bar die sein, dass in den grossen Städten der sogenannte Kleinbetrieb 
der Prostitution einreissen wird*). Wenn wir nicht eine dem § 361, 
Ziffer 6, des deutschen Strafgesetzbuches analoge Bestimmung auf- 
nehmen, so wird es sich sogar sehr fragen, ob die Kantone wirk- 
same sanitätspolizeiliche Vorschriften aufstellen können, ob es z. B. 
noch statthaft sein wird, die Dirnen durch Strafandrohung zu zwin- 
gen, sich in eine Kontrolle einzutragen. 

Müller : Allerdings wird der Entwurf in seiner gegenwärtigen 
I'assung zum sogenannten Kleinbetrieb der Prostitution führen. Dies 
ist aber wohl die wenigst ungünstige Lösung der Frage. Eine voll- 
ständig befriedigende Lösung wird der Entwurf kaum bringen kön- 
nen. Immerhin werden wir bei der zweiten Lesung noch ernstlich 
in Erwägung ziehen müssen, ob nicht wenigstens gewisse sanitäts- 
polizeiliche Massnahmen vorbehalten werden sollen. 

Bärlocher : Wenn der Kommissionsbeschluss, wonach die ge- 
werbsmässige Unzucht grundsätzlich straflos ist, aufrecht bleibt, so 
wird dies in den Kantonen, in denen gegenwärtig jeder ausserehe- 
liche Beischlaf bestraft wird, einen sehr schlechten Eindruck machen. 

Stooss : Wir können heute auf. die Frage, welches System in 
bezug auf die Prostitution befolgt werden soll, nicht zurückkommen; 
es handelt sich heute lediglich darum, ob die Dirne, welche durch 
schamlose Ausübung ihres Gewerbes in ihrer Wohnung andere be- 
lästigt, mit Strafe bedroht werden soll. 

Bärlocker findet, der Tatbestand des Art. 225 genüge in dieser 
Beziehung nicht; die Nachbarschaft werde oft durch Dirnen nicht 
weniger belästigt als die Mitbewohner des Hauses. Er beantragt, 
auch die Nachbarschaft vor Belästigung durch gewerbsmässige Un- 
zucht zu schützen. 

Comaz und Scherh beantragen Streichung des Artikels: Wir 
haben den Grundsatz aufgestellt, dass die Frauensperson über ihren 
Körper frei soll verfügen können; deshalb haben wir die gewerbs- 
mässige Unzucht straflos gelassen, deshalb anderseits das Halten 
eines Bordells und den Mädchenhandel mit Strafe bedroht. -Nun müs- 
sen wir auch konsequent sein. Mit dem Art. 225 kann ein Richter 
fast jede Prostituierte bestrafen. Die Zulässigkeit einer Untersuchung 
darüber, ob eine Frauensperson eine Dirne sei, führt zu mehr Skan- 
dal, als das Fehlen jeglicher Strafbestimmung auf diesem Gebiete 
(Comaz). Übrigens ist Art. 225 nicht nötig. Wird ein Hausgenosse 
durch die Ausübung des Unzucht-Gewerbes belästigt, so kann er sich 



*) Relativ ! — Den übrigen Diskussionen wird man grosses Interesse kaum 
abgewinnen und grosse Tiefe kaum nachrOhmen können ! Wie ganz anders be- 
rObren uns die Ausführungen zum neuenburgischen Strafgesetzbuch und die Ver- 
bandlungen der Kommission für den waadtländischen Code penal aus den 1870er 
Jahren ! 

*) Sehr beachtenswert! 
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nach dem schweizerischen Obligationenrecht an seinen Vermieter hal- 
ten, und falls nicht Abhülfe geschafft wird, den Vertrag auflösen und 
Entschädigung verlangen. Wenn mehrere Personen ein unanstän- 
diges Verhalten der Dirne, sei es in ihrer Wohnung oder anderswo, 
wahrnehmen können, so wird die Dirne nach dem Entwurf wegen 
öffentlicher Verletzung des geschlechtlichen Anstandes bestraft (Cor- 
naz, Scherb). 

Bärlocher bezweifelt, dass alle Belästigungen, denen die Nach- 
barn einer Dirne ausgesetzt sind, durch diese Bestimmung des Ent- 
wurfs getroffen werden. 

Weher stellt zur Erwägung, ob Art. 225 nicht in der Weise 
verallgemeinert werden könnte, dass nicht nur ein unanständiges Ver- 
halten von Dirnen, sondern überhaupt ein unanständiges Verhalten, 
durch welches Hausgenossen oder Nachbarn belästigt werden, unter 
Strafe gestellt würde. 

Müller und Stooss treten für Beibehaltung des Artikels ein und 
unterstützen den Antrag Bärlocher: Der Grundsatz, dass die Frauens- 
person über ihren Körper frei soll verfügen können, bedingt keines- 
wegs, dass die anständigen Leute darunter leiden müssen ; die Frauens- 
person, die von ihrer Freiheit Gebrauch macht, soll nicht eine grös- 
sere Freiheit geniessen als andere (Müller). Art. 225 enthält nicht 
etwa eine verhüllte Bestrafung der Prostitution, sondern es soll ledig- 
lich der Bürger in seiner Wohnung gegen Belästigung durch scham- 
lose Ausübung der gewerbsmässigen Unzucht geschützt werden. 
Hierzu reichen die Bestimmungen des Obligationenrechts über die 
Miete und der Artikel des Entwurfs betreffend öffentliche Verletzung 
des geschlechtlichen Anstandes nicht aus. Der Hausgenosse der Dirne, 
der den Vertrag auflösen will, riskiert, nüt dem Vermieter in einen 
langwierigen Prozess zu geraten ; es soll ihm ein rascherer und besse- 
rer Rechtsschutz gewährt werden. Die Belästigung der Hausgenossen 
oder Nachbarn der Dirnen geschieht nicht immer durch ein an sich 
unanständiges Verhalten ; sie besteht vielfach auch darin, dass Manns- 
personen zu jeder Tages- und Nachtzeit ins Haus kommen und die 
Bewohner beunruhigen und stören. Deshalb würde es auch nicht ge- 
nügen, wie Weber anregt, ein unanständiges Verhalten allgemeiner 
mit Strafe zu bedrohen. 

Correvon ist ebenfalls der Ansicht, dass Art. 225 mit den von 
der Kommission betreffend die gewerbsmässige Unzucht und die Kup- 
pelei gefassten Beschlüssen nicht im Widerspruch steht, indem der- 
selbe lediglich den Auswüchsen des angenonmaenen Systems ent- 
gegentritt. 

Abstimmung : Eventuell, d. h. für den Fall der Beibehaltung 
des Artikels, beschliesst die Konunission nach Antrag Bärlocher, den 
Tatbestand desselben auf die Belästigung der Nachbarschaft auszu- 
dehnen. 

In definitiver Abstimmung wird der Streichungsantrag Cornaz- 
Scherb mit 8 gegen 5 Stimmen abgelehnt. > 

In der zweiten Lesung (Oktober 1895) lagen über die 
Kuppelei die im Anhang III auft;eführten Bestimmungen vor. 

Art. 118 und 119 wurden unverändert angenommen. Von bei- 
nahe komischem Interesse ist, dass jetzt von einer Seite (Ct)lombi) 
angefragt wurde, < was nach dem Entwurf unter einem Bordell zu 
verstehen sei; genügt das Halten von zwei Dirnen, oder müssen «s 
deren mehr sein?> Stooss gab zur Antwort: «Ich glaube, dass die 
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kapitalistische Ausbeutung das Kennzeichen des Bordells bildet. Die 
Zahl der Dirnen ist nicht entscheidend. Jedenfalls genügen zwei, es 
kann sich sogar fragen, ob unter Umständen nicht das Halten bloss 
einer Dirne sich als Bordellbetrieb darstellt. » 

In Art. 120 wurde das Marginale < kupplerisches Attentat > er- 
setzt durch < Mädchenhandel », und die Worte < arglistige Kunst- 
griffe > durch < Arglist >. 

Eine Abänderung erlitt Art. 121, indem an Stelle des «Duldens> 
der Ausdruck < begünstigen » trat. 

Weiter wurden Art. 122 und Art. 124 unverändert angenommen. 

Nun kam aber noch die Frage der gewerbsmässigen Un- 
£fucht — der frühere Art. 225 — zm* Sprache. Wiederum 
^atte der Redakteur, Stooss, von sich aus eine Abänderung 
getroffen und noch einmal zeigte sich ein Aufflackern von 
Gegensätzen — aber auch nur ein Aufflackern. 

Der Wortlaut des neuen Artikels ist im Anhang III ab- 
gedruckt; es ist Art. 229. 

Über die Diskussion berichtet das Protokoll : 

« Hürhin möchte den Ausdruck „Frauenzimmer" durch einen 
andern ersetzt wissen; „Frauenzimmer" ist bei uns keine verächt- 
liche Bezeichnung. 

Der Vorsitzende schlägt vor, zu sagen „Dirne". 

Stooss wendet gegen diesen Ausdruck ein, es werde oft schwer 
nachzuweisen sein, dass die Frauensperson eine Dirne ist. 

Der Vorsitzende entgegnet, eine Frauensperson, die sich einer 
der im Artikel unter Strafe gestellten Handlungen schuldig macht, sei 
eben eine Dirne. 

Der Vorschlag wird angenommen. 

Stooss erklärt, er habe die in Art. 229 bedrohten Handlungen 
in einen Tatbestand vereinigt, weil es sich um ein sittenpolizeiwidri- 
ges Verhalten von Dirnen handelt; anderer Art seien die unsittlichen 
Zumutungen, die anständigen Frauenspersonen gemacht werden. 

Cornaz beantragt, das zweite Alinea durch folgende Bestim- 
mung zu ersetzen: 

„La femme qui se livre k des provocations deshonnetes sur la 
voie publique ou dans un lieu public sera pimie de Tamende jusqu'ä 
100 francs ou des arr^ts." 

Das zweite Alinea des Art. 229, bemerkt Cornaz, bedeutet mit 
bezug auf die Prostituierten nicht nur eine wesentliche Verschärfung 
des Entwurfs, so wie dieser aus der ersten Lesung hervorgegangen 
ist, sondern steht geradezu im Widerspruch zu dem von der Kom- 
mission gefassten Beschluss, wonach die Prostitution als solche nicht 
mit Strafe bedroht werden soll. Denn mit dieser Bestimmung kann 
jede Prostituierte bestraft werden. Wir strafen die Trunksucht nur 
dann, wenn sie die öffentliche Ordnung verletzt; ebenso soll die Pro- 
stitution nur dann bestraft werden, wenn durch sie öffentliches Är- 
gernis erregt wird. Die Dirne, die auf die Strasse geht, soll, sofern 
sie sich nicht Provokationen erlaubt, nicht verfolgt werden. 

Correvon teilt diese Ansicht; er stellt zum Antrage Cornaz das 
Amendement, in den Tatbestand das Erfordernis der Erregung öffent- 
lichen Ärgernisses aufzunehmen. 

Hiermit ist Cornaz einverstanden. 
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Stoo88 : Nach dem Entwurf wird die Dirne nur dann bestraft, 
wenn sie sich öffentlich anbietet. Ich glaube nicht, dass es die Ab- 
sicht der Kommission war, die öffentliche Prostitution straflos zu 
lassen. Wir tolerieren die Prostitäition nur, wenn sie diskret aus- 
geübt wird. 

Abstimmung : Die Fassung des Entwurfs wird gegenüber der 
von Cornaz und Correvon vorgeschlagenen Fassung mit 8 gegen 4 
Stimmen angenommen. 

Das Maximum der Busse wird auf Vorschlag von Stooss auf 
100 Franken herabgesetzt. > 

In diesen wenigen Beratungen erschöpfte sich die Dis- 
kussion der grossen Expertenkommission über das schwierige, 
vielseitige Problem der Prostitution. Auf Grundlage dieser 
Beratungen wurde im März 1896 ein «Vorentwurf nach den 
Beschlüssen der Expertenkommission» publiziert^). 



IL Kritische Betrachtungen« 

Halten wir einen Augenblick inne und überblicken wir 
das Resultat der Vorarbeiten zum eidgenössischen Strafgesetz- 
buch bis zu diesem Funkte. Zusammengefasst enthält der 
Vorentumrf von 1896 folgende Bestimmungen: 

Der Gesetzesredaktor, Carl Stooss, war ursprünglich vom 
Standpunkte der Bekämpfung nicht nur der Kuppelei in jeg- 
licher Form, sondern auch der gewerbsmässigen Unzucht 
(direkt) ausgegangen. Er war, es ist nicht zu verkennen, 
vollständig inspiriert von den Eingaben der (Frauen-) Sittlich- 
lichkeitsvereine, wie er denn überhaupt im ganzen Abschnitt 
über Sittlichkeitsdelikte sich wesentlich von den AuflPassungen 
dieser Kreise leiten Hess. Sein völliges Sichanschliessen an 
die genannten Kreise — um nicht zu sagen seine völlige 
Abhängigkeit von ihnen — geht denn auch aus den Motiven 
zu seinem ursprünglichen Entwürfe zur Genüge hervor. Die 
grundsätzliche Stellungnahme des Redaktors zur Bordellfrage 
ersehen wir auch aus seiner kurzen Ausführung in den (?rt*wd- 
zügen, Band II, Seite 249, wo er, anschliessend an das Gut- 
achten Picot und Bridel bei der Genfer Bewegung (s. oben 
S. 25 f.), sich dabin ausspricht: 

< Picot und Bridel befürworten die Schliessung der öffentlichen 
Häuser in kurzer Frist und empfehlen anderseits eine unentgeltliche 
Behandlung geschlechtskranker Personen. Die Duldung öffentlicher 
Häuser greifen sie namentlich im Interesse der persönlichen Freiheit 
an. Und dies ist zumal in einem demokratischen Staate der entschei- 
dende Gesichtspunkt. Wenn auch zuzugeben ist, dass die Insassen 

') Anhang IV. 
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öffentlicher Häuser sich an das lockere Leben und den Müssiggang 
gewöhnen und dass sie das Haus regelmässig nicht zu verlassen wün- 
schen, so steht doch ausser Zweifel, dass mit der Ausübung der Kup- 
pelei eine Beeinträchtigung der geschlechtlichen Freiheit notwendig 
verbunden ist. Die Unerfahrenheit, der Leichtsinn, die Not, die Eitel- 
keit, die Arbeitsscheu jugendlicher Personen werden planmässig be- 
nützt, um diese Personen der Unzucht zu überliefern und sie an Leib 
und Seele zu Grunde zu richten. 

Die Kuppler sind die Kapitalisten der Unzucht. Ihre Habgier 
nimmt die Opfer, wo sie sie findet, und wählt die Mittel nicht. Solche 
Gefährdung und Verletzung der geschlechtlichen Freiheit unserer 
weiblichen Jugend, vor allem der unbemittelten, darf die Schweiz 
nicht dulden; auch dann nicht, wenn sich daraus ein Gewinn für die 
öffentliche Gesundheit ergeben würde. Fordert die öffentliche Ge- 
sundheit gebieterisch das Bestehen von Bordellen, so errichte der 
Staat unter Ausschluss jedes Privatbetriebes öffentliche Häuser und 
sorge für die persönliche Freiheit der Insassen*). Allein der hygie- 
nische Nutzen der Bordelle steht heute noch keineswegs fest, viel- 
mehr wird er von manchen Sachverständigen entschieden in Abrede 
gestellt. » 

In der Expertenkommission wehte aber ein anderer 
Wind und es kam der Umschlag: Allerdings war die Kommission 
einig in der Unterdrückung der Bordelle — einzig Gretener 
scheint, wie das Protokoll mehr andeutet als klar ausspricht, 
Bedenken geäussert zu haben; aber die Bestrafung der ge- 
werbsmässigen Unzucht als solcher wurde als zu weitgehend 
vom Standpunkte der persönlichen Freiheit aus scharf be- 
kämpft. Und da sonach die Dirne bei diskreter Ausübung 
ihres Gewerbes straffrei sein sollte, so war es ganz klar, dass 
man ihr auch zur Ausübung ihres Gewerbes irgendwelche 
Gelegenheit lassen musste — und es wurde daher ausdrück- 
lich ausgesprochen, dass das blosse Vermieten von Zimmern 
an Prostituierte, ohne Gewerbsmässigkeit, nicht unter Strafe 
gestellt sei, und der Kuppeleiparagraph in dieser Weise ge- 
fasst. Mit andern Worten: Es wurde also, wie auch in der 
Kommission betont ward, dem Kleinbetrieb der Prostitution 
das Tor geöffnet. 

Wir kommen weiter unten auf die voraussichtlichen 
Folgen dieses Schrittes zurück. (S. u. S. 193 flP.) 

Hier nur noch das: dieser ganzen von seiner ursprüng- 
lichen (c pönalistischen ») Auffassung abweichenden Tendenz 
hat Stooss nicht opponiert. Er hat im Gegenteil von der 
ersten Beratung (Januar 1895) bis zur zweiten (April des 



« *) Die Begründungr eines eidgenössischen Bordellmonopols wird niemand 
im Ernste vertreten. Ist aber damit nicht die Forderung, Bordelle im Interesse 
der öffentlichen Gesundheit zu dulden, gerichtet?» 

Weiss, Prostitutionsfrage. 12 



I 
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gleichen Jahres) seine ursprünglichen Vorschläge betreffend 
gewerbsmässige Unzucht von sich aus geändert ^). 

In der letzten Beratung (Oktober 1895) suchte dann 
Stöoss seinen ursprünglich mehr pönalistischen Standpunkt bei 
Behandlung des Art. 229 einigermassen zu retten. Wir finden 
in dieser Haltung ein Lavieren, ein Schwanken, das mit 
einem klaren Ziele kaum im Einklang steht. 

Das gewonnene Resultat nach den Beschlüssen der Ex- 
pertenkommission ist also: 

1. Energische Bekämpfung des « Grossbetriebes i der 
Prostitution: Bordelle, Mädchenhandel. 

2. Freigabe des Kleinbetriebes derselben. 

3. Anerkennung des Grundsatzes der persönlichen Frei- 
heit des Weibes zur geschlechtlichen Hingabe um Geld. 

4. Einschränkung dieser Freiheit auf einen < diskreten > 
Unzuchtsbetrieb. 

Die Pönalisten und die Abolitionisten müssen befriedigt 
sein von jenem ersten Grundsatz ; den Tendenzen der Abolition 
entspricht auch völlig der dritte, wie der zweite, während er 
pönalistischen Anschauungen widerspricht. Über Grundsatz 
4 werden die Pönalisten zufrieden sein, die Abolitionisten 
müssen sich darüber, je nach ihrer persönlichen Auffassung, 
streiten. 

Und die Reglementaristen ? Eine Reglementation im 
Sinne von Bordellen ist natürlich ausgeschlossen. Ob aber 
auch eine Reglementation der Einzelprostitution? Darüber 
lassen uns die Gesetzesartikel im unklaren *). Die Diskussion 
in der Kommission hat, wie wir gesehen, auch diese Frage 
gestreift. Sie soll weiter unten eingehend geprüft werden.') 

Hier anschliessend sollen nun die Besprechungen, die 
die Vorarbeiten, und speziell der Vorentwurf von 1896 gefunden 
haben, erörtert werden, soweit sie uns zu Gesicht gekommen 
sind. 

Vorerst ist zu erwähnen eine Besprechung des ursprüng- 
lichen Stooss' sehen Entwurfes (vom Jahre 1894). 

Professor von Lilienthal hat diesen Entwurf in der f Zeit- 
schrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft > Band XV 

*) Vgl. dazu Meyer von Schauensee^ Geschichte und Kritik des Stooss'scheii 
Entwurfes. Luzem 1897, S. 82 f. Diese Schrift, mag sie auch znm Teil einem 
Gefühl der Hintansetzung und persönlichen Verletzung entsprungen sein, ist 
jedem zur Beachtung zu empfehlen, der sich für die Geschichte der Strafrechts- 
einheit in der Schweiz interessiert. 

*) Man vergleiche dagegen den Entwurf des Waadtländer Code p^nal voji 
188«, Art. 211. 

•) S. 193 ff. 
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(1895), Seiten 97 ff., 260 ff. einer Besprechung unterzogen. 
Über, die uns interessierenden Abschnitte spricht er sich 
(a. a. 0. S. 332, 334 ff.) dahin aus: 

< Verbrechen gegen die geschlechtliche Sittlichkeit und Frei- 
heit. In diesem Abschnitte fällt die grosse Strenge gegen geschlecht- 
liche Unregelmässigkeiten aller Art auf. Offenbar will der Entwurf 
die Prostitution als solche bekämpfen, indem er ihr die Lebensbe- 
dingungen abschneidet. Jedenfalls macht er jede Gesundheitskontrolle 
unmöglich, da die Prostitution unter allen Umständen praktisch straf- 
bar ist. Die schädlichen Folgen einer solchen Strenge, durch welche 
die Winkelhurerei doch nicht gehindert werden kann, dürften nicht 
lange auf sich warten lassen. » 

Bei Besprechung des gegen die geschäftsmässige Kuppelei 
gerichtete Artikels (107) sagt von Lilienthal: 

< Mit diesen Bestimmungen sind wohl alle Formen und Gestal- 
ten getroffen, unter denen das Halten eines Bordells sich verstecken 
kann. Ob die Bordelle deshalb- verschwinden, ist wenigstens für die 
grossen Städte noch nicht zweifellos. Und ob ihr Verschwinden über- 
haupt unter allen Umständen als wünschenswert bezeichnet werden 
darf, das hängt von der ganzen Auffassung der Prostitutionsfrage 
ab, über welche die Akten ja heute noch * keineswegs geschlossen 
sind. » 

Lob erfährt bei von Lilienthal Art. 108 des (ursprüng- 
lichen) Entwurfs (die eigennützige Ausbeutung der Unzucht 
der eigenen Ehefrau, Tochter oder Enkelin). 

Bedenken äussert er wiederum gegen Art. 109 (das 
öffentliche Aufmerksammachen auf eine Gelegenheit zur Un- 
zucht betreffend, vergl. Vorentwurf 1896, Art. 122): 

< Das scheint mir keine sehr praktische Bestimmung zu sein. 
Abgesehen davon, dass das Gesetz die Strafbarkeit nicht davon ab- 
hängig macht, dass die Gelegenheit zur Unzucht sich am Ort der Tat 
befindet, dass also Schilderungen aus dem Nachtleben irgend einer 
Grossstadt unter diesen Artikel fallen i), wird dadurch den Heraus- 
gebern von Zeitungen eine schwere Rute gebunden. Wenn sie nicht 
bei einer Menge von Anzeigen eine praktisch gar nicht mögliche Kri- 
tik üben, können sie als fahrlässige Verbreiter strafbar werden ^). In 
grösseren Städten kommen immer Anzeigen vor, die harmlos aus- 
sehen, dem Kenner aber genügende Fingerzeige geben. Zahllose Hei- 
ratsannoncen sollen gar keine Ehe, sondern nur ein vorübergehendes 
Verhältnis begründen. Die junge Witwe, die Menschenfreunde um 
ein Darlehen von 50 Mark bittet, verfolgt mit ihrer Anzeige meist 
ganz andere Zwecke — das soll nun der für den Anzeigenteil verant- 
TV'ortliche Redaktor alles prüfen, inwieweit es unsträflich oder straf- 
bar ist. Und gehört schliesslich nicht auch der Zeitungsverkäufer 
und der Buchhändler zu den Verbreitern? Ich glaube, es ist damit 
erheblich über das Ziel geschossen worden, um so mehr als ein öffent- 
licher Hinweis auf Gelegenheiten zur Unzucht wohl in allen wirklieh 
bedenklichen Fällen sich als unzüchtige Schrift darstellen wird. > 



*) Trifft nun *uf Art, 122 Vorentwurf 1896 nicht mehr zu. 
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Bei Besprechung von Art. 110 findet von Lilienthal die 
Bestrafung jeder gewerbsmässigen Unzucht unrichtig, billigt 
dagegen Absatz 2, die Bestrafung der Zuhälter, für die er 
eher höhere Strafe wünscht. 



Von einem andern Geiste ist die Besprechung getragen, 
die Professor Louis Bride! in Genf — den wir bei der 
Genfer Bewegung kennen gelernt haben — dem Vorentwurf 
von 1896 widmet ^). 

Ausgehend von der abolitionistischen Doktrin, dass die 
Prostitution zu definieren sei als Akt zweier Täter — Weib 
und Mann, geschlechtliche Hingabe um Geld von Seite des 
Weibes, Bezahlung des Geschlechtsakts von Seite des Mannes*) — 
zieht Bridel sofort die Konsequenz, dass eine Reglementation 
der Prostitution ausgeschlossen sei, da sie nur den eir^n Teil, 
das Weib, treffe. Er lobt denn auch den Vorentwurf sehr, 
dass er offenbar auf diesem Boden stehe. 

Lassen wir ihm übrigens selber das Wort: 

« Pleinement d*accord avec Tidee qui ressort des articles 116 et 
117 de Tavant-projet, il nous paratt evident que l'Etat ne doit en au- 
cune fagon r^glementer la Prostitution en cherchant ä Torganiser 
d'une mani^re ou d'une autre. Avec la reglementation, TEtat se rend 
lui-mtoe coupable de „prox6netisme officiel" ou de favorisation de la 
debauche, sans parier des atteintes k la liberte individuelle qui re- 
sultent inevitablement du Systeme. 

Mais, le Systeme de la „reglementation" 6tant 6cart6, il faut^vi- 
ter avec soin une autre impasse dans laquelle 11 est facile de s'en- 
gager: ce qu'on peut appeler Terreur de la „prostitution-d61it". 
L'avant-projet n'est pas exempt de tout reproehe k cet 6gard; ou, 
plus exactement, il porte la trace de. certaines h6sitations qui doivent 
entiörement disparaltre. 

Pr^tendre que la Prostitution etant contraire k la loi morale, et 
pouvant d'ailleurs präsenter divers dangers pour la soci6te, TEtat 
doit la r6primer en frappant les femmes qui s*y livrent; G*est double- 
ment faire fausse route. 

D'une part, en effet, on tombe ainsi dans la confusion si dange- 
reuse des deux domaines du droit et de la morale; d'autre part, on 
commet une injustifiable in^galite de traitement en ce qui conceme 
les deux parties en cause. 

S'il fallait traiter la prostitution comme im acte d^lictueux, 
rhomme devrait toe atteint par la loi pönale aussi bien que la femme 
dont il est le complice ou le coop6rateur. L'immoralit^, sur laquelle 
on insiste pour prendre des mesures d'exception eontre les prosti- 
tu^es, serait-elle moindre de la part de l'homme qui paie que de la 
part de la femme qui est payee? Et les dangers qui peuvent resulter 



') Le futur Code pönal snisse et la question des moears, in der Schweiz. 
Zeltschrift für Strafrecht, Bd. X (1897), S. 37 ff. 

') „La Prostitution ... consiste dans le double fait de la femme qui s'oifre 
pour de l'ar^ent et de l'homme qui la paie afin qu'elle se livre ä lui." 
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de la Prostitution, au point de vue de i'ordre public et de l'hygiene, 
nc sont-ils pas occasionnes par i'homme tout autant que par la femme? 
Mais, en elle-mtoe; la Prostitution ne präsente pas les carac- 
teres constitutifs d*un „d^lit" ou d'une infraction. Quelque reprehen- 
sible qu'il puisse etre au point de vue moral, le fait en question doit 
6chapper ä la loi. — La Commission d'experts qui a travaill6 k T^la- 
boration de l'avant-projet s'est cat6goriquement prononc^e danscesens. 

Pour qu'il y ait delit ou infraction, il faut un acte qui porte at- 
teinte aux droits d'autrui ou k Tordre public. En Tabsence de ces 
Clements, il ne saurait ^tre question de repression penale. 

Legalement, chacun a le droit de disposer de sa per sonne. Ni 
la r^petition du fait, ni le gain per^u ne sauraient transformer un 
acte licite k un acte illegal et passible d'une peine. 

Mais si la Prostitution en elle-mtoe n'est pas un delit, eile peut 
donner lieu ä des actes delictueux. Certaines üe ses manifestations 
etant de nature k porter atteinte ä I'ordre public ou aux droits d'au- 
trui, la loi doit les reprimer. 

II ien est ainsi quant aux faits suivants: publicite donnee ä la 
debauche, provocations publiques outrageantes ou deshonnetes, scan- 
dale ou trouble occasionnes par l'inconduite. Voilä, des actes qui ont 
un caract^re delictueux et que la loi ne saurait ignorer. Ces d^lits 
ou ces infractions peuvent d'ailleurs etre commis par Thonime aussi 
bien que par la femme. 

Dans ces limites, la loi penale peut et doit intervenir ; mais non 
pas au delä. Et cette Intervention doit se manifester par des dispo- 
sitions legales qui soient claires, precises, non 6quivoques. » 

An Hand dieser Grundsätze tadelt er die Fassung des Art. 232, 
insofern sie nur das Weib, und zwar eine spezielle Kategorie von 
Personen, trifft. Vorab stösst er sich an dem Ausdruck < Dirne », 
indem er ausruft: « Pourquoi dire „eine Dirne"? expression mepri- 
sante et injurieuse qui ne figurait que dans le texte primitif de l'avant- 
projet ^). En parlant du voleur, du souteneur, du faussaire ou de 
tout autre malfaiteur, la loi ne dit pas: le „coquin" ou le „gredin" 
qui .... II est inadmissible que la loi se serve de termes injurieux 
k Tegard de n'importe quels delinquants ou presumes tels. > 

Er schlägt sodann folgende Bestimmung vor, die beide Ge- 
schlechter treffen würde ^): 

< Quiconque, en se livrant k la debauche, occasionnera un scan- 
dale public ou de nature k troubler le voisinage, sera puni de .... > 

Und an Stelle des Art. 233 schlägt er die Bestimmung vor: 

« Quiconque aura publiquement et manif estement provoque k la 
debauche une personne de Tun ou de l'autre sexe, ou l'aura pour- 
suivie d'obsessions ehontees, sera puni de .... > 

Endlieh hält Bridel die Stellung dieser Bestimmungen 
unter die Uebertretungen ^) für nicht richtig; er möchte sie 
unter den Verbrechen eingereiht sehen. 



*) Wie und wann dieser Ausdruck in den Entwurf kam, erhellt aus der 
oben Seite 175 mitgeteilten Diskussion in der Expertenkommission. 

•) Auch den Mann, der die Prostituierte aufsucht — oder nur den Mann* 
der sich gegen Geld preisgibt (männlichen Prostituierten im gewöhnlichen 
Sprachgebrauch)? Bridel meint offenbar das erste. 

*) Wohin sie auf Grund der Kommissionsberatungen geraten waren. 
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Die Kuppeleiparagraphen (Art. 116 bis 118) finden 
natürlich im allgemeinen seine Billigung. Immerhin bat er 
ein — charakteristisches — Bedenken zu Art. 116. 

Hören wir auch hierüber ihn selber: 

« D'une maniere generale, ces dispositions repondent aux exi- 
genccH d'une bonne loi penale, notamment les articles 117 et 118, 
dont la inise en vigueur constituerait une reforme d'une port6e con- 
siderable. Les trafiquants de la d^bauche d'autrui sont des malfai- 
teurs de la pire espece, et nous felieitons l'auteur de l'avant-projet 
d'avoir su edicter k leur egard les mesures necessaires. 

Deux ou trois critiques toutefois ä Tadresse de Tarticle 116, 
qui est relatif au „proxenetisme simple" et dont la teneur ne nous 
parait pas satisfaisante ä divers points de vue. 

Et d'abord, le premier alinea de cet article eontient une dispo- 
sition fächeuse et qui n'est pas conforme k l'esprit de Tavant-projet, 
en incriminant „celui qui, moyennant salaire, fournira des locaux 
ou procurera des occasions ä la Prostitution habituelle". 

On a voulu preciser les cas. Mais le simple fait d'avoir loue 
une chambre qui serve h la debauche venale n'est, ä lui seul, pas 
encore du „proxenetisme" ; bien que ledit fait puisse 6tre envisage, 
dans certaines circonstances, conime un des el6ments constitutifs du 
delit en question. 

Et les femmes qui recourent ä la Prostitution, oü trouveront- 
elles ä se loger en presence d'une disposition de cette espece? 11 
faut pourtant bien qu'elles vivent quelque part .... 

Ce premier alinea de 1 'article 116 parait proceder de la notion 
fausse et condamnee par l'avant-projet lui-meme, que la prostitution 
constitue pour la femme qui s'y livre une infraetion passlble d'une 
peine et que la prostitu6e doit ötre traquee de maniere k ne plus pou- 
voir exister. Du moment qu'on a fort heureusement rompu avec cette 
mani&re de voir, la disposition que nous critiquons ne peut pas sub- 
sister. 

D'autre part, il y a lieu de regretter la suppression d'un article 
qui figurait dans l'avant-projet de 1894 et qui vlsait mieux que ne le 
fait l'article 116 actuel les cas de proxenetisme simple, en disant: 
„Celui qui, pour en tirer profit, aura excite une femme ä se livrer 
a la debauche ou aura trafique d'elle" (104). 

Si l'on veut bien tenir compte des deux observations ci-dessus, 
l'article en question serait modifie de la maniere suivante: 

Art. 116. 
Celui qui, pour en tirer profit, aura excite ou favorise la de- 
bauche d'autrui, sera puni de .... » 



In einer Abhandlung von hohem Interesse hat Professor 
Emil Zürcher, einer der führenden Geister in der Experten- 
kommission, die Bestimmungen des Vorentwurfes 1896 über 
die Sittlichkeitsdelikte besprochen. ^) Es seien hier nur kurz 
die Grundgedanken dieser, auf einer hohen sozialen Warte 
stehenden Arbeit wiedergegeben. 

*) La question des ma3ur8 dans le futur Code p4nal suisse, in der «BeToe 
de morale sociale». Band I, Seiten 137 ff. 
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Zürcher gebt davon aus, dass die Prostitution eine anti^ 
soziale Erscheinung, und als solche, nach seiner Auffassung, 
eiu Delikt sei. Dem Systeme des Entwurfes hätte daher am 
besten die Einscbliessung der Prostituierten in Korrektions- 
häuser entsprochen. Aber Zürcher anerkennt, dass, da die 
Ursachen der Prostitution in sozialen Verhältnissen liegen 
und die Prostitution ein n^annigfaches Gebilde sei, das nicht 
das richtige Mittel sei. Er legt auch dar, dass die Auffassung 
der Prostitution als antisozialer Erscheinung uns entgehe oder 
<ioch nur schwache Wurzeln in uns habe; «meme le moyen 
^ge qui, in foro ecclesiastico, condamnait toute impudicit6 
<5omme un p6ch6 mortel, s'accommodait naivement de ce 
pech6 dans la vie de tous les jours. > Die Strafbarkeit der 
Prostitution habe daher vom Entwurf zurückgewiesen werden 
müssen; die Bekämpfung der Prostitution müsse mehr auf 
indirektem Wege geschehen: durch soziale und sittliche Re- 
formen, die die Ursachen der Prostitution unterdrücken oder 
doch abschwächen. Dem Strafrecht liege insbesondere ob: 
-die Hinderung der Rekrutierung der Prostitution — Art. 109, 
112, 113 Entwurf; die Unterdrückung des Mädchenhandels 
und der Kuppelei; die sittliche Reinhaltung der Atmosphäre, 
<\e maintien d'une pure atmosphöre morale» (Art. 120, 121, 
233) ; Bekämpfung der aus der Prostitution entspringenden 
Gefahren — öffentliches Anbieten zur Unzucht und Belästigung 
durch dieselbe (Art. 232), Bestrafung des Zuhältertums. 
Schliesslich noch ein Punkt; der Leser merke sich die von 
uns unterstrichenen Worte wohl: 

cRestent enfin les dangers que peut presenter la Pros- 
titution au point de vue de la sante publique. On a cer- 
tainement exag6r6 Tutilit^ de la röglementation medicale de 
la Prostitution, il est possible qu*on Tait m6connue d'autre 
part. Quoi qu'il en soit, le Prcjet oblige lespolices sanüaire» 
cantonales ä renoncer ä la coUäboration plus que douteuse 
de tenanders ^ consdendeux ^ . — On n*a pas non plus cru 
necessaire d'6dicter des dispositions speciales contre la pro- 
pagation consciente d'616ments de contagion. Toutefois, de 
ce que nous avons dit plus haut, il ressort que la raison 
d'ötre de ce silence ne doit pas etre cherch^e dans Tid^e 
d'inspirer une crainte salutaire de la contagion. II y a d'autres 
raisons. Pour autant qu'une poursuite est effectivement possible, 
il ne manque pas de dispositions penales contre les atteintes 
port^es ä la sant6. Une täche incombe d'aüleurs ä la police 
sanitaire des cantons dans ce domaine, täche dont eile devra 
s'acquitter d'une manidre ou d'une autre, dans les limites du 
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Code pinal et en tenant compte des objectums jttstifiies qui 
ont iti ilevies contre certaines formes de son intervention. » 

Wir können uns schliesslich nicht versagen, die schönen 
Schlussworte von Zürchers Abhandlung in extenso hier aufzu- 
nehmen; geben sie uns doch das beste Bild von dem Geiste, 
der der Zürchersohen Auffassung nach den[^Strafgesetzentwurf 
beleben soll. 

< L*asc6tisme du moyen Äge nous a servi de point de depart 
historique. Voulons-nous y revenir et voir renaitre d'une part son 
hypocrisie, d'autre part son extreme cruaute? Assurement non. 

Les grands problemes relatifs au d^veloppement de la civilisa- 
tion ne peuvent 6tre resolus que si Ton a de la vie une conception 
saine et morale, qui ne contrarie pas la nature mais qui Tennobllsse. 
La joie de vivre que r6clame Tindividu est ici plus forte que dans 
n'importe quel autre domaine, plus forte que Tascetisme; plus forte 
aussi, il ne faut pas se le dissimuler, que la conviction d'une neces- 
sit6 de Tam^lioration de la race. Et pourtant il y a moyen de con- 
cilier les int^rßts de I'individu et ceux de la collectivitö. L'instinct 
qai attire les deux sexes Tun vers Tautre est aussi un instinct al- 
truiste et social. Sa valeur esthetique et morale a meme une signlfication 
si Evidente qu'il suffit de lui conserver sa purete pour ecarter les 
nuisances sociales. Combattre un ^goisme effronte et malfaisant est 
en definitive le but du droit p^nal. 

Le projet suisse a-t-il k cet ^gard heureusement accompli sa 
t&che? II ne manquera pas de voix pour lui demander d'etre plus 
incisif encore. D'autres diront peut-etre que le nombre et la severite 
de ses dispositions depassent la conscience morale de Tepoque ; . cela 
ne serait pas pr6cis6ment un reproche, mais cela constituerait un 
danger. II n'est pas facile de trancher la question. Toujours est-il que 
cette derniere mani^re de voir reconnait, eile aussi, que le projet tend 
k un ideal. Nous nous approcherons d*autant plus de la realisation 
de cet ideal que, dans d'autres domaines, on ne cessera pas de lutter 
pour obtenir une am^lioration efficace des conditions sociales. > 



Ein völlig anderes Lied aus einem andern Lager, das 
sich eifrig mit der Rechtseinheit — im Strafrecht und im 
Zivilrecht — zu befassen begonnen hat, ertönte am 29. August 
1900 an der Jahresversammlung der schweizerischen Prediger- 
gesellschaft in Glarus. 

Verhandlungsthema war: c Der Schutz, den die staatliche 
Gesetzgebung der Ehe und Familie als christlichen Lebens- 
ordnungen zu gewähren hat, unter spezieller Berücksichtigung 
der neuesten eidgenössischen Gesetzesentwürfe. » Referent 
war Pfarrer P. Kind in Schwanden (Kanton Glarus) ; Korreferent 
Professor Dr. C. Chr. Burckhardt in Basel. 

An dieser Versammlung traten Auffassungen zu Tage, die 
uns in die Zeiten des Reformationsedikts und der Konsistorial- 
gesetze zurückversetzen. 
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Wünschte doch der Referent, und mit ihm wohl der Gross- 
teil der hochansehnlichen Versammlung, die Einsetzung einer 

Sittenbehörde zur Überwachung des Familienlebens 

Ihr sollte u. a. auch das Recht des Strafantrages bei Ehe- 
bruch^) zustehen. (Der Korreferent sprach sich allerdings 
gegen diese Erweiterung aus.) 

Der Referent nun ging mit dem Entwurf nach verschie- 
denen Richtungen hin scharf ins Gericht ; ihm missfiel nament- 
lich die grundsätzliche Straflosigkeit der gewerbsmässigen 
Unzucht, und er führte aus, der Entwurf sei gerade so schlecht, 
als wenn er die gewerbsmässige Unzucht ausdrücklich und 
absichtlich begünstigen würde. « Infolge dieser Lücke — dies 
sind die Worte von Pfarrer Kind — steht der eidgenössische 
Vorentwurf hinter den bessern kantonalen Strafgesetzen zu- 
rück. Es besteht eben in diesem Punkte ein Antagonismus 
zwischen deutscher und welscher Rechtsanschauung. Die 
welsche Auffassung stellt die persönliche Freiheit des Indivi- 
duums, die deutsche die Wohlfahrt des Gemeinwesens voran. 
Im Vorentwurf ist die welsche Meister geworden. Der richtige 
Grundsatz aber ist, dass unter allen Umständen das Schlechtere 
dem Bessern zu weichen habe. Es ist mir deshalb nicht 
zweifelhaft, dass infolge dieser und anderer Verletzungen 
unserer deutschschweizerischen volkstümlichen Bechtsanschau- 
ung dieser Vorentwurf von 1896 die Billigung des guten Kerns 
unseres Schweizervolks nicht erhalten unrd^).» 

Stooss nimmt hiergegen in der Schweiz. Zeitschrift für 
Strafrecht, Band XIV (1901), S. 87 ff., das so schwer ange- 
griffene Gesetzgebungswerk in Schutz, indem er auf Art. 232 
und 119 des Vorentwurfs hinweist und bemerkt®): «Da die 
gewerbsmässige Unzucht im Entwurf mit Strafe bedroht ist *), 
so fallen die schweren Vorwürfe, die aus dem Fehlen einer 
solchen Bestimmung abgeleitet worden sind, wohl von selbst 
dahin. Zu einer Bemerkung gibt nur noch die Behauptung 
Anlass, die welsche Anschauung sei im Entwurf über die 
deutsche Meister geworden. Das Gegenteil Hesse sich an 
vielen Beispielen, zumal an den sehr strengen Bestim- 
mungen über öffentliche Häuser nachweisen. Richtig ist aber, 
dass manche Bestimmung eine meines Erachtens glückliche 



*) das nach Vorentwurf Stooss dem Gericht, das die Ehe wegen Ehebruchs 
geschieden hatte, zustehen sollte, nach Entwurf der Kommission dem beleidigten 
Ehegatten gegeben ist. 

■) Von uns unterstrichen. 

■) A' a. O. Seite 90. 

•) ? ? NB.! 
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Vereinigung deutscher und welscher Anschauung darstellt. Ein 
geschlossener Antagonismus deutscher und welscher Rechts- 
ansehauung trat in der Kommission nicht zu Tage, vielmehr 
befanden sich in den wichtigsten Fragen, auch in den Fragen, 
die hier erörtert werden, Deutsche und Welsche ziemlich gleich- 
massig in der Mehrheit und in der Minderheit. Ich könnte 
nur ein einziges Mitglied der Kommission nennen^), das die 
persönliche Freiheit des Individuums grundsätzlich in dem 
Sinne betonte, wie es der Herr Referent andeutete.» 



Es bedurfte eines weitgehenden Optimismus, wenn nach 
diesen Vorgängen Zürcher in seiner «Denkschrift an das 
h. Justiz- und Polizeidepartement der Schweiz. Eidgenossen- 
schaft über die Durchführung der Strafrechtseinheit » ^) be- 
merken konnte: «(Die schweizerischen Frauenverbände, wie 
auch) die schweizerische reformierte Predigergesellschaft haben 
die einschneidenden Straf bestimmungen gegen Sittlichkeitsver- 
brechen gutgeheissen, wenn sie auch noch weitergehende An- 
träge daran angeschlossen haben» — und hieraus ableiten 
will, diese Kreise stünden dem Entwürfe günstig gegenüber. . . 
Zürchers Optimismus sollte übrigens bald zur Besinnung 
kommen, als er im Herbst 1902 sein Referat über den Vor- 
entwurf am schweizerischen <i Frauentag» hielt. Namentlich 
als der Wunsch der Frauenvereine auf Ausdehnung eines 
Strafschutzes auf alle minderjährigen Mädchen (vom vollendeten 
15. Altersjahre an) im Sinne der Bestrafung des Beischlafes 
auch ganz unabhängig von arglistigen Mitteln u. dgl. (sog. 
«Verführung») als unausführbar bezeichnet wurde, erntete der 
Vortragende einen Stui'm der Entrüstung. Die Hauptwort- 
führerinnen sahen das Heilmittel in nichts anderem als im 
Frauenstimmrecht, das sie schlankweg proklamierten 



Schon vorher, mit Eingabe vom 21. März 1902®), hatte 
sich der Zürcherische Frauenbund zur Hebung der SittUch- 
Jceit an das eidg. Justizdepartement gewandt, um neuerdings 
verschiedene Wünsche in bezug auf sein Schosskind, die Be- 
strafung der Sittlichkeitsdelikte, vorzubringen. 



') Ist es der verewigte Cornasf 

*) Abgedruckt in der gleichen Zeitschrift, Band XIV, S. 217 ff. 

»} Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, Band XV, S. 168 ff. 
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Diese Eingabe lautete in ihrem allgemeinen Teil: 

€ Der Vorentwurf des Herrn Prof. Stooss vom Jahre 1894 ist 
in unseren Kreisen mit grosser Befriedigung und Freude aufgenom- 
men worden, war er doch getragen von einem hohen sittlichen Ernste 
und dem Bestreben, die weibliche Jugend in kräftiger Weise gegen 
verbrecherische Angriffe zu schützen und den gefährlichen und scha- 
denbringenden Auswüchsen roher Sinnlichkeit in jeder Weise ent- 
gegenzutreten. Wir begrüssten in den Bestimmimgen des Vorent- 
wurfes eine wirksame Unterstützung in unserem Kampfe gegen eine 
Unterdrückung und Knechtung entsetzlichster Art, der die Ärmsten 
und Unglücklichsten unseres Geschlechtes stets ausgesetzt sind. Und 
dass die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen wohl geeignet waren, 
verwirklicht und angewendet zu werden, zeigte das Beispiel unseres 
Kantons Zürich. Hier wurde in der Volksabstimmung vom 27. Juni 
1897 mit 40,751 annehmenden Stimmen gegen nur 14,710 verwerfende 
eine Abänderung des Strafgesetzbuches zum Gesetze erhoben, welche 
in der Hauptsache wörtlich die Bestimmungen des schweizerischen 
Vorentwurfes in sich aufgenommen hatte. Das neue Recht ist ohne 
erheblichere Schwierigkeiten eingeführt und seither gehandhabt wor- 
den, und auch den Gegnern unserer Bestrebungen ist es seither nicht 
gelungen, in überzeugender Weise zu zeigen, dass die Durchführung 
des Gesetzes mit Übelständen verbunden sei oder solche hervorge- 
rufen habe. Sie wollen hierüber den Jahresbericht des Sekretariats 
der zürcherischen Vereine zur Hebung der öffentlichen Sittlichkeit 
nachschlagen. 

Leider mussten wir sehen, dass der aus den Kommissionalbe- 
ratungen der Jahre 1894 und 1895 hervorgegangene Entwurf manche 
der Errungenschaften wieder preisgab, so dass — wenn dieser Ent- 
wurf zum Gesetze erhoben würde — wir im Kanton Zürich nach 
einigen Richtungen einen fühlbaren Rückschritt machen müssten. Dem 
möchten wir nun allerdings nach besten Kräften und mit allen Mitteln 
entgegenarbeiten. Wir sind auch überzeugt, dass ein solches Preis- 
geben errungener Fortschritte geeignet wäre, dem Gesetze die Sym- 
pathien weiter Kreise zu entfremden, und wir glauben daher, dass 
schon aus diesem Grunde der Gesetzgeber unserer Stimme Gehör 
schenken dürfte. > 

Aus den Einzelheiten der Eingabe, die sich teils auf 
Redaktionsänderungen beschränkten, teils, z. B. bei Art. 115 
(Verfährung), auch den Missbrauch der geschlechtlichen Uner- 
fahrenheit von Minderjährigen unter Strafe stellen wollten — 
ist hier nur ein Punkt zu erwähnen: 

Zu Art. 117 bemerkt die Eingabe: «Die frühere Fassung 
vermied den Ausdruck Bordell, der allzusehr an das System 
polizeilicher Toleranz erinnert. Wir würden es sehr bedauern, 
wenn das Wort Bordell durch Aufnahme in das Gesetz ge- 
wissermassen sanktioniert würde. Es wäre auch sehr wünsch- 
bar, die Bezeichnung Dirne jeweilen durch Frauensperson 
zu ersetzen. :& 

Also auch dem blossen Worte « Bordell » soll der Garaus 
gemacht werden 
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Im Jahre 1901 erschienen endlieh die Motive zum he- 
sondern Teü des Entwurfes von 1896, erstattet von dem — 
inzwischen an die Universität Wien berufenen — Gesetzes- 
redaktor Carl Stoo88 *). Die Motive müssen als ausserordent- 
lich dürftig bezeichnet werden ; sie enthalten oft nichts anderes 
als eine Umschreibung des Gesetzestextes oder eine kurze 
Mitteilung des Ergebnisses der Beratungen in der Kommission. 

Zu Art. 116 bemerken die Motive: «Damit soll das Vermieten 
von Wohnungen an Dirnen nicht getroffen werden, sobald der Ver- 
mieter aus dem Vermieten nicht besondere finanzielle Vorteile zieht. 
Für den Tatbestand ist vielmehr ein eigennütziges Verhalten des 
Täters vorausgesetzt, das den Kuppler zu einem „Kapitalisten" der 
gewerbsmässigen Unzucht macht. Hierfür sind Platzgeber ei und Ge- 
legenheitsmacherei die charakteristischen Erscheinungsformen. > 

Und zu Art. 117 — bordellmässige Kuppelei — legen die 
Motive die leitenden Gesichtspunkte wie folgt dar: 

« Der Entwurf hat zu der Bordellfrage entschieden Stellimg ge- 
nommen .... Die Berufung auf die gesundheitlichen Vorzüge des 
Bordells werden *^) von den Vertretern der Hygiene neuestens durch- 
aus in Frage gestellt und bestritten. Es wird gegenteils der Nach- 
weis geführt, dass Bordelle Herde geschlechtlicher Infektion sind. 
Für die Kommission war namentlich entscheidend, dass eine Frauens- 
person, die sich in einem öffentlichen Hause befindet, damit ihre ge- 
schlechtliche Freiheit einbüsst, indem sie nicht nur verpflichtet, son- 
dern, wie gerichtskundig ist, nicht selten auch durch Gewalt oder 
Drohung genötigt wird, sich jedem hinzugeben, den der Inhaber des 
Hauses ihr zuführt. Dass in Bordellen Laster jeder Art gepflegt wer- 
den, ist bekannt. Dazu kommt die kapitalistische Ausbeutung, deren 
Opfer die Dirne ist, und der Tauschverkehr zwischen den Inhabern 
von Häusern, der die Frauensperson zu einer Ware herabwürdigt. 
Da das Bordell ein Geschäft ist, so liegt es in der Natur der Sache, 
dass derjenige, der es betreibt, darauf ausgeht, Kunden anzulocken 
und sie zu befriedigen, was ihn veranlassen wird, in stetem Wechsel 
Frauenspersonen zu gewinnen, die ihm für seinen geschäftlichen 
Zweck geeignet erscheinen. So wird der Inhaber eines Bordells zu 
einem Werber schändlichster Art. Wenn die Schweiz das Land nicht 
nur der politischen, sondern auch der persönlichen Freiheit ist, so 
darf sie Bordelle nicht dulden. » 

Schliesslich mag ad Art. 232 (Belästigung durch gewerbsmäs- 
sige Unzucht) angeführt sein der Passus des < Berichtes > : < Straf- 
los bleibt allerdings die Dirne, die das unzüchtige Gewerbe diskret 
und so ausübt, dass andere dadurch nicht belästigt werden. Diese 
sehr eingeschränkte Duldung der Prostitution erschien der Kommis- 
sion als das erträglichste unter den vielen Übeln, die die Lösung 
dieser Frage mit sich bringt. » 

Darin besteht die ganze Begründung der uns beschäfti- 
genden Bestimmungen — wenn man von einer solchen über- 
haupt reden darf. 



*) Unter dem Titel « Bericht über den Vorentwurf zu einem Schweizerischen 
Strafgesetzbuch nach den Beschlüssen der Expertenkommission, zweiter Teil«, 
als Manuskript gedruckt. 

*) Sic! 
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HI. Der Vorentwurf von 1903. 

Der bisher besprochene Vorentwurf, vom Jahre 1896, 
sollte nach — nachträglicher ? — Ansicht der leitenden Kreise 
selber nicht als definitiv angesehen werden. Durch Ver- 
fügung vom 2. Juni 1901 bestellte das Schweiz. Justizdeparte- 
ment ^) eine kleine Expertenkommission, mit der Aufgabe, die 
Vorbereitungsarbeiten für die Kodifikation des schweizerischen 
Strafrechts in Verbindung mit dem Kedaktor des Vorent- 
wurfes fortzusetzen und sich dabei zpeziell mit der Kevision 
und Ausgleichung der Texte des Vorentwurfes zu befassen*). 

Im Juni/ Juli 1903 erschien der neue, von nun an allein 
massgebende Entwurf dieser Kommission, der nicht unerheb- 
liche Abweichungen gegenüber dem Vorentwurf 1896 zeigt. 
Die einschlägigen Bestimmungen sind abgedruckt im Anhang 
unter V. 

In dieser Gestalt hat das Schweiz. Justizdepartement den 
Vorentwurf der Öffentlichkeit übergeben. 

Eine öffentlichen Besprechung hat er seither zuerst am 
ersten schweizerischen Katholikentage (in Luzern September 
1903) erfahren. Der Referent, Staatsanwalt*) Müller in Luzern, 
hat — neben vielem andern — die Straflosigkeit der ge- 
werbsmässigen Unzucht getadelt, dabei immerhin zugegeben, 
dass an sich diese Materie den kantonalen Polizeigesetzen 
anheimgegeben werden könnte*). 

Des weitem hatte der waadtländische Staatsrat eine 
Kommission zur Prüfung des Vorentwurfes 1903 bestellt. Diese 
Kommission — zusammengesetzt aus den HH. Staatsrat Gossy, 
Chef des Justiz- und Polizeidepartements ; Bundesrichter Favey; 
Kantonsrichter Paccaud; Staatsanwalt Gross ; Untersuchungs- 
richter Blanchod; Untersuchungsrichter Bornand; Advokat 



*) Nachdem inzwischen, in der Volks- und Ständeabstimmung vom 13. Nov. 
1898 die Gesetzgebung über das Strafrecht dem Bunde übertragen, also grund- 
sätzlich die Strafrechtseinheit beschlossen worden war (mit 26<^,610 Ja gegen 
101,780 Nein und 15 ganzen und 3 halben gegen 4 ganze und 3 halbe Stände). 

*) Der Kommission gehörten an die Herren Nationalrat J)r, Emil Zürcher, 
Professor des Strafrechts an der Universität Zürich; O.Kronauer, Generalanwalt 
in Bern ; Dr. W. Mittermaier, Professor des Strafrechts an der Universität Bern ; 
J. 0. Schaffroth, Gefängnisinspektor in Bern; Dr. Alfred Oautier, Professor des 
Strafrechts an der Universität Genf; Nationalrat Jeanhenry, gewes. Oberstaats- 
anwalt in Neuenbürg (nach seinem Tode ersetzt durch Bundesrichter Favey in 
Lausanne). Ebenso wurde Herr Professor A. Reichelf Chef der Abteilung für 
Gesetzgebung und Rechtspflege beim Schweiz. Justizdepartement, eingeladen, 
an den Arbeiten der Kommission teilzunehmen, 

') jetzt Oberrichter. 

V «Vaterland» v. 13. und U. Oktober 1903. 
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de Meuron, Nationalrat und Grossrat; Advokat Schnetzler 
(jetzt Stadtrat von Lausanne); Kantonsrichter Correvon, 
Referent — hat ihren Bericht im Sommer 1904 herausge- 
geben. Wir werden Gelegenheit haben, auf diesen Bericht 
zurückzukonmien. 

Endlich hat Gäbuzzi im «Repertorio di giurisprudenza 
patria» 1904 die Regelung der Sittlichkeitsdelikte im Vor- 
entwurf 1903 einer kritischen Besprechung unterzogen. 



Dritter Teil. 

Kritische Betrachtungen und 

Vorschläge. 



Und nun die Folgerungen, die Ergebnisse aus dem, was 
uns die geschichtliche Betrachtung gezeigt hat, die Lehren 
für das künftige schweizerische Strafgesetzbuch. 

Überblicken wir noch einmal die der Prostitutionsfrage 
gewidmeten Kämpfe und Bestrebungen in den verschiedenen 
Kantonen, denen eine Betrachtung zu teil werden musste, 
so fällt eines vor allem, auf: In jedem Kanton hat der Kampf 
eine besondere, den eigenartigen Verhältnissen angepasste 
Form angenommen. Das erklärt sich nicht einfach und leicht- 
hin daraus, dass eben in jedem Kanton eine besondere Straf- 
gesetzgebung besteht und auf Grund dieser vorzugehen war. 
Die Unterschiede liegen tiefer; die Parallele zwischen Genf 
und Zürich hat das ganz besonders gezeigt. Wohl finden wir 
die Sittlichkeitsgedanken und die abolitionistische Tendenz 
auf der einen Seite, die Anhänger der Reglementation und 
der Duldung auf der andern; aber im einzelnen gestalten 
sich die Kämpfe doch recht verschieden. 

Zum andern ist auffallend die Art und Weise, wie in den 
Vorarbeiten zum schweizerischen Strafgesetzbuch an die 
Prostitutionsfrage herangetreten wurde. Der Verfasser des 
Vorentwurfs stellte sich auf den Boden der strengsten straf- 
rechtlichen Bekämpfung der Prostitution und ihrer Begleit- 
erscheinungen, hingerissen von den unzähligen Petitionen, in 
denen die Frauenvereine ihre Begehren formulierten — 
« Es ist wie ein wilder Wasserfall 
Du kannst seine Fluten nicht dämmen.» 

Und auch die grosse Kommission ist schliesslich diesem 
Beispiele gefolgt, wenn sie auch ausdrücklich die Prostitution 
als solche nicht unter Strafe stellen wollte und in der 
ganzen Materie der Sittlichkeitsdelikte einen besonneneren, die 
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verschiedenen, sich widerstreitenden Interessen der persönlichen 
Freiheit und der Rechte des Individuums auf der einen Seite, 
der Interessen der Gesellschaft und des Staates auf der 
andern Seite besser abwägenden Standpunkt einnahm. Eins 
aber muss bei einem Rückblick auf die Bestrebungen und 
Kämpfe in den Kantonen und auf die Beratungen für ein 
schweizerisches Strafgesetzbuch auffallen : der gänzliche Mangel 
eines Zusammenhangs, eines Kontaktes der eidgenössischen 
Kommissionen mit jenen Vorgängen in den Kantonen. Während 
die eidgenössische Kommission frisch und fröhlich ihren 
Kampf gegen die Bordelle aufs Papier nahm, bereiteten sich 
in Genf die letzten, entscheidenden Kämpfe vor, die zu 
einer völligen Niederlage der Abolitionisten führen sollten. 
In einem andern Teile der Schweiz holte die schärfste Sitt- 
lichkeitsbewegung, die je die Welt im 19. Jahrhundert durch- 
stürmte, zu ihrem Siegesschlage aus — eine Bewegung, die 
weit über das hinausging, was die eidgenössische Kommission 
als zu Nutz und Frommen des Landes durchführbar erachtete. 
Und in wieder andern Teilen der Schweiz endlich brachen sich 
die Sittlichkeitsbestrebungen am latenten, aber beharrlichen 
Widerstand der Polizeiorgane, die unerschütterlich in bewusster 
Nichtachtung des Gesetzes eine geheime Duldung ausübten, 
überzeugt von der Unausrottbarkeit der Bordelle und der 
Gefährlichkeit ihrer gänzlichen Aufhebung. 

Ist nicht schon diese Sachlage ein Fingerzeig dafür, wie 
richtigerweise im schweizerischen Strafgesetzbuch vorgegangen 
werden soll? Schreit nicht schon dieser Tatbestand nach 
einer ganz andern gesetzlichen Regelung, als der Vorentwurf 
sie uns bietet? 

Stellen wir uns nunmehr folgende Fragen: 
Was will der Vorentwurf in der Prostitutionsfrage? 
Erreicht er das, was er will, durch den von ihm ein- 
geschlagenen Weg? 

Ist die Lösung, die er uns bietet, überhaupt die für die 
Schweiz richtige und unter allen Umständen toünschenswerte, 
die denkbar beste? 

Von der Beantwortung dieser Fragen hängt unsere 
Stellungnahme zu den einschlägigen Bestimmungen des Ent- 
wurfes ab. 

Der Vorentwurf mll, nach den in den Beratungen ge- 
fallenen Voten, in seinen Grundlinien (unter Weglassung aller 
Einzelheiten, wie z. B. Bestrafung der Begünstigung der Pro- 
stitution der Ehefrau etc.) : 
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1. Zwar nicht strafrechtliche Bekämpfung der Prostitution 
als solcher, wohl aber deren belästigender und öffent- 
licher Ausübung; 

2. scharfe Bekämpfung der Kuppelei im Sinne des Gelegen- 
heitsgebens- zur Unzucht in jeder Form; 

3. unnachsichtliche Verfolgung der Bordelle; 

4. Bekämpfung des Zuhältertums ; 

5. Bekämpfung des Mädchenhandels. 

Über die voraussichtlichen Wirkungen der Bestim- 
mungen des Vorentwurfs 1896 äussert sich der k. preussische 
Regierungsrat Dr. Damme ^) wie folgt: 

In sehr beachtenswerter Weise hat der Entwurf den krimi- 
nellen Kampf gegen die geschlechtliche Unsittlichkeit geregelt. 

Es ist davon ausgegangen, dass, wie der Mann, so auch das 
Weib frei über den Körper verfügen, daher der Prostitution sich 
ergeben darf. Nach deutschem Recht ist die Prostitution von Frauens- 
personen nur dann straflos, wenn diese einer polizeilichen Aufsicht 
unterstehen. Durch diese Ordnung der Dinge sind die Prostituierten 
bei uns erbarmungslos der Willkür der Polizeiorgane preisgegeben. 
Denn die Dirnen haben nicht etwa einen Anspruch darauf, unter 
polizeiliche Kontrolle gestellt zu werden, sondern die Polizei ent- 
scheidet nach Gutdünken, ob sie die Dirne unter Kontrolle stellt, 
und es ist zulässig und kommt vor, dass gegen Dirnen, wenn sie 
^twa den polizeiüchen Anordnungen sich nicht gefügt haben, oder 
aus andern Gründen, zur Strafe die bestehende Polizeikontrolle auf- 
gehoben wird, und die Dirne nun ohne weiteres wegen gewerbs- 
mässiger Unzucht strafbar werden kann. In dieser Hinsicht mensch- 
licher ist das Schweizer System, die Ali; aber, wie es wieder im 
weiteren durchgeführt ist, zeigt deutlich, wie alles Pönalisieren auf 
diesem schlüpfrigen Gebiete doch über das Experiment nicht wohl 
hinauskommt. Denn die freie Dii^ne darf nach dem Entwurf im 
-Grunde nirgends Unterkunft finden. Wer ihr um Lohn Platz oder 
Gelegenheit zum Betriebe der Unzucht gewährt, wird bestraft. Wer 
sie zu einem Bordell anwirbt, wird bestraft. Wer ein Bordell hält, 
wird bestraft. Der Vermieter eines Bordells wird mit Geldstrafe 
sogar bis zu 20,000 Fr. bestraft. Sollte die Dirne aber angesichts 
dieser Bestimmungen noch Unterschlupf finden, so darf sie sich nicht 
öffentlich zur Unzucht anbieten; sie darf durch Ausübung ihres 
Gewerbes weder Mitbewohner des Hauses noch auch Nachbarn be- 
lästigen, sonst wird sie bestraft. Der schliessliche Erfolg dieser Mass- 
nahmen kann ein verschiedenartiger sein: entweder wird streng nach dem 
Gesetz gelebt, so muss sich ein ufikontroUierharer Kleinbetrieb der Prosti- 
tution mit gesundheitlich sehr bedenklichen Unzuträglichkeiten oder aber 
-eine Verminderung der verfolgten Dirnen heraussteUen, eine Tatsache, die 
leicht zu einer Vermehrimg der geschlechtlichen Angriffe auf u/nhescholtene 
Frauenspersonen oder auf Kinder führt. Oder aber es wird das Gesetz 
nur lax gehandhabt, dann entsteht der doppelte Missstand der Nicht- 
/ichtung des Gesetzes auf der einen Seite, der Willkür auf der andern 



>) In den Preussischen Jahrbüchern, Bd. 88 (II. Quart.. 1897), S» 87 ff: 
Weiss, Prostitutionsfrage. 13 
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Seite und immer der des Mangels der Möglichkeit einer gesetzlich fest- 
gelegten Kontrolle ^) 

Hier ist auch wieder an Köhlern Worte über das zür- 
cherische „Sittlichkeitsgesetz" zu erinnern, die im grossen 
Ganzen auch auf den Vorentwurf zutreffen. (S. o. S. 98 f.) 

Diese Stimmen bezweifeln also, dass der Vorentwurf da& 
erreiche, was er will, und sie hegen die grössten Befürchtungen 
vom Inkrafttreten desselben. Anknüpfend an Damme's Kritik 
sei hier gleich auf einen wichtigen Punkt aufmerksam gemacht : 
Damme nimmt an, dass auch das blosse Vermieten von Zim- 
mern zur Ausübung der Unzucht unter Art. 116, Absatz 1 
(Vorentw. 1896, vgl. jetzt' Artikel 129, Absatz 1) falle. Das 
ist gewiss richtig nach der Auslegung, die das Reichs- 
gericht dem Kuppeleiparagraphen des deutschen Reichs- 
strafgesetzbuches gegeben hat, und es wird auch überhaupt 
und aller Regel nach richtig sein, dass ein Zimmerver- 
mieter ^um Lohn" oder „aus Eigennutz" Zimmer an Prosti- 
tuierte vermietet. Was die Kommission wollte, und was so 
sehr von L. Bridel befürwortet wird, die Straflosigkeit des 
Zimmervermietens an Prostituierte, ist also wenigstens nach 
einer strengen Auslegung des Kuppeleiparagraphen gar nicht 
verwirklicht; jedenfalls ist die Auslegung nicht zweifellos. 
Unzweifelhaft nicht darunter fällt bloss das Dulden eines un- 
züchtigen Verkehrs in der betreffenden Wohnung. 

Zweierlei ist möglich: entweder ist das Gesetz streng 
auszulegen, wie Damme es tut — und dann werden die von 
diesem geschilderten schlimmen Folgen nicht ausbleiben. 
Und es tritt hinzu der sozial ungerechte und gefährliche Zu- 
stand, dass Zimmervermieterinnen, die mit des Lebens Not- 
durft zu kämpfen haben, als Kupplerinnen ins Gefängnis 
wandern müssen. 

Oder das Gesetz hat nicht diese strenge Meinung, es wird 
nicht so streng ausgelegt; der auslegende Richter ergreift 
die bequeme Handhabe der Gesetzesmaterialien, um zu 
erklären, das blosse Vermieten von Zimmern an Prostituierte 
sei nicht strafbar — was ist dann die Folge? Dann haben 
wir in erster Linie den wilden Kleinbetrieb der Prostitution 
in optima forma, mit dem Hineindringen der Prostitution in 
alle Strassen und Gassen, zumal in die ärmeren Quartiere ^ 
und der daraus folgenden sittlichen Vergiftung weiter Kreise. 
Dagegen helfen alle Strafandrohungen, hilft ganz besonders 



y) Von uns unterstrichen. 



1 
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« 

auch Art. 246 Vorentw. (1903) nicht Und auch die Straf- 
androhung gegen die Zuhälter wird diese gefährlichste und 
verworfenste Menschenklasse nicht auszurotten vermögen, da 
diese ehen die notwendige Begleiterscheinung des wilden Klein- 
betriebes der Prostitution bildet. Um Beispiele dieses Zu- 
standes sind wir nicht verlegen. Der erzählende Teil hat 
uns mit einem typischen bekannt gemacht. 

Oder sollte doch die Duldung der Prostitution, die die 
Kommission ausgesprochen wissen wollte, eine Eindämmung, 
eine gewisse Reglementierung ermöglichen? Nach Zürcher s 
Worten (oben S. 183 f.) möchte es fast so scheinen; die Ver- 
handlungen der Experten-Konmiission lassen uns darüber 
freilich im Stich. Es lässt sich vielleicht bei freier Auslegung 
der Gesetzesparagraphen folgende Konstruktion denken: 

Die diskrete Ausübung der Prostitution soll geduldet 
sein. Diese kann doch nur in der Wohnung, in Zimmern 
erfolgen. Also darf auch das blosse Vermieten von Zimmern 
an Prostituierte nicht unter den Kuppeleiparagraphen fallen. 
Damit nun die durch diesen Zustand entstehende Gefahr für 
eine weitere Bevölkerung vermieden werde, ist auch Art. 246 
Vorentwurf (1903) als Schranke aufgestellt. Es lässt sich aber 
noch eine weitere Schranke denken: Die Tätigkeit der Polizei — 
die ja niemals im Strafgesetzbuch zu regeln ist und zu deren 
Regelung dem eidgenössischen Gesetzgeber jede Kompetenz 
fehlt, da eine Regelung in die Hoheit der Kantone einbrechen 
würde -— kann hier eingreifen ; sie kann die Wohnungsver- 
hältnisse der Dirnen ordnen. Nebenher und verbunden da- 
mit kann natürlich eine sanitarische Überwachung gehen. 
So sind wir bei dieser Auslegung des Vorentwurfs beim 
System der reglementierten Einzelprostitution angelangt — 
einem Sj'^stem, das bisher nirgends in der Schweiz Boden 
gefasst hat und von dem z. B. Genf bald wieder abge- 
gangen ist. Ja diese Konstruktion kann noch weiter aus- 
gesponnen werden : Mit der Wohnungsregelung wird not- 
wendigerweise eine Lokalisierung der Prostitution verbunden. 
Die Dirnen wohnen dann einzeln bei Wirtinnen, die nicht „aus 
Eigennutz" Zimmer vermieten und nicht „gewerbsmässig" zur 
Unzucht anderer Platz geben; ja nichts hindert, dass sie zu- 
sammen wohnen, vorausgesetzt nur, dass nicht eine kapitalistische 
Ausbeutung des Unzuchtsbetriebes durch die Wohnungs- 
geberin daraus entsteht. Das Ideal aber wäre die genossen- 
schaftliche Vereinigung von Dirnen. So können Strassen ent- 
stehen, in die die Unzucht lokalisiert ist, und wir haben 
dann nicht den Grosskapitalisten der Unzucht, das typisch 
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sogenannte Bordell, aber eine Unzahl kleiner Unzuchtsstätteriy 
ja vielleicht auch grosse, aber im freien Selbstbetriebe, uiiter 
Ausschluss der Ausbeutung durch Bordellinhaber, oder Bordell- 
strassen nach dem berühmten Muster von Bremen. 

Diese Zustände können weder die Wünsche der Mora- 
listen noch die der Abolitionisten befriedigen. Den Tendenzen 
der letzteren widerspricht dagegen der freie, genossenschaft- 
liehe Betrieb der Prostitution — dieser einmal als möglich 
gedacht — an sich durchaus nicht. ^) 

So lassen uns schon die Bestimmungen des Vorentwurfes 
an sich über die Wirkungen und Folgen im unklaren und 
führen uns im Kreise herum. Woran das liegt? 

An nichts anderem als daran, dass die Kommission in 
ihren Grundanschauungen nicht einheitlich war, dass sich in 
ihr vielmehr zwei Strömungen geltend machten, die einander 
im Grunde ausschliessen. Auf der einen Seite die Vertreter 
des strengen Sittlichkeitsgedankens (neben Stooss namentlich 
Bärlocher); auf der andern Seite die Vertreter der persön- 
lichen Freiheit, zu denen wir vorab die welschen Mitglieder 
der Kommission, dann aber wohl auch namentlich — wenig- 
stens nach seinen Äusserungen in der «Kevue de morale 
sociale» und in der Besprechung des Zürcher Sittlichkeits- 
gesetzes — Zürcher rechnen müssen. Diese Anschauungen 
wollten einen Kompromiss eingehen : eine Duldung des Klein- 
betriebs der Prostitution unter gewissen Beschränkungen, mit 
danebengehender energischer Bekämpfung des «Grossbetriebes», 
der Bordelle. 

Ein Kompromiss zwischen diesen grundverschiedenen 
Anschauungen ist aber unmöglich. 

Duldet man den Kleinbetrieb der Prostitution, sieht man 
diese als Ausfluss der bestehenden sozialen Zustände und als 



^) Vergl. einen Antrag von Prinz von Arenberg und OenoBsen (im Reichs- 
tage, 1898) lautend : «Die Vermietung von Wolinungen an Weibspersonen, welche 
gewerbsmässig Unzucht treiben, ist nicht als Vorschableistnng anzusehen, sofern 
damit nicht eine Ausbeutung des unsittlichen Gewerbes der Mieterin ver- 
bunden ist.» Der Regierungsentwurf nahm diesen Antrag auf, er fiel dann aber 
stillschweigend. Eine Petition des Bundes deutscher Frauenvereine sagt hierzu: 

„Durch die straflose Vermietung von Wohnungen an Prostituierte würde eine 
unendlich grosse Anzahl von anständigen Mietern genötigt sein, in Hänsern zu 
wohnen, in denen öffentlich gewerbsmässige Unzucht getrieben wird« da sie kein 
Mittel hätten, den Hausbesitzer zur Abstellung des Übels zu zwingen. 

«Welch ein Einfluss hierdurch aber unmerklich auf die heranwachsende 
Jugend ausgeübt werden würde, braucht nur angedeutet zu werden, um das 
Unhaltbare des gesetzgeberischen Vorschlages zu zeigen. Im übrigen ist doch 
klar, dass ohne besondere Vorteile wahrlich niemand an Prostituierte vermieten 
wird, dass aber letztere nur in besondern Fällen eine Ausbeutung anzeigen 
werden. Die tatsächliche Folge der Bestimmung würde also sein, dass das Ver- 
mieten an Prostituierte Stratos sein würde, was einer Sanktionierung der Bor- 
delle gleichkommt.» 
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nicht durch das Strafgesetz ausrottbares Uebel an, so ist die 
ganz notwendige Folge und unabweisbare Voraussetzung 
zugleich auch eine Duldung des Gelegenheitsgebens zur Aus- 
übung der Prostitution. Nicht jede Prostituierte hat ihr eigenes 
Haus! ... So war es denn auch die ausgesprochene Ab- 
sicht der Kommission, die Prostitution in diesem beschränk- 
ten Umfange und speziell auch das blosse Zimmervermieten 
zu dulden; allein es ist eine Selbsttäuschung, wenn sie an- 
nimmt, durch ihre Bestimmungen sei eine Bestrafung dieses 
Tatbestandes schlechthin ausgeschlossen. Klar und zweifellos 
und ehrlich ausgesprochen wäre diese Absicht der Kommis- 
sion nur durch eine Bestimmung ähnlich dem auf Seite 196 
Anmerkung 1 erwähnten Antrag Prinz von Arenberg und 
Genossen. Auf der andern Seite aber kommen, wie wir 
gesehen, je nach der Handhabung der bezüglichen Bestim- 
mungen, auch die Moralisten und die Abolitionisten nicht auf 
ihre Rechnung, ja, es könnte sich leicht ereignen, dass sie 
die Düpierten wären. 

Ist nun der von der Kommission eingenommene Stand- 
punkt der unnachsichtlichen Verfolgung der Bordelle gerecht- 
fertigt ? 

Das ist unsere letzte und schwerste Frage, eine Frage, 
die wie keijie andere die Gemüter zu erregen im stände ist 
und bei der es doch mehr wie bei jeder andern gilt, besonnen 
kühles Blut zu bewahren, die Wage in der Hand zu halten 
und unbeirrt abzuwägen das Für und das Wider. 

Wir treten an diese Frage heran eingedenk der Begrüs- 
sungsworte Neissers am I. Kongress der Deutschen Gesell- 
schaft für Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten: «cKann 
doch niemand, der sich mit dieser Materie auch nur ober- 
flächlich beschäftigt hat, die Tatsache entgehen, dass es auf 
diesem Gebiete nicht eine einzige Frage gibt, die man nicht 
mit «Ja» und «Nein» beantworten kann und bei der beide 
Parteien ihren Standpunkt mit guten Gründen vertreten 
können. » 

Es ist im Vorhergehenden schon so viel Material über 
diese «Bordellfrage» zusammengebracht, dass ich mich hier 
nur kurz halte. Die Frage ist ja für das Schweiz» Straf- 
gesetzbuch immer nur die: soll und darf es die Möglichkeit 
einer Duldung von Bordellen von vornherein ausschliessenf 
Die Frage beantwortet sich: 

A, Nach allgemeinen Gründen für und wider die Bordelle ; 

B. nach der staatsrechtlichen Stellung des eidgenössischen 
Gesetzgebers zur Reglementierungsfrage. 
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A. Allgemeines. 

I. In sittlicher Beziehung — wobei zunächst von der 
Lage der Prostituierten selbst abgesehen wird — stehen sich 
gegenüber: 

Die Behauptung, die Bordelle seien geeignet, die Pro- 
stituierten von der Strasse abzuhalten und die Durchseuchung 
ganzer Quartiere mit der freien Prostitution zu verhindern ; auch 
werde durch sie das Zuhältertum unterdrückt; ferner sei die 
Anlockung durch die Bordelle weniger gross als diejenige 
durch die überall zerstreut frei auftretende Strassenprostitution ; 

Und die andere: die Bordelle bilden die grösste An- 
lockung für die männliche Jugend und die Männerwelt über- 
haupt, speziell auch die Verheirateten ; sie seien femer die 
eigentlichen « Hochburgen des Lasters » und Stätten wüstester 
Orgien usw. usw. 

Es ist deutlich, dass hier zweierlei auseinanderzuhalten ist: 

a) der Einfluss der Bordelle auf die Männerwelt; 

bj der Einfluss der Bordelle auf den Sittlichkeitszustand 
im allgemeinen, 

beides jeweilen verglichen mit dem Zustand bei freier 
oder verfolgter Einzelprostitution. 

Was nun 

a) den Einfluss auf die Männerwelt betriflFt, so mag ja 
da und dort und dann und wann die Anziehungskraft von Bor- 
dellen auf die Männerwelt grösser sein als diejenige frei 
lebender Einzelprostituierter. Namentlich wird auch richtig 
sein, dass «Gelegenheit Diebe macht», und dass speziell für 
Ehemänner, die aus diesem oder jenem Grunde der Prostitu- 
tion auch im Eheleben fröhnen, Bordelle eine etwas günstigere 
Gelegenheit bieten ^). Gross dürfte aber der Unterschied nicht 
sein, und jedenfalls ist eine freie Strassenprostitution weit 
mehr geeignet, prädisponierte Männer in ihre Netze zu locken, 
als das Bordell, das erst aufgesucht werden muss. Die sani- 
täre Überwachung — die von den Abolitionisten wesentlich 
aus sittlichen Gründen so sehr bekämpft wird — ist auch 
bei der (reglementierten) Einzelprostitution nicht ausgeschlossen, 
kann also in diesem Zusammenhang nicht gegen die Bordelle 
angeführt werden ; sie spielt zudem erfahrungsgemäss — leider, 
möchte man fast sagen, da dies den grenzenlosen Leichtsinn 



*) Vgl. cDie deutschen Frauen und die Hamburger Bordelle», S. 30: «Ham- 
burgische Herren sollen in den hamburgischen Bordellen verkehren, viele reiche 
verheiratete und unverheiratete Herren, und auch viele weniger reiche hambur- 
gische Herren. » (In Berlin am 12. Februar 1904 gehaltener Vortrag von Fräulein 
Lida Gustava Heymann.) 
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der meisten sich der Prostitution Bedienenden beweist — eine 
eher geringe Rolle. — Und was sodann jene uijgeheueriiche 
Anklage aus Frauenmunde über die Orgien etc. in Bordellen 
anbelangt, so halte ich es hier mit Neisser, der gewiss mit 

Recht sagt ^) : « (es) liegen keinerlei Tatsachen vor, die 

beweisen könnten, dass ohne Bordelle nicht eben so oft, wenig- 
stens in allen grössern Städten, die gleichen widerwärtigen 
und hässlichsten Auswüchse des Geschlechtslebens und -Ver- 
kehrs bestehen, wie in Orten mit Bordellen oder in Bordellen 
selbst. Wer Exzesse sucht oder sie selbst verüben will, findet 
überall leicht Gelegenheit .... Und wie viel heimliche Bor- 
delle mit allen Lastern und Obszönitäten in Damenkneipen 

usw. usw. gibt es überall ! » — Das Gegenteil behaupten, 

und nur den Bordellen die Bezeichnung « Lasterhöhlen » usw. 
zu erteilen, anzunehmen, mit den Bordellen werde auch die 
Unzucht in ihren krassesten Formen aus der Welt geschafft, 
ist eine Utopie. 

h) Dagegen sind die von den «Bordellfreunden» be- 
haupteten Vorteile auf den Sittlichkeitszustand im allgemeinen^ 
verglichen mit dem Zustand zumal bei freier (nicht verfolgter) 
Einzelprostitution, wohl unleugbar. Auch hier heisst es 
lediglich «Augen auf!» Der historische Teil dieser Arbeit 
hat genügend Gelegenheit geboten. Hinweise hierüber an- 
zubringen. Die Bestreitung dieser Vorteile der Kasernierung 
ist entweder bewusst unwahr oder befangen. Überall, wo 
Enqueten nach dieser Richtung hin gemacht worden sind, 
wird insbesondere dieser Vorteil der Kasernierung anerkannt 
und hervorgehoben ; so in vielen Antworten auf die vom Bund 
deutscher Frauen vereine veranstaltete Enquete in Deutschland*). 
Ich zitiere hier nur die Antwort von Mainz: « . . . . Die hier 
vorwiegend durchgeführte Kasemierung drängt die Prostitution 
von der Strasse. Ferner kennen wir das Zuhälterwesen mit 
seinen Folgeerscheinungen nicht. Dann ist die Verseuchung 
der ärmeren Stadtteile durch die Prostitution, die Vergiftung 
der heranwachsenden Mädchen unbekannt.» 

Ferner Stadtrat Dr. Elias aus Mülhausen i. Eis. (am 
I. Kongress der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten, s. u.): «Es heisst...., die Bordelle 



>) Z. f. Bekämpfung der Geschlechtskrankb. I, S, 282. 

*) S. die sehr verdienstliche cDenkschrift über die in Deutschland bestehenden 
Verhältnisse in bezug auf das Bordellwesen und über seine sittlichen, sozialen 
und hygienischen Gefahren». Dresden 1904. Dazu als interessante Ergänzung: 
Paul Kamp/fmeyer, Die Wohnungsmissstände im Frostitutions- und Schlafgänger- 
wesen und ihre gesetzliche Reform, in Z. f. Bekämpfung der Geschlechlskrankh. 
Bd. III, S 165 ff. Febr. 1906. 
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gefährden die öffentliche Sittlichkeit. Die Verhältnisse, die 
sich in Mülhausen entwickelt haben, beweisen das Gegenteil. 
Man führt wohl gegen die Bordelle Colmar an, wo seit Auf- 
hebung der Bordelle und der oflßziellen Prostitution nach 
einer Schrift des Herrn Schlumberger die hygienischen Ver- 
hältnisse sich gebessert hätten; die Besserung war nur eine 
temporäre ; in den letzten Jahren hat die Zahl der venerischen 
Erkrankungen in Colmar zugenommen. » Der Redner verwies 
dann insbesondere auf das seit Aufhebung der Bordelle gewaltig 
angewachsene Zuhältertum und auf die Vergiftung der ganzen 
Bevölkerung durch die in Privathäusem wohnenden Dirnen. 

Femer sei zitiert der Bericht aus Karlsruhe aus der 
Enquete Kampffmeyer (a. a. O. S. 200 ff,): Die Gemeinde- 
behörde von Karlsruhe sprach sich anlässlich einer Enquete 
über die Lokalisierung und Kasemierung der Prostitution (im 
Jahre 1882) dahin aus: «Wir sind überzeugt — und die von 
uns gehörten Vertreter der städtischen Schulen stimmen uns 
einhellig hierin bei — dass eine Zerstreuung der Prostitution 

über alle Teile der Stadt für die männliche Jugend 

eine ernste Gefahr sein würde, während der gegenwärtige 
Zustand (eine Konzentrierung auf wenige Strassen) eine solche 
nicht in sich schliesst Nach Aufhebung der Beschrän- 
kung würden ohne Zweifel auch in manchen grössern 

und bevölkerten Gebäuden der Stadt, besonders in den Miets- 
kasernen der Bahnhof Stadtteile Dirnen ihre Unterkunft finden. 
In ebendenselben Häusern wohnen der billigen Mietzinse 
wegen jene zahlreichen Näherinnen, Büglerinnen,'* Putz- 
macherinnen und andere isolierte, auf ihre Arbeit angewie- 
sene, aber durch ihre mannigfache Berührung mit der luxus- 
treibenden Welt vielfach bedürfnisreichen, putz- und ver- 
gnügungssüchtigen Frauenspersonen, welche bekanntermassen 
der Verführung sehr zugänglich und der Gefahr besonders 

ausgesetzt sind, der Prostitution anheimzufallen Der 

Aufsichtsrat des Realgymnasiums, jener der höheren Bürger- 
schule und der Ortsschulrat haben sich einstimmig 

dahin ausgesprochen, dass eine strengere lokale Begrenzung 
der Wohnstätten der Prostituierten im Interesse der Sittlich- 
keit der heranwachsenden männlichen und weiblichen Jugend 

dringend geboten sei ; der Armenrat hat sich gleichfalls 

ebendahin geäussert. » — (Seither ist eine schärfere Lokali- 
sierung durchgeführt worden.) 

Es darf ruhig gesagt werden, dass sich in Deutschland 
zurzeit, namentlich unter den Jirzten, eine mächtige Bewegung 
für Ausgestaltung eines gehörigen Bordellwesens geltend macht. 
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Solchen Stimmen sollte doch ebensoviel Kenntnis . der 
tatsächlichen Verhältnisse zugetraut werden als den in diesen 
Sachen auftretenden Ideologen und Feministen^ und ihre 
Stimme sollte so viel Gewicht haben als die Stimme dieser! 

Von diesem Standpunkt aus kann also das Bordell nicht 
als schlechthin verdammenswert bezeichnet nnd seine Unter- 
drückung durch Strafgesetz daher nicht als unter allen Um- 
ständen gerechtfertigt anerkannt werden. 

In diesem Zusammenhang bleibt noch das viel gehörte 
Argument, der Staat verwirre mit der Duldung von Bordellen 
die Moralbegriflfe, zu erwähnen. Das kann doch nur auf 
kindliche Gemüter wirken. Und zudem geht ep von einer 
falschen AufPassung der Stellung des Staates zur Moral aus. 

Dass sodann die <l Sittlichkeit i> der Bordellmädchen nicht 
tiefer steht und nicht mehr bedroht ist als diejenige der frei- 
lebenden Prostituierten, ist von berufener Seite schon so oft 
ausgeführt worden, dass es hier nur angedeutet sei. Auch 
der Einfluss der Bordelle auf die Bordellmädchen selbst kann 
daher nicht gegen die Bordelle ins Feld geführt werden, 
immer vorausgesetzt, dass es sich um überwachte Bordelle 
handelt. Freilich liegt hier ein wunder Punkt, der mit dem 
Alkoholismus in Zusammenhang steht. Aber auch hier sind 
Reformen nicht undenkbar. 

Es ist überzugeben zur 

11. hygienischen Seite der Bordellfrage. Für Beibehaltxmg 
bezw. Wiedereinführung der Bordelle werden ja, neben den 
oben angeführten sittlichen Vorteilen, in allervorderster Linie 
hygienische, sanitarische Gründe geltend gemacht. 

Die dürftigen Motive zum Vorentwurf von 1901 helfen 
sich über diesen Standpunkt damit hinweg, dass sie die Auf- 
fassung von den hygienischen Vorteilen der Bordelle schlank- 
weg als veraltet hinstellen. Hier liegt ein ganz bedeutender, 
elementarer Irrtum des Verfassers des Vorentwurfs und der Motive vor. 
Obschon diese Seite der Sache den Mediziner näher angeht 
als den Juristen, kann sie doch hier nicht umgangen werden 
und ist insbesondere der behauptete Irrtum nachzuweisen. 

1. Im September 1899 hat in Brüssel die /. internationale 
Konferenz zur Verhütung der Syphilis und der venerischen 
Krankheiten stattgefunden. Es ist klar, dass dabei die Behand- 
lung der Prostitutionsfrage zu den Haupttraktanden gehören 
musste. Hierbei wurden im besondern folgende Fragen behandelt : 
I. Haben die augenblicklich bestehenden Keglementierungs- 
systeme einen Einfluss auf die Häufigkeit imd die Ver- 
breitung der Syphilis und der venerischen Krankheiten ? 



N 
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IL Ist die gegenwärtige medizinische Überwachung der 
Prostitution der Verbesserung fähig? 

III. Ist es — vom ausschliesslich medizinischen Standpunkt 
aus — vorteilhafter, die Toleranzhäuser zu erhalten 
oder sie zu unterdrücken? 

IV. Ist die administrative Organisation der polizeilichen 
Überwachung der Prostitution verbesserungsfähig? 

V. Durch welche gesetzliche Massnahmen könnte man dahin 
gelangen, die Zahl der Frauen, welche in der Prosti- 
tution ihren Lebensunterhalt suchen, zu vermindern? 
Aus der Diskussion über diese Frage sei folgendes- nacli 
dem von Dr. F. Schmidt Direktor des schweizerischen Gesund- 
heitsamtes, an den schweizerischen Bundesrat erstatteten 
Bericht (im sanitarisch demographischen Wochenbulletin der 
Schweiz, Jahrgang 1900) mitgeteilt: 

ad /. Diskussion zwischen Reglementaristen (namentlich 
BartMUmy, Arzt an St. Lazare, Paris, und Four- 
nieVy Paris) und Abolitionisten {Blaschko, Berlin, 
Pierson, Präsident der Föderation). Die Diskussion 
ergab über die gleiche Frage ganz verschiedene 
Ansichten selbst der Abgeordneten desselben Landes. 
ad IL Professor Jadassohn, Bern, bejaht, Fiaux, Paris, 
verneint die Frage. Die meisten an der Diskussion 
teilnehmenden Ärzte treten für die Bejahung ein. 
ad IIL Hier lautet der Bericht wörtlich^): 

«Diese Frage wurde von Dr. Höffel, Reichs- 
tagsabgeordneter und Arzt aus Bouxviller (Elsass), 
auf Grund statistischer Berechnungen, speziell aus 
der Armee, dahin beantwortet, dass die Bordelle 
gesundheitsschädlicher sind, als die isolierte, regle- 
mentierte Prostitution. Im Gegensatz dazu kommt 
Professor Wolff, Direktor der dermatologischen Klinik 
in Strassburg, zu dem Resultat, dass speziell in 
seinem Wirkungskreise die sorgfältig beaufsichtigten 
Bordelle eine vom hygienischen Standpunkt sehr 
günstig wirkende Einrichtung sind. Dieselbe An- 
schauung begründet Le PHeur, Arzt an St. Lazare 
in Paris, welcher bei den bordellierten Prostituierten 
viel bessere Gesundheitsverhältnisse fand als bei 
den reglementierten, isoliert wohnenden, und vor 
allem bei den Insoumises, deren Gefährlichkeit er 
in besonders eingehender Weise dartut. 



>) A. a. O. S. 350. 
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In der Diskussion traten einige Redner (Dr. 6a- 
lewskt/ aus Dresden auf Grund neuerer statistischer 
Erhebungen, Lafontaine aus Liege, Commenge aus 
Paris, Professor Neisser, Hofrat von Stürmer, Prof. 
Lassar) für die Aufrechterhaltung der Bordelle ein; 
Dr. Kromayer hielt diese Frage vom medizinischen 
Standpunkt für gleichgültig; die Abolitionisten 
(Hirsch, Nomus, Pierson) traten gegen sie auf; 
Prof. Augagneur meinte, dass die grössere oder 
geringere Schädlichkeit der Bordelle von den Sitten 
der Bevölkerung und von dem Alter der bordeliierten 
Prostituierten abhängig sei.» 

ad IV sei nur erwähnt, dass Dr. Mireus und Welander (Stock- 
holm) für Verbesserung und Beibehaltung der Regle- 
mentierung eintraten, während Oberlandesgerichtsrat 
Schmölder (Hannover) mehr den pönalistischen Stand- 
punkt vertrat. Im weitern ist folgendes aus seinem 
Votum besonders bemerkenswert : < Bezüglich der 
Wohnungsverhältnisse der Prostituierten spricht sich 
Schmölder für die < maisons de passe i aus. Er will 
die einfache Kuppelei unter Strafe (auf Antrag der 
Polizei) gestellt wissen. Durch diesen Vorschlag 
wäre eine gewisse, zurzeit nicht entbehrliche Duldung 
von Prostitutionslokalen in das diskretionäre Er- 
messen der Polizei gestellt, i 

ad V endlich schlug Prof. Neisser (der berühmte Entdecker 
des Gonococcus) u. a. vor : « Kasernierung der Pro- 
stitution, d. h. Verhinderung der Provokation zur 
Unzucht auf öffentlicher Strasse. » — Hier traten 
hauptsächlich Senator Lejeune und Frau Bieber-Böhm 
(Pönalistin) gegen die Reglementierung auf. 

Die Anschauungen stiessen also schroff aufeinander, aber 
es muss gesagt werden, dass die ungeheure Mehrzahl der 
Mediziner für Beibehaltung der Reglementierung (wenn auch 
einer verbesserten) und eine sehr grosse Anzahl von Kory- 
phäen speziell auch für die Bordelle sich aussprachen. 

2. Die zweite Brüsseler Konferenz, vom Oktober 1902^), 
führte natürlich ebenfalls zu keiner Einigung. Aber wichtig 
ist, dass folgende, von Professor Neisser aufgestellte These 
92 Stimmen, darunter die fast aller Mediziner, auf sich ver- 
einigte^ während nur 21 Stimmen sich dagegen aussprachen^): 



*) A. a. O. Jahrgang 1903. 
*) A. a. O. S. 68. 
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« Der Staat hat das Recht und die Pflicht, die von 
der Prostitution ausgehenden hygienischen Gefahren 
durch gesetzliche Massregeln zu bekämpfen^). Das gegen- 
wärtige Überwachungssystem soll umgewandelt werden 
in ein sanitäres, das nur so weit obligatorisch sein soll, 
wie es zur Erreichung der hygienischen Ziele unbedingt 
notwendig ist (« sein soll »). » 

Femer wurden 58 Stimmen für und 23 gegen folgende 
Resolution Neissers abgegeben: 

« Alle von den Behörden zur Bekämpfung der vene- 
rischen Krankheiten und gegen die Schäden der Prostitu- 
tion zu ergreifenden Massregeln sind durch Gesetz zuregeln. 
Das Gesetz hat nur die grundlegenden Prinzipien festzu- 
legen. Die Ausführung des Gesetzes im einzelnen ist den ört- 
lichen Behörden der Städte und Gemeinden zu übertragen.» 
Eine ähnliche (französische) Resolution vereinigte 56 gegen 
24 Stimmen auf sich. Umgekehrt erzielte folgende abolitio- 
nistische Resolution 57 für und 34 gegen: 

« Da sich das Regime der Reglementierung, wie es 
gegenwärtig gehandhabt wird, als unwirksam erwiesen 
hat, soll es aufgegeben werden. Man soll auf dem Gebiete 
der Prophylaxie der venerischen Krankheiten zum ge- 
meinen Recht übergehen, das gleich ist für Mann und Frau. » 
3. Seit 1902 besteht in Deutschland eine a Deutsche Ge- 
sellschaft zur Bekämpfung der Oeschlechtskrankheüen >y , die 
seit 1903 ein eigenes Organ — «Zeitschrift zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten » (Leipzig, bei Johann Ambrosius 
Barth) herausgibt. Am 9. und 10. Mftrz.1903 hielt diese Ge- 
sellschaft ihren ersjben Kongress (in Franfurt a. M.) ab, wobei 
letzter Verhandlungsgegenstand die Reglementierung der Pro- 
stitution . war. Während Medizinalrat ' Professor Neisser in 
seinem Referat («Nach welcher Richtimg lässt sich die Re- 
glementierung der Prostitution reformieren?») einer Refor- 
mierung der Reglementierung im Sinne der Umwandlung des 
bisherigen polizeilichen Systems in ein sanitäres und demge- 
mäss einer Ersetzung des gegenwärtigen Institutes der Sitten- 
polizei durch eine als Zentralbehörde für die Überwachung 
der venerischen Krankheiten überhaupt und der Prostituierten 
insbesondere fungierende Sanitätskommission das Wort redete, 
vertrat Frl. Anna Pappritz in Berlin den Standpunkt der 
Internationalen abolitionistischen Föderation («Lässt sich die 
heutige Reglementierung reformieren und in welcher Weise?»). 



') Vgl. dazu oben S. A4, die Kesolution des Genfer Grossen Rates. 



— 205 — 

Hinsichtlich der Bordellfrage nun — bei der selbstverständlich 
Frl. Pappritz von einer Duldung nichts wissen will — geht 
Neisser von der durch die Prostitution bewirkten «doppelten 
SJttengefährdung » (Männeranlockung und Demoralisierung 
durch das Zusammen wohnen mit anständigen Famülien) aus. 
Er schlägt vor, diese Schädigung sei zu verhüten: 1. durch 
Bestimmungen, welche das Wohnen betreflPen (Regelung durch 
Ortsstatut; Aufhebung des § 180 des RStGB über einfache 
Kuppelei): «Unter Aufhebung des § 180, welcher jeden 
Hausbesitzer, der eine Gewerbsprostituierte bei sich wohnen 
lässt, in die Gefahr, der Kuppelei angeklagt zu werden, 
bringt, sind anderseits die Hausbesitzer dafür verantwortlich 
zu machen, dass keine offenkundige oder gar gewerbsmässige 
Prostitution in einem Hause betrieben werde, in welchem 
Kinder Gelegenheit haben, das Leben und Treiben von Ge- 
werbsprostituierten zu beobachten . . .^. 2. durch Beschrän- 
kungen betreflFend den örtlichen Verkehr. Neisser spricht sich 
dahin aus: «Meine persönliche Anschauung . . . . geht dahin, 
die auf Erwerb ausgehende Prostitution so viel wie rnöglich 
von der Strasse zu vertreiben. — Daraus folgt aber als 
notwendige Konsequenz das Gestatten von Absteigehäusern, 
Bordellen und ähnlichen Einrichtungen; jedoch .... von 
Fall zu Fall, unterliegend den Bestimmungen des einzelnen 
Ortsstatutes, welches den speziellen Verhältnissen der einzelnen 
Stadt anzupassen ist. » 

Da^ ist ist die Meinungsäusserung einer ersten Autorität 
auf diesem Gebiete — und nicht die von Stooss behauptete. 

In der Diskussion sprach sich die grosse Mehrzahl der 
Ärzte für die Bordelle aus, unter Befürwortung von re- 
formierenden Einrichtungen. Blaschko, einer der wenigen 
abolitionistischen Ärzte Deutschlands, hält die Bordellfrage 
für hygienisch gleichgültig. Befürworter der Bordelle war 
namentlich Professor FränTcelrRsiWe. Das gleiche oder vielmehr 
ein den Bordellen noch günstigeres Ergebnis hat der Münchner 
Kongress der genannten Gesellschaft, vom März 1905, gezeitigt ^). 

Das sind tatsächlich die Anschauungen, die in den doch 
wohl für die hygienische Seite der Frage massgebenden Kreisen 

^) Die Verhandlungen dieses Kongresses über diesen Punkt sind als Heft 2 
des IV. Bdes. der Z. f. Bek. der Geschlechtskrankheiten im August 1905 herausge- 
fregeben worden -^ just im Zeitpunkte der Fertigstellung dieser Abhandlung. 
Als ganz besonders wichtig aus den Verhandlungen ist das hervorzuheben, dass 
Reglementaristen und Abolitionisten Über die Notwendigkeit einer Beform oder gar 
Abschaffung des Kuppeleiparagraphen des deutschen Beichsstrafgesetebuches einig 
waren — die Abolitionisten allerdings unter strenger Bestrafung der Bordellbaltnng 
mit deutlicher Definition derselben, die Reglementaristen zwecks Ermöglichung 
«'in er den jeweiligen lokalen Bedürfnissen angepasstcn Kontrolle und Reglcmen* 
tierung. 
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herrschen, und 7iicht die von den « Motiven » in ihrer Dürftig- 
Tceit behaupteten^). 

4. Aber noch mehr: nicht nur auswärtige Stimmen, 
sondern auch Stimmen von Schweizer Ärzten und des eidg, 
Gesundheitsamtes stehen uns zu Gebote. 

Im Jahre 1898/99 veranstaltete das schweizerische Ge- 
sundheitsamt eine Enquete *) über die Prostitutionsverhältnisse 
in der Schweiz und die Verbreitung der venerischen Krank- 
heiten. Von 1841 angefragten Ärzten haben leider nur 386 
die Anfragen über die Verbreitung der venerischen Krank- 
heiten u. 8. w. mehr oder weniger genau beantwortet. Den 
Ärzten wurden u. a. die Fragen vorgelegt: 1. ob sie An- 
hänger der gesetzlichen Reglementierung der Prostitution 
(ohne Rücksicht auf die Detailbestimmungen) seien, 2. wenn 
nicht, ob sie Gegner der Reglementierung seien, 

a) weil sie dieselbe für unberechtigt, 

b) weil sie dieselbe für nutzlos hielten. 

Das Resultat der Abstimmung ergab folgendes: 
für Reglementierung: Gegen: Unbestimmt: 

.o.^ Grund a Grund b ,,. 

^^^ 88 122 ^^ 

(aus Zürich-Stadt 18) ' ' (aus Zürich-Stadt 5) 

(aus dem Kt. Waadt 2) 1 40 (aus dem Kt. Waadt 3) 

(aus Zürich-Stadt 5) 
(aus dem Kt Waadt 22) 

(einige speziell auch für Untersuchung der Männer). 

Die schweizerischen Delegierten an der L Brüssder 
Konferenz — Professor Jadassohn und Direktor Dr, Schmid 
— äussern sich in ihrem Bericht an den Bundesrat *) dahin : 

€ Diese Beseitigung [der Prostitution] .... erscheint zur 
Zeit unmöglich: wir müssen mit der Prostitution als einer 
€ kulturgeschichtlichen Tatsache » rechnen. Wir dürfen die 
Augen nicht verschliessen, um sie nicht zu sehen. 

Das Verbot der Prostitution, wie es in einzelnen Kantonen 
der Schweiz jetzt besteht, hat tatsächlich keinen Erfolg ge- 
habt und konnte ihn auch nicht h^ben; es ist ein bedenk- 
licher Zustand, wenn ein Gesetz fortwährend, und zwar in 
offenkundiger Weise übertreten wird, ohne dass die Strafe 
eintritt. 



^) Vgl. vom abolitionistischen Standpunkt aus über die Ergebnisse des 
I. Kongresses den < Abolitionist », II. Jahrgang Nr. 4 (1. April 1903) und über den 
Münchner Kongress : den IV. Jahrgang Nr. 4. 

') S. Bericht darüber von Professor Jadassohn, Bern, im sanitarisch-demo- 
graphischen Wochenbulletin 1900, S. 269 (f., 28ß ff.. 300 ff. Interessant ist. dass das 
Generalsekretariat des »Bundes zur Hebung der öffentlichen Sittlichkeit" auf die 
Enquete hin an alle Ärzte ein Rundschreiben sandte, in welchem gegen die Regle- 
mentierung angekämpft wurde ! So verstehen diese Kreise die objektive Wahr- 
heitsforschung ! 
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Nach dem Vorentwurf zu einem «schweizerischen Straf- 
gesetzbuch » *) soll nicht die Prostitution als solche, sondern 
nur die Kuppelei bestraft werden. Doch ist die Fassung des 
Art. 116 derart, dass auch schon das Vermieten von Wohnungen 
an Prostituierte bestraft werden kann; da aber die Prosti- 
tuierten doch wohnen müssen, so wird tatsächlich die Prosti- 
tution, als solche verboten; es können daraus wieder in grosser 
Zahl Gesetzesübertretungen resultieren, die nicht bestraft 
werden können. Werden aber alle Prostituierten aufs strengste 
verfolgt, so werden sie ihr Gewerbe unter allen möglichen 
Verkleidungen mit grösstmöglicher Heimlichkeit treiben und 
sind gerade dann gesundheitlich und moralisch sehr gefährlich." 

Und die Schlüsse, zu denen die Referenten für den — 
von ihnen als angezeigt erachteten — Fall der Duldung und 
Beaufsichtigung der Prostitution in grössern Städten gelangten, 
sind dahin formuliert ^) : 

1. Die Entscheidung, dass eine Frauensperson sich der 
Prostitution schuldig gemacht hat, darf bloss durch einen 
Kollegialspruch (spezielle Kommission, gerichtliche Be- 
hörde) ausgesprochen werden*). 

2. Bei Minderjährigen ist durch Anrufung der Familie alles 
zu versuchen, damit sie von dem sittlich und gesund- 
heitlich gefährlichen Wege abgelenkt werden. 

3. Gelingt das nicht, so müssen sie in Versorgungsanstalten 
oder in Familien untergebracht werden, in denen sie 
lange verbleiben, einen Beruf erlernen und gänzlich ge- 
heilt werden. 

4. Grossjährige wird man, falls sie willens sind, sich zu 
bessern, ebenfalls in solche 'Anstalten verbringen oder 
wird ihnen unter regelmässiger polizeilicher Aufsicht 
durch Zuwendung von Arbeit aus öffentlichen oder 
privaten Mitteln die nötige Unterstützung angedeihen 
lassen müssen. Auch bei ihnen ist für eine ausreichende 
Behandlung zu sorgen. 

5. *) Nur die dann noch restierenden unverbesserlichen 
Prostituierten wären in eigentliche Reglementierung su 
nehmen; für sie scheint ein Bordellsystem unter strengster 
Beaufsichtigung der Bordellinhaber das moralisch und 
hygienisch beste System zu sein. 



*) Gemeint ist natürlich der Vorentwurf 1896; doch trifft die Kritik, wie 
schon aus früher gesagtem hervorgeht, auch auf den Vorentwurf 1903 zu. 

*) A. a. O. Seite 413. 

') Vorbeugung gegen Polizeiwillkür; in. der Schweiz wohl ohne grössere 
Bedeutung. 

*) Von uns unterstrichen. 
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6. Die Streichung von den Listen müsste nach Möglichkeit 
erleichtert werden. 

7. Dem Publikum müsste, wo nur immer möglich (auf 
Prostituierten-Karten, in Bordellen) klar gemacht werden, 
dass die Reglementierung nie einen toirklich absoluten 
Schutz gegen venerische Krankheiten gewährt. 

Alle diese höchst verdienstvollen und wichtigen Arbeiten 
und Vorschläge scheinen dem Verfasser der im Jahre 1901 
erschienenen Motive zum Vorentwurf 1896 gänzlich unbekannt 
zu sein. Auch die « kleine Kommission » (für die Bereinigung 
des Vorentwurfs, die dann zum Vorentwurf 1903 geführt hat) 
scheint es leider nicht für nötig gefunden zu haben, sich mit 
diesen Arbeiten zu befassen. Trotz allem und allem, was 
Zürcher von der AuflTassung der Kommission sagt, ist eben auch 
sie unter dem Banne der extremen Sittlichkeitsbestrebungen 
gestanden und hat sie das Problem keineswegs nach aUen Seiten 
erwogen. Ihre Schlüsse hätten sonst andere sein müssen ; und 
sie hätte auch so gewichtigen Stimmen, wie dem schweizerischen 
Gesundheitsamt, ihre Aufmerksamkeit geschenkt. 

in. Es bleibt noch das wichtigste und stärkste Argument : 
das Moment der Ausbeutung , der Freiheitsberaubung und des 
Zusammenhangs mit dem Mädchenhandel. Diese Momente sind 
es ja, die die eidgenössische Kommission vor allem zu ihrer 
Stellungnahme veranlasst haben; sie haben in der Zürcher 
Bewegung eine grosse, nicht unrühmliche Rolle gespielt. 

Über die Schändlichkeit und Verwerflichkeit des Mädchen- 
handels ist alles, was dieser Frage je näher getreten ist, 
einig, und dass hier der Staat das Recht und die Pflicht zum 
strafrechtlichen Einschreiten hat, ist auch unsere vollendete 
Überzeugung. 

Aber sind wirklich, wie von der einen Seite behauptet 
wird, die Bordelle die Hauptursache des Mädchenhandels? 

Über diese Frage sind die Akten keineswegs geschlossen, 
wie uns jede Konferenz zur Bekämpfung des Mädchenhandels 
auf« neue zeigt. Es wäre töricht, zu verkennen, dass der 
Mädchenhandel mit den jetzt mancherorts existierenden Bor- 
dellen in engstem Zusammenhang steht, dass die Bordelle 
aus dem Mädchenhandel Nahrung ziehen und diesen hin- 
wiederum befördern. Nicht zu bestreiten dürfte im besondern 
auch sein, dass die Zürcher Bordelle im engsten Zusammen- 
hang mit verabscheungswürdigen eigentlichen Mädchenhänd- 
lern standen, und dies hat, nebst anderem, ihrem Dasein den 
verdienten Garaus gemacht. Auch die unkontrollierten Bordelle 
in Bern und in Biel sollen dem Mächenhandel nicht "fern 
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•stehen und Herde der Ausbeutung sein. Schon ganz anders 
scheint es in dieser Beziehung in Genf zu stehen, wie die 
administrative Untersuchung vom Jahre 1888 ergeben hat. 
Und es besteht für uns kein Zweifel, dass der Mädchenhandel 
in engerm Sinne trotz Bestehens von Bordellen unterdrückt 
werden kann, vorausgesetzt nur, dass die Bordelle auch nach 
dieser Richtung gehörig überwacht werden. 

Gleich verhält es sich mit der Ausbeutung der Mädchen, 
die den zweiten berechtigten Angriffspunkt bildet, wenn man 
vom moralistischen Standpunkt zunächts absieht. Wir können 
uns hier auf den erzählenden Teil, speziell die Genfer Be- 
wegung, und auf verschiedene Voten der Teilnehmer am 
I. Kongress der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten beziehen; nur das sei kurz gesagt: 
die Ausbeutung in einem überwachten Bordelle ist weit weniger 
schlimm als die Ausbeutung durch Zuhälter und durch nicht 
kontrollierte Vermieter. Auch hier muss man eben die Tat- 
sachen unbefangen betrachten. Fälle, wie sie aus fi'anzösischen 
Bordellen von Abolitionisten mit Vorliebe als Hauptargument 
verwendet werden, sind in gut überwachten Bordellen un- 
möglich. 

Mit einem weitem Einwand wollen die Bordellgegner die 
Verwerflichkeit der Bordelle dartun: sie sagen, die Bordelle 
föi'dern, ja schaffen die Prostitution. 

Ist das richtig? Wäre dem so, so wären sie auch nach 
unserer Meinung unter allen Umständen zu bekämpfen. 

Allein wir können uns von der Richtigkeit jener These 
in keiner Weise überzeugen. 

Die Prostitution als Gesamterscheinung ist auf physio- 
logische und soziale Ursachen zurückzuführen ; die Prostitution 
als Einzelerscheinung, die einzelne Prostituierte, erklärt sich 
aus mannigfachen Gründen und Umständen. Die Bordelle 
schaffen nicht die Prostitution, sondern sie bilden eine be- 
sondere Erscheinungsform der schon bestehenden Prostitution. 
Sie fördern die Prostitution nur nach einer Richtung: durch 
das Verschaffen bequemer Gelegenheit für die sich ihrer be- 
dienenden Männer (wobei, wie schon bemerkt, übrigens wieder- 
um nicht ausgemacht ist, ob nicht nach dieser Richtimg die 
Einzelprostitution mehr Anziehungskraft ausübt). Im übrigen 
aber kann bei Bekämpfung des Mädchenhandels und der 
Ausbeutung nicht gesagt werden, die Bordelle fördern die 
Prostitution. In Bordellen werden dann eben nur Mädchen 
.untergebracht, die der Prostitution schon ergeben sind, 

Weiss, Prostitiitionsfrage. 14 
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keineswegs dienen die Bordelle dazu, die Zahl der Prosti- 
tuierten zu vermehren ^). 

So bleibt denn noch ein Punkt, der in den abolitionistischen 
Produktionen eine grosse Rolle spielt : « die verletzte Frauen- 
würde'». Allein hier treten wir auf ein Gebiet, das nicht nur 
die Bordelle, sondern die Reglementierung überhaupt berührt,, 
und das daher ausser dem Rahmen unserer jetzigen Betrach- 
tung steht. Auch steht hier subjektives Gefühl gegen subjek- 
tives Gefühl, und in letzter Linie Weltanschauung gegen Welt- 
anschauung. 



Den oben wiedergegebenen medizinischen Stimmen sei 
schliesslich noch die Stimme einiger bedeutender deutscher 
Juristen angereiht. 

Landgerichtsdirektor Barre (in Trier) spricht sich da- 
hin aus: 

« Gewiss verdienen die Opfer der Prostitution das tiefste und 
innigste Bedauern, aber das Mitleid mit denselben kann doch nicht 
dazu führen, gesetzlich unklare und gefahrbringende Zustände bei- 
zubehalten. 

Das Internieren des Übels, das Einschränken desselben auf ge- 
wisse Strassen und Stadtteile, oder das Kasernieren, wie es jetzt ge- 
nannt wird, ist zunächst Sache der Verwaltung und wird sich mehr 
oder weniger nach den örtlichen Verhältnissen richten. Seine sanitäre 
Verteidigung überlassen wir den Medizinern, seine administrative den 
Herren von der Polizeiverwaltung. Wie aber das Eindämmen des 
Lasters auf gewisse Strassen oder Stadtteile, in denen es sich dann 
freier, frecher und damit weniger verführerisch geberden mag, das 
Gewissen des Volkes mehr irreführt, als wenn es frei in allen Stras- 
sen unserer grossen Städte flaniert, unsern Frauen und Jungfrauen 
und der heranwachsenden Jugend auf Schritt und Tritt begegnet und 
in die Mietwohnungen eindringt, in welchen Familien von Sitte und 
Wohlerzogenheit mit ihm zusammen hausen müssen, das zu verstehen 
vermögen wir nicht, und diese Begründung dürfte wohl kaum ein 
Beibehalten unserer gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmungen recht- 
fertigen .... 

So wird durch das Gesetz und die konsequente, wenn auch nicht 
immer bedenkenfreie Auslegung desselben die Prostitution auf die 
Strasse getrieben, und die entsetzlichen Zustände, welche der Prozess 
Heinze in der Reichshauptstadt den Nichtwissenden und Nichtwissen- 
wollenden enthüllte, sind die Folge des bestehenden Gesetzes und die 
Scheu, dasselbe nach der einen oder nach der andern Richtung hin 
zu ändern. Wenn man das Übel nicht ausrotten kann und die Zu- 
stände, wie sie in der Reichshauptstadt und mehr oder weniger in 
den meisten grossen Städten des Deutschen Reiches bestehen, besei- 
tigen will und beseitigen muss, so muss zunächst eine Änderung des 



') Von den letztangefQhrten Gesichtspunkten aus bekämpft Prof. Schollen- 
htrger in seiner Politik (Berlin 1905), S. 61 ff., die BordeUe, während er einer 
reglementierten Einzelprostitution das Wort redet. Ein halber Standpunkt! 
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§ 184 (recte 180) des Strafgesetzbuches erfolgen, und zwar dahin, 
dass der Polizeibehörde eine Aufsicht und ein Eindämmen des 
Lasters möglich wird. 

Wie die Verhältnisse jetzt liegen, führt schon die Kontrolle der 
wegen gewerbsmässiger Unzucht der polizeilichen Aufsicht unterstell- 
ten Weibspersonen bei den Polizeibehörden einen steten Widerspruch 
der Pflichten herbei. Jedes Nähertreten an eine solche Person bringt 
die Polizeibeamten mit andern Personen ihrer Umgebung zusammen, 
welche mehr oder weniger der Kuppelei verdächtig sind. Und der 
gewissenhafte Beamte wird vor die Frage gestellt, ob er seiner ge- 
setzlichen Pflicht genügen und die Verhältnisse zur Anzeige bringen 
will, oder ob er, wenn der Skandal nicht zu gross ist, ein Auge zu- 
drückt und schliesslich mit der ganzen nähern Umgebung der Pro- 
stituierten dem Gesetz ein Schnippchen schlägt. » 

Professor Köhler, den wir schon als trefflichen Kritiker 
des Zürcher « Sittlichkeitsgesetzes » kennen zu lernen Gelegen- 
heit hatten, befürwortet in einer Abhandlung ((.Stellung der 
Rechtsordnung zur Gefahr der GeschlechtsJcranJcheiten » ^) den 
Erlass folgender Gesetzesbestimmung: 

«Jeder Bundesstaat hat das Recht, Toleranzen zu er- 
teilen. Die Toleranzanstalten und der Verkehr in den- 
selben unterliegen der polizeilichen Regelung der Bundes- 
staaten. Wer Toleranz hat, verfällt, sofern er sich 
innerhalb ihrer Grenzen hält, der Kuppeleistrafe nicht. 
Der Erwerb einer Toleranz hat den Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte für die Dauer der Unzuchtbeförderung, 
jedenfalls aber auf fünf Jahre, zur Folge. Die Bundes- 
staaten können für alle Frauenspersonen, die ausserhalb 
einer Toleranzanstalt gewerblich die Unzucht betreiben, 
Strafe bis zu festsetzen. » 

Die zur Begründung dieses Vorschlages angeführten 
Momente sind aller Beachtung wert. Kohler führt im wesent- 
lichen aus : 

« Aus der Unsittlichkeit folgt es nicht, dass der Staat sich nicht 
um das daran geknüpfte gesellschaftliche Interesse kümmern darf. Aus 
ihr folgt auch nicht, dass der Staat ohne weiteres alles bestrafen soll, 
was mit der Prostitution verknüpft ist. — Ich habe stets den Stand- 
punkt verteidigt, dass der Staat berechtigt, ja gehalten ist, eine ge- 
wisse Toleranz zu üben, und dass, wer immer sich im Kreis dieser 
Toleranz bewegt, strafrechtlich nicht angegriffen werden dürfe. Das 
war ehedem das übliche und ein sehr heilsames System. In diesem 
Kreise aber sollte die strengste Aufsicht geübt, ausserhalb dieses 
Kreises die Prostitution strengstens verpönt werden. Damit spricht 
der Staat keine Billigung aus, er paktiert nicht mit dem Laster, er 
betrachtet es als eine ethnologische Erscheinung und sucht den Um- 
ständen die besten Seiten abzugewinnen. Man darf doch niemals vor- 
aussetzen, dass die Menschen lauter Engel oder lauter Anhänger oder 



*) Zeitschrift für Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, Band IT, S. 19 ff. 
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Soldaten der Heilsarmee werden. Sind es aber einmal sündige Men- 
schen, so muss man sich mit dieser Tatsache abfinden und muss nur 
dafür sorgen, dass die Menschheit nicht zu Grunde geht. Ich erachte 
darum zunächst die Änderung des Kuppeleiparagraphen für eine drin- 
gende Notwendigkeit. Er wäre für alle Fälle ausser Kraft zu setzen, 
wo sich jemand für den Betrieb der Prostitution die Toleranz des 
Staates erwirkt hätte. Damit könnte man ohne weiteres verbinden, 
1. dass ein solcher Beförderer der Prostitution von selbst der bürger- 
lichen Ehrenrechte verlustig wäre, 2. dass ihm auch sonst eine er- 
niedrigende und demütigende Stellung bereitet werde, sobald es nötig 
ist, um den Abscheu des Staates gegen solche Existenzen kund zu 
geben, 3. dass man ihm die Toleranz täglich und stündlich kündigen 
könnte, und 4. dass die strengsten Massregeln getroffen würden, um 
derartige Toleranzanstalten vor dem Publikum abzuschliessen und 
sie dem Auge des Volkes, namentlich der Jugend, zu entziehen. — 
Wo überall man seit dem Strafgesetzbuch in der Aufhebung der To- 
leranzen recht streng gewesen ist, ist das eingetreten, was voraus- 
zusehen war. Das Übel hat hat sich, anstatt lokalisiert zu bleiben, 
hinein bis in das Herz des Volkes verbreitet und ist der Menschheit 
in Fleisch und Blut übergegangen. Strassen auf Strassen, Viertel auf 
Viertel wurden durchseucht, und der erste Grundsatz der Hygiene, 
die Lokalisierung des Leidens, wurde völlig übersehen. So ist in den 
30 Jahren seit unserem Strafgesetzbuche vieles unwiederbringlich ver- 
loren worden; aber was heutzutage noch geschehen kann, um dem 
übel einigermassen zu steuern, das sollte geschehen, und man sollte 
auch nicht mit dem Schlagwort „Kasernierung der Unzucht" auf- 
treten, sondern vielmehr von einer Lokalisierung dieses Leidens der 
Menschheit sprechen. — Schon seit einigen Jahren ist man mit die- 
sem Problem beschäftigt, aber man getraut sich nicht, ihm eine ent- 
sprechende Sanktion zu geben. Die Widerstände, die, von gewissen 
moralischen Impulsen geleitet, derartigen Bestrebungen entgegen- 
treten, sind zu mächtig gewesen. Hoffentlich wird aber die Revision 
des Strafgesetzbuches Gelegenheit bieten, diesen schweren Fehler 
unseres bisherigen Gesetzes zu heben; denn die Verhältnisse sind 
doch nachgerade so grauenvoll geworden, dass es mit einer laisser 
faire-Politik und mit dem Grundsatze, man solle sich einfach vor 
dem Laster verschliessen, absolut nicht mehr weiter gehen kann . . . > 
Kohler empfiehlt dann eine strenge ärztliche Untersuchung und 
Ausdehnung derselben auf die Männer. 

Bei Abwägung aller Gründe für und wider muss daher 
unser Schluss lauten: Die Duldung der Prostitution^ auch 
in der Form von gehörig beaufsichtigten und reformierten 
Bordellen, ist nicht schlechthin verdammenswerty sondern unter 
Umständen als das «leleinere übely> der Unterdrückung der 
Bordelle vorzuziehen. 

B. Es erübrigt noch, mit ganz kurzen Worten die staats- 
rechtliche Stellung des eidgenössischen Strafgesetzgebers zur 
Bordellfrage zu berühren. Es ist davon auszugehen: 

a) dass einerseits die Gesetzgebung über das Strafrecht dem 
Bunde zusteht und er mit Erlass des eidg. StGB hier- 
von einen die Kantone ausschliessenden — soweit nicht 
Vorbehalte gemacht werden — Gebrauch macht; 
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b) dass anderseits die Reglementierung der Prostitution 
Sache der kantonalen Verwaltung und Polizei ist, und 
dass das Bordellwesen nur als Ausfluss der Reglemen- 
tierung der Prostitution überhaupt eine Verteidigung 
finden kann. 

Wenn nun der Bund das Bordellhalten verbietet, während 
ein Kanton es, als das kleinere Übel, duldet, ja geradezu die 
Prostitution in diese Form einzuzwängen trachtet, so entsteht 
eiü Konflikt zwischeii Bund und Kantonen, und es kann die 
Frstge aufgeworfen werden, ob der Bund überhaupt berechtigt 
sei, mit jenem Verbote in die Hoheit der Kantone einzugreifen. 
Diese letzte Frage mnss bejaht werden. Durch die Ge- 
setzgebungshoheit auf dem Gebiete des Strafrechts hat der 
Bund die Befugnis erhalten, souverän zu bestimmen, welche 
Rechtsgüter er unter seineü Schutz stellen will und welche 
Normen er zu diesem Behufe aufstellen muss. Die kantonale 
Polizeihoheit muss dann auf diesem Gebiete der über ihr 
stehenden Gesetzgebungsgewalt des Bundes weichen, und das 
Schweiz. Staatsrecht enthält bekanntlich Mittel — Rechts- 
mittel strafrechtlicher und strafprozessualer sowie staatsrecht- 
licher Natur — um der Durchführung des eidg. Rechtes zum 
Siege zu verhelfen ^) ^). 



Die bisherigen kritischen Erörterungen haben nun den 
Weg zu Vorschlägen gebahnt. 

Der Entscheid der Frage, wie das schweizerische Straf- 
gesetzbuch sich zur Prostitution und zur Frage der Regle- 
mentierung derselben verhalten solle, ist abhängig: 

1. von der Stellung, die ein modernes Strafgesetzbuch über- 
haupt richtigerweise zur Prostitution einnehmen muss; 

2. von den speziellen Verhältnissen und Bedürfnissen der 
Schweiz als eines aus verschiedenen Volks- und Sprach- 
stämmen zusammengesetzten und zudem bedeutende 
Gegensätze von Stadt und Land in sich schliessenden 
Bundesstaates. 

Einzig die doppelte Erwägung dieser Gesichtspunkte vermag 
in dieser schwierigen Frage zu einer richtigen Lösung zu führen. 

*) Für diese Lösung auch Bnrckhardt in seinem Kommentar der Schweiz. BV, 
Art. 64 i>»8, S. 662. — In Deutschland hat sich bekanntlich nach Einführung des 
StGB für den norddeutschen Bund ein Konflikt der Bunde8-(Reich8-)regierung 
mit der Stadt Hamburg eVhoben ; vgl. darüber die interessante Broschüre : „Das 
dentsche StGB und polizeilich konzessionierte Bordelle. Aktenstücke einer Mei- 
nungsverschienheit zwischen dem deutschen Reichskanzleramt und dem Senat 
von Hamburg, mit Rechtsgutachten von 16 deutschen Universitäten.» (Hamburg 1877.) 

*) Vgl. jetzt speziell Art. 13 des Entwurfs eines Einföhrungsgesetzes zum 
Schweiz. StGB. 
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I. Zunächst die Grundrichtung, die ein modernes Straf- 
gesetzbuch Oberhaupt zur Prostitution und zu deren Bekämpfung 
einnehmen soll. 

L Da erhebt sich einmal als oberste Fundamentalfrage 
die: Soll die gewerbsmässige Unzucht Oberhaupt als solche als 
strafrechtliches Delikt angesehen werden? 

Das muss verneint werden: 

1. weil die Prostitution als Gesamterscheinung — mag 
auch im einzelnen vielfach individuelles Verschulden zu 
deren Ausübung führen — eine nicht wegzudenkende 
Teilerscheinung des gegenwärtigen wirtschaftlichen Orga- 
nismus, der derzeitigen sozialen Verhältnisse — das 
Wort keineswegs nur im ökonomischen Sinne verstan- 
den — ist; 

2. weil auch die Frauensperson an sich frei soll über ihren 
Körper verfügen können; 

3. weil die Verfolgung in einseitiger Weise nur die 
niedrigeren — dabei freilich auch gefährlicheren — 
Klassen der Prostituierten treffen würde; 

4. weil eine Ausrottung des Übels auf diesem Wege 
schlechterdings undenkbar ist; 

5. weil die strafrechtliche Verfolgung zum Eindringen in 
die intimsten Verhältnisse der Privatsphäre und zur 
Heuchelei führt: 

6. weil durch Gesetzesbestimmungen, die nur auf dem 
Papier stehen, die Achtung vor dem Gesetze und damit 
ein Grundpfeiler des geordneten menschlichen Zusammen- 
lebens erschüttert wird. 

Nichts treffenderes und schöneres ist über diese Dinge 
gesagt worden, als die Bemerkungen von Cornaz in den Motiven 
zum Entwurf Neuenburg von 1891 (oben Seite 138) und die 
Ansichtsäusserungen der waadtländischen Kommission von 
1874/79 (oben Seite 150 ff.). 

In dieser obersten grundsätzlichen Frage sind denn auch 
die Reglem^entaristen einig mit den Aholitionisten, wie im 
Verlaufe dieser Arbeit schon mehrfach zu bemerken war. Es 
sei hier nur noch hingewiesen auf das Referat von Frau Kath. 
Scheven im Dresdner Zweigverein der Föderation: «Warum 
erachtet die Föderation die Prostitution nicht als stafbares 
Vergehen?», abgedruckt im « Abolitionist » , III. Jahrgang 
(1904), Heft 7 und 8, und auf die kurze Bemerkung im 
Referat derselben Verfasserin über den Dresdner Kongress 
der Internationalen Föderation (22. — 24. September 1904), 
daselbst Nr. 9, lautend: 
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€ Ein Glanzpunkt des Kongresses waren die Verhandlungen 
liber die strafrechtliche Behandlung der Prostitution. Frau Marie 
Stritt-Dresden und M. Minod-Genf ergänzten sich aufs glücklichste, 
indem die erstere mehr vom natürlich-menschlichen und der zweite 
mehr vom juristischen Standpunkt aus die Unhaltbarkeit der Forde- 
rung einer strafrechtlichen Verfolgung der Prostitution nachwiesen. 
Die Vertreter der Sittlichkeitsvereine brachten ihre gegenteilige An- 
schauung zur Darstellung, die jedoch von niemand unterstützt wurde. 
Auch Fräulein Paula Müller erklärte sich aus praktischen Gründen 
^egen diese von ihr als undurchführbar erkannte Forderung.» 

Auch Frau Henr. Fürth hat am I. Kongress der Deut- 
schen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
den Standpunkt der Frau Bieher-Böhm — Bestrafung der 
Prostitution als solcher — als veraltet und « schon längst von 
den heute in der Sache tätigen Frauen aufgegeben » bezeichnet. 
Vgl. auch ihr Referat am II. Kongress der genannten Gesellschaft. 
In der Schweiz freilich huldigen die Sittlichkeitsvereine 
und namentlich der Zürcher Frauenbund zur Hebung der 
Sittlichheit einer andern Ansicht ^) ; und sie befinden sich hierbei 
in Übereinstimmung mit der Konferenz der evangelischen 
Prediger vom Jahre 1900 (oben S. 184 f.). 

Allein diese Auffassung hat die oben kurz zusammen- 
gefassten Gründe für die Nichtstraf barkeit der Prostitution 
nie zu widerlegen versucht oder gar widerlegt. Sie geht aus 
von dem Grundirrtum — gegen den nicht genug angekämpft 
werden kann — , dass alles, was moralisch verwerflich ist, 
auch strafrechtlich als Delikt zu verfolgen sei, und erledigt 
den Hinweis auf die Unausrottbarkeit des Übels mit dem 
naiven Einwand, «auch andere Verbrechen», wie Diebstahl, 
seien unausrottbar, und werden doch verfolgt. Ein Schul- 
beispiel einer petitio principii! Einer weitern Widerlegung 
bedarf diese Auffassung nach allem im vorhergehenden sich 
findenden Material nicht. 

2. Kann so das Strafgesetzbuch die Prostitution als solche 
nicht als Delikt fassen^ so kommt ihm doch neben den andern 
Mitteln, die zur Bekämpfung der Prostitution und der von ihr 
ausgehenden Gefahren dienen, eine grosse Rolle zu. 

a) Es soll die äusseren Manifestationen der Prostitution, 
den von ihr ausgehenden öflPentlichen Skandal, das 
« Provokationsdelikt », verhüten. 

Daher: cc. Eine Bestimmung gegen den Strichgang 
(«racolage», « raccrochage ») und den dm'ch Pro- 
stituierte verursachten öfiFentlichen Skandal. (Vgl. 
waadtländisches Strafgesetzbuch Art. 197 nouveau.) 



*) S. oben S. 161 ff. denEntwurf des interkantonalen Vereins zur Hebung der 
Sittlichkeit, und die Debatten in der Zürcher Sittlichkeitsbewegung von 18971 
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ß. Dem entsprechend eine Strafdrdhung gegen un- 
züchtige Zumutungen etc. seitens Männer (im Sinne 
des Art. 245 Vorentwurf 1903). 

Oder an Stelle beider Bestimmungen eine zu- 
sammenfassende im Sinne des Art. 291 neuenburg. 
Strafgesetzbuch, um die Gleichbehandlung beider 
Geschlechter mehr zum Ausdruck zu bringen. 

Richtiger scheint uns allerdings die Tren- 
nung und eine Strafdrohung speziell gegen die 
Prostituierte; doch ist das praktisch mehr eine 
Frage des Details, wenn schon der grundsätz- 
liche Unterschied, der in beiden Auffassungen 
liegt, nicht zu verkennen ist. (Vgl. die Debatten 
in der Beratung des Neuenburger Code p6nal, 
oben S. 143 f.) 
h) Das Strafgesetzbuch soll sodann die Rekrutierung der 
Prostitution, soweit an ihm liegt, einzudämmen ver- 
suchen. Daraus folgt: 

flf. Unterdrückung des Mädchenhandels. 

ß. Weitgehender Schutz der Minderjährigen. 

y. Bestrafung der Kuppelei mit Minderjährigen. 

ad a und y sind keine Bemerkungen zu machen. 
Eine kurze Bemerkung erfordert Punkt ßi Ist auch 
dieser Schutz durch Strafgesetze sehr notwendig, so soll 
doch vorab in der Altersgrenze nicht zu hoch (wohl nicht 
weiter als bis zum vollendeten 1 6. Altersjahr ^]) gegangen 
werden. Strafrechtlicher Schutz für weiteres geht über 
das Ziel hinaus und stünde schwerlich im Einklang 
mit der weitgehenden Freiheit, die man jungen Mäd- 
chen in unseren Tagen so mannigfach gewährt. Reisst 
man auf der einen Seite die steinernen Mauern der 
strengen Sitte nieder, so kann man nicht auf der 
andern Seite diese Mauern durch die tönernen des 
Strafgesetzes ersetzen. Ob darüber hinaus ein Schutz 
Minderjähriger gegen Verführung zu gewähren ist — 
vgl. Art. 127 Vorentwurf 1903 — , ist sehr diskutier- 
bar; die Gefahr der Erpressung ist sehr gross, und 
der Tatbestand wohl meist sehr schwierig herzustellen^). 



^) Freilich anch nicht darunter! 

*) Auch heute noch bemerkenswert — und wäre es nur, um zu zeigen, wie 
sehr sich seither die Anschauungen in den « tonangebenden » Kreisen geändert 
haben — ist die Äusserung von Prof. Qlaser zu dem Benzschen Entwurf eines 
Strafgesetzbuches für den Kanton Zürich von 1867, § 110, Verführung eines un- 
bescholtenen Mädchens zum Beischlaf: « Scheint mir eine sehr gefährliche Neue- 
rung und ein sehr brauchbarer Hebel für Erpressungsspekulationen. Es ist 
schwer, das Vorhandensein der Verführung zu beurteilen; man wird dabei ganz 
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c) Das Strafgesetzbuch soll sodann auch der Prostituierten 
selber Schutz gewähren gegen Ausbeutung. Mag die 
moralische Entrüstung über die Prostituierte noch so 
gross sein — sie ist nicht immer am Platz ! — , so 
sind die Personen, die ihre Unzucht ausbeuten, doch 
noch weit verworfener, und verdient sie ihnen ge- 
genüber Schutz. Hier deckt sich das Interesse der 
menschlichen Gesellschaft an der Unterdrückung und 
Unschädlichmachung gemeingefährlicher Existenzen 
mit dem Interesse der Prostituierten, nicht der Aus- 
beutung schutzlos preisgegeben zu sein. Der letztere 
Gedanken — eine Weiterbildung des Wuchergedankens 
in Beziehung auf andere Rechtsgüter als das Ver- 
mögen — verdient kräftige Ausbildung ^). Daraus folgt; 
«. Verfolgung der Zuhälter. 

/?. Unterdrückung der Kuppelei, sofern sie nicht nur 
in eigennütziger Absicht, sondern speziell unter 
Ausbeutung der verkuppelten Prostituierten erfolgt. 

dj Zxx erwägen bleibt endlich noch, ob nicht die Be- 
günstigung der gewerbsmässigen Unzucht von Per- 
sonen, die mit dem Begünstiger durch besonders enge 
Bande verbunden sind — Ehefrau, Tochter und dgl., 
vgl. Art. 132 Vorentwurf 1903 — als besonderes Delikt 
strafbar sein soll. Eine derartige Norm wäre nicht 
zu empfehlen, wenn sie schon das blosse Dulden der 
gewerbsmässigen Unzucht verbieten und strafrechtlich 
bedrohen wollte. Die Ausfühiningen von Perrier und 
namentlich von Cornaz hierüber — in den Experten- 
Verhandlungen, s. oben S. 172 — zeugen von grosser 
Menschen- und Lebenskenntnis. Ein derartiges Ver- 
halten — das Dulden der gewerbsmässigen Un- 
zucht — bleibt noch innert dem Rahmen der blossen 
Immoralität, und eine Strafbarkeit würde oft an der 
Macht der Tatsachen scheitern. Anders liegt es beim 
Begünstigen. Hier schlägt die Unmoral um in ein 
auch sozial gefährliches Verhalten, und ein solches 
Begünstigen zeugt auch von einem moralisch so ver- 
werflichen Charakter, dass schon aus diesem Gesichts- 
punkte — der sonst nicht der allein ausschlaggebende 



auf die Aussagen der Verführten, d. h. derjenigen die sich natürlich als ver- 
führt darzustellen hat, angewiesen. Eine ganz ehrenhafte Familie wird übrigens 
in solchen Fällen die Untersuchung und daher auch die Bestrafung nicht wollen. 
Mir wenigstens würde eine solche Klage schon darum, weil sie angestellt wird» 
verdächtig!» (Bemerkungen zu dem Entwurf des Strafgesetzbuches, S. 68.) 

*) Daher Art. 128 Vorentwnrf 1903 sehr zu begrüssen ! Nur wird auch hier 
der Schutz gegen Erpressung oft eingreifen müssen. 
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sein darf — eine Strafandrohung am Platze ist. Die 
Not und Armut, die ja auch häufig einen Faktor zu 
diesem Verhalten bildet, soll nicht zur völligen Pflicht- 
vergessenheit und Verwerflichkeit führen. 
5. Dies die positiven Aufgaben des Strafgesetzbuches 
im Kampfe gegen die Prostitution und die von ihr aus- 
gehenden Gefahren. Dass hierbei ein richtiges Strafensystem 
und die Frage des Strafvollzugs von allerhöchster Bedeutung 
sind, sei hier, weil nicht in den Rahmen der Aufgabe fallend, 
nur angedeutet. 

Dagegen soll nun das Strafgesetzbuch nicht: 
a) den heute allerorten entbrennenden Kampf zwischen 
Reglementaristen und Abolitionisten positiv zu gunsten 
der einen oder andern Richtung entscheiden. Es soll 
vielmehr — das ist wohl auch, rein theoretisch, seine 
verfassungsmässig allein gegebene Aufgabe — der 
Polizei die ihr zustehenden Befugnisse belassen und 
nur eine Reglementierung nicht geradezu verunmög- 
lichen. Der Kampf zwischen Reglementarismus und 
Abolitionismus ist auf dem Kontinent wenigstens 
durchaus neu, und er hängt so sehr mit der allge- 
meinen Auffassung über die Stellung des Staates und 
der Polizei gegenüber dem Individuum und dessen 
persönlicher Freiheit zusammen, dass ein jetztzeitiges 
Strafgesetzbuch nicht der Ort zu dessen Austragung 
ist. Handelt es sich in Frankreich im wesentlichen 
um ein Ankämpfen gegen allzugrosse Willkür der 
Polizeigewalt, so spielt sich in Deutschland jetzt schon, 
mit der Gründung der Deutschen Gesellschaft zur Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten, der Kampf 
auf ein ganz anderes Gebiet hinüber: er wird zu 
einem Kampf zwischen den den «Neo-Reglementaris- 
mus » befürwortenden Ärzten auf der einen, den in 
der « Föderation » vereinigten Frauenrechtlern auf 
der andern Seite. Diesen Kampf schlechtweg im 
Strafgesetzbuch zu gunsten der einen oder andern 
Richtung zu entscheiden, kann nicht angehen. In 
diesem Kampf tritt die hygienische Seite der Gefahren 
der Prostitution in den Vordergrund;- es handelt sich 
darum, einmal, welchen Einfluss man der hygieni- 
schen, sanitarischen Seite der Prostitutionsfrage ge- 
genüber der moralischen überhaupt einräumen wolle, 
und sodann, welche Massregeln hygienischer Natur 
zu ergreifen seien. Dieser Frage soll nicht durch das 
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Strafgesetz präjudiziert werden. In diesem Zusammen- 
hang kann es sich nur noch fragen, ob nicht eine 
Spezialbestimmung gegen die Ansteckung durch 
Geschlecht skr anicheiten ins Gesetz aufzunehmen sei 
(vgl. Art. 76 Vorentwurf 1903). Die Frage ist näherer 
Erörterung wert;s. darüber vorläufig unten S. 232 f. 

Das Strafgesetzbuch soll und darf auch nicht, 
muss es einmal von der Bestrafung der gewerbs- 
mässigen Unzucht als solcher absehen — und es 
muss das! — 

ft^ jedes Platzgeben zur Unzucht, auch zur gewerbs- 
mässigen, verbieten. Aus der Duldung der Prostitution 
als solcher folgt doch mit ganz einfacher logischer 
Notwendigkeit auch eine Duldung des Wohnens der 
Prostituierten, und damit gelangt man zur Wohnungs- 
frage. Bestrafen kann und soll das Strafgesetzbuch hier 

a. das Belästigen der Mitbewohner (vgl. Art. 246, 
Abs. 1, Vorentwurf 1903); 

ß, die Ausbeutung der Prostituierten durch den Platz- 
geber. 

Aber straffrei soll und muss von diesem Ge- 
sichtspunkt aus sein das Platzgeben, Wohnungs- 
vermieten u. s. w. ohne Ausbeutung, ^) 

Die gegenteilige Forderung der Bekämpfung der Kuppelei 
in jeder Form — die auch von manchen Abolitionisten ge- 
fordert wird — entspricht den grundsätzlichen Tendenzen 
nicht des Abolitionismus, sondern des Pönalismus, der Sitt- 
lichkeitsvereine. Es soll damit eine indirekte Bekämpfung 
der Prostitution durch das Strafgesetz erreicht werden. Der 
Zustand führt alle die Gefahren mit sich, die wir oben bei 
der Frage der Strafbarkeit der Prostitution als solcher zu 
besprechen hatten. Sozial schwerwiegend ist dabei auch, dass 
oft ärmere Frauen, die in des Lebens Notdurft etwa einer 
Prostituierten Platz geben, leicht in Kollision mit dem Straf- 
gesetz geraten, und dass so allmählich eine ganze breite Schicht 
von Leuten geschaffen wird, auf denen der Makel des Ver- 
brechertums für etwas, was oft einfach nicht anders sein 
kann, haftet. Und moralisch von höchster Bedeutung ist 
das auf das äusserste als unsittlich zu verdammende Denun- 
ziations- und Spionagetum, das sich im Gefolge mancher 



') Die Auslegung des Begriffes «Ausbeutung» in diesem Zusammenhange 
mag ja nicht ganz leicht sein. Aber sie ist nicht schwieriger als andere juri- 
stische Begriffe. 
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Sittlichkeitsvereine an derartige zu weitgehende strafrechtliche 
Bestimmungen zu knüpfen pflegt^). 



II. Und nun die spezielle Stellung eines schweizerischen 
Strafgesetzbuches im besondern. 

Der historische Gang durch die verschiedenen schweize- 
rischen Städte und Kantone, in denen die Prostitutionsfrage 
überhaupt irgend einmal zu unsern Zeiten von grösserer Be- 
deutung war, hat uns eindringlich eines gelehrt: die grossen 
Differenzen in der Auffassung der Prostitution und deren Be- 
handlung. Jene Betrachtung hat uns gezeigt: 

1. dass man in Genf mit dem Erfolge der Reglementierung 
wohl zufrieden ist *) ; 

2. dass sich hier sogar ein ganzes Volk in offener, freier 
Abstimmung für die Beibehaltung der Reglementierung, 
im besondem der Bordelle, ausgesprochen und dazu 
bekannt hat; 

3. dass anderseits überall dort, wo formell die Kuppelei 
in jeglicher Form bestraft wird, Bordelle entweder tat- 
sächlich als «das geringere Übel» geduldet werden 
(Bern, Biel), oder deren Unterdrückung unmöglich ist 
und zu unhaltbaren Zuständen führt (Zürich), oder end- 
lich der Allgemeinzustand in sanitarischer und sittlicher 
Hinsicht als unbefriedigend, ja unhaltbar bezeichnet 
wird (Zürich, Lausanne, La Chaux-de-Fonds). 

Was oben als allgemein gültiger Satz ausgesprochen wurde : 
dass der Kampf zwischen Reglementarismus und Abolitionismus 
eben erst entbrannt und in keiner Weise entschieden sei, 
und dass es nicht angehe, dass das Strafgesetz hier schlanker 
Hand eingreife, gilt doppelt für die Verhältnisse der Schweiz 
als eines aus sehr heterogenen Elementen — Rassen, Stadt 
und Land! — zusammengesetzten Bundesstaates. 



Wenn wir nunmehr an Hand der eben aufgestellten 
Leitsätze an eine kritische Betrachtung der einschlägigen Be- 
stimmungen des Vorentwiirfs 1908 herantreten, so muss nach 

*) Beispiele hierüber stehen zur Verfügung, und werden, wenn nötig, der 
Öffentlichkeit übergeben. 

') Schmidt a. a. O. Seite 233. — Die sehr subjektive Meinungsäusserung von 
Ang. ForeU Die sexuelle Frage, S. 307 : « Genf zeigt auch keineswegs bessere aanititre 
Verhältnisse als andere Städie in der Schweiz, trotz seiner prunkhaften Bordelle » — 
fUllt demgegenüber nicht in Betracht. Übrigens behauptet auch Forel nicht, dass 
die sanitären Verhältnisse in Genf schlechter seien als anderswo. Gerade in 
Genf aber haben nicht nur die sanitären Vorteile des Bordellwesens zu dessen 
Beibehaltung geführt. 
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allem, was wir gesehen, die Frage der Reglementierung und 
alles, was mit ihr zusammenhängt — also auch die Bordell- 
frage — als unabgeklärt und zweifelhaft bezeichnet werden. 
Das Schweiz. StGB soll daher — auch wenn es staats- 
rechtlich dazu befugt ist — nicht in irgend welchem präjudi- 
zierenden Sinne zu dieser Frage Stellung nehmen, 

L Die Prostitution als solche, 1. Art, 246, Abs, 1, 
Zustimmung. Es ist allerdings fraglich, ob die Bestimmung 
tmrTcsam sein wird. Wie nahe liegt die Gefahr, dass sich die 
Mitbewohner oder die Nachbarn an das schamlose Leben 
und Treiben, das vor ihren Augen tagtäglich und allnächtlich 
stattfindet, gewöhnen, und ist nicht auch die Beschwichtigung 
mit Schweigegeldern und dgl. zu fürchten ? Doch soll das 
kein Grund gegen eine solche Bestimmung und gegen den 
Schutz anstänjiiger Mitbewohner und Nachbai'n sein. Ich 
für meinen Teil halte allerdings die von Neisser vorge- 
schlagene polizeiliche Regelung für viel wirksamer, die dahin 
geht (These XII am I. Kongress der «Deutschen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten», Zeitschr. I, S. 326 f.): 
«Personen, welche Geschlechtsverkehr in gewerbs- 
mässiger Weise treiben, haben sich bestimmten, von der 
Polizei zu erlassenden Verordnungen betreffs des Woh- 
nens zu unterwerfen. Gewerbeartiger Geschlechtsverkehr 
darf in der eigenen Wohnung nur dann stattfinden, wenn 
niemand im Hause Widerspruch erhebt. Häuser, in 
denen Kinder wohnen, dürfen von Prostituierten, welche 
in ihrer Wohnung Geschlechtsverkehr treiben wollen, 
nicht bewohnt werden. Die Hausbesitzer sind für die 
Durchführung all dieser Vorschriften verantwortlich.» 
Doch wird ja eine derartige Regelung dort, wo man 
überhaupt eine Reglementierung der Prostitution will, durch 
Art. 246 des Vorentwurfes nicht ausgeschlossen, ja die beiden 
Bestimmungen würden sich meines Erachtens gegenseitig 
glücklich ergänzen. 

Ein Goldkorn findet sich sodann in Art. 34 des Ein- 
führungS'Gesetzes zum Strafgesetzbuch, der bestimmt : 

' «Der Richter kann eine Minderjährige, statt sie wegen 
Belästigung durch gewerbsmässige Unzucht (Art. 246 des 
Strafgesetzbuches) in eine Arbeitsanstalt einzuweisen, einer 
Vereinigung für Erziehung gefallener Mädchen behufs Ver- 
sorgung und Erziehung anvertrauen. » 

Die Ersetzung des Wortes «Dirne» durch «Frauens- 
person» ist gewiss aus den von Bridel (oben Seite 181) an- 
geführten Gründen zu billigen ; der Gesetzgeber soll sich einer 



— 222 — 

dezenten und objektiven Sprache befleissen und nicht seinem 
Haas und seiner Verachtung im Gesetz Ausdruck geben. 

Abs. 2 gibt zu Bedenken Anlass. 

Will man die Prostitution weder — mit dem Vorent- 
wurf — gänzlich «unterdrücken», noch — wozu wir die 
Möglichkeit lassen wollen — absolut kasernieren, so kann 
man ein öffentliches Anbieten zur Unzucht als solches nicht 
schlechtweg unter Strafe stellen. Strafbar soll vielmehr nur 
sein der Strichgang (racolage, raccrochage), die Störung der 
öffentlichen Ordnung und «guten Sitte», die Verletzung des 
Sittlichkeits- und Schamgefühls durch die Prostituierten. Was 
soll überhaupt das «öffentliche Anbieten zur Unzucht» be- 
deuten? Der Begriff scheint juristisch sehr vag. Auch gäbe 
er zweifellos zu höchst ungleicher Handhabung des Rechts 
gegenüber den verschiedenen Kategorien von Frauenspersonen 

Anlass. Daher Ersetzung durch die Worte : « die öfi'ent- 

lich zur Unzucht provoziert». 

2. In enger Korrelation zu Art. 246 steht Art, 245 (un- 
züchtige Zumutungen und Nachstellungen). Da die Frauen- 
vereine auf diese Bestimmung grosses Gewicht legen und in 
der Tat ein Schutz anständiger Frauenspersonen gegen der- 
artige Zumutungen und Nachstellungen gerechtfertigt erscheint, 
und da zudem hier der Grundsatz der Gleichstellung beider 
Geschlechter, ohne dass der Natur Zwang angetan würde, 
durchgeführt werden kann, stimme ich im Prinzip der 
Bestimmung durchaus bei. Einen Moment lang haben zwar 
die Worte « die ihm keinen Anlass dazu gegeben hat » wegen 
ihrer Vagheit meine Bedenken erregt ; doch dürfte der Sinn 
unschwer zu ermessen sein. Mehr Bedenken erregt der Ausdruck 
«schamlos nachstellt». Der Ausdruck ist recht gefährlich vag. 
Doch messe ich der Bestimmung überhaupt nicht eine sehr 
grosse praktische Bedeutung bei und glaube, im wirklichen Leben 
werden wenig Über- und Fehlgriffe vorkommen. Der Grund- 
gedanke der Bestimmung ist gut: den ehrbaren Frauen und 
Mädchen soll Schutz gegen obscöne Zudringlichkeit gewährt 
werden. 

IL Die Kuppelei. In Betracht kommen hier Art. 129 und 
130 VE; femer Art. 132. Vorerst schalte ich die letztere 
Bestimmung aus der Betrachtung aus und betrachte zu- 
nächst den einfachen Kuppelei- Artikel , 129. 

Hier ist zunächst technisch unrichtig, dass — in Absatz 3 
— das Zuhältertum lediglich als Abart der Kuppelei mit 
dieser zusammengefasst und unter eine und dieselbe Straf- 
bestimmung gestellt wird. Allerdings ist das Gewerbe des 
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Zuhälters mit demjenigen des Kupplers — sofern dieser eben 
aus der Kuppelei ein Gewerbe macht — insofern verwandt, als 
beide die Unzucht eigennützig begünstigen. Allein zum Be- 
griff des Zuhälters gehört weiter, dass er mit einer oder auch 
mehreren Dirnen ^) zusammen lebt und aus ihrem Gewerbe die 
Mittel zu seinem Lebensunterhalt ganz oder teilweise zieht; 
dann aber namentlich auch — und das ist im VE gar nicht 
berücksichtigt — , dass er der Dirne, aus deren Gewerbe er 
lebt, seinen Schutz angedeihen lässt, und zwar inbesondere 
auf der Strasse und überhaupt in der Öffentlichkeit, und weiter, 
dass er sie sehr oft, ja fast aller Regel nach, zu Verbrechen 
gegenüber ihren Klienten auffordert. 

Dieser letztere Tatbestand macht ihn neben den andern 
zu einem so überaus gefährlichen Individuum. Die Norm gegen 
den Zuhälter soll zweierlei bezwecken, zwei Rechtsgüter schützen : 
einmal soll die Ausbeutung der Prostituierten durch den Zu- 
hälter getroffen werden, sodann soll auch die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung, die erfahrungsgemäss durch die Zuhälter 
schwer gefährdet wird, geschützt werden. Die gegen das 
Zuhältertum gerichtete Norm ist daher aus dem Kuppelei- 
Artikel auszuscheiden und zu ergänzen^). 

Und nun die Kuppelei im engern Sinne. 

Hier unterscheidet der VE richtigerweise zwischen der 
einfachen und der gewerbsmässigen Kuppelei. 

Allein im übrigen trennt sich nun hier unser Weg von 
dem des VE. 

Wir fordern : unbedingte Bestrafung der Kuppelei mit 
Minderjährigen ; unbedingte Bestrafung der Kuppelei die unter 
Ausbeutung der verkuppelten Frauensperson erfolgt; Ermög- 
lichung der Duldung einer auch gewerbsmässigen Kuppelei, als 
Konsequenz der Duldung und Nichtbestrafung der Prostitution 
als solcher, sofern diese ohne Ausbeutung der verkuppelten 
Frauensperson geschieht (und nicht etwa — wovon unten — 
Art. 132 zutriff't). 

Hier erhebt sich nun freilich vorerst eine recht schwierige 
Frage : die Frage, ob das eidg. Strafgesetzbuch von sich aus 
die prinzipielle Straflosigkeit der ohne jene beiden Auszeich- 
nungsmerkmale geschehenden Kuppelei aussprechen, oder ob 



*) Das Charakteristische ist wohl aUer Regel nach das Zusammenleben mit 
einer Dirne, sind doch Dirnen-Zuhälter, wie aus den Memoiren berühmter Polizei- 
beamter und aus berühmten Kriminalprozessen hervorgeht, die eigentlichen 
Geliebten gewisser Dirnen. 

') Auch die Waadtländer Kommission wünscht deren Ergänzung. Die 
Ergänzung hätte zu geschehen etwa im Sinne der deutschen Strafgesetz-Novelle 
vom 25. Juni 1900 (der eigentlichen lex Heinze im engern Sinne). 
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es In diesen Fällen die Verfolgung dem Antrag der zuständigen 
kantonalen Behörde überlassen soll. 

Sehe ich recht, Hesse sich die Wahrung der nach allem 
bisher gesagten auf diesem Gebiet notwendigen örtlichen 
und kantonalen Freiheit in dreierlei Weise denken: 

a) Da« eidg. Strafgesetz lässt von sich aus die Kuppelei^ 
sofern nicht die oben angeführten Auszeichnungsgründe zu- 
treffen^ frei, überlässt aber ausdrücklich den Kantonen eine 
weitergehende Bestrafung. 

Es ist schon betont worden, und sei wieder betont, dass 
nicht eine unbeschränkte Zulassung der — nicht qualifizierten 
— Kuppelei auf dem ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft 
bezweckt wird. Zweck ist einzig und allein die Ermög- 
lichung einer sanierenden Reglementierung der Prostitution 
dort, wo diese notwendig erscheint. 

Zu diesem Zwecke kann der Bund einen Teil seiner 
Strafgesetzgebungskompetenz an die Kantone delegieren ; 
er kann die Materie, die an sich in seine Kompetenz 
fällt, den Kantonen zur Regelung überweisen, was aus- 
drücklich geschehen muss^). Die Kantone können dann ihrer- 
seits eine unbedingte Strafbarkeit der nicht qualifizierten 
Kuppelei einführen oder die Strafverfolgung dem Antrag der 
zuständigen Polizeibehörde überlassen. 

Ein Gesetzesvorschlag in diesem Sinne würde etwa lauten : 

Art. . . . (an Stelle des jetzigen Art. 129): Wer zur Un- 
zucht mit Minderjährigen Platz gibt oder Gelegenheit verschafft; 

wer gewerbsmässig und unter Ausbeutung des unsitt- 
lichen Gewerbes der verkuppelten Frauenspersonen zur Un- 
zucht anderer Platz gibt oder Gelegenheit verschaffet, 

wird bestraft. 

Art. . . . : Den Kantonen bleibt vorbehalten, auch die 
Kuppelei, die nicht die Auszeichnungsmerkmale des vorher- 
gehenden Artikels trägt, von Amtes wegen oder auf Antrag 
der zuständigen Behörde unter Strafe zu stellen (oder : Die Be- 
strafung der einfachen Kuppelei, die nicht die Auszeichnungs- 
merkmale des vorhergehenden Artikels trägt, insbesondere 
der blossen Vermietung von Wohnungen an Prostituierte, 
bleibt den Kantonen überlassen). 



*) Vergleiche Art. 7 d. VE xum Einführungsgesetz : „Den Kantonen ist 
mit dem Tage des Inkrafttretens des Strafgesetzbuches die Befugnis eur Straf- 
gesetzgebung insoweit entzogen, als sie ihnen nicht ausdrücklich in diesem Ein- 
führungsgesetz vorbehalten ist.** — In Betracht kommt auch Art. 8 1. c: „Den 
Kantonen bleibt die Gesetzgebung über das Polizeistrafrecht insoweit vorbe- 
halten, als dasselbe nicht Gegenstand der Bundesgesetzgebung ist. Insbesondere 
sind die Kantone befugt, die Übertretung kantonaler Verwaltungsvorschrifteu 
mit Strafe zu bedrohen." 



- 225 " 

- : b) Der entgegengesetzte Weg wäre der: Das mdg. Straf- 
gesetzbuch erJdärt auch die nicht qualifizierte Kuppelei strafbar^ 
überlässt es aber den Kantonen, die Strafbarkeit an gewisse 
Beschränkungen — Antrag der zuständigen Behörden — zu 
knüpfen. 

In diesem Falle wäre dem Gesetz vielleicht folgende 
Fassung zu geben : Wer zur Unzucht mit Minderjährigen 
oder aus Eigennutz oder gewerbsmässig zur Unzucht anderer 
Platz gibt oder Gelegenheit verschafft, wird ..... bestraft* 

Den Kantonen bleibt jedoch vorbehalten, für den Fall, 
dass die verkuppelten Frauenspersonen nicht minderjährig 
sind und dass die Kuppelei nicht unter Ausbeutung des un- 
sittlichen Gewerbes der verkuppelten Frauenspersonen ge- 
schieht, die Strafverfolgung nur auf Antrag der zuständigen 
Behörde eintreten zu lassen. 

c) Endlich kann da^ eidg. Strafgesetzbuch selber die Bestra- 
fung der einfachen Kuppelei vom Antrag der zuständigen (kan- 
tonalen oder Gemeinde-) Behörde abhängig machen, — Fas- 
sung : Wer zur Unzucht mit Minderjährigen Platz gibt oder 
Gelegenheit verschafft, 

wer gewerbsmässig und unter Ausbeutung des unsitt- 
lichen Gewerbes der verkuppelten Frauenspersonen zur Un- 
zucht Platz gibt oder Gelegenheit verschafft, 

wird bestraft. 

Die Verfolgung der Kuppelei, welche nicht diese Aus- 
zeichnungsmerkmale trägt, tritt nur auf Antrag der zuständigen 
(kantonalen oder Gemeinde-)Behörde ein. 

Oder andere Fassung : Allgemeine Strafbarkeit an die 
Spitze gestellt (wie bei Vorschlag, fe) und dann beigefügt : 

Im Falle dass — (wie bei b) — tritt die Verfolgung 
nur auf Antrag der zuständigen (kantonalen oder Gemeinde-) 
Behörde ein. 

Den Zweck, den wir verfolgen, würden wohl alle drei 
Wege ungefähr in gleicher Weise erreichen. Dagegen sind 
sie unter sich nicht gleichwertig hinsichtlich ihrer staatsrecht- 
lichen Korrektheit und gehen sie auch nicht ganz von dem- 
selben Grundgedanken der prinzipiellen Strafbarkeit oder 
Nichtstrafbarkeit jeglicher Kuppelei aus. Staatsrechtlich näm- 
lich erregt der dritte Weg einige Bedenken; es ist wohl 
korrekter^ dass der Bund nicht direkt ein Antragsrecht der 
zuständigen Behörden einräumt, und die Strafverfolgung an 
ein solches knüpft, sondern dass er die Regelung den 
Kantonen überlässt, die ja mit bezug auf die Kompetenz- 
abgrenzung der Kantons- ]ind Gemeindebehörden autonom 

Weiss, Prostitutionsfragre. 
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sind. Indessen würde auch beim dritten Vorschlag keines- 
wegs die Gefahr eines direkten Eingriffes in die kantonalen 
Kompetenzen vorliegen, da es ja natürlich den zuständigen 
kantonalen Organen freistünde, allgemeine Weisungen innert 
dem Rahmen ihrer Zuständigkeit zu erteilen ; der Bund dürfte 
nur nicht eine Autonomie der Gemeindebehörden, unter Um- 
gehung der Kantone, auf diesem Gebiete schaffen, da die Ab- 
grenzung der Befugnisse von Kanton und Gemeinden mit 
bezug auf die Strafgesetzgebung, d. h. die Übertragung des 
Gesetzgebungsrechtes über das Strafrecht, nicht etwa auch dem 
Bunde übertragen ist. Sind so die beiden ersten Wege gewiss 
kori'ekter, so verdient unter ihnen der erste vor dem zweiten 
von dem Standpunkte aus, dass die Kuppelei strafrechtlich 
nicht auszurotten und daher unter gewissen Beschränkungen 
zu dulden sei, den Vorzug, während der zweite mehr den 
Gesichtspunkt der grundsätzlichen Strafbarkeit jeglicher Kup- 
pelei hervortreten und die Nichtstrafbarkeit mehr als Aus- 
nahme erscheinen lässt. Ob es richtiger sei, den einen oder 
den andern dieser Wege einzuschlagen, lassen wir vorläufig 
dahingestellt, da es uns hier nur um die allgemeinen Grund- 
züge einer Ermöglichung der Duldung und Reglementierung 
zu tun ist. Übrigens sind im Entwurf des Einführungsgesetzes 
zum StGB, vom Juni 1903, die Kompetenzabgrenzungen 
zwischen Bundes- und kantonalen Behörden sehr sorgfältig 
geregelt und es könnte vielleicht statt der abschliessenden 
Regelung im StGB selber eine solche im Einführungsgesetz 
stattfinden. Je nach der Regelung, die im StGB getroffen 
werden will, müsste übrigens auch der von der Straf- 
verfolgung handelnde Art. 30 des Einführungsgesetzes (Die 
Strafverfolgung ist durch die zuständige Behörde von Amts 
wegen zu betreiben. Ist jedoch eine Tat nach dem StGB 
nur auf Antrag strafbar, etc.) eine Ergänzung erleiden. Der 
Antrag, den wir bezüglich der Verfolgung der einfachen Kuppelei 
im Auge haben, ist natürlich nicht identisch mit dem Antrag 
des Verletzten, den das Strafgesetzbuch in Art. 2 umschreibt. 
Nur das sei noch bemerkt, dass der Grundgedanke dieses 
Vorschlages durchaus nichts neues ist. Schon im Jahre 1892 
hat O. Kronauer^) in einer Abhandlung über «die Sittlich- 
keitsvergehen nach Zürcher Strafrecht » *) einen ganz ähnlichen 
Gedanken geäussert. Er hat sich dort über das Antragsrecht, 
das den Zürcher Gemeinderäten nach dem frühern StGB 



*) Jetzt Bundesanwalt, Mitglied der kleinen Expertenkommission f. d. Vor- 
entwurf z. Schweiz. StGB. 

*) Zeitschr. f. Schweiz. Strafrecht, V, S. 202 ff. 
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(^vor der Strafgesetznovelle von 1897) zustand (siehe, auf 
S. 56), wie folgt geäussert: «Bei dem Vergehen der einfachen 
Kuppelei hat der zürcherische Gesetzgeber in guter Absicht 
den Gemeinderäten ein Anzeigerecht eingeräumt, dessen Aus- 
übung die unerlässliche Vorbedingung der straft'echtlichen 
Verfolgung eines Bordellhalters oder andern Kupplers ist. 
Diese Bestimmung ermöglicht die Handhabimg der Sitten- 
polizei nach den Bedürfnissen der einzelnen Ortschaften, 
welche unzweifelhaft nicht identisch sind, schon mit Rück- 
sicht auf die Unterschiede zwischen Stadt und Land. Zum 
Nachweis der Richtigkeit dieses Satzes genügt wohl die Hin- 
deutung auf die Erfahrungen des deutschen Reiches 

Die Praxis ergab allerdings bezüglich der Ausübung der Be- 
fugnisse der Gemeinde- resp. Stadtbehörden mehrfache Übel- 
stände, einzelne Gemeindebehörden verfuhren zu lax gegen- 
über bestimmten Bordellhaltern, aus Gründen welche das 
Volksbewusstsein empören mussten. Das Verfahren anderer 
war in bedenklicher Weise allgemein prinzipienlos und inkon- 
sequent; immerhin dürfte das im Kanton Zürich geltende 
System jedem Versuche einer zwangsweisen Schabionisierung 
des Verfahrens in diesem Rechtsgebiete weit vorzuziehen 
sein Der schweizerische Gesetzgeber loird daher seiner- 
seits guttun, sich mit der Feststellung der Strafbarkeit der 
einfachen Kuppelei zu begnügen, und in ähnlicher Weise, toie es 
der zürcherische getan hat, den Behörden der einzelnen 
kleineren Kreise ein Antragsrecht bezüglich der Verfolgung 
der auf ihrem Gebiete vorgekommenen Fälle zuzugestehen^).^ 

Was 1893 für den Kanton Zürich galt, gilt in noch viel 
grösserem Masse im Jahre 1904 oder 1905 für das Gebiet 
der ganzen Schweiz. Oder sollte wirklich jemand, der nicht 
von blindem Fanatismus und Zelotismus erfüllt ist, ernstlich 
glauben, das Bedürfnis nach Strafrechtseinheit gehe auf diesem 
Gebiete so weit, dass sich Städte wie Genf und Zürich oder 
auch Bern und Lausanne dem gleichen System anbequemen 
müssen wie die Länder Uri oder Appenzell I.-Rh. ? ? Straf- 
barkeit überall hiesse den Prinzipien der Rechtsgleichheit zu- 
lieb unerträgliche Zustände schaffen; Straflosigkeit allenthal- 
ben stünde mit dem Volksbewusstsein weiter Kreise nicht 
im Einklang und wäre auch an sich gefährlich. So ist doch 
gewiss der hier vorgeschlagene Mittelweg der denkbar beste. 

Wir kehren zur Besprechung der einzelnen Artikel des 
Vorentwurfs 1903 zurück und gelangen zu 



^) Die Unterstreichung der letzten Sätze rührt ron uns her. 
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Artikel 130. Dieser Artikel muss nach dem gesagten fallen. 

Wird unter « Bordellhalten » das organisierte Halten und 
Verkuppeln von Frauenspersonen unter kapitalistischer Aus- 
beutung dieser und Beraubung ihrer persönlichen Freiheit ver- 
standen — das soll ja nach Äusserungen in der grossen 
Experten-Kommission und in den Motiven zum Vorentwurf 
1896 das Charakteristikum der Bordelle sein — . so fällt dieser 
Tatbestand unter die hier sogenannte qualifizierte, schlecht- 
hin ex officio verfolgbare Kuppelei; ein besonderer Artikel 
ist daher überflüssig, und es genügt eine Strafschärfung im 
einzelnen Falle oder eine allgemeine Straferhöhungsbestimmung. 
Im übrigen aber soll durch unsere Vorschläge das organi- 
sierte Zusammenwohnen von Prostituierten, die Kasernierung 
und Lokalisierung, je nach den Bedürfnissen der einzelnen 
Ortschaften ermöglicht werden. Insofern daher unter «Bor- 
dellhalten» auch das blosse Organisieren des Zusammen- 
wohnens von Prostituierten, unter Wahrung ihres freien Ein- 
und Austrittsrechts, verstanden wird, soll Strafbarkeit nur 
auf Antrag eintreten und fällt der Tatbestand unter die 
Antragsdelikte des vorhergehenden Artikels, bezw. soll die 
Strafbarkeit den Kantonen überlassen sein. 

Es liesse sich ja auch — um noch einen andern Weg 
zur Ermöglichung der Duldung anzudeuten — Artikel 129 
tale quäle herübernehmen, ebenso Artikel 130, letzterem 
aber beifügen : Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der 
zuständigen Behörde ein. Doch leuchtet sofort ein, dass ein 
derartiges Vorgehen mit allen Anforderungen einer guten 
Gesetzgebungstechnik im Widerspruch stünde. Es kann doch 
unmöglich ein so schwer bestraftes Delikt nur Antragsdelikt 
sein. Auch soll ja das Bordellhalten im strengen Sinne — 
Ausbeutung und Freiheitsberaubung — allerdings strafbar 
sein. Endlich soll ja nicht nur das Halten eines Bordells 
im weitem Sinne, sondern auch eine sonstige Duldung der 
Prostitution — zwecks Reglementierung — ermöglicht werden. 
Dazu aber würde ein blosser Zusatz zu Artikel 130 nicht aus- 
reichen. Dieser Weg ist daher ohne weiteres zu verwerfen. 

III. Mädchenhandel, Artikel 131 ^). Nach dem Entwm-f 
soll jegliches Anwerben oder Verhandeln einer Frauensperson 
zur Unzucht mit andern oder der Versuch einer solchen 



*) S. darüber neuestens: Dr. S. Mexin, Der Mädchenhandel, sozial- und 
kriminalpolitische Studie, Basel 1904. Der Verfasser, dessen juristische Begriffs- 
bestimmungen nicht sehr scharf sind, geht auch davon aus, die gewerbsmässige 
Unzucht als solche habe straflos zu bleiben, wünscht aber Bestrafung der « Prosti- 
tution >, worunter er jede Art Förderung der gewerbsmässigen Unzucht versteht. 
Dem Vorentwurf zollt er grosses Lob. 
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Handlung bestraft werden, ganz gleichgültig, ob das An- 
werben oder Verhandeln geschieht gegen den Willen der 
Betreffenden, ohne ihren Willen, oder mit ihrer Einwilligung; 
auch abgesehen davon, ob die Frauensperson unbescholten 
ist oder nicht; die Unbescholtenheit kommt lediglich als 
Strafschärfungsgrund in Betracht, sofern mit ihr die Über- 
lieferung zur Unzucht verbunden ist, also vollendete Über- 
lieferung vorliegt. Ausser dem schon genannten Qualifika- 
tionsgrund sind weitere Qualifikationsgründe: 

a) solche, die in der Person der betr. Frauensperson oder 
im Verhältnis des Täters zu ihr begründet sind: 

1. die Minderjährigkeit der Frauensperson, 

2. das Verhältnis der Ehefrau, Tochter oder Grosstochter 
des Täters, oder das Verhältnis, dass die Frauens- 
person der Pflege, Obhut oder Aufsicht des Täters 
unterstellt ist; 

h) solche, die in der objektiven Handlung liegen : 

3. der Versuch des Überliefems an ein Bordell, 

4. die (beabsichtigte) Ueberlieferung ins Ausland ; 
c) solche, die durch das Mittel ausgezeichnet sind: 

5. Verübung von List, Gewalt oder Drohung. 

Von vornherein zu billigen sind diese sämtlichen Quali- 
fikationsgründe — auch der erstgenannte — mit Ausnahme 
des sub 3 bezeichneten, übef den noch besonders zu 
sprechen ist. 

Im übrigen ist zur Grundauffassung, die den Entwurf 
beherrscht, Stellung zu nehmen. 

Diese Grundauffassung ist die: 

Die Mädchenhändler — deren Treiben in den letzten. 
Jahrzehnten, ja Jahren erst aufgedeckt worden und in eine 
grössere Öffentlichkeit gelangt ist — sind eine gefährliche, 
sittlich durch und durch verworfene Menschenklasse. Ihre 
Handlungen : das Handeltreiben mit menschlichen Individuen, 
das Behandeln solcher als Ware ist unter allen Umständen 
verwerflich, schändet die Würde des Weibes - - selbst des 
gefallenen — und widerstreitet dem Sittengebot der Achtung 
jedes Menschen überhaupt. Das ganz allgemeine, weitgefasste 
Verbot des Mädchenhandels bezweckt direkt die Austügung 
dieser verwerflichen Menschenklasse, und soll nicht sowohl, 
jedenfalls nicht nur und in erster Linie, zum individuellen 
Schutze der Frauenspersonen dienen, sondern das Sittengebot 
zur Geltung bringen, dass der Mensch überhaupt nicht Ware, 
Handelsobjekt sein soll, und im besondern nicht Ware zur 
Ausübung der Unzucht. 
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Dieser Auffassung gegenüber steht die andere, die als 
die famösische bezeichnet werden kann und die, von Senator 
B^enger zuerst formuliert, in die französische Strafgesetz- 
Novelle vom 4. April 1903 übergegangen ist. Als Mädchen- 
handel ist danach nur anzusehen : « Tembauchage par violence 
ou par fraude pour la Prostitution, Femploi des m^mes moyens 
pour contraindre une personne m6me msgeure ä se livrer ä la 
Prostitution», oder: «embauchage par violence, fraude ou abus 
d'autoritö pour la Prostitution, l'emploi», etc. (wie oben) *). Nach 
dieser Auffassung wird nur der durch Anwendung gewisser 
Mittel ausgezeichnete Mädchenhandel bestraft und wird zwischen 
Voiyährigen und Minderjährigen unterschieden in der Weise, 
dass bei erstem ein Zwang oder Betrug hinzukommen muss, 
also ein Delikt gegen den Willen, während bei letztern dieses 
Tatbestandsmerkmal nicht erfordert wird. Das französische 
Gesetz bestraft demnach: 

1. (Die Verletzung der Sittlichkeit durch Verkuppelung von 
Mindeijährigen [Personen unter 21 Jahren], Verführung 
solcher oder Beförderung oder Erleichterung der Ver- 
kuppelung derselben.) [Fällt hier, beim Mädchenhandel, 
ausser Betracht.] 

2. Die Anwerbung minderjähriger Frauenspersonen oder 
Mädchen zur Unzucht mit andern, das Mitsichführen oder 
die Entführung solcher zu diesem Zwecke. 

3. Die Anwerbung, das Mitsichführen oder die Entführung 
einer volljährigen Frauensperson mit List oder Gewalt 
oder Gewaltsdrohung, Missbrauch des Aufsichtsrechtes oder 
durch Zwang irgendwelcher Art, zur Unzucht mit andern. 

4. („Wer auf dieselbe Weise eine — obwohl volljährige — 
Person in einem Bordell gegen ihren Willen wegen Schulden 
oder aus einem andern Grund zurückhält oder diese 
zur Prostitution zwingt." [Hat mit dem Mädchenhandel 
direkt nichts zu tun. 

Also: Ausnahmslose Bestrafung der Verkuppelung von 
Minderjährigen und des Mädchenhandels mit solchen; Be- 
strafung des qualifizierten Mädchenhandels mit Volljährigen; 
Schutz der Bordellmädchen. 

Wir haben uns über dieses Gesetz hier nicht weiter zu 
äussern und kehren zu unserm Vorentwurf zurück. 

Dieser Vorentwurf stellt vom moralischen Standpunkt 
aus das Ideal des zu Erstrebenden dar*). Allein die realen 



») S. Dr. jur. JT. Hatsig, Der Mädchenhandel, in der Zeitschrift für die 
ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. 20 (1900), S. 516 ff., speziell S. 631 f. 
') Er findet die volle Zustimmung von Mexin. 
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Verhältnisse und eine tiefere Prüfung der Frage verlangen 
doch eine kleine Einschränkung. 

Etwas anderes ist es, ob versucht wird, eine Frauens- 
person durch List, Gewalt oder Drohung der Unzucht mit 
andern 2u überliefern, und ob sie erst zur Unzucht angeworben 
wird, oder ob eine schon der Prostitution verfallene Frauens- 
person z. B. von einem Bordell ins andere gebracht wird. Gewiss 
ist auch letzteres etwas äusserst Odiöses. Aber die realen Ver- 
hältnisse verbieten, hier von einem eigentlichen Mädchenhandel 
und von verletzter Frauenwürde zu sprechen. Was bekämpft 
werden soll, mit allen Mitteln, auch durch das Strafgesetz, da^ 
hier in der Tat eine grosse Aufgabe zu erfüllen hat, ist die Re- 
krutierung der Prostitution durch den Mädchenhandel. Daher : 

1. Das Anwerben von Frauenspersonen zur gewerbs- 
mässigen Unzucht. Es setzt voraus, dass in der Anzuwerbenden 
erst der Entschluss, sich der Unzucht mit andern hinzugeben, er- 
weckt werden soll, gleichviel durch welche Mittel. Denn 
wenn sich eine Prostituierte zur Ausübung der Unzucht mit 
andern einem Dritten (dem Vermittler) selbst anbietet — aber 
auch nur dann — kann nicht mehr von einer „Anwerbung" 
und auch nicht von einem „Verhandeln" die Rede sein ^). 

2. Qualifizierte Strafbarkeit des Handels mit Minderjährigen, 
der Anwendung von List, Gewalt oder Drohung, der An- 
werbung und des Verhandeins unbescholtener Personen. 

Mit der sub 1 gegebenen Auslegung — aber auch nur 
mit dieser — stimme ich somit dem § 1 des Art. 131 
des Vorentwurfes vollständig bei. Ebenso sämtlichen Quali- 
fikationsgründen des § 2, auch dem Alinea 3, indem ich dieses 
Alinea dahin auslege, da^ss der Versuch des Überlieferns 
bei einer volljährigen, schon der Prostitution ergebenen Frauens- 
person gegen oder ohne ihren Willen erfolgen müsse. Der 
Ausdruck „zu überliefern sucht" und die — nur in diesem 
Falle, aber dann auch ganz — gerechtfertigte Schwere der 
Strafandrohung weisen darauf hin, dass das blosse Verbringen 
einer schon prostituierten Frauensperson von einem Bordell 
ins andere nicht unter diese Qualifikation fallen kann. Um 
aber aller entgegengesetzten Auslegung vorzubeugen, sollen 
in dem Alinea die Worte beigefügt werden: « wenn sie der Täter 
gegen oder ohne ihren Willen einem Bordell zu überliefern 
suchte». Diese kleine Einschränkung bringt der grossen Auf- 
gabe der Bekämpfung des Mädchenhandels keinen Eintrag. 



*) Das ist auch die Auslegung des Begriffes Anwerbung durch Hatzig 
a. a. O. S. 516 f.. während Mexin a. a. O. S. 28 weiter geht. 
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Sie ist eine Konsequenz unserer oben entwickelten Auffassung' 
über die Ermöglichung der Duldung von Bordellen dort, wo 
die kantonalen oder örtlichen Verhältnisse diese nach Ansicht 
der zuständigen Behörden notwendig machen. 

IV. Endlich gehört hierher noch Artikel 132, die Begünsti- 
gung der gewerbsmässigen Unzucht Angehöriger oder Pflege- 
befohlener. Schon oben Seite 217 f. ist ausgeführt, dass und 
warum ich dieser Bestimmung vollen Beifall zolle. 



In einem Zusammenhang mit der Regelung der Prosti- 
tutionsfrage steht sodann Artikel 76 des Vorentwurfs, lautend: 
„Wer an einer ansteckenden Geschlechtskrankheit leidet und 
in Kenntnis dieses Zustandes den Beischlaf ausübt oder einen 
Menschen in anderer Weise wissentlich der unmittelbaren 
Gefahr aussetzt, von ihm angesteckt zu werden, wird mit 
Gefängnis bestraft. Die Gefährdung des Ehegatten wird nur 
auf Antrag bestraft." Dieser Zusammenhang ergibt sich 
daraus, dass erfahrungsgemäss und unbestreitbar die Prosti- 
tution es ist, die den eigentlichen Träger und Verbreiter der 
Geschlechtskrankheiten bildet. Die zitierte Bestimmung des 
Vorentwurfs reiht sich daher an die strafrechtlichen Artikel 
über Behandlung und Bekämpfung der Prostitution insoweit 
an, als sie mit diesen ein Mittel zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten sein soll. Ob und inwieweit sie das ist; 
ob und inwieweit sich eine solche Bestimmung rechtfertigt; 
ob sie sich als nützlich erweisen wird ; ob nicht die ihr ent- 
gegenstehenden Bedenken — namentlich das Bedenken der 
Wahrung des ärztlichen Berufsgeheimnisses — überwiegen: 
das zu erörtern, muss einer besondem Abhandlung vorbehalten 
bleiben. Hier sei vorläufig nur darauf verwiesen, dass der 
I. Kongress der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten auch diese Frage zur Diskussion ge- 
stellt hat*). Prima vista begrüsse ich die Bestimmung des 
Vorentwurfs, weil sie, was not tut, die Aufmerksamkeit weiter 
Kreise auf die Wichtigkeit und Gefährlichkeit der Geschlechts- 
krankheiten lenkt, weil sie geeignet ist, die ärztlichen, sani- 
tarischen und hygienischen Massregeln in der Bekämpfung 
der von der Prostitution ausgehenden Gefahren wirksam zu 



*) Verhandlungen Seite 1—106; Gutachten von Prof. Franz v. Liszt, Prof. 
HeUwig, Prof. v. Bar, OherlandesgeYichtsrat Schmölder. Zu vergleichen auch die 
Schrift: Qeschlechtskrankhelten und HechtsschutiS. Betrachtungen vom ärztlichen, 
juristischen und ethischen Standpunkte, von Prof. Dr. med. M. iV^^cA. Frauenarzt, 
und Dr. jur. Ludwig Wertheinter, Rechtsanwalt in Frankfurt a. M., Jena, Gustav 
Fischer, 1903. 
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unterstützen, insbesondere der im Kampfe gegen die Geschlechts- 
krankheiten so wichtigen ärztlichen Belehrung Boden zu 
schaffen vermag ; endlich weil sie die Gewissen schärft und weil 
die Ausübung des geschlechtlichen Verkehrs von Seiten einer in- 
fizierten Person in Kenntnis dieses Zustandes eine ruchlose 
Tat ist. Näheres muss, wie gesagt, einer besonderen Erörte- 
rung vorbehalten bleiben ^). 

In engem Zusammenhang mit unserm Thema steht endlich 
Art. 136 (Veröffentlichung von Gelegenheiten sur Unzucht). 
Die Bestimmung wird der Auslegung Schwierigkeiten bieten. 
Die berüchtigten «lantemes rouges» in Genf müssten da- 
nach wohl verschwinden? . . . Das schwerwiegendste Bedenken 
gegen den ersten Teil der Bestimmung (vgl. auch die Äus- 
serung von V. Lilienthal, oben S. 179) ist das, dass nicht 
nur das öffentliche Aufmerksammachen auf eine Gelegenheit 
zur Unzucht, das in der Absicht, die Unzucht herbeizuführen, 
anzulocken, nach dem Wortlaute unter den Artikel fällt, 
sondern ein Aufmerksammachen ganz objektiver Art, z. B. 
in wissenschaftlichen Besprechungen, in Reiseschilderungen, 
literarischen Erzeugnissen u. dgl. Soll z. B. die Zeitung 
strafbar sein, die von den « lanternes rouges » in Genf als den 
Stätten des Lasters spricht? Soll Miller bestraft werden, wenn er 
in seiner Schrift über die Prostitution (München, J. F. Lehmann, 
1898) mitteilt, dass in Leipzig die Wirte der Prostitutionshäuser 
die Scheiben mit einem Muster in weisser Ölfarbe bemalen, und 
dass das als Erkennungszeichen diene; soll ich bestraft wer- 
den, wenn ich diese Äusserungen und Mitteilungen hier 
weiter verbreite ? . . . Man sieht, die Fassung der Bestimmung 
ist in den Händen ungeübter oder fanatischer Richter nicht 
ohne Gefahr. Was getroffen werden will, ist gewiss ver- 
werflich; so wäre es gut, wenn gewisse Inserate damit 



*) Die waadtländische Kommission spricht sich in ihrem Bericht üher Art. 76 
des Vorentwurfs dahin aus: «Ces dispositions sont nouvelles et n'existaient pas dans 
le projet de 1896. EUes sont tirees des codes norvegien (1902) et danois (1866) 
qu'eUes reproduisent presque textuellement. Leur introduction dans le Code penal 
suisse a ät^ demandee par un Comit^ de dames de Zürich. EUes ont donn4 lieu 
dans notre Commission vaudoise ä une longue discussion, dans laquelle des 
opinions divergentes ont ^t^ exprim^es. Tandis que des memhres ont propose la 
snppression de tout Tarticle, estimant qu'il peut ouvrlr la porte ä des inves- 
tigations fächeuses dans les familles, alors surtout que la poursuite a lieu d'office, 
et qu'il fant laisser anx antorit^s administratives le sein de prendre les mesures 
de police et d'hygi^?ie n^cessaires, d'autres memhres se sont prononcßs trfes cate- 
goriquement dans le sens du maintien dudit article. Ils ont insiste sur la n4ces- 
sit4 de lutter aassi energiqnement que possible contre les ravages occasionnes par 
les maladies syphilitiques, v(5ritahle fleau social qui peut sävir d'antant plus que 
dans notre canton nous n'avons pas de loi sur la Prostitution comme dans d'autres 
pags (la France par exemple), permettant d'agir contre la propagation des maladies 
v4n4riennes [von uns unterstrichen]. Apres ce premier echange de vues, la Com- 
mission a d^cid4 de suspendre toute d^cision ä cet ^gard, cette question ^tant 
actuellement soumise, avec d'autres, ä l'examen du corps m^dical suisse.» 
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gefasst werden könnten. Aber unbedenklich ist die Bestimmung 
nicht; es handelt sich auch um höhere Interessen und um 
die Freiheit der Presse von Belästigungen. 

Wir sind am Schlüsse unserer kritischen Wanderung an- 
gelangt. 



Nicht das Strafgesetzbuch ist das Mittel zur erfolgreichen 
Bekämpfung der Prostitution, es kann im Ringen mit diesem 
gewaltigen Feinde der menschlichen Gesundheit und Wohl- 
fahrt nur mithelfend, als dienende Magd, andern Massnahmen 
zur Seite treten, Rechtsgüter der Einzelnen in seinen Schutz 
nehmen, krass antisoziale Handlungen verbieten und bestra- 
fen, und hat im übrigen lediglich dafür zu sorgen, dass die 
andern grossen Massnahmen in diesem Kampfe, die vorbeu- 
genden: Belehrung und Aufklärung über die Gefahren der 
Geschlechtskrankheiten und der Prostitution und somit des 
Verkehrs mit dieser ; die Bewahrung der weiblichen Jugend ; 
die Tätigkeit der Sanitätsbehörden ; — die heilenden und 
reparierenden: die Fürsorge für Gefallene; die Heilung Er- 
krankter, — nicht gestört und gehindert werden. 

Aus diesem Geiste heraus ist diese Schrift geschrieben. 

Den Beifall derer, die sich gerne die allein Sittlichen 
nennen, müssen wir entbehren; kämpfen wir doch für eine 
Ermöglichung der Reglementierung der Prostitution — «also 
eines Paktes mit dem Laster » ! und verwerfen wir hierbei 
auch die Bordelle nicht bedingungslos. 

Vielleicht ist uns die Zustimmung anderer ernst denken- 
der Männer — und warum nicht auch Frauen? — , die das 
schwierige Problem der Prostitution nach allen Seiten hin 
geprüft haben, um so gewisser. Das wäre ein schöner Da;nk 
für unsere bescheidene Arbeit. 

Gegen eines aber erheben wir hier ein- für allemal laut 
und dringend Protest : dagegen, dass nur diejenigen, die die 
Prostitution nach allen Richtungen strafrechtlich verfolgen zu 
müssen glauben und im besondern keine Reglementierung 
irgend welcher Art dulden, sich die «sittlich und ernst den- 
kenden», den «guten Kern des Volkes», und ihre Sache «die 
gute Sache» heissen. 

«Sie nehmen alle Tugenden ohne weiteres für sich in 
Anspruch und rechnen den Rest der Weif als ihren Gegen- 
satz; tiefes Zeichen der Gemeinheit der Seele» . . . 

Die Elemente, die da, am Schweiz. Predigertag und 
anderswo, die extremsten Anschauungen verfechten, und 
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denen, die nicht in allem ihrer Ansicht sind, mit dem Zorne 
des «guten Kerns des Schweizervolkes» drohen, sind es nicht, 
die bis dahin frisch und freudig, anknüpfend an die grossen 
Traditionen aus der Zeit des ersten schweizerischen Bundes^ 
Staates und an die Verfassungskämpfe vom Anfang der 70er 
Jahre des verflossenen Jahrhunderts, der Rechtseinheit, dem 
eidg. Zivil- und Strafrecht zugestrebt haben. 

Es wäre tief bedauerlich, wenn das eidg. StGB an 
der Intransigenz jener Elemente und allzu starrem Doktrinaris- 
mus, an der Überspannung des strafbaren Unrechts auf 
dem so schwierigen Gebiete der geschlechtlichen Unsittlichkeüy 
an der Vermischung von Moral und Recht, scheitern müsste. 

Der Berichterstatter der Waadtländer Kommission zur 
Begutachtung des Vorentwurfs 1903 hat recht, wenn er be- 
merkt, weite Kreise stünden dem Vorentwurfe noch fremd 
und kalt gegenüber. Es ist ihm auch darin beizustimmen, 
dass man nicht verlangen dürfe, das eidg. StGB müsse, um 
sittlich ein originelles schweizerisches Werk zu sein, « das alte 
Konsistorialrecht der Berner Periode » wieder aufleben lassen ; 
— aber gerade nach dieser Richtung finden sich Tendenzen 
in den Kreisen, die bisanhin für die hier interessierenden 
Partien des StGB tonangebend waren, die ihrer ganzen 
Gesinnungsart nach nicht weit von der Denkungsart jener 
Epoche entfernt sind; soll doch die Schweiz allen Ernstes 
mit neuen i< Sittenrichtern >^ beglückt werden, und soll doch 
im Grunde jede geschlechtliche Unmoralität auch deliktisch 
strafbar sein und der Mensch mittelst des Strafgesetzes zur 
Moralität erzogen werden. 

Und diesen Tendenzen hat der Vorentwurf nur zu sehr 
nachgegeben und dabei Gesichtspunkte völlig ausser acht 
gelassen, die eine Berücksichtigung ebensosehr verdienen wie 
jene moralistischen Bestrebungen. 

Zu diesen gehören einmal die sanitären Rücksichten, von 
denen in dieser Schrift eingehend gehandelt ist. 

Dann gehört dazu die Gefahr des Angeber- und Syko- 
phantentums, des Eindringens in die intimsten Privat- und 
Familienbeziehungen, der ausschliesslichen Beschäftigung weiter 
Kreise mit der geschlechtlichen Moral ihrer Mitmenschen — 
jene beklagenswerteste Folge des Zürcher «Sittlichkeitsgesetzes». 

Und endlich ist noch eines hier von Bedeutung: Die 
Tatsache darf doch nicht so völlig ausser acht gelassen 
werden, dass noch vor wenigen Jahren das Volk eines ganzen 
Kantons sich für Beibehaltung eines Reglementierungssystems 
ausgesprochen hat, dem nun der Vorentwurf unerbittlich den 



VeriiicMuogsklpieg' Wklärt liat. Mag a^wh dieser Kanton iin Ver- 
hältnis«^ zur ganzen Schweiz nttr emen' geYingerh Tdt-dei' Be- 
völkerungszahl aüsniÄchen, so ist doch seine StellüftgBahme 
gerade in dieser Frage von grosser Wichtigkeit, weil ^r einer 
der wenigen Käntöne iöt^ in denen ton einer Aktualität der 
Prostitutionsf rage überhaupt gesprochen werden kann* Soweit 
es irgend angeht, sollte in dieser so schwierigen und- um- 
strittenen Frage der Wille der Minderheit (Minderheit näm- 
lich im Verhältnis zur ganzen Schweiz) respektiert, und nicht 
der Grenzstadt Genf ein System aufgezwungen werden, das 
die grosse Mehrheit der Bevölkerung und namentlich alle 
leitenden Kreise für unheilvoll halten. Andernfalls würden 
Konflikte, wie sie sich in Deutschland nach Einführung des 
deutschen RStGB zwischen Hamburg und dem Reichs- 
kanzleramt gezeigt haben, nicht ausbleiben. Und die von 
mir vorgeschlagene Freiheit der Regelung dieser Verhältnisse 
steht den wirklichen Lebensverhältnissen näher als eine fiktive 
Unifonnierung, bei der eine Stadt wie Genf gleich behandelt 
wird, wie Appenzell I.-Rh. oder Unter walden. Jedenfalls 
würde Genf durch die beabsichtigte Uniformierung dem Geiste 
nach der deutschen Schweiz keineswegs näher gebracht. 

Es wäre bedauerlich, wenn der Entwurf eines StGB 
durch jene moralistischen Tendenzen sich gerade die Kreise 
entfremden würde, die je und je der schweizerischen Rechts- 
einheit als einem höchsten Ideal zugestrebt haben. 

Und doppelt bedauerlich wäre es, weil, wer immer an 
den uns nun vorgelegten Vorentwurf von 1903 voraussetzungs- 
und vorurteilslos herantritt, vor der darin aufgespeicherten 
Arbeit nicht nur hohe Achtung empfinden, sondern sie in 
manchem bewundern muss, und weil der Entwurf, im allge- 
meinen Teile ganz besonders, des Vorzüglichen, zum wirkungs- 
vollen Kampfe gegen das Verbrechen Geeigneten, so viel enthält. 
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